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Vorwort von Hartmut Rosa
Wer es vermag, die Grundbegriffe der gesellschaftlichen Selbstbeschreibung und Selbstdeu-
tung zu verändern, verändert die gesellschaftlicheWirklichkeit selbst, denn dieseWirklich-
keit wird durch unsere Sprache mit-konstituiert: Das ›Wesen‹ sozialer Phänome-
ne ist immer auch begrifflicher Natur. Diese sozialtheoretische Kerneinsicht liegt
etwa dem von Charles Taylor, aber ähnlich auch von Anthony Giddens oder Jür-
gen Habermas formulierten Verständnis einer unabweisbaren ›Doppelhermeneu-
tik‹ der Sozialwissenschaften zugrunde: Sie interpretieren stets eine schon inter-
pretativ (ko-)konstituierte Realität. Daraus ergibt sich das Desiderat, paradigma-
tische Begriffsumstellungen in der Theorie bzw. im ideengeschichtlichen Denken
in enger Verknüpfung mit realpolitischen Veränderungen – als Ursachen ebenso
wie als Wirkungen – zu suchen und zu analysieren.
Das von Vincent August hier vorgelegte Buch rekonstruiert und analysiert
auf ebenso verblüffende wie beeindruckende Weise einen solchen grundlegen-
den begriffspolitischen und damit begrifflich-politischen Paradigmenwechsel für
die Politik- und Sozialwissenschaften seit den 1970er Jahren, der sich in seiner
konzeptuellen Konsequenz und Reichweite fast unbemerkt und gleichsam hinter
dem Rücken nicht nur der politischen, sondern auch der sozialwissenschaftlichen
Akteure vollzogen habe. Gemeint ist damit der Übergang von einem souveräni-
tätstheoretischen und -begrifflichen und damit auch: souveränitätspolitischen
Ansatz der Gesellschaftstheorie und vor allem der Regierungslehre zu einem von
der Kybernetik inspirierten ›technologischen‹ bzw. netzwerktheoretischen und
governance-politischen Ansatz. Dabei sind beide Ansätze gleichsam als ›Meta-
Paradigmen‹ zu verstehen, das heißt, dass sie jeweils in sich sehr unterschiedliche
epistemologische, politische und normative Positionen vereinten bzw. vereinen.
Damit hat sich – so Vincent Augusts Leitthese – gewissermaßen der Übergang von
einem Begriffsuniversum und damit von einer politischen Welt in ein(e) andere(s)
vollzogen, der massive Auswirkungen nicht nur für das Denken des Sozialen und
Gesellschaftlichen und für das politische Handeln, sondern auch noch für die
Konstitution der Subjekte hat.
Als ›Kronzeugen‹ dieses Paradigmenwechsels dienen die beiden in vielerlei
Hinsicht ganz unterschiedlichen, aber enorm einflussreichen und schulenbilden-
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den Großtheoretiker Michel Foucault und Niklas Luhmann. August zeigt, dass sie
beide auf ganz unterschiedlichen Pfaden und trotz sich teilweise widersprechender
Argumentationsformen nicht nur in der Zurückweisung des Souveränitätspara-
digmas, sondern auch in der konzeptuellen Umstellung zu einer weitgehend
konvergierenden Neufassung des Politischen, der Subjekte und des Sozialen
sowie der Sozialwissenschaften gelangen, welche gravierende sozialtheoretische,
politische, organisationspolitische und subjektkonstituierende Konsequenzen hat,
und er vermag es zugleich, die Ursachen, Konturen und Konsequenzen dieses
Paradigmenwechsels herauszuarbeiten.
Am Ende verblüfft die Stringenz und Kohärenz des auf diese Weise entstehen-
den Bildes, und das umso mehr, als das beide Ansätze vereinende differenztheore-
tische, dynamische und komplexe ›Netzwerkdenken‹ und das daraus resultierende
Regierungsverständnis ja in der Tat sozial- und gesellschaftstheoretisch, aber auch
organisationssoziologisch und politisch überaus folgenreich geworden ist.
In der Summe ist August damit eine eigenständige, bestechende und überaus
innovative Forschungsleistung geglückt, welche in gleich drei Hinsichten Maßstä-
be zu setzen vermag: Zum ersten vermögen seine beiden detaillierten Fallrekon-
struktionen auf aufschlussreiche Weise neues Licht auf beideTheorieansätze – die
Systemtheorie wie die Gouvernementalitätstheorie – zu werfen: So hat man Fou-
cault und Luhmann bisher in der Tat noch nicht gelesen, und dieses Zusammen-
denken erweist sich als produktiv für das gegenwärtige Subjekt- und Politikver-
ständnis insgesamt. Dass Foucault dabei stark auf ein steuerungspolitisches und
regulationstheoretisches Interesse hin interpretiert wird, wodurch seine radikale
Kritik an jeder Regierungsform teilweise in den Hintergrund rückt, tut dem letzt-
lich keinen Abbruch, sondern wird die (Foucault-)Debatte aufs Neue inspirieren.
Zum zweiten leistet die Analyse des tiefschürfenden Paradigmenwechsels und die
Rekonstruktion des ›technologischen‹ Regierungsdenkens einen überaus wertvol-
len Beitrag für jede nicht nur politik-, sondern auch gesellschaftstheoretische Ge-
genwartsbestimmung und für die Selbstverständigung der politischen Gesellschaft
im 21. Jahrhundert. Vor allem aber liefert August, zum dritten, geradezu ein Meis-
terstück ab für eine ideengeschichtliche Arbeit, welche einen komplexen conceptual-
cum-political-turn im Sinne derCritical ConceptualHistory in allen epistemologischen,
ontologischen, subjekttheoretischen und politischen Ursachen und Konsequenzen
historisch rekonstruiert und analysiert.
Die theoretische und politische Reichweite der Studie ist deshalb kaum zu
überschätzen; an ihr wird die zukünftige politiktheoretische Diskussion nicht vor-
beigehen können, und auch die Gesellschaftstheorie wird sie intensiv zur Kenntnis
nehmen müssen!
Einleitung
Die Gesellschaft ist zu einem Netzwerk geworden, und wo früher Vereine und Ver-
bände, soziale Organisationen und politische Gemeinschaften standen, finden sich
heute immer mehr Netzwerke: vom Kommunikations-, Informations- und Medi-
ennetzwerk über Terror-, Zivilgesellschafts- und Forschungsnetzwerke bis hin zu
Netzwerkgesellschaft und network governance. Die ›digitale Republik Estland‹, so der
New Yorker, treibt diese Entwicklung als ein gesamtgesellschaftliches Projekt vor-
an.1 Estland bietet eine Infrastruktur, die hunderte dezentrale Datenbanken mit-
einander verbindet und Menschen, Unternehmen und Verwaltungen erlaubt, in
Echtzeit miteinander zu kommunizieren und Daten auszutauschen. Eine Ärztin
kann sofort auf die Gesundheitsdaten einer Patientin zugreifen, wählen kann man
von jedem internetfähigen Computer, und selbst der ›Aufenthalt‹ im Staat wurde
durch eine »elektronische Residenz« per digitaler ID vom Territorium gelöst. Die
Dienstleistungen des öffentlichen Sektors werden so weit wie möglich online über
das Netzwerk der Datenbanken zur Verfügung gestellt.
Bei der Entwicklung zur ›Netzwerkregierung‹ geht es aber nicht nur um die
technologische Infrastruktur. Wie Marten Kaevets, der national digital adviser von
Estland, betont, ist das »mind-set« viel entscheidender.2 Diese Vorstellung teilt er
mit einer Vielzahl anderer Akteure. So betonte etwa der OECD-Planungsstab un-
ter dem Titel Governance für das 21. Jahrhundert, dass sich »die Politik von ihrer alten
hierarchischen Struktur befreien und zu einem kreativen Ort werden« müsse.3 Sie
müsse Netzwerke organisieren, in denen »alle sozialen Akteure […] Ziele, Regeln
und Verfahren immer wieder neu erfinden«.4 Und auch ein enger Berater der aus-
tralischen Regierung hat diese Einführung des Netzwerk-Denkens in die politische
Praxis gefordert: »The traditional, hierarchical government model simply does not
meet the demands of this complex, rapidly changing age. […] thriving in the net-
1 Vgl. Heller: »The Digital Republic«.
2 Zit. nach Heller: »The Digital Republic«, S. 93.
3 Michalski et al.: »Governance im 21. Jahrhundert«, S. 34.
4 Michalski et al.: »Governance im 21. Jahrhundert«, S. 34f.
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worked age requires governments to change the way they think and operate. […]
we need to update our thinking.«5
Was zeichnet dieses neue mind set, das politische Denken in Netzwerken aus?
Wie kam es, dass man das Regieren in den Begriffen des Netzwerkes beschreibt?
Und welche Folgen hat dieses Begriffsraster – für das Verständnis der Gegenwart
und für die Gestaltung von Politik undGesellschaft? Von diesen allgemeinen Fragen
nimmt die folgende Untersuchung ihren Ausgang. Sie geht der neuen Netzwerk-
Theorie der Politik in historischer Hinsicht auf den Grund, indem sie nach den intel-
lektuellen Ressourcen für das Denken in Systemen und Netzwerken fragt und den
Aufstieg dieser Ansätze in den Krisenjahren der 1970er nachvollzieht. Gleichzeitig
konturiert sie in systematischer Hinsicht die ontologischen Prämissen, gesellschafts-
theoretischen Diagnosen und die politiktheoretischen Lösungsvorschläge dieses
technologischen Regierungsdenkens.6
Neoliberalismus und Netzwerk-Denken: Standpunkte der Forschung
Wenn die Akteure selbst davon ausgehen, dass ein neues Denken Einzug halten
muss, befindet man sich auf dem Fachgebiet der politischen Theorie, der Gesell-
schaftstheorie und der Ideengeschichte. In diesem Bereich der Sozialwissenschaf-
ten und auch in der öffentlichen Debatte dominiert allerdings die Diagnose, das
Handeln der Regierungen stünde unter dem Einfluss eines neoliberalen Denkens,
das die gesamte Gesellschaft umstrukturiert hätte. Ideengeschichtlich lasse sich
das neoliberale Denken bis in die Zwischenkriegszeit zurückverfolgen. Aber erst
5 Eggers: »The changing nature of government«, S. 28 (Hervorhebung hinzugefügt).
6 Wenn ich im Folgenden von Regierungsdenken spreche, soll damit nur gemeint sein, dass
es sich um ein politisches Denken handelt, das sich – analytisch oder normativ – mit der
Steuerung, Organisation oder Regulation von sozialen Ordnungen beschäftigt. Regierungs-
denken ist in dieser Definition also nicht zwingend ›Herrschaftswissen‹, es kann genauso
gut in kritisch-analytischer oder subversiver Form auftreten. Es unterscheidet sich allerdings
von einem politischen Denken, das seinen Gegenstand nur jenseits von oder im Bruch mit
alltäglichen Praktiken und Institutionen findet. Stattdessen beschäftigt sich das Regierungs-
denken gerade damit, wie Gesellschaften alltäglich geordnet, sortiert, reguliert werden. Die
Spaltung von Politik und dem Politischen hat in den letzten zwanzig Jahren eine fruchtba-
re Debatte in der politischen Theorie ermöglicht, die den Fokus der politischen Theorie als
Disziplin auf vorher theoretisch vernachlässigte Fragen wie zivilen Ungehorsam und Protes-
te gelenkt hat. Andererseits ging damit wiederum eine theoretische Vernachlässigung von
politischen Institutionen und Routinepraktiken einher. Erst langsamwird versucht, diese Lü-
cke in konstruktiver Absicht zu schließen. Vgl. dazu den herausragenden Beitrag von Manon
Westphal: Die Normativität agonaler Politik. Zur schon früher geäußerten Kritik vgl. Greven:
»Verschwindet das Politische in der politischen Gesellschaft?«; Rzepka/Straßenberger: »Für
einen konfliktiven Liberalismus«.
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infolge der Wirtschaftskrise der 1970er Jahre habe es den Keynesianismus als öko-
nomisches Leitbild abgelöst und zugleich eine politische Leitidee angeboten, die
denWohlfahrtsstaat eindampfe und stattdessen auf Privatisierung, Deregulierung
und Liberalisierung, auf Märkte und Eigenverantwortung statt auf gesellschaft-
liche Solidarität setze. Die neoliberale Agenda höhle zudem das demokratische
Selbstverständnis der westlichen Gesellschaften aus und demontiere die soziale
und politische Teilhabe der Menschen.
Die Diagnose einer Neoliberalisierung der westeuropäischen Gesellschaften
ist nicht von der Hand zu weisen, und auch diese Arbeit wird auf den Aufstieg
neoliberaler Politikansätze zurückkommen. Allerdings haben viele Kritiken des
Neoliberalismus das Problem, dass sie undifferenziert alle Phänomene der Ge-
genwart als Wirken neoliberaler Kräfte einpreisen. Ein Beispiel für eine solche
Neoliberalismus-Kritik ist Wendy Browns Die schleichende Revolution. Browns
Analyse hat nicht nur das Problem, den Begriff Neoliberalismus ohne weitere Dif-
ferenzierung für konkrete Policies, eine Art des Regierens und eine Ordnung der
Vernunft zu verwenden; sie nutzt etwa auch die Befürwortung vonWachstum oder
Antihumanismus als hinreichenden Beleg für neoliberales Regierungsdenken.7
Diese Elemente findet man allerdings auch in anderen Theorien, das Wachstums-
denken etwa im Keynesianismus und den Antihumanismus bei Browns eigener
Referenz, nämlich Michel Foucault. Schließlich präsentiert Browns Analyse den
Neoliberalismus als globale Gewalt, die zugleich allumfassend und inkonsistent
ist. Ohne eine Präzisierung lässt sich dann aber kein sinnvolles Abgrenzungs-
kriterium mehr gewinnen. ›Neoliberalismus‹ wird, wie Terry Flew in seinem
lesenswerten Literaturbericht festhält, »an all-purpose denunciatory category«.8
Der Begriff verliert so seine analytische und seine kritische Kraft.
Eines der wenigen Projekte aus der politischen Theorie, das dezidiert Skepsis
an diesem Narrativ der Neoliberalisierung anmeldet, ist Mark Bevirs ›Genealogy
of Governance‹.9 Bevir, ein Kollege von Wendy Brown an der University of Cali-
fornia in Berkeley, untersucht darin Theorien und Praktiken von Governance. Statt
aber wie Brown alle Governance-Ansätze unter Neoliberalismus-Verdacht zu stel-
len, macht er darauf aufmerksam, dass es daneben einen zweiten Reformstrang
gegeben habe, dessen organisationssoziologische Basis sowohl gegen hierarchische
7 Vgl. Brown: Undoing the Demos, hier v.a. S. 20-25.
8 Flew: »Six theories of neoliberalism«, S. 51; für weitere Überblicke, die zu ähnlichen Einschät-
zungen kommen, vgl. Boas/Gans-Morse: »Neoliberalism«; Davies: »Neoliberalism«. Neben
den problematischen Darstellungen gibt es freilich zahlreiche sehr differenzierte Studien,
z.B. Ther: Die neue Ordnung auf dem alten Kontinent; Stedman Jones:Masters of the Universe.
9 Vgl. Bevir: A Theory of Governance, insb. S. 129-148; Bevir: Democratic Governance. Im Vergleich
dazu die Governance-Darstellung bei Brown: Undoing the Demos, S. 122-150.
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Verwaltungstheorien als auch gegen das neoliberaleNewPublicManagement argu-
mentiere. Obwohl Bevir diese Gegenbewegungen in unterschiedliche Governance-
Theorien auffächert, finden sie bei ihm einen gemeinsamen Nenner im Begriff des
Netzwerks.
In eine ähnliche Richtung stößt eine sehr bekannte wirtschaftssoziologische
Studie, die ironischerweise des Öfteren als eine Studie über den Neoliberalismus
missverstanden worden ist. In Der neue Geist des Kapitalismus untersuchten Luc Bol-
tanski und Ève Chiapello die Management-Literatur der 1990er Jahre und zeigten,
dass der ›neue Geist‹ des Kapitalismus auf einer ›konnexionistischen Polis‹ beruhe,
in deren Zentrum der Netzwerk-Begriff steht. Dieser neue Geist unterscheide sich
laut Boltanski und Chiapello nicht nur von dem dominanten hierarchischen Geist,
den sie in ihrem Vergleichskorpus aus den 1960er Jahren finden; er gehe auch mit
der Marktlogik nicht zusammen. Denn statt auf reinen Wettbewerb setze dieses
mind set zusätzlich auf Kooperation, statt auf einmalige Transaktionen suche es nach
Koordination und statt der Anthropologie des isolierten Individuums zu folgen, sehe
es den Menschen als vernetztes Subjekt. Daher schlussfolgern Boltanski und Chia-
pello, ihre Studie »begründet eine gewisse Skepsis gegenüber Interpretationen, die
die jüngsten Entwicklungen schlicht als ein [sic!] Verschärfung des Wirtschaftsli-
beralismus deuten.«10
Dass sich selbst das ökonomische Feld nicht nur durch den Wirtschaftslibera-
lismus verstehen lässt, illustriert auch Fred Turners kulturwissenschaftliche Studie
From Counterculture to Cyberculture.11 Darin zeichnete er den Weg einer hochgradig
einflussreichen Personengruppe aus der San Francisco Bay Area nach, die in den
1950er Jahren technologische Ansätze aufnahm und sie durch persönliche Kontak-
te, Konferenzen und Kollaborationen in die Counterculture der 1970er und in die
computerbasierte New Economy der 1990er Jahre hineintrug. Damit liefert Turner
Hinweise auf die sozialen Rahmenbedingungen und die Ursprünge des Netzwerk-
Denkens in der Kybernetik, einer Forschungsrichtung über Kommunikation und
Regelung; sein Erkenntnisinteresse richtet sich aber auf Lebenswege und Bekannt-
schaften, sodass die Beschaffenheit derTheorien, ihre Prämissen, Semantiken und
Deutungsmuster im Hintergrund bleiben.
Demgegenüber sind Boltanski undChiapello zwar an den Rechtfertigungsmus-
tern des neuen mind sets interessiert; da ihre Studie aber auf eine Soziologie der
Sozialkritik zielt, stehen weder die dahinterliegendenTheorien noch die Geschich-
te ihrer Entstehung und Durchsetzung im Zentrum ihres Erkenntnisinteresses.
10 Boltanski/Chiapello: Der neue Geist des Kapitalismus, Zitat S. 180; insg. S. 177-191.
11 Turner: FromCounterculture to Cyberculture grenzt seine Ergebnisse allerdings nicht selbst von
denNeoliberalismus-Diagnosen ab. Seine Gegenpositionen stammen – entsprechend seiner
disziplinärenHerkunft – aus der kulturwissenschaftlichenMediengeschichte, v.a. kritisiert er
die These, dass die Counterculture technikavers gewesen wäre.
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Insbesondere fehlt es ihnen, wie sie schreiben, durch ihre Methode an Erkennt-
nissen über die Quellen des neuen kapitalistischen Geistes.12 Ohne dass sie dies
bemerken, deuten aber auch die wenigen Referenzen, die sie in der Management-
Literatur finden, stark in eine Richtung. Denn dort genannte Leitfiguren wie Gre-
gory Bateson, Ilya Prigogine, Jean Dupuy und Francisco Varela entwickelten in ih-
ren Disziplinen allesamt kybernetische Ansätze.
Damit verdichtet sich bereits eine Spur hinter dem Netzwerk-Denken. Wenn
man nach dem systematischenGehalt, den intellektuellen Ressourcen und den Auf-
stiegsbedingungen des Netzwerk-Denkens fragt, sind die Forschungsgrundlagen
aber eher begrenzt. Es gibt zwar viele Texte, die den Anbruch eines ›neuen Zeit-
alters‹ der Netzwerke ankündigen, denn »[d]ie alten Strukturen erweisen sich als
marode oder reformbedürftig […] es wimmelt von unformatierten Elementen und
flimmernden Relationen, die als offene Netzwerke prozessieren.«13 Demgegenüber
fragen aber nur wenige, wie es kam und was es überhaupt bedeutet, wenn die poli-
tischen und politikwissenschaftlichen Akteure ihre westlichen Gesellschaften im
Vokabular des Netzwerks beschreiben.
Bei der Problematisierung dieser sozialen Selbstbeschreibung sindmetaphern-
historische Untersuchungen zum Netzwerk am weitesten fortgeschritten.14 Sie
dokumentieren einerseits die Metaphorik in einer Langzeitperspektive und zeigen
auf diese Weise zum Beispiel, dass es einen entscheidenden Bruch gibt, der zwi-
schen dem kognitiven Modell der älteren, organologisch-textilen Netz-Metapher
und ihrem deutlich jüngeren Wiedergänger läuft, der technotropen Netzwerk-
12 Boltanski/Chiapello: Der neue Geist des Kapitalismus, S. 189. Von hier aus entwickelt die Studie
dann »Bemerkungen zur Entwicklungsgeschichte der Netzforschung« (S. 194-202), in denen
einige Forschungsrichtungen genannt werden, die mit Netzwerk-Modellen arbeiten, darun-
ter die Soziometrie und Sozialpsychologie, der französische Strukturalismus und die post-
strukturalistischen Autoren Michel Serres und Gilles Deleuze, auf die zurückzukommen sein
wird. Daneben wird für die USA auch auf Harrison White und Mark Granovetter verwiesen.
13 Laux: Soziologie im Zeitalter der Komposition, S. 194.
14 Vgl. übergreifend Friedrich:Metaphorologie der Vernetzung; Friedrich: »Vernetzung als Modell
gesellschaftlichen Wandels«; Schlechtriemen: Bilder des Sozialen; Gießmann: Die Verbunden-
heit der Dinge; Schüttpelz: »Ein absoluter Begriff«. Generell zeigt sich an der weiteren Li-
teratur, dass es einen deutlichen Überhang in der Auseinandersetzung mit soziologischer
Netzwerkforschung gibt, während das politische Denken des Netzwerks, wie es hier im Zen-
trum steht, seltener untersucht wurde. Zur Metapher in den soziologischen Theorien von
Castells, Harrison White und der Akteur-Netzwerk-Theorie vgl. Erickson: »Network as Me-
taphor«; Otto: »Die Akteur-Netzwerk-Theorie als zeitdiagnostische Metapher«; Schlechtrie-
men: »Zur Metaphorik in Manuel Castells’ Aufstieg der Netzwerkgesellschaft«; recht undiffe-
renziert und polemisch dagegen Leschke: »›Netze und andere Verfänglichkeiten‹«; für eine
kritischeNachfrage zurMetapher desNetzwerks in der Governance-Forschung vgl. Dowding:
»Model or Metaphor?«, der allerdings keine reflektierte Metaphernanalyse nutzt.
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Metapher.15 Andererseits diskutieren sie vor diesem Hintergrund die rhetorische
und sozialkonstitutive Wirkung des Netzwerk-Begriffs in soziologischen Studien.
Allerdings wurden bisher sowohl das politische Denken in Netzwerken als auch
die zeithistorischen Deutungskämpfe um Gestalt und Gestaltung der Gesellschaft
kaum thematisiert.
Eine historisch-kritische Rekonstruktion des technologischen Regierungsden-
kens in Netzwerken und Systemen blieb daher bisher ein Desiderat. Auch die me-
taphorologischen Studien nähren nichtsdestoweniger die Überlegung, dass es ne-
ben dem neoliberalen Denken derzeit ein zweites, technologisches Regierungsden-
ken gibt, dessen Leitmetaphorik nicht Märkte und Verträge, sondern Netzwerke
und Systeme sind. Erst wenn man diese Dissonanzen in kritischer – das heißt zu-
nächst: unterscheidender – Absicht ernstnimmt, lässt sich meines Erachtens ein
angemessenes Verständnis vom Regierungsdenken der Gegenwart gewinnen, das
von (mindestens) zwei großen Paradigmen geprägt wird: demNeoliberalismus und
dem Netzwerk-Denken. Für dieses Vorhaben haben die dargestellten Forschungen
Fährten ausgelegt, denen es auf der Spurensuche nach den ideenpolitischen Ele-
menten und soziopolitischen Ursprüngen des technologischen Regierungsdenkens
zu folgen gilt.
Elemente und Ursprünge des technologischen Regierungsdenkens:
Thesen
Die Geschichte des technologischen Regierungsdenkens konkretisiert sich in den
späten 1940er Jahren, als man begann, über den Wiederaufbau Westeuropas nach
dem ZweitenWeltkrieg nachzudenken. In dieser Zeit formierte sich –wie zu sehen
sein wird: gegen alle Wahrscheinlichkeit – ein Regierungsdenken, das die ersten
dreißig Jahre der Nachkriegszeit bestimmen würde und unter einem alten Begriff
stand, dem der Souveränität.
Für den Fortgang der Argumentation wird es aus drei Gründen wichtig sein,
die gesellschafts- und politiktheoretischen Konturen dieses Denkens in einem ers-
ten Schritt zu umreißen: Erstens liefert es die Gegenfolie, an der sich das technolo-
gische Regierungsdenken systematisch abarbeitet. Zweitensmotivierten aber aus-
gerechnet die starken Machbarkeits- und Steuerungsideen dieses Paradigmas die
Einrichtung und Finanzierung von jenem kybernetischen Forschungszweig, der
die konzeptionellen Impulse für das technologische Regierungsdenken entwickel-
te. Schließlich tritt der Wandel der politischen Deutungsmuster erst scharf hervor,
wenn man sich das damalige Denken noch einmal vor Augen führt.
15 Vgl. dazu insb. Friedrich:Metaphorologie der Vernetzung.
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Das Paradigma der Souveränität schloss sozial-, gesellschafts- und politiktheo-
retisch an die Moderne und denmit ihr verbundenen Aufklärungsglauben an.Man
trotzte den grausamenErfahrungen derWeltkriege eine optimistische Subjektkon-
zeption ab, in der Individuen und Staaten dieWelt gestalten können, wenn sie sich
selbst zu einer ›aufgeklärten‹, ›selbstbewussten‹ und dadurch ›souveränen Persön-
lichkeit‹ entwickelten. Diese Vorstellungen, die Individuen und Staaten im Begriff
der Persönlichkeit parallel führten, basierten auf einer humanistischen Ontologie,
die Subjekt und Objekt voneinander trennte, an lineare Kausalitäten glaubte und
Zeit als ein Kontinuum betrachtete. Auf diese Weise wurde die soziale Welt steu-
erbar, und die Politik wurde zum Steuerungszentrum der Gesellschaft erhoben.
Dabei bestand die Vorstellung, dass der Herrschaftsauftrag der Souveränität
mit einer teleologischen Zielsetzung einhergehe. Souveräne Macht legitimiere sich
aus einem souveränen Ziel (télos), nach dem sich die individuelle und die gesell-
schaftliche ›Entwicklung‹ richten müsse, um die ›menschliche Natur‹ und das ›We-
sen‹ menschlichen Zusammenlebens zu verwirklichen. Das Regierungsdenken der
Nachkriegszeit baute daher in doppeltem Sinne auf Repräsentativität: Politik soll-
te einerseits die unterschiedlichen Schichten und Interessen der Gesellschaft inte-
grieren und als Ganzes repräsentieren. Sie sollte andererseits aber auch repräsenta-
tiv für ein höheres, souveränes Entwicklungsziel einstehen. Regieren, Politik und
Staat fielen daher tendenziell zusammen und waren der Gesellschaft hierarchisch
übergeordnet: Die souveräne Politik hatte die Aufgabe, durch eigenverantwortliche
Führung die Integration und Entwicklung der Gesellschaft zu gewährleisten.
Dieses Regierungsdenken der Souveränität war durch und durch humanis-
tisch, und eine Verformung des Menschen durch die Technik musste daher eine
Gefahr darstellen. Gleichzeitig bedurften aber die Regierungen ›technischer‹ Mit-
tel, um den umfangreichen Planungs- und Steuerungsanforderungen dieses Re-
gierungsmodells nachzukommen. Wie das zweite Kapitel zeigen wird, entstan-
den dadurch in der Nachkriegszeit zwei Technologiken: Die eine stand im Bann
der Souveränitätstheorie. Dabei ging es einerseits in der ›Zukunftsforschung‹ und
in Beratungsorganisationen wie der RAND Corporation um Effizienzsteigerung
mit technischen Mitteln, damit man die Entwicklung der westlichen Gesellschaf-
ten (immer in Konkurrenz zur Sowjetunion) vorantrieb. Andererseits wurde ge-
nau diese Technisierung des Regierungsalltags als »Technokratie« kritisiert und
die Souveränität der Politik eingefordert.
Im Windschatten dieser Debatte entstand aber auch ein anderes Denken über
Technik, in der diese nicht einfach Mittel zum Zweck war, sondern zum Deu-
tungsrahmen für alle Arten von Steuerung und Regulation wurde: Die Kybernetik
verdichtete informations- und systemtheoretische, ökologische und kommunikati-
onstheoretische Überlegungen der Kriegs- und Zwischenkriegszeit zu einem neu-
en Verständnis von Regulieren und Regieren. In diesemZusammenhangwurde das
erste Mal der Anbruch eines ›neuen Zeitalters‹ der Systeme und Netzwerke prokla-
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miert. Es handelt sich dabei um eine rhetorische Figur, die im Netzwerk-Denken
seit den 1940er Jahren immer wieder eingesetzt wurde, um alternative Deutungs-
muster als veraltete Deutungsmuster zu verabschieden. Die Genese der Netzwerk-
Gesellschaft ist daher keineswegs ein struktureller Selbstläufer oder nur ein Effekt
von Hochleistungscomputern und Internet, wie es – neben vielen anderen – auch
Manuel Castells darstellt.16 Sie ist, so meine These, ein ideenpolitisches Projekt.
Denn in der Kybernetik hatte sich eine Gruppe herauskristallisiert, die nicht
einfach auf eine technische Beschleunigung der Modernisierung hinarbeiten woll-
te, sondern eine Kritik der theoretischen Grundlagen von Moderne und Moderni-
sierung anstrebte. Im Kern entwickelten die Forschenden dabei drei Ideen. Erstens
wiesen sie die ontologische Stoßrichtung der modernen Wissenschaften zurück.
Ross Ashby, ein früher Kybernetiker, formulierte programmatisch, dass die Kyber-
netik nicht mehr nach dem Was, dem Wesen oder Sein frage, sondern nur noch
nach dem Wie, nach der Funktionsweise von Steuerung und Kommunikation.17
Damit war die humanistische Unterscheidung von Mensch und Maschine einge-
ebnet, ohne sie zugunsten der einen oder anderen Seite aufzulösen. Stattdessen
hielt eine neue Analyserichtung Einzug, die die Steuerung und Kommunikation
in Systemen untersuchte, egal ob es sich dabei um Menschen, Gesellschaften oder
Maschinen handelte.
Der zweite revolutionäre Einfall war, dass diese Steuerungs- und Kommunika-
tionsprozesse nicht hierarchisch oder linear ablaufen, wie es die modernen Wis-
senschaften laut der Kybernetik dachten. Vielmehr kommt Regulation ohne ein
Steuerungszentrum aus und funktioniert allein durch die gegenseitige Beeinflus-
sung in zirkulären und miteinander vernetzten Prozessen, die sich überall in dem
sich selbst regulierenden Systemwiederfinden. So wenig es also einseitige, kausale
16 Die Zurückführung der vernetzten Gesellschaft auf die technologische Infrastruktur ist eine
gängige Rechtfertigung für die Umstellung gesellschaftlicher Denkmuster. Genau dies greift
aber meines Erachtens zu kurz und engt den Alternativenraum des politischen Denkens ein,
weil ein vermeintlich exogener technologischer Strukturwandel herangezogen wird, um die
Netzwerk-Kategorien auch im politischen Denken durchzusetzen. Auch bei Castells ist es
maßgeblich der technologische Wandel, der zur Netzwerk-Gesellschaft führt. Selbst dort,
wo er konstatiert, dass es parallel zur Informationstechnologie auch eine neue Organisati-
onslogik gegeben habe, bleibt völlig unklar, woher diese kommt. Ihre Durchsetzung wird
wiederum mit dem Zwang der Informationstechnologie erklärt: »Um die Vorteile der Netz-
werkflexibilität internalisieren zu können, musste der Konzern selbst zum Netzwerk wer-
den« (Castells: Der Aufstieg der Netzwerkgesellschaft, S. 202). Durch den vagen, vieldeutigen
und zugleich affirmativ-zeitdiagnostischenGebrauch desNetzwerk-Bildes ist Castells Schrift
eher Dokument als distanzierte Beobachtung des Netzwerk-Paradigmas, wie auch Schlech-
triemen: »Zur Metaphorik in Manuel Castells’ Aufstieg der Netzwerkgesellschaft« eindrücklich
zeigt.
17 Siehe Ashby: An Introduction to Cybernetics; für weitere Belege zum Folgenden siehe das ent-
sprechende Kapitel.
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Steuerung in komplexen Systemen gibt, so wenig gibt es demnach Systeme ohne
Regulation.
Daher spezifizierte die Kybernetik diese zirkuläre Regulation schließlich in eine
andere Richtung. Die Netzwerke – wie es analog zu Systemen hieß – bestimmen
sich demnach einerseits durch die Konnektivität zwischen ihren Elementen und
andererseits durch deren Komplexität: Je mehr und je unterschiedlicher die Quer-
verbindungen im Netzwerk sind, desto variabler ist es, um auf unvorhersehbare
Irritationen reagieren zu können. Das Steuerungsdenken der modernen Wissen-
schaften hatte diesen Zusammenhang von Konnektivität, Kontingenz und Komple-
xität in den Augen der Kybernetik nicht nur analytisch unterschätzt. Dort wo sie
gesellschaftlich oder technisch auf hierarchische und kausale Anordnungen setz-
ten, schränkten sie auch die Entwicklungspotenziale ein. Daher musste das systems
age das alte Weltbild des ›Maschinenzeitalters‹ ablösen.18
Aus diesen Ideen, aus den theoretischen Konzepten und begrifflichen Deu-
tungsrahmen, entstand die vernetzte Welt des 21. Jahrhunderts, allerdings auf
sehr unterschiedlichen Wegen: Ein Weg führte über Informatik und Informati-
onstechnik zu Mikroelektronik und Internet. Ein anderer Weg führte über geistes-
und sozialwissenschaftliche Theorien, die damit eine Alternative zu Moderne-
und Souveränitätskonzepten entwickelten. Die technologischen Artefakte und das
technologische Regierungsdenken sind zwei unterschiedliche Weiterentwicklun-
gen der kybernetischen Denkfiguren.19 Obwohl die Technologien des Netzwerks
und das technologische Regierungsdenken weitgehend unabhängig voneinander
entwickelt wurden, erlebten sie zur gleichen Zeit ihren Durchbruch: Während in
den 1970er Jahren die Mikroelektronik große Sprünge machte, das ARPANET –
Vorläufer unseres Internets – zu einer immer größeren Infrastruktur anwuchs
und 1972 mit der E-Mail seine erste ›App‹ erhielt, bot die Staats- undModernekrise
der 1970er Jahre die Bühne für die technologische Neubestimmung von Politik
und Gesellschaft.
Die Krisenerfahrung der 1970er Jahre nimmt eine Sonderstellung unter den vie-
len Krisendiagnosen ein, die die westlichen Demokratien seit jeher begleiten. Viele
der zeitgenössischen Akteure erwarteten den Untergang der westlichen Demokra-
tien, und wenn nicht das, dann zumindest einen Wandel, der derart fundamen-
tal sein würde wie der vom Mittelalter zur Neuzeit. Und auch die zeitgenössisch
auftauchenden Begriffe der »Postmoderne«, »Reflexiven« oder »Zweiten Moderne«
18 Ackoff: »The Future of Operational Research is Past«.
19 DieGeschichte der Informationstechnik ist vielfach erforscht und in gesellschaftliche Zusam-
menhänge eingebettet worden. Vgl. nur beispielhaft Abbate: Inventing the Internet; Castells:
Der Aufstieg der Netzwerkgesellschaft, S. 33-88; Gugerli:Wie die Welt in den Computer kam; Rid:
Maschinendämmerung.
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zeigen bereits an, dass die Menschen sich selbst als Teil eines fundamentalenWan-
dels beobachteten.
Der Grund dafür war, dass sich in diesem Fall Wirtschaftskrise, gesellschafts-
interne Konflikte und die Wiederkehr der Gewalt zu einer epistemischen Krisen-
erfahrung verdichteten, der eine große Transformation im Selbstverständnis der
westeuropäischen Gesellschaften folgte.Während der sozioökonomische Struktur-
wandel bereits eindrucksvoll durch zeithistorische und soziologische Studien her-
ausgearbeitet wurde, werde ich die programmatischen politiktheoretischen Antworten
in den Blick nehmen, die in der damaligen Debatte gegeben wurden. Denn meine
These ist, dass sich die Richtung des Strukturwandels und damit die Gegenwart der
westeuropäischen Gesellschaften nur aus den Antworten verstehen lassen, die auf
diese Krisensituation gegeben wurden.
Dabei zeigt sich, dass das Paradigma der Souveränität nicht nur strukturell,
sondern auch intellektuell an seinen eigenen Versprechen scheiterte, sodass die
nach 1945 gerade erst beigelegten Konflikte um eine normativ richtige und fak-
tisch stabile Ordnung wieder aufrissen. Die institutionalistischen und neomarxis-
tischenDeutungsmuster, die bisher die politischen Auseinandersetzungenmithilfe
von Souveränitätstheorien geprägt hatten, attestierten sich dabei selbst eine gewis-
se Ratlosigkeit. Und sie wurden infolgedessen von zwei neuen Deutungsmustern
herausgefordert und vielfach abgelöst: Auf der einen Seite kritisierten neolibera-
le Intellektuelle mithilfe der Public-Choice-Theorie die mangelnde Rationalität des
Staates und wollten daher die Hierarchie von Staat und Marktgesellschaft umdre-
hen. Auf der anderen Seite kritisierten kybernetisch inspirierte Krisendiagnosen
die veraltete Rationalität der Moderne, die nun an ihren eigenen Erfolgen scheitere.
Die komplexe, ausdifferenzierte Gesellschaft könne nicht mehr hierarchisch durch
die Politik gesteuert werden. Sie brauche ein »neues Denken«, das der Komplexität,
Kontingenz und Konnektivität der Gesellschaft angemessen sei.
Unter diesen kybernetisch inspirierten Deutungsansätzen befinden sich auch
die Schriften von Michel Foucault und Niklas Luhmann, so die dritte zentrale The-
se. Foucault und Luhmann sind zwei Denker, deren Ideen eine immense Wirkung
auf die gesamte Breite der Geistes- und Sozialwissenschaften entfalteten.Das vier-
te und fünfte Kapitel werden diese beiden Fälle im Detail untersuchen. So unter-
schiedlich sie auf den ersten Blick scheinen, will ich zeigen, dass beide Intellek-
tuelle kybernetische Denkfiguren aufgegriffen haben, um erstens ihre Theorien zu
entwickeln und sie zweitens in den Krisendebatten gegen alternative Deutungsan-
gebote zu positionieren und durchzusetzen. Im Fall von Niklas Luhmann ist dabei
natürlich bekannt, dass er kybernetische Konzepte aufgriff; seine hochabstrakten
Arbeiten sind aber nur selten kontextualisiert und bisher nie auf die Krisen der
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1970er Jahre bezogen worden.20 Geradezu umgekehrt sieht dies bei Michel Fou-
cault aus.Während seine Aktivität in den politisch-theoretischen Kämpfen bekannt
ist (auch wenn die politische Stoßrichtung umstritten bleibt), wurde seine Verbin-
dung zur Kybernetik bisher nur selten registriert.21 Bei Luhmann liegt daher mein
Fokus auf dem ideenpolitischen Charakter seiner technologischen Theorie, bei Fou-
cault auf dem technologischen Gehalt seiner ideenpolitischen Interventionen.
An diesen beiden individuellen Fällen lässt sich noch deutlicher als schon im
dritten Kapitel zeigen, dass die Richtungen des Strukturwandels durch Akteure,
ihre ideenpolitischen Interventionen und Auseinandersetzungen geprägt wurden.
Außerdem lassen sich anhand der Fallstudien die Elemente und Rhetorik des tech-
nologischen Regierungsdenkens detailliert herausarbeiten. Sie beruhen auf der aus
der Kybernetik bekannten Kritik an den ›traditionellen‹, ›alteuropäischen‹ Theori-
en, denen Luhmann und Foucault nun eine eklatante Ideenlosigkeit im Umgang
mit gesellschaftlichen Herausforderungen vorwarfen. Beide entwickelten darauf-
hin durchaus unterschiedliche Entwürfe für ein technologisches Regierungsden-
ken, von denen Foucault stärker auf Technologien des Selbst, Luhmann stärker auf
eine ökologische Rationalität der Subsysteme zielte.
Die technologische Alternative zur alteuropäischen Denkungsart tauschte da-
bei das Vokabular der gesellschaftlichen Selbstbeschreibungen aus. Sie verweigert,
nach dem Wesen und Sein der Gesellschaft zu fragen, und stellte die Grundlagen
der Selbstbeschreibungen von Identität und Kontinuität auf Diversität und Differenz
um. Die Vorstellungen der Souveränitätstheorie, die Gesellschaft würde durch die
Politik zu einem stabilen ›Selbstbewusstsein‹ heranwachsen und einen ›einheitli-
chen Willen‹ ausbilden, der normativ auf ein gemeinsames souveränes Ziel ausge-
richtet wird, wurden dadurch abgeschnitten. An die Stelle dieses Begriffsapparats
trat das neue, kybernetisch inspirierte Vokabular, das die Gesellschaft als ein »Netz-
werk von Operationen« (Luhmann) oder »systemisches Netz« (Foucault) begreift.
Diese Netzwerke ›emergieren‹ aus vielfältigen heterogenen Elementen und Rela-
tionen, die permanent in Echtzeit reproduziert werden müssen. Nicht stabile, sou-
veräne Persönlichkeiten, sondern Schaltkreise, ›Codes‹ und Diagramme sind die
angemessene Metaphorik, in der die unzähligen Verzweigungen, die überschüssi-
gen Möglichkeiten und die zirkulären Beziehungen abgebildet werden.
20 Die einzige größer angelegte Kontextualisierung von Luhmanns Denken bietet Lange:Niklas
Luhmanns Theorie der Politik.
21 DieseHinweise sind in der Regel unspezifischer und explorativer Art, so z.B. bei denHypothe-
sen zum Einfluss der Kybernetik auf die französische Theoriebildung von Geoghegan: »From
Information Theory to French Theory«, Lafontaine: »The Cybernetic Matrix of ›French Theo-
ry‹«; etwas konkreter jüngst Sprenger: Epistemologien des Umgebens, S. 62-82. In der Foucault-
Forschung finden sich nur sehr vage Hinweise, meist ohne Reflexion der Kybernetik. Vgl. z.B.
Gessmann: »Foucaults Theorie der Macht«; Deuber-Mankowsky: »›Nichts ist politisch. Alles
ist politisierbar‹«.
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Für das Regierungsdenken bedeutet dies in analytischer Hinsicht eine Dezen-
trierung der Politik. Wo die Gesellschaft als Netzwerk auftritt, fallen Steuerungs-
zentren als Prämisse der Untersuchung weg. Foucault und Luhmann ziehen hier
durchaus unterschiedliche Schlüsse: Luhmann begreift die Politik als Subsystem
der Gesellschaft, das nicht nur aus dem Zentrum verdrängt wird, sondern auch
noch in seiner Operationsweise hinter den Anforderungen der »Informationsge-
sellschaft«, die »weltweit dezentral und konnexionistisch über Netzwerke kommu-
niziert«,22 tendenziell hinterherhinkt. Demgegenüber verlagert Foucault den poli-
tischen Kampf in die einzelnen, verstreuten Orte der Gesellschaft und dezentriert
›den‹ Staat auf diese Weise. Beide gehen allerdings davon aus, dass es keine ge-
samtgesellschaftliche Steuerung mehr gibt und dass sie dort, wo sie aufzutreten
versucht, zu einer Gefahr für die Autonomie von Systemen und Individuen wird.
Besonders stark kommt die technologische Ablehnung der ›alteuropäischen‹
Analyseperspektive in den neuen, systemischen Machtmodellen zum Ausdruck, die
hierarchische, lineare und kausale Machttheorien nach dem Muster Befehl und
Gehorsam zurückweisen. Mit der souveränitätstheoretischen Unterscheidung
von Subjekt und Objekt verschwindet auch die klassische Deutung von Macht als
Herrschaft: Weil alles mit allem zusammenhänge, seien soziale Beziehungen nur
als mehrseitige Bedingungsverhältnisse zu verstehen, in denen alle gegenseitig
Macht aufeinander ausüben.
Den Ausgangspunkt dieser Überlegung bildet auch hier das technologische
›Standardargument‹: Alles ist sehr viel komplexer. Dass heute soziale Zusammen-
hänge als hochkomplex, kaum zu durchblicken und im Grunde nicht steuerbar in-
terpretiert werden, ist eine der nachhaltigsten Folgen des technologischen Regie-
rungsdenkens.23 Während Politik dabei als einheitliches Institutionengefüge de-
zentriert und in seiner Steuerungsfähigkeit eingeschränkt wird, wird gleichzeitig
Regieren zu einem Vorgang, der überall in der Gesellschaft in Form von ›Selbst-
Führung‹ und ›Selbst-Regulation‹ stattfindet. In der Politikwissenschaft hat sich
unter anderem diese technologische Ausweitung des Regierungsbegriffs bei gleichzei-
tiger Umstellung auf die Wie-Fragen ›komplexer‹ Regulation in dem Schlagwort
›von Government zu Governance‹ verdichtet.
Mit demneuen technologischen Begriffsapparat gehen darüber hinaus normati-
ve Implikationen einher, auch wenn diese oft hinter der neuen analytischen Haltung
zur Welt versteckt werden. Das technologische Regierungsdenken kennzeichnet
dabei eine grundsätzliche Kritik an hierarchischen Organisationsstrukturen und den re-
präsentativen Institutionen der Demokratie. Aufgrund der Diversität und Komplexität
22 Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 31.
23 Eine hervorragende Vorarbeit dazu liefert Leendertz: »Das Komplexitätssyndrom«; aller-
dings erfasst sie in dem Aufsatz nicht die breitere Wirkung des Komplexitätsdenkens, son-
dern bleibt im engeren Feld der policy studies.
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der Welt sei es prinzipiell unmöglich, die Gesellschaft als einheitliches Ganzes zu
repräsentieren: Man hat stets nur seine partielle Perspektive, die an einem Punkt
im Netzwerk sitzt. Luhmann und Foucault verbindet daher eine Abneigung, die
sich sowohl gegen universelle, moralischeWeltinterpretationen richtet, wie sie von
Intellektuellen und Parteien formuliert werden, als auch gegen die Vorstellungen,
dass es einen one best way, eine einzig richtige rationale Lösung eines politischen
Problems gebe. Beides seien Varianten des veralteten modernen Denksystems, das
man hinter sich lassen müsse.
Der Ablehnung von Repräsentativität, Einheitlichkeit und Kontinuität steht
normativ eine generelle Präferenz für Diversität, Differenz und Situativität gegenüber.
Dies beginnt bereits bei einem stabilitätstheoretischen Argument. Denn ange-
sichts der Komplexität der Welt, so die klassisch kybernetische Vorstellung, kann
nur ein solches System auf die ständig wechselnden Verhältnisse im Netzwerk
reagieren, das intern über möglichst viele unterschiedliche Optionen verfügt:
Diversität wird zur normativen Voraussetzung für Stabilität. Wenn es zudem
ohnehin keine letztlich richtige Lösung und auch kein wahres Selbst gibt, dann
rücken Verfahren in den Vordergrund, mit denen andere, alternative Möglichkei-
ten ausgelotet werden können. Innovationsfähigkeit, Offenheit und Kreativität werden
so zu neuen Leitideen im technologischen Regierungsdenken, die durch permanente
Selbstkritik und ständige Neuerfindung umgesetzt werden können.
Die beiden Fallstudien bieten dabei zwei unterschiedliche Ausprägungen dieser
Haltung an. Michel Foucault fokussierte das individuelle Subjekt, das sich durch
»diese permanente Kritik unserer selbst« von den Fängen der Tradition befreien
und stets neu erfinden kann.24 Demgegenüber blickte Niklas Luhmann auf die
Strukturen von Organisationen und die kognitiven Kapazitäten der Politik, der
er Opportunismus statt Dogmatik empfahl. Politische Probleme, so sein Argument,
seien nicht durch Wertepositionen, sondern nur durch kreative Ansätze zu bear-
beiten. Die dafür nötige kognitive Flexibilität erhalte man durch eine permanente
Kritik der eigenen Systemperspektive.
Im technologischen Regierungsdenken werden auf diese Weise die »situativen
Identitäten« und die »situative Politik« programmatisch formuliert, die Hartmut
Rosa als strukturelle Merkmale der Spätmoderne ausgemacht hat.25 Gleichzeitig
wird aus politiktheoretischer Perspektive deutlich, dass die gegenwärtige Anforde-
rung der Flexibilität und die Vorstellung eines aktiven Selbst nicht (nur) aus dem
Neoliberalismus hervorgegangen sind. Sie finden sich auch in einer anderen, tech-
nologischen Neubeschreibung von Politik und Gesellschaft, die ihren Aufstieg in
der Krise der Moderne gemacht hat.
24 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 339, S. 700. Die Zitation folgt dem Muster: Band (römische Ziffer),
Titelnr., Seiten.
25 Rosa: Beschleunigung, S. 352-427.
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Die beiden Antwortstrategien haben dabei im Prinzip unterschiedliche Stoß-
richtungen. Denn der Neoliberalismus hält an der modernistischen Auflösung von
Konflikten in einem einzig rationalen Urteil fest, die ideengeschichtlich schon bei
Jeremy Bentham zu finden ist. Eine solche rationalistische Verengung strebt das
technologische Regierungsdenken hingegen nicht an: Es will die modernen Ratio-
nalitätsvorstellungen nicht einfach durch eine beschleunigte Datenproduktion und
-verarbeitung radikalisieren, sondern das aufklärerische Projekt reflexiv wenden.
Dafür bedurfte es einer Revision des aufklärerischen Begriffsapparats, wie sie von
Foucault und Luhmann in Angriff genommen wurde.
Die normative Perspektive, die sich hier eröffnet, ist auf die Autonomie der
Subjekte und Systeme bedacht, die nach ihren je eigenen Logiken funktionieren.
Diese Autonomiekonzeption hängt aber nicht mehr mit Authentizität oder Sou-
veränität zusammen, sondern zielt auf die Praktiken der Selbstorganisation und
Selbstkritik im Rahmen vielfältiger Abhängigkeiten. Die normative Perspektive hat
dadurch eine im weiten Sinne freiheitliche Stoßrichtung, gerade weil es ihr um die
Befreiung von politischen, rationalistischen und moralischen Dogmatiken geht,
die in ihrer Perspektive gleichermaßen aus der Aufklärung stammen. An die Stelle
eines rationalen oder moralischen Urteils rückt dabei der kreative Gebrauch von
tools, Praktiken und Strategien, und damit deren usability, während zugleich die
permanente Produktion neuer Wissens- und Erfahrungsmöglichkeiten selbst zum
Programm wird. Diese ›post-moderne‹ Stoßrichtung ist nun wiederum durchaus
modern,weil durch die kreativen Praktiken der Selbstkritik andere undmehrMög-
lichkeiten aufgeschlossen werden sollen, als die klassischen Konzepte der Moderne
zugelassen hatten.26
Die Analyse gesellschaftlicher Selbstinterpretationen:
Methodologie und Methode
Die Arbeit nimmt politische Theorien als gesellschaftliche Selbstdeutungen in den
Blick.27 Sie interessiert sich für dieWirklichkeitskonstruktionen, ihre Zeit-, Raum-
und Subjektverständnisse und die damit verbundenen politischen Ordnungsvor-
stellungen aber nicht aus kulturhistorischer Beschaulichkeit, sondern weil sie ›har-
te‹ sozialkonstitutive Effekte haben.Wie schon die zitierten Aussagen im Laufe der
Einleitung zeigen, sind sich auch die Handelnden der massiven Relevanz der mind
sets durchaus bewusst, und sie streiten daher gezielt um die Durchsetzung des
26 Zur Reichweitenvergrößerung als Charakteristikum der Moderne vgl. Rosa: Resonanz, insb.
S. 518-522.
27 Vgl. zum Folgenden auch Rosa:Weltbeziehungen im Zeitalter der Beschleunigung, S. 104-147.
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einen und die Absetzung des anderen Deutungsrahmens. Denn indem soziale Ak-
teure sich selbst in derWelt verorten und dieserWelt eine Struktur geben, zeichnen
sie sowohl die Wahrnehmung von Ereignissen als auch die Möglichkeiten des Ein-
griffs in die Welt vor; sie verwerfen und entwerfen auf ihrer Basis Reformen und
Institutionen, die soziale Folgen haben.
Grundsätzlich lässt sich dabei sagen, dass das Regierungsdenken dafür ein be-
sonders spannendes Feld zur Analyse gesellschaftlicher Selbstdeutungen ist, weil
»sich politische Ordnungenmitsamt ihren Steuerungsstilen auf Gesellschaften hin
entwerfen und nicht umgekehrt. […] Für eine adäquate Beschreibung und Anlei-
tung politischer Steuerung ist deshalb eine genuin gesellschaftstheoretische Per-
spektive unverzichtbar.«28 Anders gesagt: Man kann kaum über das Regieren spre-
chen, ohne gleichzeitig Vorstellungen von der Beschaffenheit der sozialen Welt,
dem Handlungsspielraum der Akteure und dem Einflussbereich und der Gestalt
von Politik zu formulieren.
Pierre Bourdieu hat diesen Zusammenhang zwischen Vorstellungswelten und
Handlungsmöglichkeiten auf die treffende Formel der Wahrnehmungs-, Denk- und
Handlungsschemata gebracht, die Verhalten anleiten und sich sozialwissenschaft-
lich rekonstruieren lassen.29 Während Bourdieu dabei aber implizite, habituali-
sierte Selbstentwürfe im Blick hatte, handelt es sich bei den hier herangezoge-
nen Dokumenten um explizite Selbstinterpretationen, »die in der Semantik un-
serer Sprache zum Ausdruck kommen und in Form von Theorien, Diskursen und
Dogmen gefasst sind und damit das Reich der (artikulierten) Ideen bilden«.30 Das
Erkenntnisinteresse an solchen Deutungsmustern verbindet wissenssoziologische
und ideengeschichtliche Ansätze.
28 Schimank: Teilsystemische Autonomie und politische Gesellschaftssteuerung, S. 250.
29 Bourdieu: Sozialer Sinn, S. 101. Ich werde parallel den Begriff der Rationalität (im Sinne von
Vernunftweise) verwenden.
30 Zu Zitat und Unterscheidung Rosa:Weltbeziehungen im Zeitalter der Beschleunigung, S. 111. Ro-
sa unterscheidet sie dabei von impliziten Selbstinterpretationenwie z.B. manifesten Institutio-
nen (etwa dem Bundesverfassungsgericht), Gefühlen oder habitualisierten, konventionali-
sierten Praktiken. Im Detail kann diese Unterscheidung freilich schwierig werden u.a. weil
auch in der expliziten Reflexion nicht immer alles explizit gesagt wird. Sie dient aber vor al-
lem als methodische Vorsichtsmaßnahme: Explizite Selbstbeschreibungen sind sozialkon-
stitutiv, sie sind aber einerseits nur als eine Vielzahl von expliziten Selbstbeschreibungen
vorhanden, und andererseits sind sie nicht direkt in nicht-diskursive Institutionen und Prak-
tiken zuübersetzen. Vielmehr ließe sich dieseÜbersetzung gezielt untersuchen,wie es Bevir:
Democratic Governance versucht. Dies kann hier jedoch nicht systematisch geleistet werden,
weil der Umfang mindestens eine weitere Arbeit erfordern würde. Das bedeutet aber auch,
dass für den Aufstieg des Netzwerk-Denkens weitere Erklärungsfaktoren relevant sein könnten. So
ließe sich z.B. über den Einfluss des Generationenwechsels in politischen Institutionen und
Organisationen nachdenken, oder man könnte Vergleiche zwischen theoretischen Texten,
konkreten Reformprogrammen und der Implementation dieser Reform anstellen.
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Dabei nähern sichWissenssoziologie und Ideengeschichte der Problemstellung
gewissermaßen von unterschiedlichen Richtungen, konvergieren letztlich aber in
ihren methodologischen und methodischen Grundüberlegungen. So haben inter-
pretative Diskursanalysen Texte aller Art als empirische Quellen für die Analyse von
Deutungsmustern entdeckt. Dabei gehen sie oft zunächst von einem breiten, ver-
streuten Korpus aus, um dann exemplarische, repräsentative Einzeltexte intensiver
zu analysieren. Komplementär dazu gehen kontextualistische Ansätze der Ideen-
geschichte oft von den Werken einzelner Akteure aus, um dann ihre Bedeutung in
und für bestimmte Kontexte zu erschließen, die gesondert und vor allem in ihrer
vollen Breite rekonstruiert werdenmüssen. Bei dieser Rekonstruktion der Kontexte
wird dann der diskursanalytische Ansatz wieder relevant.31
Die folgende Untersuchung baut daher auf zwei zentralen Prämissen, die mei-
nes Erachtens beide Richtungen verbinden:Erstens sind politischeTheorien Sprech-
akte, die in einem bestimmten sozialen Kontext geäußert werden, die Spuren die-
ses Kontextes tragen und ihn zugleich implizit oder explizit aktiv verarbeiten. Für
die sozialwissenschaftliche Analyse stellen sie daher empirische Daten (oder wie
die Geschichtswissenschaften formulieren würden: Quellen) dar.32 Dabei sind sie
aber keine Spiegelungen des Kontexts, sie greifen ihn vielmehr in bestimmter Weise
auf, intervenieren und verändern dadurch diesen Kontext. Daher lässt sich – zweitens
– der Sinn und die Relevanz der Deutungsmuster in den Texten nur im Rahmen
des Kontextes erschließen. Es besteht also ein Wechselverhältnis zwischen Text
und Kontext, beides lässt sich nur in einem zirkulären Prozess erschließen.
Infolgedessen steht dann aber die Frage im Raum,wie dieser Kontext zu fassen
ist. Eine gängige Kritik an der Cambridge School der Ideengeschichte lautet, dass
31 Diese Konvergenz lässt sich in den jeweiligen methodischen Selbstverortungen feststellen.
So sehen kontextualistische Ansätze wie die Cambridge School oder der Challenge-and-
Response-Ansatz ihre Aufgabe explizit in der Rekonstruktion von Diskursen, was – umge-
kehrt – von der Diskursforschung auch anerkannt wird. Dies dürfte auch an ihrem geteilten
Selbstverständnis als interpretative Sozialforschung liegen. Daher bestehen hier wiederum
enge Parallelen zu kulturanalytischen Verfahren der Textinterpretation und ein Unterschied
zum sehr speziellen Diskursverständnis der Foucault’schen Diskursanalyse. Dass dennoch
durch die Aufnahme konstruktivistischer Überlegungen in Wissenssoziologie und Ideenge-
schichte auch der hiesige Ansatz von den Sedimenten kybernetischer Überlegungen nicht
frei ist, lässt sich nicht vermeiden, weil jede Analyse von einem bestimmten historischen
Standpunkt aus verfasst werden muss. Es spricht vielmehr für meine These von der Wirk-
mächtigkeit kybernetischer Denkfiguren. Allerdings istmeinmethodologischer Bezug deut-
lich stärker durch das interpretative Paradigma geprägt. Vgl. zu den obigen RichtungenRosa:
»Ideengeschichte und Gesellschaftstheorie«; Keller: Diskursforschung, S. 23; Nünning/Nün-
ning:Methoden der literatur- und kulturwissenschaftlichen Textanalyse, S. 201-224, 293-316.
32 Die Unterscheidung von Primär- und Sekundärliteratur ist somit eine heuristische, weil je-
der Text auch Primärtext sein kann. Ich verwende daher »vgl.«, wenn ich auf einen Text als
Sekundärliteratur zugreife, und »siehe«, wenn ich auf ihn als Primärquelle verweise.
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ihr Ansatz zu einer linguistischen Verengung neige.33 Demnach bestehe zwar ih-
re große Leistung darin, die Ideengeschichte vom ›Gipfelgespräch großer Denker‹
wieder in die alltäglichere Realität politischen Denkens zurückgeholt zu haben, ih-
re Geschichtsschreibung bleibe dann aber doch tendenziell eine Geschichte seman-
tischer Manöver in intellektuellen Milieus. Um dem vorzubeugen, hat der Challen-
ge-and-Response-Ansatz der politischen Ideengeschichte die sozialen und politi-
schen Herausforderungen stärker ins Zentrum gestellt, auf die politisches Denken
reagiert.34 Die politiktheoretischen Entwürfe zielen in dieser Perspektive nicht nur
auf eine linguistische Verschiebung, sondern sie entwickeln Antworten auf konkre-
te soziopolitische Situationen, und dafür bedienen sie sich sowohl konzeptioneller
als auch semantischer Strategien.
Ein solcher Ansatz stellt die Anforderungen, eine retrospektive Rekonstruktion
der nicht-diskursiven Geschichte in die Analyse einzubeziehen.35 Um dies in den
Texten zu begründen, lassen sich deren Referenzen auf soziale und politische Er-
eignisse explizieren – von konkreten Nennungen bis hin zu Anspielungen. Dieses
Vorgehen hat zwei große Vorteile für die vergleichende Interpretation von Deu-
tungsmustern: Einerseits kann man dadurch das Verhältnis zwischen den sozio-
politischenHerausforderungen und den (unterschiedlichen) Deutungen durch ihre
Akteure explizit herausstellen und diskutieren. Andererseits lässt sich dann auch
das Verhältnis zwischen dem subjektiv gemeinten Sinn des Akteurs und dem so-
zialen Sinn des Sprechakts thematisieren, weil deutlich wird, dass ein Sprechakt
auch aus dem Rezeptionskontext heraus und jenseits des subjektiven (intentiona-
len) Sinns des Sprechenden soziale Bedeutung erlangen kann.36 In dieser Hinsicht
33 Vgl. Rosa: »Ideengeschichte und Gesellschaftstheorie«, S. 218f. Ob dies de facto zutrifft, ist
hingegen umstritten.
34 Vgl. Münkler/Rzepka: »Die Hegung der Öffentlichkeit«.
35 Dieser Ansatz baut einerseits auf der Überzeugung auf, dass Ideen, Ereignisse und Praktiken
sich gegenseitig beeinflussen und daher auch nur gemeinsam verstanden werden können.
Andererseits betont er, dass dieWahl und Rekonstruktion der Kontexte eine Interpretations-
leistung bleibt. Dabei entdecktmanNeues in einemText oft gerade dadurch, dassman einen
Wechsel der analytisch gewählten Kontexte vornimmt. So fallen etwa die kybernetischen Fi-
guren bei Foucault nicht auf, wennman sich ausschließlich im Rahmen des philosophischen
Kanons bewegt; erst indemman die technologischen Debatten der Zeit in den Blick nimmt,
treten diese Referenzen deutlich hervor.
36 Dies reagiert auf ein zweites Problem bei Quentin Skinner, nämlich die intentionalistische Ver-
engung. Skinner will letztlich die Autorintention in einem Sprechakt rekonstruieren. Er nennt
dies seine illokutionäreDimension, womit er allerdings eine sehr spezifische Sprechakttheo-
rie verfolgt. In Austins Fassung der Sprechakttheorie sind illokutionäre Akte nicht intentio-
nale Akte, sondern solche, die automatischWirkung entfalten. Im Laufe seiner Untersuchung
problematisiert Austin diese Kategorie aber, weil die automatische Wirkung nicht den Wor-
ten oder Intentionen inhärent sei (wie anfangs angenommen), sondern ein Effekt von Kon-
ventionalisierung. Schon bei Austin wird daher deutlich, dass subjektiv gemeinter Sinn und
28 Technologisches Regieren
steht die folgende Analyse näher bei wissenssoziologischen Ansätzen, die sie aber
wiederum politiktheoretisch ergänzt, indem sie den theoretisch-systematischen
Rückraum der Deutungsmuster ausleuchtet.
Um die Genese und Merkmale des technologischen Deutungsvorschlags zu re-
konstruieren, erschließe ich daher in diesem Sinne den soziopolitischen Kontext, die
konkurrierenden diskursiven Deutungsmuster und die jeweiligen theoretisch-systemati-
schen Hintergründe. Für dieses Vorhaben ist es einerseits notwendig, umfangreiche
Literatur heranzuziehen, die die diskursiven und nicht-diskursiven Kontexte the-
matisiert, und sie unter der hier gegebenen Fragestellung nach der Genese und
der Beschaffenheit des Netzwerk-Denkens neu auszuwerten. Dies gilt insbesonde-
re für Studien zu Entstehungskontext, Konzepten und Fortwirken der Kybernetik,
zum Strukturwandel der Moderne in den 1970er Jahren und zu einzelnenTheorien
undWerken,mit denen die eigene Interpretation herausgefordert und abgesichert
werden kann.
Andererseits – und im Unterschied zu den meisten Diskursanalysen – werden
hier mehrere Dokumentenkorpora ausgewertet, die die unterschiedlichen Debatten-
kontexte abdecken.37 Die Korpora bestehen dabei aus Texten, die in einem Bezug
zu intellektuellen, zumeist akademischen Zusammenhängen entstanden sind. Ih-
re Dokumente sind also in der Regel (populär-)wissenschaftliche Bücher, Traktate
und Artikel aus (populär-)wissenschaftlichen Bänden, Zeitschriften und Magazi-
nen. In diesem Zusammenhang agierten die Autor:innen dieser Dokumente in der
Rolle von Deutungseliten,38 und auch wenn es sich dabei oft um Personen aus der
Wissenschaft handelt, treffen wir ebenso auf Juristen, Diplomaten und zivilgesell-
schaftliche Akteure;39 in fast allen Fällen waren allerdings selbst die Wissenschaft-
sozialer Sinn nicht zwingend einher gehen müssen. Vgl. Rzepka: Sangspruch als cultural per-
formance, S. 11-16; zur Unterscheidung von subjektivem und sozialen Sinn vgl. Reichertz:Qua-
litative und interpretative Sozialforschung, S. 27.
37 Als Debatte lässt sich eine thematisch begrenzte Deutungsauseinandersetzung verstehen.
Ich werde diesen Begriff im Folgenden dem des Diskurses vorziehen, erstens weil dieser
meist zu weit gefasst wäre (denn ich rekonstruiere unterschiedliche Debatten im Diskurs
des westeuropäischen Regierungsdenkens) und zweitens um Verwechslungenmit dem Fou-
cault’schen Diskursbegriff, der Gegenstand der Rekonstruktion ist, zu vermeiden. Vgl. ähn-
lich Hausteiner: Greater than Rome, S. 56.
38 Zur Unterscheidung von Entscheidungs- undDeutungseliten vgl.Münkler: »DerWettbewerb
der Sinnproduzenten«.
39 Der Text nutzt neutrale Formulierungen oder eine inkludierendeKurzformmitDoppelpunkt,
wenn er auf Personengruppen referiert. Allerdings stellen sich historischen Rekonstruktio-
nen hier Probleme. So sind in den vorzustellenden Debatten (männliche) Autoren mehr als
deutlich in der Überzahl und auch in den Konzepten lagern sich Gender-Konnotationen ab,
wie zu sehen sein wird. Diese historische Realität und ihreMachtasymmetrien sollen freilich
nicht invisibilisiert werden. Daher dokumentiere ich in Rekonstruktionen und Paraphrasen
die in den Quellen abgelagerte Form, sofern erkennbar, und nutze das Maskulinum bei Per-
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ler:innen unter ihnen in politische Auseinandersetzungen verwoben, weil sie etwa
für Fraktionen und Organisationen tätig waren, staatliche Planungsstäbe berieten
oder Proteste gegen die Regierungspolitik organisierten.
Für die Frage nach der Genese und den Merkmalen eines technologischen Re-
gierungsdenkens hat diese Dokumentenwahl zwei zentrale Vorteile: Erstens liefern
dieseDokumente, etwa durch Fußnoten-Apparate oder durch Referenzen im Fließ-
text, explizit Hinweise auf Quellen, die sie inspirieren oder denen sie widerspre-
chen. Das ermöglichte eine Spurensuche nach den intellektuellen Ressourcen und
den soziopolitischen Entstehungsbedingungen des Netzwerk-Denkens.40 Zweitens
kann man, gerade weil sie explizit als Reflexionen angelegt sind, davon ausgehen,
dass sich die Personen um eine gewisse Kohärenz ihrer Darstellung bemühten,was
eine Rekonstruktion der theoretischen Konzepte erleichtert.41
Die konkrete Analyse der Texte verbindet dann methodisch close reading und
wide reading.42 Das close reading der Texte ermöglicht es, die gesellschafts- und po-
litiktheoretische Vorstellungswelt eines Textes im Detail zu rekonstruieren. Dabei
kommt die Rhetorizität der Texte in ihrer gesamten Breite in den Blick. Damit
wird verhindert, dass die Sprechakte in transtemporale Geltungsansprüche, die
der rationalen Rekonstruktion vorbehalten bleiben, und rein historische Verortun-
gen, die die allgemeinenGeltungsansprüche ausblenden, aufgespaltenwerden. Be-
reits die antike Rhetorik hat darauf hingewiesen, dass die Überzeugungskraft eines
Sprechaktes auf drei zusammenhängenden Ebenen beruht, nämlich der logischen
Struktur (logos), der Subjektkonstruktion oder Haltung (ethos) und der erzeugten
Stimmung (pathos). Daher geht es bei der Analyse der Sprechakte einerseits dar-
um, die konzeptionelle Argumentation herauszuarbeiten, mit der die historische Si-
tuation erfasst, gedeutet und bearbeitet wird. Andererseits müssen gleichzeitig
die sprachlichen Stilmittel untersucht werden, die diese Argumentation in eine be-
stimmte Form bringen und ihr auf diese Weise Überzeugungskraft verleihen.43
sonengruppen, die m.W.n. nur aus Männern bestanden. ›Akteure‹ verwende ich im Übrigen
als abstraktere Kategorie, die z.B. auch Organisationen umfasst.
40 Gerade dies war ja Boltanski und Chiapello mit ihrem Dokumenten-Korpus nicht möglich
(s.o.). Ein Korpus mit Referenzen war deshalb sinnvoll, weil es eine explorative Studie ist, für
die es nur wenig Literatur gibt, die Orientierung in den Quellen hätte geben können.
41 Das schließt freilich weder argumentative noch performative Widersprüche in den Texten
aus; es verspricht lediglich, dass man an diesemOrt eine systematischere Darstellung findet
als – zum Beispiel – in Gesprächsprotokollen oder Zeitungsglossen.
42 Vgl. Nünning/Nünning: Methoden der literatur- und kulturwissenschaftlichen Textanalyse,
S. 291-301.
43 Im Sinne historisch-kontextualistischer Rekonstruktionen geht es hier aber nicht darum, die
historische Akkuratheit oder die philosophische Richtigkeit in den Texten zu prüfen. Dies
entspricht auch dem diskurs- und kulturanalytischen Vorgehen. Allerdings verengt auch die
Diskursforschung den Rhetorikbegriff auf Mittel der Überredung und blendet aus, dass zur
Rhetorik die Argumentation genuin dazu gehört. Für ein solches Rhetorikverständnis in der
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Im Hinblick auf die Gestaltung seien zwei besonders relevante Aspekte der
Analyse knapp hervorgehoben: Zum einen nimmt die Metapher eine herausgeho-
bene Stellung für die Analyse von Selbstbeschreibungen ein. Wie die Forschung
inzwischen vielfach bestätigt hat, stellen Metaphern einen Referenzrahmen zur
Verfügung, der die Wahrnehmung von Wirklichkeit strukturiert und die logische
Lösung von Handlungsproblemen anleitet. Zugleich erlauben sie es durch ihre As-
soziationsräume, unterschiedliche Beobachtungen miteinander zu verbinden und
unter einer Perspektive zu deuten: »Root metaphors are those set of assumptions,
usually implicit, about what sorts of things make up the world, how they act, how
they hang together and, usually by implication, how they may be known. As such,
root metaphors constitute the ultimate […] frame of reference for discourse on the
world or any domain within it.«44
In dieser Breite erlauben Metaphern zudem unterschiedliche politische Inter-
pretationen in einem ›frame of reference‹. Daher wird zum anderen besondere
Aufmerksamkeit auf die Darstellung des Gegenstandes/Problems (narratio) in ei-
nem bestimmten Text gelenkt. Damit wird der konstruktivistische Charakter her-
ausgehoben, den eine bestimmte Problemstellung hat. Die Welt, die den Akteuren
begegnet, muss durch sie in eine bestimmte Weise gedeutet und in eine narrative
Ordnung gebracht werden. Dabei können in verschiedenen Narrationen die glei-
chen Motive auftreten, jedoch durch eine unterschiedliche logische oder chronolo-
gische Verknüpfung auch unterschiedliche politische Standpunkte zum Ausdruck
gebracht werden, ohne allerdings den ›frame of reference‹ insgesamt zu verlassen.
Die Variationsbreite eines Deutungsmusters lässt sich dann durch einen Ver-
gleich der gefundenenMotive und Narrationen analysieren, der relativ typische Nar-
rative identifiziert.45 Der Bogen wird damit zurück zum wide reading geschlagen,
um die Bedeutung der Selbstbeschreibungen in ihren Kontexten zu erfassen und
zu systematisieren. Dafür muss eine Vielzahl von Dokumenten parallel gelesen
und geordnet werden. Da man bei ›natürlichen‹ Quellen allerdings selten eine voll-
ständige Katalogisierung aller verfügbaren Dokumente gewinnen kann, bietet sich
grundsätzlich ein theoretisches Sampling an. Dieses kann neue Dokumente nach
gegenwärtigen Wissenssoziologie vgl. Edmondson: Rhetoric in Sociology; Osrecki: Die Diagno-
segesellschaft, S. 89-116.
44 Brown: A Poetic for Sociology, S. 124. Brown unterscheidet root metaphors undmodel metaphors.
Sie unterscheiden sich dadurch, dass bei Modellmetaphern erstens der Status als Metapher
noch erkennbar sei und sie zweitens auf einen begrenzten Bereich in der Welt bezogen sei-
en. Einen Überblick zum Diskussionstand bieten Farzin: Die Rhetorik der Exklusion, S. 40-43;
Schäfer: »Historicizing Strong Metaphors«.
45 Zur Unterscheidung vonNarration undNarrativ vgl. Koschorke:Wahrheit und Erfindung, S. 30;
zum theoretischen Sampling und dem Nachweis von Intertextualität im Folgenden vgl. Kel-
ler:Diskursforschung, S. 91f.; Nünning/Nünning:Methoden der literatur- und kulturwissenschaft-
lichen Textanalyse, S. 299-301.
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dem Prinzip der most similar cases erschließen, um herauszufinden, ob es sich bei
auftretenden Narrationen um typische oder eher singuläre Darstellungen handelt.
Noch wichtiger war für die Analyse aber das Prinzip der most dissimilar cases, weil
man nur damit die Breite der Debatte in den Blick bekommt.
Nach diesem Prinzip wurden auch die beiden Fälle ausgewählt, die im Zentrum
der Studie stehen und durch das beschriebene Verfahren kontextualisiert werden
sollen. Michel Foucaults und Niklas Luhmanns Werke boten sich dabei zunächst
aufgrund der immensen Wirkmacht an, die sie seit den 1970er Jahren entfaltet
haben. Ihre Begriffe und theoretischen Argumente haben die Geistes- und Sozi-
alwissenschaften ohne jeden Zweifel nachhaltig verändert. Dabei haben sie nicht
nur selbst über die Regierung (in) der Gesellschaft nachgedacht, sondern auch das
Regierungsdenken beeinflusst. So hat Foucaults Denken mit den governmentality
studies eine eigene Forschungsrichtung angeregt, er ist inzwischen aber auch in der
network governance-Debatte angekommen.46 Dort hat auch Luhmanns Systemtheo-
rie erkennbare Spuren hinterlassen. Zahlreiche Governance-Theorien schließen ex-
plizit an seine Thesen an, und die gesellschaftliche Diagnose, in einer centreless so-
cietymit einer differentiated polity zu leben, hat sich inzwischen zu einem allgemein-
gültigen Ausgangspunkt entwickelt.47 Noch größer dürfte Luhmanns Einfluss auf
eine systemische Beratungsindustrie sein, um den er sich selbst bemüht hat, wäh-
rend Foucault zweifelsohne eine Leitfigur für kritische soziale Bewegungen dar-
stellt. Da es hier um die Rekonstruktion eines tatsächlich relevanten Deutungsmusters
gehen sollte, war es sinnvoll auf derart einflussreiche Ansätze zurückzugreifen.
Darüber hinaus stellen Foucaults und Luhmanns Werke aber auf den ersten
Blick sehr unähnliche Fälle dar, wenn man Kritierien wie denTheorieansatz, diszi-
plinäre Anbindung und politische Verortung anlegt:Während die Systemtheorie ei-
ne Universaltheorie anstrebte, lieferte Foucault vor allem historische Detailstudien
und theoretisch-methodologische Skizzen.Während der eine verwaltungs- und or-
ganisationswissenschaftlich geschulte Soziologie betrieb, war der andere ein psy-
chologisch interessierter Philosoph, der genau diese disziplinäre Zuordnung ab-
lehnte. Und während Luhmann stets im Verdacht des Konservatismus stand, wird
46 Vgl. Sørensen/Torfing: »Theoretical Approaches to Metagovernance«, S. 178-180.
47 Siehe z.B. Rhodes: Understanding Governance, S. 3; die zahlreichen Referenzen auf Luhmann
bei Kooiman: Governing as Governance; die Aufnahme von Luhmanns Argumenten bei Jessop:
»The Governance of Complexity and the Complexity of Governance«; zum aktuellen Konsens
Sørensen/Torfing: »Introduction Governance Network Research«, insb. S. 3-5. Dass Luhmann
außerhalb Deutschland nicht rezipiert würde, kann vor diesem Hintergrund nur als Mythos
gelten (was es nicht gibt, ist aber eine Luhmann-Exegetik). Ein weiterer Rezeptionsstrang
führt im Übrigen in die soziologische Netzwerkforschung, etwa zu HarrisonWhite, der – ge-
prägt durch sein Physik-Studium amMIT – zudem selbst an kybernetische Ideen anschloss.
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Foucault seit seinem Aktivismus in den 1970er Jahren eher als ›linker‹ Theoretiker
eingestuft, der die bestehenden Verhältnisse radikal infragestellte.48
Über diese Unterschiede hinweg, so lautet die zentrale These, haben beide Au-
toren kybernetische Denkfiguren aufgegriffen. Sie boten ihnen das Arsenal, um ei-
ne fundamentale Kritik an ›klassischen‹Theorien vonMacht, Politik, Staat und Ge-
sellschaft zu formulieren und ihnen eine Neubeschreibung von Politik und Gesell-
schaft in den Begriffen von System und Netzwerk entgegenzusetzen. Diese Neu-
beschreibung brachten sie in der Staats- und Modernekrise der 1970er Jahre gegen
die ›veralteten‹ Traditionen in Stellung und eröffneten so einen Ausweg aus den
zeitgenössischen Krisenerfahrungen. Dafür war es entscheidend, dass die Neu-
beschreibung unterschiedliche, gar konfligierende Ausprägungen zulässt, weil sie
nur so auch Anschlusspunkte für unterschiedliche soziale und politische Positio-
nen offenhält.
Die Gegenüberstellung zweier kontrastierender Fälle demonstriert daher ei-
nerseits exemplarisch das Spektrum des Netzwerk-Ansatzes, während sie ande-
rerseits erlaubt, Gemeinsamkeiten dieser unterschiedlichen Varianten herauszu-
arbeiten.49 Nur indem das technologische Deutungsangebot eine ähnliche Variati-
onsbreite hatte wie das vorangegangene Deutungsmuster der Souveränität, konnte
es sich als ein Denk-, Wahrnehmungs- und Handlungsschema festsetzen, das bis
heute fortwirkt.
Die nun folgende Darstellung hat ihr Ziel erreicht, wenn es ihr gelingt, die
Formation und die Merkmale dieser technologischen Regierungsrationalität nach-
zuweisen. Dafür rekonstruieren die ersten drei Kapitel die relevanten Kontexte, die
zum Aufstieg des Netzwerk-Denkens führten. Zunächst wird das systematische Ge-
genmodell des technologischen Regierungsdenkens vorgestellt: das Denken im Ras-
ter der Souveränität (Kap. 1). Daraufhin wird nach den technologischen Kontexten
gefragt, aus denen die intellektuellen Ressourcen für das Netzwerk- und System-Denken
stammen können (Kap. 2). Schließlich lege ich denMoment des sozialenWandels frei,
in dem die technologischen Regierungskonzepte ideenpolitisch an Auftrieb gewan-
nen (Kap. 3). Diese drei Kontexte können dann bei der Interpretation der Schriften
von Michel Foucault (Kap. 4) und Niklas Luhmann (Kap. 5) zusammengeführt wer-
den.Während die vorangegangen Kapitel gewissermaßen aus der Vogelperspektive
48 Einige sehen Luhmann auch als Gegenspieler von Foucault (z.B. Lemke: »Eine unverdauli-
cheMahlzeit?«). Diese Frontstellungwird allerdings dadurch unterlaufen, dass Luhmannund
Foucault (ebenso wie andere Beispiele des technologischen Denkens) gerne als Konservati-
ve, Technokraten oder Neoliberale diffamiert werden, während manche aus ihren ›Schulen‹
einen Status sui generis für sie beanspruchen. Beides wird hier konterkariert, indem eine
andere ideengeschichtliche Tradition freigelegt wird.
49 Zur Verbindung von Iteration und Variation vgl. für die Sprechakttheorie Rzepka: Sangspruch
als cultural performance, S. 11-20; als »narrativeVarianz« für dieAnalyse narrativer Sinnstiftung
Münkler: Die Deutschen und ihre Mythen, S. 14f.
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das Entstehen des Netzwerk-Denkens beobachten, zoomen die Fallstudien hinein
auf zwei Intellektuelle, die die sozio-politischen Ereignisse auf ihre je eigene Art
verarbeiteten und in ihren politischen Auseinandersetzungen die technologischen
Deutungsansätze in Anschlag bringen.
Foucault und Luhmann liefern so nur zwei Beispiele für eine deutlich breite-
re Bewegung, die die Staats- und Modernekrisen mit einer technologischen In-
terpretation von Politik und Gesellschaft beantworteten. Indem diese Arbeit den
Aufstieg dieses Netzwerk-Denkens aus dem politischen Handgemenge zeigt, seine
sehr spezifische Sicht auf die Welt und die politischen Folgen am Ende noch ein-





Man kann sich die Dramatik der Situation am Ende des Zweiten Weltkriegs in
Westeuropa nur mit Mühe vergegenwärtigen. In der Geschichtswissenschaft ist
die Situation mit dem Schlagwort der Zusammenbruchsgesellschaft beschrieben
worden.1 In Deutschland ließen sich im Mai 1945 nur circa 1.000 Kilometer des
13.000 Kilometer langen Eisenbahnnetzes nutzen und es gab für 13,7 Millionen
Haushalte nur noch 8,2MillionenWohnungen. Länderübergreifend hatte der Krieg
die demografischen Strukturen verändert und massive Bevölkerungsbewegungen
freigesetzt, die die tradierten sozialen Milieus zersetzten.2
Die besondere Dramatik entstand aber daraus, dass der sozio-ökonomische
Zusammenbruch durch einen moralisch-politischen Zusammenbruch übertroffen
wurde. Die Kategorien, in denen Westeuropa seine politische Ordnung seit dem
symbolischenDatumdesWestfälischen Friedens entworfen hatte,waren nach zwei
Weltkriegen erschöpft. Im Zentrum dieser Erschöpfung stand der Begriff, der den
Kern des sogenannten Westfälischen Systems bildete: Souveränität. Wurde dar-
über nachgedacht,wieman eine politischeOrdnung nach demEnde desWeltkriegs
wieder aufbauen konnte, war eines sehr klar: Der »alte freie souveräne Rivalitäts-
staat […] als allgemeiner politischer Formungstyp [ist] zu Ende.«3 Im September
1943 vermerkte der bekannte Politikwissenschaftler Chales E. Merriam auf einer
großen Friedenskonferenz: »It has been seriously proposed to delete the word ›so-
vereignty‹ from our lexicons.«4
Schon Mitte der 1950er Jahre war Souveränität allerdings wieder zur Leitvoka-
bel für das politische Denken und Handeln geworden. Will man nach einem sym-
bolischen Datum suchen, das diese Wiederkehr der Souveränität in Westeuropa
markiert, wäre es vielleicht das Scheitern der Europäischen Verteidigungsgemein-
schaft im französischen Parlament am 30. August 1954 und das darauffolgende
1 Vgl. Hoffmann: Nachkriegszeit, S. 65.
2 Vgl. Hoffmann: Nachkriegszeit, S. 65, 85; Lee: Victory in Europe?, S. 7f.
3 Weber: Abschied von der bisherigen Geschichte, S. 20.
4 Merriam: »Sovereignty«, S. 18.
36 Technologisches Regieren
Inkrafttreten des Deutschlandvertrags am 05. Mai 1955.5 Bis zu diesem Zeitpunkt
hatte sich die Idee der Souveränität gegen die Idee einer Weltregierung und ge-
gen die Idee eines europäischen Staates durchgesetzt. Obwohl Souveränität »bis
zur Hilflosigkeit zweifelhaft geworden«6 war, schrieb damals der deutsch-briti-
sche Rechtswissenschaftler Werner von Simson, habe sich gezeigt, dass mit ihr
das »ewige Problem des Politischen« benannt ist.7
Doch was bedeutete es, von Politik im Vokabular der Souveränität zu sprechen?
Diese Frage will das folgende Kapitel beantworten. Dabei will ich zeigen, dass
hinter dem Begriff der Souveränität ein diffiziles Arrangement aus moralischen
Ansprüchen und gesamtgesellschaftlichen Gestaltungsaufgaben stand, das unter-
schiedlich ausgestaltet werden konnte. Die politische Idee der Souveränität umfasste
sehr viel mehr als nur den rechtlichen Status der Unabhängigkeit oder die Frei-
heit willkürlichen Entscheidens. Mit ihr etablierte sich eine historisch-spezifische
Selbstbeschreibung von Politik und Gesellschaft, die den katastrophalen Ereignis-
sen der beiden Weltkriege eine optimistische Regierungskonzeption abtrotzte, in
der die moralischen und ökonomischen Fliehkräfte der Gesellschaft durch eine
hierarchisch übergeordnete politische Steuerungseinheit integriert werden sollten.
Dabei verschmolzen in philosophischer Hinsicht Souveränität und Humanismus.
Die humanistische Idee desMenschen begründete die Handlungsfähigkeit und lie-
ferte zugleich eine moralische Zwecksetzung für dieses Handeln. Die Souveränität
des Menschen wurde zur Begründung und Zwecksetzung des Regierens. Jede po-
litische Ordnung musste den humanistischen Gestaltungsanspruch der Einzelnen
absichern. Einerseits verbürgte ›Souveränität‹ daher nach außen die individuelle
Freiheit von Menschen und Staaten, die gleichermaßen als Persönlichkeiten ge-
dacht wurden. Andererseits wurde dem Staat nach innen eine gattungsgeschicht-
liche Entwicklungsaufgabe zugeschrieben.
In gesellschaftstheoretischer Hinsicht wurde diese Entwicklungsaufgabe mit dem
Begriff der Modernisierung erfasst, in deren Laufe die Möglichkeiten des Men-
schen durch technischen undwissenschaftlichen Fortschritt anwachsen.Hier stan-
den also weniger die moralphilosophischen als die sozioökonomischen Rahmenbe-
dingungen eines ›zivilisierten‹ Lebens im Zentrum. Dabei interpretierte man den
moralischen Zusammenbruch der Zwischenkriegszeit als eine Desintegration der
Gesellschaft, der die koordinierende Mitte fehlte. ›Souveränität‹ stand daher für
die Suche nach einem Zentrum, von dem aus Modernisierung organisiert werden
konnte und das gleichzeitig Individuum und Gesellschaft unter den Bedingungen
dieser beschleunigten Modernisierung zusammenhielt.
5 Zur Zäsur auch Kiani:Wiedererfindung der Nation nach dem Nationalsozialismus?, S. 43.
6 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 15.
7 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 17.
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Dieses diffizile Regierungsdenken der Souveränität soll in den folgenden Un-
terkapiteln anhand der historischen Debatte rekonstruiert werden.8 Dafür stelle
ich zuerst die Argumente dar, mit denen die Idee der Souveränität ›nach außen‹
gegen das Regierungsmodell der Weltregierung verteidigt wurde. Komplementär
dazu untersucht das zweite Kapitel die gesellschaftsinternen Erwartungen, die in
konkreten Kontexten an souveränes Regieren gestellt wurden. Dabei lassen sich
drei typische Varianten der Begründung und Ausgestaltung von Souveränität un-
terscheiden, die ich jeweils anhand von Fallstudien imDetail rekonstruierenmöch-
te, um ihren Argumentationslogiken und Semantiken nachzuspüren.9 Nachdem
ich so ein kritisch-subversives Narrativ, ein christlich-liberales Narrativ und ein
bürgerlich-republikanisches Narrativ herausgearbeitet habe, vergleiche ich im ab-
schließenden Kapitel die gewonnenen Erkenntnisse und führe sie zu einem Ge-
samtbild vom Regierungsdenken der Souveränität zusammen.
Diese Rekonstruktion bringt gleich in doppelter Hinsicht einen Gewinn, um
den Aufstieg und die Konturen des Netzwerk-Denkens zu verstehen. In systemati-
scher Hinsicht ist Souveränität das Gegenmodell zum technologischen Denken in
Systemen und Netzwerken. Die theoretischen Herausforderungen, die sich das
technologische Regierungsdenken selbst stellte, leiten sich maßgeblich von der
Auseinandersetzung mit diesem Gegenmodell ab. Gleichzeitig wurde der Aufstieg
des Netzwerk-Denkens aber in historischer Hinsicht durch das Regierungsdenken
der Souveränität ermöglicht. Denn es trieb die Entwicklung der kybernetischen
System- und Netzwerk-Forschung an, bevor es in den 1970er Jahren in die Krise
geriet und durch das von ihm geförderte Denken ›ersetzt‹ wurde. Dieser Wandel
soll im Laufe der Arbeit erfasst werden.
Die Rekonstruktion wurde aber noch aus einem anderen Grund notwendig:
Bisher fehlte eine entsprechende Studie, auf die man sich hätte beziehen können,
um das Gegenmodell knapp zu umreißen. Zu den Einzelaspekten des Regierungs-
denkens der Nachkriegszeit gibt es zwar Vorarbeiten auf dem Gebiet der Rechts-
8 Allerdings nur soweit dies zur Fragestellung der Arbeit beiträgt. Ich beanspruche nicht, die
Debatte in allen Feinheiten darzustellen – dies wäre Aufgabe einer eigenen Arbeit. Insbe-
sondere blende ich zwei Aspekte ab: Erstens werden die Dispute über die Ausgestaltung und
Umsetzung einer Weltregierung nicht im Detail rekonstruiert; zweitens werden hier keine
Definitionen der Souveränität aufgezählt. Die Frage ist: Was bedeutet es überhaupt, von Poli-
tik imVokabular der Souveränität zu sprechen?DieVielzahl derDefinitionen ist erstmöglich,
wenn der Standard schon etabliert ist.
9 Die konkreten Fälle sind zwar exemplarische Vertreter eines Stranges, hätten aber auch an-
ders gewähltwerden können,wie ich auch verdeutlichenwerde. Insgesamtwurde ein Korpus
von ca. 90 Dokumenten analysiert. Dabei wurde stets das Wort Souveränität bzw. souverän
gesucht (und das englische bzw. französische Pendant), um aus dem Wortumfeld und der
Stellung im Text auf dessen Bedeutung zu schließen. So wird rekonstruiert, wie die Han-
delnden den Begriff verstanden, statt ihn von außen heranzutragen.
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geschichte,10 der soziologischen Modernisierungsforschung11 und der zeithistori-
schen Rekonstruktion des Planungsdenkens;12 eine Rekonstruktion des Souverä-
nitätsverständnisses nach 1945 vonseiten der Politikwissenschaft fehlt aber.13 Das
ist insofern überraschend, weil seit den 1990er Jahren die Debatte um das Ende
der Souveränität wieder aufgeflammt ist.14 Viele der zeitgenössischen Argumente
für das Ende der Souveränität wurden allerdings bereits zwischen 1940 und 1955
diskutiert. Eine Analyse der älteren Debatte kann daher auch dazu beitragen, die
Hartnäckigkeit und Attraktivität der Souveränitätsidee zu verstehen. Da sich seit
der Finanzkrise 2008 ein neuer Rechtspopulismus der Rhetorik der Souveränität
10 Vgl. Koskenniemi: From Apology to Utopia, S. 192-236; Jackson: Quasi-States.
11 Vgl. Knöbl: Spielräume der Modernisierung; Wehling: Die Moderne als Sozialmythos.
12 Vgl. Metzler: Konzeptionen politischen Handelns von Adenauer bis Brandt; Seefried: Zukünfte.
13 In einschlägigenArbeiten findet die intensiveDebatte nach 1945 oft nicht einmal Erwähnung
(z.B. Loick: Kritik der Souveränität). Demgegenüber gibt es natürlich sehr viele Versuche, Sou-
veränität zeit- und kontextunabhängig zu definieren. Quentin Skinner und Kent Halmo hal-
ten resignierend fest, dass es inzwischen so viele Definitionen gebe, dass je nach Wahl eine
beliebigeDiagnose gestellt werden könne. Die endloseDebatte sei so frustrierend, dassman
den Begriff schon aus diesem Grund am liebsten aufgeben würde (Skinner/Kalmo: »Intro-
duction«). Gerade aus diesem infiniten Regress kann eine historisch situierte Analyse einen
Ausweg aufzeigen. Ohne dass sie das historisch-spezifische Konzept selbst rekonstruieren
würden, finden sichHinweise zuderDebatte bei Badie: Souveränität undVerantwortung, S. 70-
79; Kühnhardt: Stufen der Souveränität, S. 87-118, 244-250; Lang: »Souveränität«. Die schlechte
ideengeschichtliche Aufarbeitung der unmittelbaren Nachkriegszeit kritisierte bereits Gre-
ven: Politisches Denken in Deutschland nach 1945.
14 In der Regel werden darin drei verbundene Gründe für die Krise der Souveränität angeführt:
Erstens seien Politik, Kommunikation und Ökonomie in einem bisher ungekannten Maße
transnational verflochten. Unter anderem als Antwort hierauf haben sich zweitens supra-
nationale Organisationen wie die Europäische Union, aber auch transnationale Konzerne
ausgebildet. Die Nationalstaaten verlieren so entweder ihre Souveränität oder geben sie
zwangsweise ab. Schließlich sei ein universelles Menschenrecht entstanden, das die Idee
der Souveränität konterkariere und im Zweifelsfall gegen sie durchgesetzt werden müsse.
Genau diese Argumente findet man aber bereits in den Debatten zwischen 1940 und 1955.
2003 haben dann Gunther Hellmann, Klaus Dieter Wolf und Michael Zürn sogar den oben
genannten Vorschlag umgesetzt und keinen Artikel über Souveränität in ihren Band zum
Stand der Internationalen Beziehungen aufgenommen (Hellmann et al. (Hg.): Die neuen in-
ternationalen Beziehungen; vgl. Lang: »Souveränität«, S. 24f.). Vgl. zur Debatte Cohen: »Whose
Sovereignty?«; Koskenniemi: »Vocabularies of Sovereignty«, S. 201f. Zu einzelnen Aspekten
vgl. Badie: Souveränität und Verantwortung, S. 10f., 98; Christophersen: Kritik der transnationa-
len Gewalt, S. 63-69; Kühnhardt: Stufen der Souveränität, S. 243f.; Loick: Kritik der Souveränität,
S. 21f.; Maus:Über Volkssouveränität, S. 6-11, 404-406; Niesen: »Souveränität«, S. 1208-1210 Zur
Globalisierung vgl. Bach: »Einleitung«; Brown:Walled states, waning sovereignty, S. 25-27, 97;
Bartelson: Sovereignty as Symbolic Form, S. 53f., 70-72; Greven: »Verschwindet das Politische in
der politischen Gesellschaft?«, S. 86f.; Jackson: Sovereignty, S. 141-144.
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bedient, ist dieser Aspekt relevant, auch wenn es sich nur um ein ›Nebenprodukt‹
dieser Untersuchung handelt.
1. Souveränität oder Weltregierung
Nach den zwei Weltkriegen war das oberste Ziel politischen Handelns zunächst
Friedenssicherung. Allerdings war die generelle Ächtung des Angriffskrieges eine
recht junge Idee: Erst 1928 hatte der Briand-Kellogg-Pakt sie rechtlich festgehal-
ten. In der Zeit seit dem Westfälischen Frieden hatten die europäischen Staaten
hingegen eine andere Strategie gewählt. Sie formalisierten das Kriegsführungs-
recht (ius ad bellum) und regulierten das Recht im Krieg (ius in bello). Damit sollten
die Auswirkungen des Krieges auf die Zivilbevölkerung begrenzt und der Krieg zu
einem kalkulierbaren Instrument der Politik gemacht werden.
Dieser Versuch, den Krieg einzuhegen, wurde nun nach dem Zweiten Welt-
krieg gegen das Konzept der Souveränität ins Feld geführt. Das Souveränitätsmo-
dell machte demnach den Krieg überhaupt erst zu einem legitimen Instrument.
Im Kern sei Souveränität nichts anderes als das Recht, jederzeit Krieg führen zu
dürfen: »The causes of war may be complex, but the notion of sovereignty under-
lies the apparent legitimacy of the war system and constitutes themajor theoretical
impediment to world peace.«15
Infolge dieser Gleichsetzung von Souveränität und Krieg hatte es schon in
den frühen Résistance-Gruppierungen die Forderung gegeben, dass die Kriege
nur durch einen Zusammenschluss der Völker beendet werden können, mit dem
sie auf ihre Souveränität verzichten. Als Minimalziel galt dabei eine europäische
Föderation, als Maximalziel eine Weltorganisation, die weit über die bloß di-
plomatische Konzeption des Völkerbundes hinausging und den Krieg zwischen
Kontinentalverbänden verhindern sollte.16
15 O’Donnell: »The Myth of Sovereignty«, S. 91.
16 Vgl. Lipgens: »Innerfranzösische Kritik an der Außenpolitik de Gaulles 1944-1946«, S. 153-
155; Lipgens: »Bedingungen und Etappen der Außenpolitik de Gaulles 1944-1946«, S. 58-64.
Für die Souveränitätskritik in denWiderstandsbewegungen s.a. Arendt: »Das ›deutsche Pro-
blem‹ ist kein deutsches Problem«, S. 16-20.Was als Einheit erscheint, sind eigentlich grund-
legende Differenzen: Denn es bestand keine Einigkeit, ob zuerst Europa als Minimalziel
erreicht werden müsse oder man direkt auf eine Weltorganisation setzen wolle. Zugleich
bestritten Teile der Bewegungen, dass eine Weltregierung angesichts der Differenzen von
USA und Sowjetunion überhaupt möglich sei. Vollständig gegen die Pläne stellten sich die
nationalistischen Teile der Konservativen (wie z.B. de Gaulle) und die kommunistischen Tei-
le der Résistance, die dann im Conseil National de la Résistance die nationale Unabhängigkeit
Frankreichs einforderten.
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Als am 06. und 09. August 1945 die Atombomben auf Hiroshima und Nagasaki
fielen, veränderte sich die Debatte allerdings grundlegend. Der europäische Zu-
sammenschluss rückte nun als Instrument der Befriedung in den Hintergrund.17
Die Hauptbedrohung war nicht mehr der andauernde Krieg zwischen europäi-
schen Staaten, der sich auf dieWelt ausweitete, sondern dass die gesamteMensch-
heit durch einen einzelnen Gewaltakt ausgelöscht werden könnte. Die Debatte um
Souveränität spitzte sich daher zu einer existenziellenWahl zwischen Souveränität
und Weltregierung zu. Die Entscheidung für oder gegen die Souveränität wurde
zur größten Herausforderung erklärt, der die Menschheit je gegenüberstand:
»we must choose between the fiction of absolute national sovereignty in exter-
nal affairs and the fact of survival for the major portion of the human race and
the values and receptacles ofWestern civilization. In our day – immediately – this
decision must be made, and the fate of hundreds of millions now living and gen-
erations still unborn will hinge upon our decision. Humanity has never faced a
greater challenge.«18
Ähnlich wie derWirtschaftsprofessorWalter O’Donnell brachte auch der Schweizer
Völkerrechtsprofessor Hans Wehberg die Radikalität der Souveränitätsdebatte auf
den Punkt. In seinem Kommentar zur ersten Generalversammlung der Vereinten
Nationen bestärkte er die Forderungen nach einer Weltregierung, die kurz zuvor
sowohl vom britischen Außenminister Ernest Bevin als auch von dessen Gegen-
spieler Anthony Eden vorgebracht worden waren:
»Nach der Erfindung der Atombombe ist die Menschheit vor eine entscheidende
Aufgabe gestellt. […] Der Krieg hat heute sein Antlitz so geändert, dass es sich […]
letzten Endes um eine Existenzfrage menschlicher Kultur handelt, ob es gelingt, den
nächsten Krieg zu verhindern. […] Das Beharrungsvermögen der Zeitgenossen,
das Nichtpreisgebenwollen veralteter Anschauungen, das Pochen auf Souveräni-
tät, das Festhalten an den nationalen Grenzen […] waren bisher nicht zu erschüt-
tern. Nur langsam vermag dieMasse der Menschen zu begreifen, dass es ganz an-
derer, viel entscheidenderer Schritte bedarf, um den Weltfrieden zu sichern und
den Kampf mit den Gefahren der Atombombe siegreich zu bestehen.«19
So einig sie sich in der Problembeschreibung sind, bei der Frage, wie eine glo-
bale Ordnung im Inneren aussehen soll, markieren O’Donnell und Wehberg
zwei entgegengesetzte Positionen: Walter O’Donnell berief sich auf den genuin
17 Vgl. auch Mazower: Governing the World, S. 230.
18 O’Donnell: »The Myth of Sovereignty«, S. 96.
19 Wehberg: »Die Vereinten Nationen auf demWege zurWeltregierung«, S. 1-3 (Hervorhebung
hinzugefügt).
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US-amerikanischen Pluralismus, in dem »the absolutism of internal sovereign-
ty« durch horizontale und föderale Gewaltenteilung eliminiert werde und keine
der Regierungseinheiten mehr Souveränität beanspruchen könne.20 Von einem
möglichen Weltstaat grenzte Hans Wehberg das Konzept einer Weltregierung ab.
Im Gegensatz zum Weltstaat, in dem alle Angelegenheiten verhandelt würden,
»die normalerweise der Regierung eines Staates, sogar eines Bundesstaates«21
übertragen werden, sei eine Weltregierung nur für eine Entscheidung zuständig:
die über Krieg und Frieden. Angesichts der Sorgen, dass mit einemWeltstaat auch
die Selbstverwaltung »jedes einzelnen Volkes und seiner Kultur«22 gestört werden
könnte, plädierte Wehberg für eine Weltorganisation, die nur das Kernproblem
des Kriegsrechts in die Hand nehmen sollte.
Die Gegenargumentation, die für eine Erneuerung der Souveränität warb, setz-
te bei dieser, im Anspruch bereits zurückgefahrenen Konzeption an. Dabei war das
Ziel, die Gleichsetzung von Souveränität und Krieg beziehungsweise Weltordnung
und Frieden einer inkonsistenten Argumentation zu überführen. Der erste Schritt
dafür war, die Alternative ›Weltregierung oder Souveränität‹ auszuhebeln. Die Er-
richtung einer Weltregierung, so das Gegenargument, sei nichts anderes als die
Erneuerung des Souveränitätsdenkens. Nach der Auflösung der bisherigen Staats-
gewalten werde die Gewalt nur an einem noch höheren Punkt neu konzentriert.
Eine Weltregierung – oder das sie begründende Recht – müsste zwangsläufig die
oberste gültige Instanz bilden, unabhängig davon ob man daraus eine pluralisti-
sche oder zentralistische Organisation der Institutionen ableiten wolle.
Ein exemplarischer Vertreter dieser Gegenargumentation war der Jurist und
spätere UN-Mitarbeiter Hans Aufricht. Schon 1944 erklärte er, dass die ›Friedens-
planer‹, die das ›Dogma der Souveränität‹ anprangern, denWiderspruch zwischen
ihrer Kritik und ihren eigenen Plänen für einWeltrecht nicht erkennen. Denn auch
»[i]nternational law has to be recognized as absolutely sovereign«.23 Das Gleiche
gelte, so Aufricht weiter, für die Vorschläge zu einer Weltföderation: »Any super-
ficial examination of the various federation proposals suffices to reveal that inter-
national federation does not eliminate sovereignty […] it merely reappears on the
federal level in a more concentrated form.«24
Die Basis für dieses Argument hatte bereits Aufrichts akademischer Lehrer
Hans Kelsen gelegt. In den Rechtsdebatten der Weimarer Republik hatte er eine
20 O’Donnell: »The Myth of Sovereignty«, S. 96. Diese Vorbildstellung der USA ist durchaus pro-
grammatisch. Siehe etwa auch Millar: »The Establishment of American Federalism and Its
Lessons for Broader Federalisms«.
21 Wehberg: »Die Vereinten Nationen auf demWege zur Weltregierung«, S. 4.
22 Wehberg: »Die Vereinten Nationen auf demWege zur Weltregierung«, S. 3.
23 Aufricht: »Post-War Planning and Limitation of Sovereignty«, S. 119.
24 Aufricht: »Post-War Planning and Limitation of Sovereignty«, S. 120.
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Rechtstheorie entworfen, die von politischen und soziologischen Annahmen befreit
sein sollte. Seither vertrat er die These, das Rechtssystem sei eine logische Einheit,
in der das internationale Recht die oberste Autorität sei und daher die Souveräni-
tät zukomme.25 Zugleich hielt er die Vorstellung für falsch, dass das Völkerrecht
aus der Souveränität der Staaten hervorginge. Laut Kelsen stiftet erst das Völker-
recht die Beziehung zwischen den ›souveränen‹ Staaten, weil es die Anerkennung
von Staatlichkeit regelt. Die Befugnisse der Einzelstaaten sind also von diesem Völ-
kerrecht nur abgeleitet: »›Souverän‹ – als höchste Ordnung – ist das Völkerrecht,
nicht die ihm untergeordnete staatliche Rechtsordnung.«26 Das Rechtssystem be-
ruhe nur noch auf einer Grundnorm, die nicht aus dem Recht abgeleitet werden
könne, aber ohnehin nur eine logisch notwendige Fiktion sei.
In seiner formal-logischen Argumentation gab Kelsen außerdem noch einen
Punkt zu bedenken.27 Ob man nämlich von der Souveränität des Völkerrechts oder
von der des Einzelstaates ausginge, würde noch nichts darüber aussagen, wieviel
Spielraum die Staaten haben. Dies wird erst in der Rechtsordnung festgelegt. Und
selbst wenn sich das Völkerrecht aus der Souveränität der Staaten ableiten würde,
könne der Einzelstaat ja seine Handlungsfreiheit per Vertrag begrenzen, weil er die
Geltung des Völkerrechts mit dem Grundprinzip pacta sunt servanda anerkannt ha-
be. Man könne also von keiner der beiden Perspektiven sagen, dass sie mehr oder
weniger kriegerisch ist, mehr oder weniger Handlungsspielraum für den Einzel-
staat gewährt, mehr oder weniger nah an einer Weltorganisation ist. Dies sei ein
politischer Trugschluss – in der einen Richtung des Imperialismus, in der anderen
des Pazifismus.
Mit diesen beiden Argumentationslinien zerlegte Kelsen das damals vorge-
brachte Kernargument für eine Weltregierung: Erstens kann man dem Begriff der
Souveränität grundsätzlich nicht entkommen. Auch ein Weltrecht ist souveränes
Recht. Zweitens ist aber auch der logische Basissatz von der Friedfertigkeit ei-
ner Weltorganisation nicht korrekt. Bei diesem zweiten Aspekt ging Hans Aufricht
noch einen Schritt weiter als sein Lehrer. Er bemerkte nämlich, dass die Entwürfe
für eine Weltregierung die Geltung des Rechts durch bewaffnete Kräfte sicherstel-
len wollten.Man könne dann die bewaffneten Kräfte direkt bei derWeltorganisati-
25 Wieviel Einfluss Kelsens Ideen auf die Ausgestaltung des Völkerrechts hatten, ist umstritten.
Unbestritten ist hingegen die Prominenz seiner Argumente in der Auseinandersetzung mit
Naturrechtsargumenten und bei der Verteidigung der Diskontinuitätsthese, mit der der In-
ternationale Militärgerichtshof seine Rechtshoheit auf deutschem Boden rechtfertigte. Vgl.
Minkkinen: Sovereignty, Knowledge, Law, S. 14, 63f.; Kiani:Wiedererfindung der Nation nach dem
Nationalsozialismus?, S. 49.
26 Kelsen: »Souveränität«, S. 281. Vgl. zu Kelsen Münkler: »Die politischen Ideen der Weimarer
Republik«, S. 289f.; Koskenniemi: FromApology to Utopia, S. 195; Minkkinen: Sovereignty, Know-
ledge, Law, S. 14-26.
27 Siehe zum Folgenden Kelsen: »Souveränität«, S. 282-284.
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on ansiedeln oder man überschreibe ihr nur die Koordinations- und Befehlsgewalt
für die weiterhin dezentral verankerten Kräfte. Beide Varianten machen aber die
Pazifizierungsfähigkeit einerWeltregierung davon abhängig, dass Entscheidungen
auch gegen denWillen der Nationen durchgesetzt werden können – im Zweifel mit
Gewalt.28
Diese Kritik der Souveränitätskritik findet man auch in Beiträgen, die sich ge-
gen Kelsens reine Rechtstheorie gestellt haben. Teilweise wurde Kelsen dabei so-
gar für ein Vertreter des Weltstaats gehalten.29 Allerdings waren sich zum Beispiel
Werner von Simson, der ehemalige niederländische Außenminister und Botschaf-
ter Eelco van Kleffens30 und Hans Morgenthau mit Kelsen über die beiden Kern-
punkte einig: Souveränität ist eine »logical necessity«,31 und der Frieden in einer
Weltrepublik ist alles andere als gegeben. Was sie von Kelsen unterschied, war vor
allem die Art der Beweisführung. Im Gegensatz zu ihm wollten sie Recht und Poli-
tik nicht trennen. Souverän sei demnach, wer faktisch die Grundnorm bereitstellt,
die bei Kelsen die fiktive Hypothese des Rechtssystems ist.32 Ihre Argumentation
kommt also weniger aus der Perspektive des Rechts als aus der Frage nach Macht
und Gewalt.
Indem sie den Blick auf die faktischen Machtverhältnisse lenkten, brachten
diese Autoren erfahrungsgesättigte Argumente gegen die Idee einer friedfertigen
Weltregierung vor (statt logischer Inkonsistenzen). In dem Bestseller-Buch Politics
Among Nations, das schnell zum Standardwerk der Internationalen Beziehungen
aufstieg und den Autor zum vielgefragten Intellektuellenmachte,33 wiesHansMor-
genthau zum Beispiel darauf hin, dass innerhalb der Schweiz über 100 Jahre lang
Krieg zwischen den Kantonen geführt worden war. Als Kehrseite staatlicher Gewalt
würden Bürgerkrieg und Revolution, Staatsstreich und Verschwörung immer eine
Möglichkeit bleiben, die auch im Weltstaat Bestand hätte.34
28 Siehe Aufricht: »Post-War Planning and Limitation of Sovereignty«, S. 121f.
29 Siehe Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 63-65.
30 In fünf Vorlesungen an der Hager Akademie für Internationales Recht vertrat er folgende
These: »Destroy one sovereign entity, and you will see one of two things happen: either a
new one arises, or an existing one is increased.[…] Federation or very close integration only
results in the creation of a new sovereignty; in other words: sovereignty and integration are
not, as so many seem to think nowadays, contrasting notions, or notions that are mutually
exclusive« (Kleffens: Sovereignty in International Law, S. 127f.).
31 Morgenthau: »The Problem of Sovereignty Reconsidered«, S. 360.
32 Vgl. Münkler: »Die politischen Ideen der Weimarer Republik«, S. 297-299; Korb: Kelsens Kriti-
ker, S. 152-162.
33 Siehe Morgenthau: Politics Among Nations, S. 505-520; vgl. Campbell: »Hans Morgenthau and
the world state revisited«, S. 199f.
34 Siehe Morgenthau: Politics Among Nations, S. 511f., 519.
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Ganz ähnlich wie der Realist Morgenthau führte Hermann Jahrreiß die gesam-
melten Erfahrungen der Bürgerkriege und Revolutionen gegen die Friedfertigkeit
des Weltstaates an. Nach einer teils zweifelhaften Karriere im Nationalsozialis-
mus war Jahrreiß inzwischen ein renommierter Jurist, Kölner Universitätsrektor
und Verteidiger in den Nürnberger Prozessen. Indem er den Topos des Weltbür-
gerkriegs apostrophierte, warf auch er den Befürwortenden des Weltstaates die
»Unzulänglichkeit der Argumentation«35 vor, weil sie die Möglichkeit von Bürger-
krieg und Revolution verschwiegen:
»[W]er will dafür bürgen, daß die Möglichkeit einer ›Welt‹staatsrevolution ferner
läge als die Möglichkeit eines ›Welt‹krieges? Und wer hätte nach allem, was
wir aus der Geschichte über Bürgerkriege wissen, den Mut, zu behaupten, ein
›Welt‹bürgerkrieg würde kürzer und milder sein als ein das ganze Gefüge der
›Welt‹zwischensouveränitätenordnung erfassender Krieg?«36
Die Möglichkeit eines Weltbürgerkriegs war die Kernformel für eine konservative
Aufklärungskritik, die vor allem von Hanno Kesting nach 1945 noch einmal vor-
getragen wurde. Demnach stehe der Weltbürgerkrieg mit dem Ost-West-Konflikt
unmittelbar bevor, weil der Liberalismus des Westens und der Sozialismus des Os-
tens universelle Normen anführen, von denen sie alle Welt überzeugen wollten. Ihr
Universalismus verschleiere aber nur den eigenen, partikularen Standpunkt, denn
dadurch ließe sich »der Gegner […] nicht nur als unvernünftig, widernatürlich und
amoralisch, sondern auch als Verteidiger historisch […] überlebter Zustände« dar-
stellen.37
In dieser Perspektive war der Weltstaat aus zwei Gründen abzulehnen: Zu-
nächst einmal war er nur eine Phantasie,weil der Liberalismus der USA und der So-
zialismus der Sowjetunion unüberbrückbar getrennt waren. Selbst wenn sich aber
je ein Weltstaat bilden würde, wären in ihm alle »Missionsprobleme Weltstaats-
Innenfragen«, die mit einem inneren Kreuzzug gelöst werden müssten.38 Aus je-
der Utopie eines einzigen Weltbürgertums entstehe daher ein permanenter Welt-
bürgerkrieg, in dem jeder dem anderen seinen Universalismus aufzwingen wolle.
Jahrreiß’ Schlussplädoyer lautete daher, dass sich nur Gruppen souveräner Staaten
zu einer übergeordneten Souveränität integrieren können. Genau das sei aber eine
Option für Europa.39
35 Jahrreiß: »Die Souveränität der Staaten«, S. 46.
36 Jahrreiß: »Die Souveränität der Staaten«, S. 46.
37 Kesting: Geschichtsphilosophie undWeltbürgerkrieg, S. 8. Sehr viel fundierter und historisch di-
stanzierter, dennoch aber erkennbar in dieser Tradition stand auch Koselleck: Kritik und Krise.
ZumWandel von Koselleck jüngst Huhnholz: Von Carl Schmitt zu Hannah Arendt?.
38 Jahrreiß: »Die Souveränität der Staaten«, S. 51, insgesamt s. S. 46-51.
39 Jahrreiß: »Die Souveränität der Staaten«, S. 51.
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Die Distanz zu allem Utopischen war für Konservative nach 1945 auch die Mög-
lichkeit, mit dem theologischen Überhang des ›alten‹ Konservatismus abzurech-
nen.40 Denn auch im konservativen Lager gab es Unterstützung für einen Uni-
versalismus, der dann religiös unterlegt war. Ernst Jünger hatte zum Beispiel die
beidenWeltkriege zu einemWeltbürgerkrieg erklärt, der die Funktion eines Opfer-
gangs hätte. Der Sinn dieses Opfers sei eine Reinigung derWelt, an deren Ende die
Erlösung wartete, und diese Erlösung war für Jünger der Weltstaat.41 Jahrreiß aber
waren die Befürworter:innen eines Weltstaates gerade deswegen suspekt, weil sie
ihre Vision zu »Evangelien« erklärten und sich selbst zum »Werkzeug […] bei dem
Zimmern einer neuen, von Gott gewollten Menschengemeinschaft« machten.42
Die universelle Ablehnung alles Universellen war auch der entscheidende Un-
terschied zu Hans Morgenthau.43 Für ihn fußte der Weltstaat nicht zwangsläu-
fig auf einer pseudouniversalistischen Unterdrückung; er zweifelte vielmehr am
Weltstaat, weil diesem zum damaligen Zeitpunkt die politische Unterstützung der
Bevölkerung fehlte. Deswegen könnte der Weltstaat nur mit Gewalt errichtet wer-
den. Dass sich ein Staat aber nur aufgrund seiner Zwangsgewalt erhält, hielt Mor-
genthau für extrem unwahrscheinlich. In aller Regel folgen auf die Welteroberung
alsbald Bürgerkriege oder Revolutionen, in denen der Staat wieder in seine gesell-
schaftlichen Gruppen zerfällt.
Für diesen Gedankengang war gerade nicht Hobbes, sondern John Stuart Mill
der Gewährsmann.Morgenthau argumentierte, dass das entscheidende Kriterium
für den Weltstaat ein Minimalkonsens sei, wie es ihn bisher nur in Einzelstaaten,
nicht aber zwischen den Völkern gebe.44 Um den Unwillen der Bevölkerung zu de-
monstrieren, griff er eine Umfrage auf, nach der zwar der Großteil der Amerikaner
40 Vgl. Laak: »From the Conservative Revolution to Technocratic Conservatism«, S. 148f.
41 Vgl. Peckar: »Vom nationalen zum planetarischen Denken«, S. 186-189. Entsprechend be-
grüßte er auch die Vereinten Nationen als deren Vorbote. Durch die Zusammenschreibung
derWeltkriege stand Jünger auch der Rede vom ›Dreißigjährigen Krieg‹ nahe, doch überhöh-
te er ihn ins Theologische.
42 Jahrreiß: »Die Souveränität der Staaten«, S. 50.
43 Diese Ablehnung ist im Übrigen kein genuin konservatives Argument, sondern ideenge-
schichtlich ein republikanisches, das unterschiedlich adaptiert werden konnte, nach 1945
zumBeispiel auch von Liberalen wie Isaiah Berlin oderWerner von Simson, die statt fürWer-
teuniversalismus für einen Wertepluralismus plädierten.
44 Explizit zu Hobbes und Mill siehe Morgenthau: Politics Among Nations, S. 511-516. Man kann
hier erkennen, warum sichMorgenthau sukzessive Arendts Konzept politischerMacht aneig-
nete. Sein liberaldemokratischesMachtverständnis zeigte sich auch in der Befürwortung des
Weltstaates, als er Ende der 1950er Jahre in der nuklearen Bedrohung doch die Basis für ein
gemeinsames Interesse sah. Er konnte jedoch nie einenWeg zumWeltstaat entwerfen. Dar-
in wird ein Riss in seinem Denken deutlich: Er konnte nie klären, ob am Ende die Einsicht in
ein kollektives Interesse oder das eigene Machtstreben höher zu werten sei. Der ›klassische‹
Realismus hat freilich letzteres bevorzugt und die Ambivalenz so abgeblendet. Vgl. Rohde:
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für die Etablierung einer Weltpolizei sei. Gleichzeitig sei aber auch der Großteil
dagegen, dass diese die Größe der US-Armee übersteige. Die politische Loyalität
der Menschen läge immer noch bei der Nation, die daher souverän sei, schlussfol-
gerte Morgenthau. Er wies damit auf den Umstand hin, dass die Völker der Welt
trotz aller Zusammenbrüche immer noch in Staaten organisiert waren, die ihren
Anspruch auf Souveränität explizit abtreten müssten.45
Mit den Plänen für eine Verpolizeilichung der Welt hatte sich also eine offe-
ne Flanke für eine fundamentale Kritik der Weltregierung geboten, egal ob sie
apokalyptisch (Jahrreiß) oder probabilistisch (Morgenthau) argumentierte. Wenn
sich der Anspruch des Universellen mit der physischen Gewalt der Souveränität
verbindet, so das generelle Argument, werde der Weltstaat selbst zur Gefahr für
den inneren Frieden.46 Entweder er degeneriert dann in einen Bürgerkrieg oder
der Weltstaat erscheint als ein Gipfel staatlicher Machtakkumulation, die vielen
als die Grundlage für die totalitären Staaten des Faschismus galt. Mit diesen Aus-
führungen kehrte sich die Kritik der Souveränität gegen sich selbst: Hatte sie vor
der Übermacht des Staates gewarnt, trage doch der Weltstaat noch »in stärkerem
Maße den Keim zur Tyrannei in sich«47 als die bisherige Staatenordnung.
Die Gefahren universalistischer Systeme stellten sich in zeitgenössischer Sicht
schließlich nicht nur in rechtlicher und polizeilich-militärischer Hinsicht, sondern
auch mit Blick auf die Wirtschaftsordnung. So argumentierte etwaWilhelm Röpke
vehement gegen den Weltstaat, dessen gefährliches Großraumdenken der Sowjet-
union und demNationalsozialismus ähnele: »It is, therefore, superficial to contrast
national sovereignty with the virtues of an international state because the latter
still leaves us with the same problem of sovereignty, only on a wider geographical
scale.«48
Hans J. Morgenthau und der weltpolitische Realismus, S. 59, 124f.; Campbell: »Hans Morgenthau
and the world state revisited«.
45 Morgenthau: »The Problem of Sovereignty Reconsidered«, S. 364. Ähnlich auch Wootton:
Freedom Under Planning, S. 9f.
46 In der Debatte um das policing hoben neben den genannten auch Georg Schwarzenberger,
John Herz und Erich Friedländer die Folgen und möglichen Gefahren eines bewehrten Welt-
staates hervor. Die Forderung nach einer Weltpolizei findet sich hingegen z.B. bei Willkie:
»Our Sovereignty«, der die Amerikaner sogar erinnerte, dass diese Idee eines kooperativen
policing keineswegs neu sei. In der zeitgenössischen Literatur dokumentieren diese Forde-
rungen außerdem Etzioni: »European Unification and Perspectives on Sovereignty«, S. 499f.;
Lipgens: »Innerfranzösische Kritik an der Außenpolitik de Gaulles 1944-1946«, S. 152-163. Sie-
he Schwarzenberger: »The Forms of Sovereignty«; zu Herz vgl. Scheuerman: »Realism and
the critique of technology«, S. 577, zu Friedländer vgl. Greven: Politisches Denken in Deutsch-
land nach 1945, S. 16.
47 Erler: »Staatssouveränität und internationale Wirtschaftsverflechtung«, S. 58.
48 Röpke: »The Place of the Nation«, S. 126.
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Röpke hatte allerdings ein ambivalentes Verhältnis zur Idee der Souveräni-
tät. Einerseits verteidigte er den souveränen Nationalstaat nicht nur als politische,
sondern als geistig-moralische Gegebenheit, während die internationale Ordnung
ausschließlich aus den Grundsätzen von Vertrag und Eigentum entstehe.49 Ande-
rerseits zielte sein wirtschaftspolitischer Vorschlag aber darauf, eine internatio-
nale Finanzordnung zu errichten,50 die die Relevanz der politischen Souveränität
vermindern und dem ›monetären Nationalismus‹ ein Ende setzen sollte.51 Röpke
wollte damit auf die Wiederherstellung eines Finanzsystems wie dem des Gold-
Standards hinaus.52
Gegen dieses einheitliche Finanzsystem, in dem nationale Souveränität in öko-
nomischer Hinsicht laut Röpke geradezu abgeschafft sei, gab es zwei Einwände.
Erstens sei dies nichts anderes als ein universelles System, das zur Unterdrückung
einzelner Staaten führen könnte, so wie Röpke es für die politische Form selbst be-
schrieben hatte.53 Zweitens sei dieses System in der GroßenDepression gescheitert
und habe damit selbst nicht unwesentlich zum Aufstieg des Nationalsozialismus
beigetragen.54
Bei der Suche nach einem neuen Wirtschaftssystem müsste man daher auf ei-
ne neue Theorie kooperativer monetärer Souveränität setzen, argumentierte der
Keynesianer Kenneth Kurihara. Monetäre Souveränität sei der notwendige Ver-
such »to insulate the domestic economy from adverse repercussions of a depres-
sion elsewhere.«55 Souveränität bedeutete hier eine ›gewisse‹ Handlungsfreiheit,
49 Die kulturphilosophische Überhöhung der Wirtschaftsordnung zeichnet ihn als Konserva-
tiven aus, wie er sich auch selbst bezeichnete. Röpkewar gar ein »unerschütterliche[r] Vertei-
diger der Apartheid« (Slobodian:Globalisten, S. 216). Es ist daher bezweifeltworden, obRöpke
als Ordoliberaler verstanden werden könne. Thomas Biebricher hat aber auch gezeigt, dass
der Ordoliberalismus insgesamt einen Hang zu elitärer bis autoritärer Expertenherrschaft
hatte, der im Konfliktmit (wirtschafts-)liberalen Positionen steht. Vgl. Biebricher: »Sovereig-
nty, Norms, and Exception in Neoliberalism«, S. 89-91; Greven: Politisches Denken in Deutsch-
land nach 1945, S. 161; Hennecke: »Streiten für diesen Staat«.
50 Röpke: »The Place of the Nation«, S. 121.
51 Röpke: »The Place of the Nation«, S. 126f.
52 Vgl. Warneke: Die europäische Wirtschaftsintegration aus der Perspektive Wilhelm Röpkes, S. 53f.
53 Dieser Einwand gegen ein einheitliches Finanzsystemwurde unter Bezug auf ihre Souveräni-
tät von brasilianischen und mexikanischen Vertretern auf der Konferenz von Bretten Woods
vorgebracht. Der brasilianische Vertreter meinte sogar, die Idee der Souveränität sei die Leit-
idee aller partizipierenden Staaten gewesen. Siehe United States Department of State (Hg.):
Proceedings andDocuments of the UnitedNationsMonetary and Financial Conference, Bd. 1, S. 1120;
s.a. Bd. 2, S. 1178.
54 Siehe Polanyi: The Great Transformation, insb. S. 261-264. Er argumentierte, dass ausgerechnet
der globale Markt eine »absolute sovereignty« befördert hatte. Mit ihr hätten die Staaten
Abschottungsmaßnahmen ergriffen, um die Gesellschaft vor den Konsequenzen des freien
Marktes zu schützen.
55 Kurihara: »Toward A New Theory of Monetary Sovereignty«, S. 165 (Hervorhebung entfernt).
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mit der eine ›Nation‹ Stabilität garantiert. Dabei soll sie auf ein Ziel ausgerichtet
sein, nämlich die Herstellung von Vollbeschäftigung.
Kurihara bezog sich damit explizit auf JohnM. Keynes und Irving Fisher, deren
Ideen in einer erneuerten Form in die Verträge von BrettonWoods eingeflossen sei-
en.56 Die dort vereinbarte Finanzordnung koppelte dieWechselkurse an denDollar,
ließ aber auf Drängen von Keynes, der für die britische Regierung vor Ort war, den
Staaten das Recht, unter bestimmten Umständen ihre Währung auf- oder abzu-
werten. In dieser (westlichen) Weltordnung, so interpretierte es Kurihara, bildete
der souveräne Staat den Dreh- und Angelpunkt.
Dass die Souveränität von Einzelstaaten unabkömmlich ist, um eine stabile
Ordnung zu denken, war damit das erstaunliche Ergebnis einer Debatte, die als
Angriff auf ›Souveränität‹ angefangen hatte.Weil ihre Logik als die eines Kriegssys-
tems galt, weil sie nach der Atombombe zur existenziellen Gefahr werden musste
und weil die Entwicklung der Wirtschaft empirisch, der Briand-Kellogg-Pakt nor-
mativ bereits Zeichen für das Ende der Souveränität gesetzt hatten, hatte man ei-
gentlich den Sieg der Weltstaats-Vorschläge absehen können. Dies sei das einzige
Mal gewesen, schrieb auch Mark Mazower in seiner Geschichte des Weltregierens,
dass nicht nur eine kleine Minderheit den Weltstaat befürwortete.57
Aber in den Plädoyers für eine Weltregierung hatten sich früh Risse abgezeich-
net, die sich die Gegenseite zur Verteidigung der souveränen Staatlichkeit zunutze
machte. Dabei kam es ihr zupass, dass auch manche, die für den Weltstaat waren,
nicht von einer Auflösung, sondern von einem Transfer der Souveränität gespro-
chen hatten.58 Rückblickend lässt sich daher sagen, dass die Verfechter:innen der
Souveränität systematisch Fehler in der Argumentation der Gegenseite herausar-
beiteten, und dafür zogen sie sowohl die Schlüssigkeit des Arguments als auch die
Stichhaltigkeit der Prämissen in Zweifel. Erst führten sie vor, dass auch dieWeltre-
gierung nur eine Sonderform des Souveränitätsgedankens ist, dann zerlegten sie
auch die Prämisse der Friedfertigkeit.
Dass sich beide Gegenargumente sowohl auf Basis der Rechtslogik als auch
mithilfe historischer Beispiele vortragen ließen, war durchaus ein Vorteil. Denn
sosehr diese beiden Ansätze auch miteinander konkurrierten, sosehr stützten sie
56 Siehe Kurihara: »Toward ANew Theory ofMonetary Sovereignty«, S. 162f., 168, vgl. zu Keynes,
auch im Folgenden, Skidelsky: Keynes, S. 108-119. Man könnte einwenden, dass das Abkom-
men maßgeblich auf dem Entwurf des amerikanischen Vertreters H. D. White beruhte und
insgesamt eher die monetäre Unabhängigkeit Großbritanniens beendete, wie Skidelsky er-
örtert. Hier ist allerdings nicht relevant, ob die Deutungen der Keynes’schen Theorie und
des Bretton-Woods-Abkommens korrekt sind, sondern dass sie in der Selbstbeschreibung
der Akteure zur Stärkung des Souveränitätsarguments genutzt werden konnten. Ähnlich wie
Kurihara auch Erler: »Staatssouveränität und internationale Wirtschaftsverflechtung«, S. 53.
57 Vgl. Mazower: Governing the World, S. 231.
58 Vgl. Lipgens: »Innerfranzösische Kritik an der Außenpolitik de Gaulles 1944-1946«, S. 153-155.
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sich auch gegenseitig: Kam man mit der einen Variante nicht mehr weiter, ließ
sich stets auf die andere ausweichen.59 Die Souveränität des Einzelstaats erschien
so als eine unentrinnbare Voraussetzung des Regierens, und dies bestätigte sich
auf unterschiedlichen Gebieten: Ob man auf die Rechtsverhältnisse (wie Kelsen),
die Machtverhältnisse (wie Morgenthau) oder die ökonomischen Verhältnisse (wie
Kurihara) schaute, stets erwies sich Souveränität als geboten.
Der Kern des Souveränitätsarguments war, dass es eine übergeordnete Stel-
le logisch und faktisch immer gebe. Konnte man den Plädoyers für eine Weltre-
gierung nachweisen, dass sie diesem Konzept nichts entgegenzusetzen hatten,
nährten sich die Zweifel am Weltsouverän aus den Erfahrungen und Deutungen
der vorangegangenen Weltkriege. Sie lasen sich als Weltbürgerkrieg, als ein Gip-
fel souveräner Groß(raum)macht und als Folge des Versagens einer globalen Wirt-
schaftsordnung. Die stabilisierende Funktion, die einerWeltregierung zugeschrie-
ben wurde, geriet damit ins Wanken, entweder weil sie sich als nicht tragfähig er-
wies oder weil diese Stabilität geradezu bedrohliche Züge annahm.Demgegenüber
bot dann die Souveränität der Einzelstaaten das Versprechen, Freiheit zu garantie-
ren.
In dieser Argumentation für den Sinn von Souveränität sind drei zentrale As-
pekte des Regierungsdenkens eingelassen. Der erste Aspekt besteht darin, dass
Souveränität zum Wesen von politischen Verbänden erklärt wurde, weil es immer
eine höchste Autorität gäbe, die für ein Territorium mit seiner Bevölkerung und
dessen Kultur Entscheidungen träfe. Politik, Regierung und Souveränität fallen so
zusammen und werden auf den Staat projiziert: »Regierung« ist »der Inbegriff der
handelnden, die Souveränität ausübenden Staatsgewalt«, hielt das Wörterbuch des
Völkerrechts kurzerhand fest.60 Infolgedessen ließ sich der Begriff auch historisch
bis in die Antike zurückprojizieren und wurde auch in Übersetzungen klassischer
Texte übernommen.61
Gegen diese allzu weite Verwendung hat Francis Hinsley in seinem Standard-
werk von 1966 Einwände erhoben. Sein Gegenargument war, dass es zahlreiche
Konzepte von höchster Autorität gäbe und dass Souveränität unter ihnen ein spe-
zifisches und qualitativ besonderes sei, das erst in ›entwickelten‹ Gesellschaften
auftrete. Die Besonderheit bestehe darin, dass Souveränität nicht einfach nur ei-
ne höchste Entscheidungskapazität sei, sondern die Rechtfertigung dieser Autorität
59 Zur ironischenKomplementarität der konkurrierendenAnsätze auchKoskenniemi: FromApo-
logy to Utopia, S. 193-195.
60 Strebel: »Regierung«, S. 85.
61 Vgl. z.B. Kleffens: Sovereignty in International Law, S. 12-14, der Aristoteles zitierte, oder Al-
bright: »Historical Adjustments in the Concept of Sovereignty in the Near East«. Das gleiche
Phänomen lässt sich auch in gegenwärtiger Literatur beobachten, z.B. in Lewicki: Souveränität
imWandel, S. 20. Kritisch dazu Hinsley: Sovereignty, S. 27-44.
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einschließe: Souveränität begründet Autorität. Gerade deshalb gilt aber die Gleich-
setzung von Staat und Souveränität: »the concept of sovereignty is the inescapable
justification of the authority of the state in an integrated community«.62
Der Grund für diese Einschätzung markiert einen weiteren Aspekt, der das
Souveränitätsdenken dieser Zeit prägt. Denn wie das Zitat zeigt, besteht die Basis
legitimer Souveränität in einer integrierten Gemeinschaft. Hiermit ist ein kon-
zeptioneller Rahmen angezeigt, der dazu anhält, stets nach der zugrundeliegenden
Gemeinschaft und ihren territorialen Rahmenbedingungen zu fragen.63 Gesellschaf-
ten lassen sich dann nur über ein Zusammenspiel von höchster Autorität und einer
ihr gegenüberstehenden, oder besser: zugrundeliegenden Gemeinschaft ordnen.
Diese zwei starken Prämissen der Souveränitätsidee strukturierten vielfach das
politische Denken der Nachkriegszeit.
Schließlich wurde mit der Bindung an eine integrierte Gemeinschaft eine Ziel-
vorgabe für ›Souveränität‹ formuliert. Sie erforderte von der politischen Gemein-
schaft die Einsicht in die Notwendigkeit höchster Autorität und von der Regierung
die Einsicht in ihre Selbstbegrenzung durch einen normativen Auftrag. Das gesamte
›Design‹ der Theorie ziele darauf, die Norm einer allgemein nützlichen Ordnung
zu schützen. Souveränität könne daher keine Willkürherrschaft sein: »The system
must have room for the norms it is designed to protect. This would not be possible
if the sovereign were ›unlimited‹.«64 Gerade die Fähigkeit zur Selbstkontrolle, so
argumentierte auch Hinsley, sei das Merkmal souveräner Herrschaft, und je eher
Gemeinschaften dazu in der Lage seien, desto eher werden sie sich als souverän
bezeichnen.65
Man kann an diesen Formulierungen bereits sehen, dass sich hier ein teleologi-
sches Konzept andeutet: Souveränität ist das Wesen politischer Ordnung, weil hier
Herrschende und Beherrschte in einem gemeinsam anerkannten Gestaltungsrah-
men zusammenkämen. Gerade dieses Wesen kann aber verfehlt werden. Es erfor-
dert empirische Integrationsleistungen und normative Selbstbindungen. Wie im
Laufe des Kapitels zu sehen war, nährte die Argumentation gegen die Weltregie-
rung dabei die Zweifel, dass diese eine solche Integration leisten könnte, ohne auf
Gewalt zurückzugreifen, also ihre eigenen Selbstbindungen zu unterlaufen. Der
nächste Teil soll demgegenüber zeigen,wie sich die Ausgestaltung der Anforderun-
gen an ›souveränes Regieren‹ in den Souveränitätskonzepten der Zeit darstellte.
62 Hinsley: »The concept of sovereignty and the relations between states«, S. 252 (Hervorhe-
bung hinzugefügt). Ausführlichst dazu Hinsley: Sovereignty, S. 2, 26, 126, 227-235.
63 Typisch dafür etwa Stankiewicz: »Sovereignty as Political Theory«, S. 148-151, bei dem
dadurch Souveränität wieder eine überzeitliche Dimension gewinnt: »whether he has heard
of the concept or not, he is thinking in terms of the requirements of sovereignty« (S. 149).
Dazu schon früher Stankiewicz: »In Defense of Sovereignty«.
64 Stankiewicz: »Sovereignty as Political Theory«, S. 144.
65 Siehe Hinsley: »The concept of sovereignty and the relations between states«, S. 252.
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2. Die Ausgestaltung der Souveränität
Die Debatte zwischen Souveränität und Weltregierung bewegte sich zwischen den
traumatischen Erfahrungen hindurch, die die beiden Weltkriege den damaligen
Akteuren hinterlassen hatten. Auf der einen Seite stand dabei natürlich die Aus-
einandersetzungmit dem Krieg. Die Sorge, der Krieg könnte wiederkehren, wurde
durch die »atemberaubende[] Schnelligkeit« noch gesteigert, »mit der die Kriegs-
werkzeuge in einem Zeitraum von weniger als 50 Jahren vervollkommnet worden
sind«.66 Die Beschleunigung des technischen Fortschritts machte diesen zur Ge-
fahr, und in der Zwischenkriegszeit war man – das hieß vor allem: die League of
Nations – kläglich daran gescheitert, diesen Prozess einzuhegen.
Während diese Herausforderung zwischen den politischen Ordnungen ange-
siedelt war, stand auf der anderen Seite der interne Ordnungszerfall. Die entspre-
chende historische Referenz war die Große Depression. Man hatte hier erlebt, wie
die wirtschaftliche Entwicklung mit einer sozialen Desintegration einherging. Im
Moment einer wirtschaftlichen Krise trat dann offen zutage, dass der gesellschaft-
liche Zusammenhalt zerfallen war, während die einzelnen Menschen im »Trieb-
werk gesellschaftlicher Veränderungen« zermahlen wurden, wie es Karl Polanyi in
seinem berühmten Buch fasste.67 In der zeitgenössischen Wahrnehmung war die
Desintegration der Gesellschaft durch einen beschleunigten sozialen Wandel und
größere wirtschaftliche Disparitäten oft ein maßgeblicher Grund für den Aufstieg
des Totalitarismus.68
Dem setzte das Konzept der Souveränität das Versprechen entgegen, durch ei-
ne ›verantwortungsvolle‹ Regierung die politisch integrierte Gemeinschaft zu sta-
bilisieren und in ihrer Entwicklung zu fördern. Die typischen Narrative der Zeit
machen dabei einen Werteverfall zur tieferen Ursache dafür, dass die Integration
der Gesellschaften und die Entwicklungsrichtung der Moderne abhandengekom-
men seien. Von dieser Diagnose aus gingen sie auf die Suche nach einer neuen,
werthaften Haltung zur Welt und einer entsprechenden politischen Ordnung. Bei-
des bündelte sich im Begriff der Souveränität, die so als die Antwort auf das Pro-
blem von Desintegration und Orientierungsverlust erscheint.
Ein Kernaspekt dieser Antwort ist ein ausgesprochen humanistisches Ethos,
das in der Beschreibung derWelt, in dermoralischen Aufgabenstellung und der po-
litischen Grundhaltung zum Ausdruck kommt: Die Souveränitätsnarrative zeich-
neten die Welt als einen Ort, der von Menschen bevölkert ist, die fähig sind, ihre
eigene Geschichte zu machen. DieMachbarkeit derWelt wird aber zweitens ethisch
66 Wehberg: »Die Vereinten Nationen auf demWege zur Weltregierung«, S. 2.
67 Polanyi: The Great Transformation, S. 314.
68 Zu dieser geläufigen Deutung neben Polanyi z.B. Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 97.
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oder moralisch aufgeladen. Nicht jeder Wille ist souverän, sondern nur ein Wil-
le der bestimmten Verantwortlichkeiten und Pflichten gegenüber der Allgemeinheit
nachkommt, ist ein ›wahrlich souveräner‹ Wille. Man muss über seine unmittel-
baren, individuellen Wünsche hinaus dem übergeordneten, eigentlich souveränen
télos der Menschlichkeit folgen. Dieses Ethos der Souveränität nicht nur einzuhal-
ten, sondern auch zu fördern, ist schließlich die Aufgabe der Regierung. Sie muss
die ›Führung‹ des ›Volkes‹ übernehmen und ihr Handeln vor dem Hintergrundziel
einer integrierten und modernisierten Gesellschaft verantworten.
Diese Motive teilen die Narrative, die im Folgenden untersucht werden. Dabei
kommen sie jedoch auf unterschiedlichen Wegen zu ihrem Ziel und weichen auch
in der konkreten Ausschmückung der Motive voneinander ab. In dem Dokumen-
tenkorpus lassen sich auf diese Weise eine subversive Variante, eine christlich-liberale
Variante und eine bürgerlich-republikanische Variante unterscheiden. Bei diesen drei-
en handelt sich um die typischen Narrative, in denen die semantische, argumentati-
ve und institutionelle Gestalt von Souveränität entwickelt wurden. Sie werden nun
anhand exemplarischer Vertreter vorgestellt.
Das subversive Narrativ: Frantz Fanon
Das subversive Narrativ entfaltete die Souveränitätsidee im Rahmen eines Wider-
standskampfes. Die Idee der Souveränität bot sich dafür an, um die Selbstermäch-
tigung der Menschen gegen eine Übermacht ins Zentrum zu setzen, und diese
Selbstermächtigung als einen Bewusstseinsprozess zu beschreiben, in dem Souve-
ränität erst erlangt wird.Wenn der Bewusstseinsprozess gelingt, sei eine Befreiung
von den historischen Umständen möglich. Souveränität verbürgt die Fähigkeit des
Menschen, die Welt zu ändern und Missstände zu überwinden.
Systematisch gesehen bediente sich diese Konzeption zumeist einer Verbin-
dung von Existenzialismus und Marxismus. Diese populäre Kombination, mit der
Intellektuelle wie Jean-Paul Sartre auf Revolution und Revolte reflektierten,69 wur-
de auf dem europäischen Festland die Grundlage für linke bis linksextremistische
Gruppierungen, um gegen die bestehenden staatlichen Strukturen zu revoltierten.
Es ist dieses subversive Umfeld, in dem auch Michel Foucault politisch sozialisiert
wurde und von dem er sich immer wieder abgrenzte, indem er der in seiner Sicht
unterkomplexen und dogmatischen Perspektive des humanistischen Marxismus
ein neues Denken in Systemen und Netzwerken entgegensetzte.
69 Dieser existenzialistischen Reflexion stand auch Albert Camus nahe. Wie gerade der para-
digmatische Band von Camus: Der Mensch in der Revolte zeigt, wich er aber in zwei entschei-
denden Punkten dezidiert von Sartre ab, weswegen er sich nicht als Existenzialist bezeichnen
mochte: Erstens lehnte er den Marxismus ab, zweitens widersprach er Sartre insbesondere
in der Frage der Gewaltbereitschaft. Zum Verhältnis von Camus und Sartre vgl. auch Galle:
Der Existenzialismus, S. 64-74.
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Einstweilen hatte in den frühen Nachkriegsjahren aber der marxistische Exis-
tenzialismus eine Deutungshoheit, wenn es um die Kritik der gesellschaftlichen
Zustände ging. In diesemZusammenhangwurde auch Frantz FanonsDie Verdamm-
ten dieser Erde zu einer beliebten Referenz, die sogar der RAF zur Rechtfertigung
ihrer Gewaltanwendung diente.70 Obwohl Gewalt eine zentrale Rolle in Fanons
»Psychopathologie des Kolonialismus«71 spielt, geht eine Rezeption, die ihn nur
als Apologeten der Gewalt liest, an seiner Theorie vorbei. Dass der Gewalt-Aspekt
in der europäischen Rezeption so stark in den Vordergrund rückte, war – neben
der Rezeptionshaltung linksextremistischer Gruppierungen – vor allem auch dem
Vorwort von Jean-Paul Sartre geschuldet. Im Unterschied dazu rief Fanon in sei-
nem Text weder dazu auf, die Gewalt auf Europa zu übertragen noch gab er ihr
den Vorzug vor der Politik.72
Dies liegt auch daran, dass Die Verdammten dieser Erde für einen ganz anderen
subversiven Kontext geschrieben wurde, nämlich für den Unabhängigkeitskampf
der Kolonien. Der Text führt vor Augen, dass die Debatte um das Ende der Sou-
veränität, wie sie im vorangegangenen Abschnitt rekonstruiert wurde, eine euro-
zentrische Debatte war, die das Souveränitätsbestreben der Kolonien fast vollstän-
dig ausblendete.73 Außerhalb Europas war die Idee der Souveränität aber längst
zu einem zentralen Bezugspunkt geworden. Die Historiker Jürgen Osterhammel
und Jan Jansen schreiben daher treffend, dass die Dekolonisation eine »Souverä-
nitätsmaschine« war, die zur »Verabsolutierung von Souveränität« als politischem
Ordnungsmodell geführt habe.74 Als im 20. Jahrhundert die Zeit der Imperien und
Kolonialmächte zu Ende ging, trugen die Vereinten Nationen und die Kolonien
gleichermaßen zur »seriellen Produktion« von Souveränität bei.75
70 Zur Rezeption Fanons vgl. hier und im Folgenden Kebir: »Revolutionäre Subjekte bei Frantz
Fanon«, S. 30-33; Eckert: »Predigt der Gewalt?«, S. 171f.; Kerner: »Frantz Fanon in der Politik-
wissenschaft«.
71 Jansen/Osterhammel: Dekolonisation, S. 112.
72 Siehe Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 126.
73 Ein Grund dafür war, dass die Unabhängigkeit der Kolonien für die Kolonialmächte kein aus-
gemachter Pfad war. Vor allem Frankreich und die Niederlande diskutierten, wie man die
südostasiatischen Gebiete wiedergewinnen konnte, um den Wiederaufbau des Zentrums
zu beschleunigen, während die Gebiete im nördlichen Afrika ohnehin zum französischen
Staatsgebiet gezählt wurden. Auch Großbritannien sah die Unabhängigkeit von Kolonien
nur dann geboten, wenn ein bestimmter zivilisatorischer Stand erreicht würde. Vgl. Jackson:
Quasi-States, S. 82-95; Frey: »Drei Wege zur Unabhängigkeit«, insb. S. 401.
74 Jansen/Osterhammel: Dekolonisation, S. 12, 112; vgl. auch Kiani: Wiedererfindung der Nation
nachdemNationalsozialismus?, S. 16;Malanczuk: »Globalisierungunddie zukünftigeRolle sou-
veräner Staaten«, S. 172f.
75 Jansen/Osterhammel:Dekolonisation, S. 12. Trotz der umfangreichen Bemühungen umDeko-
lonisierung fehlt bisher eine systematische Aufarbeitung der (de-)kolonialen Souveränitäts-
begriffe. Manche Arbeiten widmen dem Streben der Kolonien nach Souveränität gar keine
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In diesem Kontext ist Frantz Fanons Verbindung von Revolutions- und Souve-
ränitätstheorie auch ein Beispiel dafür, wie der Souveränitätsbegriff außerhalb Eu-
ropas angeeignet wurde.Geboren inMartinique, hatte Fanon imZweitenWeltkrieg
in den französischen Streitkräften unter de Gaulle gedient und danach im franzö-
sischen Kernland Psychiatrie studiert, bevor er als Arzt nach Algier kam. Er impor-
tierte also den Wissens- und Erfahrungshorizont Europas, um dessen Kategorien
mit der Kolonialherrschaft zu konfrontieren. Die Verdammten dieser Erde ging drei
Tage nach Fanons Tod am 06. Dezember 1961 in Druck und war zugleich philoso-
phische Reflexion auf und Anleitung für den algerischen Unabhängigkeitskampf.76
In Fanons Schrift adressiert »Souveränität« das Kernproblem der Unabhängig-
keit, nämlich die Frage,wieman eine Gesellschaft organisierenmüsse, umüber das
Moment der Befreiung hinaus neue, tragfähigeWerte zu schaffen. Fanons Diagno-
se ging davon aus, dass die Aggressionen der Kolonialisierten derzeit ohne Rich-
tung verliefen. Die permanente Gewalttätigkeit der Kolonisation staue sich in den
Kolonialisierten auf und entlade sich in ekstatischen Tänzen und Kämpfen mit an-
Aufmerksamkeit. Robert Jacksons Quasi-States, eine der wenigen Studien zum Souveräni-
tätskonzept nach 1945, beschrieb den Aufstieg souveräner Staatlichkeit als die Folge eines
ideologischen Antikolonialismus, der von den USA durchgesetzt wurde (S. 82-95). Man hat,
so seine These, im internationalen Recht ein Konzept negativer Souveränität etabliert, das
ein Recht auf Nichteinmischung zuspricht. Gleichzeitig habe man sich von der Idee positiver
Souveränität gelöst, die Europa geprägt hatte und die Fähigkeit meinte, das negative Recht
tatsächlich auch substanziell in Politik umzusetzen. Denn diese empirische Staatlichkeit ge-
he den neuen Staaten weitestgehend ab – juristisch seien sie Staaten, politisch nur Quasi-
Staaten. Zwar ist es richtig, dass die Vereinten Nationen einen Anschlusspunkt für antikolo-
niale Rhetorik anboten (vgl. Koskenniemi: From Apology to Utopia, S. 179-181). Jacksons Blick
aus dem Zentrum ignoriert jedoch, wie sehr das dortige Konzept ›souveräner Gleichheit‹
selbst schon Ergebnis von Kolonialismus undDekolonisationwar. ImZuge des Imperialismus
hatten die europäischen Staaten während des 18. und 19. Jahrhunderts die Idee der Souve-
ränität über den Globus verbreitet. Als Reflexionsbegriff übernahm Souveränität in dieser
Zeit eine Doppelfunktion: Sie arrangierte Europa als ein System gleicher Staaten und sie
kommunizierte den Herrschaftsanspruch über die nicht-staatlicheWelt. Als dann die ersten
Kolonialimperien im 19. Jahrhundert zerfielen, konstituierten sich die lateinamerikanischen
Gebiete explizit als souveräne Nationen und traten am Ende des Zweiten Weltkriegs mit
diesem Selbstverständnis auf, wie die Verhandlungen zur UN belegen. Auf der Bandung-
Konferenz (1955) bestanden auch die südostasiatischen und die afrikanischen Staaten auf
ihre Souveränität. Dass die gerade erworbene Souveränität ungern wieder aufgegeben wird,
zeigt sich auch an den osteuropäischen Staaten nach 1990. – Vgl. zur Diffusion der Idee Ru-
dolph: »Sovereignty and Territorial Borders in a Global Age«, S. 6; zur Kritik des internatio-
nalen Rechts Anghie: Imperialism, Sovereignty, and the Making of International Law; Kühnhardt:
Stufen der Souveränität.
76 Zur Biografie vgl. Kebir: »Revolutionäre Subjekte bei Frantz Fanon«, S. 28; Eckert: »Predigt der
Gewalt?«, S. 171f.
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deren Kolonialisierten.77 Ein derartiger Gewaltexzess ende aber in der Leere oder
ebne sogar den Weg für Neokolonialismus und Diktaturen. Die zentrale Aufgabe
bestehe daher darin, die Gewalt in einen organisierten Widerstand umzulenken:
»Das Problem ist jetzt, zu begreifen, wie diese Gewalt sich reorientiert. […] Wir
werden sehen, daß es für die Betroffenen eine dringliche Aufgabe ist, über die
Mittel, die Taktik, das heißt die Verfahrensweise und die Organisation, zu ent-
scheiden. Wird sie nicht gelöst, so liefert man sich einem Voluntarismus aus, der
dem blinden Zufall und den schlimmstenMöglichkeiten der Reaktion Tür und Tor
öffnet.«78
Die größte Hürde für einen organisierten Widerstand sah Fanon in der Spaltung
des kolonialisierten Volkes, die die Kolonialherren nach dem Prinzip divide et impera
vorantrieben.79 Dabei werde das Proletariat in den Städten eng an die Kolonialord-
nung gebunden,weil es für das Funktionieren der Kolonialmaschine unentbehrlich
sei. Die Abhängigkeit von dem »technischen und relativ wohlhabenden Milieu«80
spiegele sich auch in den nationalistischen Parteien, die »im Grunde Parteigänger
der Ordnung« seien und nur mehr Macht einfordern.81
Demgegenüber hatten die Kolonialherren auf dem Land die alte Struktur bei-
behalten, um ihre Herrschaft zu stabilisieren. Für die Land-Bevölkerung seien so
nicht die Kolonialherren, sondern die »Modernisten« der städtischen Partei die
größte Gefahr, weil sie die autochthone Gesellschaft zerreißen wollen. Zu dieser
Spaltung tritt laut Fanon schließlich eine Gruppe von landlosen Bauern hinzu, die
ihr Glück in der Stadt suchen und dort ein amorphes Lumpenproletariat bilden.82
In dieser Analyse der Bevölkerungsgruppen hat Fanon die Erkenntnisse von
Karl Marx’ 18. Brumaire des Louis Bonaparte aufgenommen.83 Marx hatte darin den
französischen Staatsstreich von 1851 untersucht, mit dem Louis Napoleon die Re-
publik gestürzt hatte und dann per Plebiszit zumKaiser gewählt worden war.Marx
musste vor allemmit einem Problem seiner eigenenTheorie fertig werden: Warum
war nicht die vorhergesagte proletarische Revolution, sondern die monarchische
Restauration eingetreten? In seiner Antwort führte Marx neue Akteure in seine
Gesellschaftsanalyse ein. Er argumentierte zunächst, dass die Bourgeoisie nicht
77 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 48; vgl. Kebir: »Revolutionäre Subjekte bei Frantz Fa-
non«, S. 29-33.
78 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 49.
79 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 96.
80 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 93.
81 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 50.
82 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 95.
83 Siehe Marx: »Der 18. Brumaire des Louis Bonaparte«, insb. S. 67-95, 114-128, und dazu der
Verweis auf die »Geschichte der bürgerlichen und proletarischen Revolutionen« bei Fanon:
Die Verdammten dieser Erde, S. 95.
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mehr eine Klasse sei, sondern sich in zwei Fraktionen gespalten hätte. Darüber
hinaus nannte er zwei neue Klassen, die bisher in seiner Analyse fehlten. Die Bau-
ernschaft und das Lumpenproletariat hätten demnach die proletarische Revolution
nicht nur gebremst, sondern waren als Handlanger sogar entscheidend für den Er-
folg Bonapartes gewesen. Schließlich entdeckte Marx den Staat bzw. die Exekutive
als einen eigenständigen Akteur, dermehr ist als nur das Resultat gesellschaftlicher
Verhältnisse. Der 18. Brumaire führte Marx so zu einer graduellen Revision seiner
Geschichts- und Klassentheorie.
Fanon griff die Einsichten dieser Revision auf, um sich die Frage erneut vorzu-
legen, wie eine Revolution geschafft und die Konterrevolution verhindert werden
könne. Er ging davon aus, dass die Revolution in zwei Stufen verfahren müsse: Zu-
nächst müsse die alte Ordnung im Befreiungskampf niedergerissen werden. Diese
Stufe, so Fanons Überzeugung, entwickele sich am besten vom Lande kommend.
Der nationale Militant solle sich zu den Bauern zurückziehen, sie kennenlernen
und ihr aufständisches Potenzial entdecken. Von lokalen Bauernaufständen sol-
le die Revolution dann mit Gewalt in die Städte vordringen, wo sich die Aufstände
mit dem Lumpenproletariat verbinden. »In dieser Periode ist das Spontane König«,
schrieb Fanon,84 denn die Gewalt und der unmittelbare kollektive Akt formieren ei-
ne nationale Einheit.
Die große Schwierigkeit sei dann aber, denÜbergang von dieser ersten Phase in
die zweite Phase zu schaffen, in der eine neue gesellschaftliche Struktur aufgebaut
werden müsse. An dieser Stelle erweist sich Fanons Buch als eine radikale Kritik
der Spontaneität, die nun dem Erfolg im Wege stehe:
»Die Einmütigkeit im Kampf, die in den ersten Stunden des Aufstands so frucht-
bar, so großartigwar, zerfällt. Die nationale Einheit zerbröckelt, der Aufstand steht
vor einem entscheidenden Wendepunkt. […] Dieser spektakuläre Voluntarismus,
der mit einem Schlag das kolonisierte Volk zur absoluten Souveränität führen
wollte, diese Gewißheit, […], diese Kraft […] offenbaren sich der Erfahrung als eine
sehr große Schwäche. Solange er glaubte, ohne Übergang vom Status des Kolo-
nisierten zum Status des souveränen Staatsbürgers einer unabhängigen Nation
gelangen zu können, solange er sich an das Trugbild der unmittelbarenWirksam-
keit seiner Muskeln hielt, machte der Kolonisierte keine wirklichen Fortschritte
auf demWege der Erkenntnis. Sein Bewußtsein blieb rudimentär.«85
Der Spontaneität wird hier die Souveränität entgegengesetzt. Diese wird allerdings
qualifiziert: Sie ergibt sich nicht aus einemGewaltschlag oder aus der formalen An-
erkennung durch die Kolonialherren, sondern erst durch die Bildung eines Bewusst-
84 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 112f.
85 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 117f.
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seins.86 Diesen Prozess konzipierte Fanon im Folgenden als eine Rationalisierung
des Aufstandes, der durch die Führung der Partei angeleitet werden müsse. Statt
sich wie bisher von der Masse abzuwenden, müsse die Elite die Aufgabe anneh-
men, die Masse zu erziehen,87 denn ihr »Geburtsfehler« sei ein Mangel an Wissen
und Bewusstsein.88 Die »ununterbrochenen Aufklärungen des Bewußtseins« füh-
ren dann zu einem »Strom der gegenseitigen Belehrung und Bereicherung zwi-
schen der kämpfenden Nation und ihren Führern.«89 Mit dieser gegenseitigen Be-
wusstseinsbildungwerde die Gefahr abgewendet, dass die imKampf geschmiedete
Einheit des Volks zerfällt.
Ein besonders heikler Moment war in dieser Hinsicht der Übergang in die for-
male Unabhängigkeit.90 Fanon sah erneut eine Spaltung des Volkes kommen,wenn
es nicht in der Lage wäre, das einfache Freund-Feind-Denken des Kampfes abzu-
legen und zu entdecken, dass manche Kolonialherren nicht dem Stereotyp ent-
sprechen und dass der Macht- und Geschäftssinn mancher »Eingeborenen« weder
vor Krieg noch vor Ausbeutung haltmache: »Genau in diesem Moment des Kamp-
fes ist das Erklären von entscheidender Bedeutung«, mahnte Fanon, »weil es das
Volk von einem allgemeinen und undiffernzierten [sic!] Nationalismus zu einem
sozialen und wirtschaftlichen Bewußtsein übergehen lässt.«91 Erst dieses umsich-
tige Selbstbewusstsein befähige das Volk zu verantwortungsvollemHandeln, durch
das es seine Würde und dadurch seine Souveränität gewinne: »[D]ie afrikanischen
Völker haben bald begriffen, daßWürde und Souveränität absolut äquivalent sind.
Ein würdiges und freies Volk ist ein souveränes Volk. Ein würdiges Volk ist ein
verantwortliches Volk.«92
Man sieht an diesen vielfach redundanten Formulierungen von Fanon, wie
stark sich ein semantisches Feld um die Idee der Souveränität aufbaut, das ein
86 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 118-121.
87 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 125; s.a. S. 160f.: »Um zu dieser Auffassung der Partei zu
gelangen, muß man sich vor allem von der ganz westlichen, ganz bürgerlichen […] Vorstel-
lung befreien, daß die Massen unfähig seien, sich selbst zu regieren. Die Erfahrung beweist,
daß die Massen die kompliziertesten Probleme genau verstehen. […] Man kann dem Volk
alles erklären, allerdings unter der Voraussetzung, daß man wirklich will, daß es versteht.«
88 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 93; s.a. 116.
89 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 122. Die Gegenseitigkeit ist öfter übersehen worden. So
schreibt Eckert Fanon einen Schematismus zu, in dem organisierte Arbeiter und Kleinbür-
gertum per se Verräter seien, während Bauern und Lumpenproletariat die wahren Freiheits-
kämpfer seien. Fanon aber hatte auf beiden Seiten Defizite konstatiert und deshalb eine ge-
genseitige Selbstaufklärung angestrebt. Ob grundsätzlich eine Dechiffrierung der kolonia-
len Sozialstruktur in marxistischen Begriffen gewinnbringend ist, ist eine andere Frage und
der eigentliche Kritikpunkt in Eckert: »Predigt der Gewalt?«, S. 147f.
90 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 123-125.
91 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 123.
92 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 169.
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aufklärerisch-humanistisches Ethos zum Ausdruck bringt.93 Souverän werde man
durch eine ›Aufklärung‹ über sich selbst, in deren Folge man ›Verantwortung‹ für
die ›Gestaltung‹ der Zukunft übernehme. Souveränität stellte für Fanon also eine
materiale Subjektwerdung dar, in der der Mensch erst zum Menschen und das
Volk zum Volke wird. Dabei werden der Einzelne und das Volk gleichermaßen als
eine personale, subjektive Einheit verstanden.
In politischer Hinsicht setzt Fanons Konzept der Souveränität ein anspruchs-
volles Arrangement voraus, das Fanon als »eine neue Politik« charakterisierte.94
Es stellt dem Volk einerseits die Aufgabe, seine eigene Würde gegen Okkupanten,
Diktatoren und Ausbeuter zu verteidigen und seine Souveränität durch die Wahl
der richtigen Führung zu beweisen. Andererseits setzt es auf eine politische Füh-
rung, die als Kopf der organischen Einheit angesehenwird.Dabei ist es die Aufgabe
der Führung, das Volk durch ein responsives Verfahren zu integrieren und ein po-
litisches Programm zu entwerfen, das das Gesamtinteresse repräsentiert und eine
kollektive Zukunft gestaltet: »Ein Schicksal kollektiv gestalten heißt, Verantwortung
in der Dimension der Geschichte übernehmen.«95
Mit diesem marxistisch-humanistischen Souveränitätsprojekt setzte sich Fa-
non gegen die Négritude-Bewegung ab, deren Pan-Afrikanismus in gewisser Hin-
sicht ein paralleles Projekt zur Einigung Europas darstellte.96 Im Unterschied dazu
sollte die Einheit Afrikas hier aber vor allem auf einer einheitlichen afrikanischen
Kultur beruhen. Zumindest war Négritude für Fanon gerade deshalb ein Problem,
da sie in seinen Augen nur eine Spielart des westlichen Rassismus sei, in der das es-
senziell Weiße durch ein essenziell Schwarzes ersetzt würde. Darüber hinaus habe
die Négritude-Bewegung nicht verstanden, dass Kultur für einen Befreiungskampf
gar keine hinreichende Grundlage biete. Man brauche eine umfassende ökonomi-
sche und politische Selbstfindung, aus der dann im Befreiungskampf eine neue
politische Kultur gewonnen werde.97
Diese politische Kultur hatte für Fanon zwei Seiten. Auf der einen stand das
souveräne Selbstbewusstsein, das für jedes Volk eigene Projekt; auf der anderen
93 So heißt es dann auch: »Im Grunde mußman eine Konzeption vomMenschen, eine Konzep-
tion von der Zukunft der Menschheit haben.« (Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 173).
94 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 125; siehe auch S. 68.
95 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 174. Dort betont Fanon dann noch einmal, dass die vor-
derste Aufgabe der Regierung sei, »jedem Staatsbürger seine Würde zurückgeben, die Ge-
hirne ausstatten, die Augen mit menschlichen Dingen anfüllen, ein menschliches, weil von
bewußten und souveränen Menschen bewohntes Panorama entwickeln«.
96 Siehe den Vortrag Über nationale Kultur in Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 175-209. Zur
Négritude und Fanons Kritik Eckert: »Afrikanische Intellektuelle und Aktivisten in Europa und
die Dekolonisation Afrikas«; Kühnhardt: Stufen der Souveränität, S. 50-52, 93-101; Haddour:
»Sartre and Fanon«.
97 Siehe Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 207.
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stand eine allgemeine Verpflichtung gegen die Menschheit. Jede politische Kultur
müsse eine »neue Menschlichkeit – für sich selbst und für die anderen«98 definie-
ren und hieraus die Prinzipien des Kampfes ziehen. In diesem Sinne verteidigte
Fanon den Nationalstaat: Ein souveränes Nationalbewusstsein war für ihn die Vor-
aussetzung für den Schritt zu einer gemeinsamen afrikanischen Verantwortlich-
keit und schließlich zu einem ›neuen Humanismus‹. Nur wer sich selbst aufgeklärt
hatte, besitze die charakterliche Stärke und die Umsicht, mit der man Verantwor-
tung für andere übernehmen könne. Das galt für die Einheit der Gesellschaft und
für ihr Verhältnis nach außen: »Das Selbstbewußtsein ist kein Sichabschließen ge-
genüber der Kommunikation. Die philosophische Überlegung lehrt uns vielmehr,
daß es deren Voraussetzung ist. Nur das Nationalbewußtsein, das kein Nationa-
lismus ist, vermag uns eine internationale Dimension zu geben.«99
Damit zog Fanon die Konsequenz aus seiner Diagnose, dass das Kolonialregime
eine »pathologische Zerstückelung«100 des Menschen und des Kollektivs gewesen
sei.Die Verbrechen Europas sah er als einenVerrat an den »vonEuropa einst vertre-
tenen großartigen Lehren«.101 Die Wiedergewinnung der Souveränität durch den
antikolonialen Kampf wurde so in eine universelle Entwicklungsperspektive ein-
geordnet, mit der man wieder Anschluss an Aufklärung und Humanismus finden
sollte. In dieser Allgemeinheit mussten dann die bisherigen Kolonisatoren einbe-
zogen werden, weswegen Fanon eben nicht einen ›schwarzen‹ oder ›afrikanischen‹
Menschen entwerfen wollte.
Aus diesem Grund richtete sich Die Verdammten dieser Erde nebenbei auch an ei-
ne europäische und amerikanische Leserschaft.102 Fanons Text sprach die Kolonisa-
toren aber nicht direkt an. Er war vielmehr eine Vorführung, die zeigte, dass die
Unabhängigkeit gerade nicht von der Anerkennung der Kolonialherren abhängig
war, sondern von der Selbst-Bildung einer neuen Nation. Andererseits führte Fa-
nons Schrift den »Massen Europas« das Scheitern ihrer eigenen humanistischen
Ansprüche vor Augen und regte eine Selbst-Aufklärung an: »Heute müssen sie sich
entscheiden, sie müssen aufwachen, zu einem neuen Bewußtsein kommen und
ihren verantwortungslosen Dornröschenschlaf ein für allemal aufgeben.«103
Um diese Aufforderung möglichst wirkungsvoll an das europäische Publikum
zu richten, hatte Fanon seinenHerausgeber FrançoisMaspero explizit angewiesen,
98 Hier und im Folgenden siehe Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 207.
99 Fanon:Die Verdammten dieser Erde, S. 208. Vgl. dazu auch Eckert: »Predigt der Gewalt?«, S. 173;
Butler: Senses of Subject, S. 191-193.
100 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 266.
101 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 266. Dort finden sich auch noch einmal die Körper- und
Zerstückelungsmetaphoriken.
102 Butler: Senses of Subject, S. 177, diskutiert die Anrede in Sartres Vorwort, sieht sie aber bei
Fanon gerade nicht.
103 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 87 (beide Zitate).
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den bereits berühmten Jean-Paul Sartre um das Vorwort zu bitten: »Sag ihm, dass
ich jedes Mal, wenn ich am Schreibtisch sitze, an ihn denke«, fügte Fanon dieser
Bitte hinzu.104 Den engen Dialog, den er mit Sartres Existenzialismus führte, er-
kennt man auch daran, dass bei Sartre eine ähnliche Konzeption der Überwindung
des Gegebenen durch Selbstbewusstwerdung zu finden ist.
Wie Fanon hatte auch Sartre betont, der Existenzialismus sei ein Humanis-
mus. Trotz der faktischen Bedingtheiten, in die der Mensch geworfen sei (wie z.B.
sein Körper, seine historische und soziale Situation, seine Sterblichkeit), habe nur
der Mensch immer die Möglichkeit, diese Bedingungen in seiner Entscheidung
zu überwinden. Der Selbstentwurf eines Menschen dürfe allerdings nie nur für
sich selbst stehen, sondern müsse dem Test der Verallgemeinerbarkeit standhal-
ten: »man [muss] sich immer fragen: was geschähe, wenn alle so handelten?«105 Es
ist daher die moralische Entscheidung des Einzelnen, sich als Gattungswesen in
die Zukunft zu entwerfen. Darin realisiere sich die Souveränität.106
In Sartres philosophischer Perspektive wurde so gewissermaßen eine univer-
selle Revolte anvisiert, die das Bestehende allerorts überschreiten kann. Fanon hat-
te dagegen eine ganz konkrete politische Situation vor Augen, die überwunden
werden musste, um eine neue souveräne Einheit zu schaffen, die auch Verantwor-
tung nach außen übernehmen könnte. Damit ließe sich eine neue »Gesellschaft
aller Menschen«107 begründen, die nicht den gleichen Fehler wie der bürgerliche
Humanismus begehe: ein Menschenbild zu fixieren, das dann andere mit Faschis-
mus und Kolonialherrschaft unterdrückt.
Dieses subversive existenzialistische Programm entwickelte eine große Anzie-
hungskraft auf die europäischen Intellektuellen und machte Sartre wie Fanon zu
dominanten Intellektuellenfiguren der 1960er Jahre.108 Fanons Anziehungskraft
war dabei freilich am größten, wenn es darum ging, die heimischen Kämpfe gegen
den Kapitalismus mit dem Kolonialkampf zu einem großen Konflikt zu verbinden.
104 »Dites-lui que chaque foi que je me mets à ma table, je pense à lui«, heißt es in einem un-
veröffentlichten Brief im Archiv des Herausgebers (zit.n. Cohen-Solal: Sartre, S. 555 (eigene
Übersetzung)). Vgl. Bernasconi: »Fanon’s TheWretched of the Earthas the Fulfillment of Sartre’s
Critique of Dialectical Reason«, S. 37.
105 Sartre: »Der Existenzialismus ist ein Humanismus«, S. 122. In der Kritik der dialektischen Ver-
nunft brachte er dies auf den Begriff: »[D]ie Souveränität ist der Mensch selbst als Akt, […] in-
sofern er Einfluß auf die Welt hat und sie verändert. Der Mensch ist souverän. […] Die einzige
Einschränkung der Souveränität des Menschen über alle Anderen ist die einfache Wechsel-
seitigkeit, das heißt die volle Souveränität aller und eines jeden über ihn.« (Sartre: Kritik der
dialektischen Vernunft, S. 646).
106 Siehe, einschließlich der Wortwahl, Sartre: »Der Existenzialismus ist ein Humanismus«,
S. 131, 142; Sartre: »Die cartesianische Freiheit«, S. 109; Sartre: »Zum Existenzialismus«, S. 96-
98; vgl. Galle: Der Existenzialismus, S. 7-11, 18-31.
107 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 266.
108 Vgl. Eckert: »Predigt der Gewalt?«, S. 172; Schnell: »Die Literatur der Bundesrepublik«, S. 611f.
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Der Algerienkrieg förderte aber die Ventilation des Souveränitätsdenkens auch
in anderer Hinsicht. Schon 1958 hatte er die IV. Republik zu Fall gebracht, deren
Verfassung noch explizit die Aufgabe französischer Souveränität zugunsten einer
europäischen Vereinigung befürwortet hatte. Die neue Verfassung der V. Republik
wurde auf Charles de Gaulle zugeschnitten, der die Souveränität Frankreichs ins
Zentrum stellte.109
Das christlich-liberale Narrativ: Bertrand de Jouvenel
Das subversive Narrativ bediente sich ausführlich bei aufklärerischenMotiven, um
die Machbarkeit der Geschichte und das Souveränwerden des Subjekts auf indivi-
dueller und kollektiver Ebene nachzuvollziehen. Zeitlich gesehen ist diesesNarrativ
linear strukturiert: Es reicht von der Vergangenheit der Fremdherrschaft über den
gegenwärtig notwendigen Prozess des Sich-Selbst-Bewusstwerdens hin zu einem
politischen Programm für die Zukunft, mit dem man auf das télos einer aufgeklär-
ten, menschlichen Gesellschaft zusteuere.
Um diese Zielstellung zu erreichen, muss jedoch die Spaltung der Gesellschaft
überwunden werden. Neben der Spaltung von Elite und Masse kam dabei im sub-
versiven Narrativ auch die Spaltung von Stadt und Land in den Blick. Souveränität
enthielt damit eine besondere räumliche Dimension. Fanons Text erinnert daher
auch an die Lehr- undWanderjahre des Helden aus dem aufklärerischen Bildungs-
roman. Seine Darstellung inszeniert die Reise des ›nationalen Militanten‹ auf das
Land, wo er sich wandele und dann erst wieder zurück in Stadt gehen könne, um
das Land zur Souveränität zu führen. Auch der Erzähler Fanon führt diese Wande-
rung vor, indem er die Ereignisse vor Ort immer wieder mit theoretischen Über-
legungen verknüpft, die er andernorts aufgenommen hatte. Die Ortsverschiebung
ist hier wie dort eine Parabel der Bewusstseinsbildung, an deren Ziel eine souve-
räne Persönlichkeit steht.
Das christlich-liberale Narrativ konnte an diese säkulare Tradition der Aufklä-
rung nicht ohne Weiteres anschließen. Sein Ausgangspunkt war ein ganz anderer:
Souverän ist allein Gott.110 Dementsprechend schreibt das christlich-liberale Nar-
rativ eine andere Verlustgeschichte der Souveränität. Die ursprüngliche Einsicht,
dass der souveräne Wille an die göttliche Gerechtigkeit gebunden war, sei verlo-
ren gegangen. Die Frage nach dem Inhalt souveräner Entscheidungen sei Schritt
für Schritt vom bloßen Machtstreben verdrängt worden, und übrig geblieben sei
109 Vgl. Kalter/Rempe: »La République décolonisée«, S. 170-172, 178. Auch Zeitgenoss:innen ha-
ben in de Gaulle einen Vertreter der Souveränitätsidee gesehen. Siehe etwa Lipgens: »Bedin-
gungen und Etappen der Außenpolitik de Gaulles 1944-1946«, S. 68f.; Scherk: Dekolonisation
und Souveränität, S. 8.
110 Siehe Brunner: Justice and the Social Order, S. 74f.; Haug: Die Schranken der Verfassungsrevision,
S. 60f.; Jouvenel: Über Souveränität, S. 232-235.
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ein Positivismus, für den Souveränität die willkürliche Entscheidung eines Königs,
eines Staates oder eines Volks bedeute.111
In diese Kritik schloss das christlich-liberale Narrativ explizit die modernen
Demokratien ein. Sie haben übersehen, dass ihre Idee der Volkssouveränität nichts
anderes sei als die Willkürherrschaft des Königs: »In Wirklichkeit sind beide ein
und dasselbe System, demman aus denselben Gründen huldigt, vor allemweil ver-
einfachende Formeln auf träge Geister verführerisch wirken«, schrieb etwa Bert-
rand de Jouvenel.112 Dem sekundierte der Schweizer Theologe Emil Brunner: »The
unlimited sovereignty of the people and the unlimited sovereignty of the state are
simply two forms of superbia, the one individualistic, the other totalitarian.«113
Das christlich-liberale Narrativ zielte daher auf eine Wiederentdeckung der
Wertedimension der Souveränität. Es war dadurch in verschiedenen Programm-
diskussionen der Nachkriegszeit präsent. Eugen Gerstenmaiers, der sogenannte
Chefideologe der CDU und Bundestagspräsident von 1954 bis 1969, hatte das Werk
seines Lehrers Emil Brunner als Grundlage für den Neuaufbau Deutschlands und
das programmatische Profil der CDU ins Spiel eingebracht, während es zugleich
von den deutschen Ordoliberalen intensiv rezipiert wurde.114 Ein anderer Vertreter
dieses Narrativs, der Völkerrechtsprofessor Hans Haug, der die Tradition der Zü-
richer Völkerrechtsschule um Dietrich Schindler fortsetzte, bot damit eine rechts-
philosophische Grundierung des Roten Kreuzes an, dem er in der Schweiz über
mehrere Jahre vorstand. Jouvenel wiederum war nicht nur ein umtriebiger Intel-
lektueller mit Verbindungen zur Mont Pèlerin Society und zur ›Zukunftsforschung‹;
er wurde auch 1962 vom Commissariat Général du Plan in die Groupe 1985 berufen, um
die Regierung zum nächsten Wirtschaftsplan zu beraten.115
Dass diese Vertreter die Wertedimension der Souveränität wieder stark ma-
chen wollten, wird bereits in ihren Buchtiteln deutlich. So nannte Brunner sein in-
ternational erfolgreiches Buch schlicht »Gerechtigkeit«, während Bertrand de Jou-
venel laut dem Untertitel von Über die Souveränität auf der »Suche nach dem Ge-
meinwohl« war und dabei auf das Problem der Gerechtigkeit stieß. Der (ge)rechte
»Wertgehalt des souveränenWillens« wurde hier zumMaßstab des politisch Guten
111 Siehe Jouvenel: Über Souveränität, S. 21-26. In diesem Sinne kommt auch Hennis: Das Problem
der Souveränität, S. 67-74, auf die »christlich-liberale Zürcher Schule« zu sprechen, was ich im
folgenden Unterkapitel darstelle.
112 Jouvenel: Über Souveränität, S. 233.
113 Brunner: Justice and the Social Order, S. 213.
114 Vgl. Klein: »Eugen Gerstenmaier – Der ›Chefideologe‹ der Union«, S. 252 (unklar und unbe-
gründet bleibt, wie er von dort zum Urteil der Erfolglosigkeit Brunners gelangt); Petersen:
»Emil Brunner’s Social Ethics and its Reception in Ordoliberal Circles«. Die Verbindung zum
Ordoliberalismus zeigt sich immer wieder in Fußnoten.
115 Vgl. Seefried: Zukünfte, S. 83.
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(bien Politique).116 Dass dies kein einfaches Unterfangen war, gab Jouvenel unum-
wunden zu: »Diese Arbeit […] hat mich viel Mühe gekostet und wird, fürchte ich,
dem Leser gleichfalls viel Mühe machen.«117 Dennoch – oder: gerade deswegen –
soll seine Darstellung im Folgenden exemplarisch rekonstruiert werden.
Jouvenels Darstellung Über die Souveränität hatte eine Vorgeschichte. In seinem
Buch über Macht hatte er bereits die Fehlentwicklung der modernen Politik nach-
gezeichnet. Dabei verallgemeinerte er im Grunde Tocquevilles These, dass der Ab-
solutismus durch die Französische Revolution nicht beendet, sondern erst geschaf-
fen worden sei. Infolgedessen sei alle Macht im Staat konzentriert worden, ohne
eine substanzielle Begrenzung zu finden.118 Im Fortsetzungsband ging es ihm nun
darum, die Ideen zu bergen, die seither vergessen worden waren.
Er widmete sich daher einer systematischen Rekonstruktion der Souveräni-
tätstheorien vom 16. bis zum 18. Jahrhundert, die er »bewunderungswürdig« fand
und »gerade heute« empfahl.119 Der Kern seiner Rekonstruktion lautete: »Das An-
cien Régime hat die heute geltenden absolutistischen Ideen nie anerkannt.«120 Von
Bossuet undThéodore de Bèze, L’Oyseau und Leibniz bis hin zu Kardinal Richelieu
und Kanzler D’Aguesseau – keiner habe gedacht, dass der königlicheWille willkür-
lich sei. Die wahre Auffassung sei gewesen, dass der königlicheWille einen idealen,
transzendentalen Charakter habe.
Diese Überzeugung teilte Jouvenel mit seinen historischen Helden. Er unter-
schied wie sie den subjektiven Willen des Menschen von einem objektiven Willen,
der wahrlich souverän sei, weil er auf das höchste Gut ziele und die göttliche Ge-
rechtigkeit verkörpere: »So ist eine überstürzte persönliche Willensäußerung des
Menschen, der König ist, keineswegs der königliche Wille, sondern muß als eine
ungeordnete, augenblicklicheWillensäußerung genommen werden«.121Wenn aber
ein königlicherWille vorliege, »ist [es] gerecht und vernünftig, daß dieserWille kei-
ne Grenzen noch Gehorsamsschranken« habe, denn »er strebt absolut zum Besten
und muß darum unbedingt befolgt werden.«122 Die Folge ist freilich, dass der Sou-
verän selbst eigentlich ein Unterworfener ist, der dem objektiven Willen gehorcht:
116 Jouvenel: Über Souveränität, S. 111; s.a. S. 25. Die deutsche Ausgabe übersetzte bien Politique
mit Gemeinwohl.
117 Jouvenel: Über Souveränität, S. 15.
118 Jouvenel präsentierte den Band selbst als »eine unmittelbare Fortsetzung« (Jouvenel: Über
Souveränität, S. 15). Vgl. zu Pouvoir Anderson: »Bertrand de Jouvenel’smelancholy liberalism«,
S. 94-96; Mahoney: Bertrand de Jouvenel, S. 25-52.
119 Jouvenel: Über Souveränität, S. 233, vgl. auch Mahoney: Bertrand de Jouvenel, S. 100-110.
120 Jouvenel: Über Souveränität, S. 233.
121 Jouvenel: Über Souveränität, S. 241.
122 Jouvenel: Über Souveränität, S. 240.
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»Der vollkommene Souverän ist somit, wenn man es so ausdrücken darf, vollkom-
men unfrei.«123
In dieser paradoxen Formulierung kommt die »Zweifaltigkeit«124 der Souverä-
nität zum Ausdruck, in der Macht und Gerechtigkeit zusammenfallen. Bei dieser
Engführung handelt es sich um ein typischesMerkmal des christlich-liberalenNar-
rativs, das seine Quelle freilich in der Position Gottes hat. Die ›geheime Affinität‹
von hierarchischer Macht und souveräner Gerechtigkeit bestehe, weil es nicht aus-
reiche,wenn das eigeneWollen auf das Gemeinwohl ausgerichtet ist.125Manmüsse
auch andere Menschen hiervon überzeugen können und sie zu »Aggregaten« zu-
sammenführen. Erst in diesen Gemeinschaften könne man das Gute realisieren.126
Diese Fähigkeit, Aggregate zu gründen, nannte Jouvenel dann Autorität. Sie
bestand für ihn darin, »Willensströmungen zu bestimmen«, sie zu »Taten zu füh-
ren« und dann die »Zusammenarbeit zu regeln und zu institutionalisieren«.127 Im
Unterschied zum Gründungsakt, der laut Jouvenel nur einen Führer (dux) brauche,
zeichne sich aber der König (rex) dadurch aus, dass er die Gründung auch versteti-
gen kann. Die Stabilisierung des Gemeinwesens brauche eine wahrlich souveräne
Autorität. Eine Gewaltherrschaft – wie etwa Faschismus und Nationalsozialismus
– allein könne sich daher am Ende nie aufrechterhalten.128
Die Zusammenführung von Macht und Gerechtigkeit erfüllte argumentativ al-
so einen doppelten Zweck. Einerseits grenzte es die Konzeption von Willkür- und
Gewaltherrschaften ab, andererseits rechtfertigte sie dennoch eine hierarchische
Ordnung der Gesellschaft. Sie brauche eine Führung, die aber wiederum selbst
auf die Einsicht in die Gerechtigkeit angewiesen ist. Freilich verfügt aber, wie oben
angedeutet, in Jouvenels Sicht keine politische Führung per se über diesen souve-
ränen Willen. Weil die Regierenden »nicht anders als alle anderen Menschen«129
sind, benötigen sie den Rat anderer Menschen. Während die Regierenden daher
verpflichtet sind, ihre Entscheidungen im Rate zu treffen, seien alle anderen Men-
schen verpflichtet, gegen einen ungerechten Willen vorzugehen.130
Damit platzierte Jouvenel den souveränen Willen im Spannungsfeld zwischen
zwei Fixpunkten, nämlich der göttlichen Vernunft und dem menschlichen Gewis-
sen. Dieses Spannungsfeld lässt sich aus der Perspektive des Königs betrachten,
123 Jouvenel: Über Souveränität, S. 245. Auf den vorhergehenden Seiten verlieh er vehement der
Vernunfthoheit Nachdruck; vgl. dazu auch Mahoney: Bertrand de Jouvenel, 102-104.
124 Jouvenel: Über Souveränität, S. 122.
125 Brunner: Justice and the Social Order, S. 196.
126 Siehe z.B. Jouvenel: Über Souveränität, S. 39-44, ähnlich Brunner: Justice and the Social Order,
S. 196-199.
127 Siehe, auch im Folgenden, Jouvenel: Über Souveränität, S. 39.
128 Jouvenel: Über Souveränität, S. 41f., 47f.
129 Jouvenel: Über Souveränität, S. 234.
130 Jouvenel: Über Souveränität, S. 240f.: »Einhalt zu gebieten [ist] die Aufgabe der Ratgeber«.
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der auf den Status des fehlbaren Menschen zurückgeholt wird und daher sein ei-
genes Gewissen prüfen (lassen) muss; es lässt sich aber auch aus der Perspektive
aller anderen Menschen betrachten, die nun gleichsam als Souveräne herausgeho-
ben werden: »Jeder Mensch ist von Natur aus souveräner Herr seiner Kräfte und
kann sie nach Gutdünken verwenden.«131 Für jeden Einzelnen galt damit das glei-
che Problem, sich »›königlich‹ zu betragen«.132 Der Mensch erlangt Freiheit und
Würde nicht, indem er nach seinem Gutdünken, also willkürlich handele, sondern
erst, »sobald und insofern man selbst Richter über seine Verpflichtungen ist und
sich selbst zwingt, sie einzuhalten.«133 Souveränwerdeman also, indemman seinen
bloßen Willen freiwillig sublimiert und die Pflicht eines objektiven Willens aner-
kennt.
In diesem Zusammenhang sprach Jouvenel auch von einer spirituellen »Ein-
sicht durch das Licht«134 Gottes. Er stellte sich diesen Prozess, mit demman sich um
einen Zugang zum objektiven Willen bemühen könnte, in zwei Schritten vor. Der
erste Schritt sei, dass man sich vom eigenen Ich befreien und zu einem »Kollektiv-
Ich, d[em] ›Wir‹«, finden müsse, sodass die Menschen »ausschließlich vom Gedan-
ken an das Ganze beseelt sind.«135 Wie Rousseau es richtig formuliert habe, müsse
jeder in seinem Inneren mit sich zu Rate gehen, um sich von Sonderinteressen
freizumachen und ein moralisches Gewissen auszubilden. Dieser »Dialektik« von
Ich und Kollektiv-Ich folge dann eine weitere Dialektik, nämlich die Beratung un-
tereinander, mit der man sich weiter dem allgemein Guten annähere.136
Diese Repräsentationstheorie brachte Jouvenel mit politischen Ordnungsmo-
dellen zusammen. Während die Säuberung des Ichs, wie Jouvenel es auch nannte,
in den monarchischen Gesellschaften durch Krönungszeremonien und religiöse
Riten vollzogen worden sei, bleibe dort die Beteiligung an der gegenseitigen Be-
ratung eher begrenzt.137 Auch die Theorien der Volkssouveränität könnten dieses
Kriterium guter Politik aber letztlich nicht bedienen, weil sie den notwendigen
ersten Schritt, das Souveränwerden der Einzelnen, einfach unterschlagen:
»Es gibt eine bedeutende Literatur über die Pflichten des Souveräns, die am Ende
des Ancien Régimes plötzlich aufhört. Als ob es bloß die Könige nötig gehabt hät-
ten, ermahnt und angeleitet zu werden, nicht aber die Bürger, die nun selbst ›den
Souverän‹ ausmachen, und nicht die Volksvertreter, die dessen Rolle tatsächlich
spielen und gemeinsam ›die Herrscherpersönlichkeit‹ bilden! […] Im Volksstaat
131 Jouvenel: Über Souveränität, S. 113; s.a. S. 141.
132 Jouvenel: Über Souveränität, S. 121.
133 Jouvenel: Über Souveränität, S. 303, zur Gleichsetzung von Souveränität und Freiheit S. 113.
134 Jouvenel: Über Souveränität, S. 117.
135 Jouvenel: Über Souveränität, S. 118f.
136 Jouvenel: Über Souveränität, S. 319.
137 Jouvenel: Über Souveränität, S. 118f., 127f.
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wie immonarchischen Staat […] müssen die, welche die Entscheidung treffen, er-
mahnt und aufgeklärt werden. Man kann sagen, daß das System, das die größten
Aussichten auf gute Entscheidungen bietet, jenes ist, welches die meisten vor-
hergehenden Diskussionen, die größte Erweiterung des ›Rates‹ vorsieht. Und das
hängt an der moralischen Haltung und von der Einsicht ab, die sich im Rate zeigen«.138
Sowohl die transzendentale Repräsentationslogik als auch die Idee der Beratung
fand Jouvenel aber in einem anderen ideengeschichtlichen Strang wieder. Sie seien
nämlich der Grundgedanke des Liberalismus, der nichts anderes als eine »Licht-
Philosophie« sei. Denn auf dem Gedanken der »natürliche[n] Erleuchtung […] be-
ruht zur Gänze die Idee einer Regierung durch die öffentliche Meinung und das
Prinzip der freienMeinungsäußerung.«139 Diese Idee stelle sich die Gesellschaft als
»ein Betätigungsfeld empfangender und auswählender Gewissen vor«, in dem der
Wettbewerb der Gewissen die Menschen sukzessive auf die Wahrheit lenke.140
Mit dem Liberalismus teilte Jouvenel auch die Abneigung gegen alle Ansätze,
die glaubten, sie hätten das wahre Gemeinwohl gefunden.Diese Überzeugung füh-
re nur zu Tyrannei und Despotie.141 Gerade das Christentum betont freilich die
Fehlbarkeit des Menschen. Doch wie können die Regierenden dann im Einklang
mit demGemeinwohl handeln, wenn es doch scheinbar keinen Schlüssel dazu gibt?
Jouvenel, der die politischenWissenschaften als einen Ratgeber im oben gesehenen
Sinne verstand, schlug drei zentrale Regeln vor.
Die grundlegende Aufgabe des Regierenden sei es, das »Vertrauen in den
schließlichen Sieg des Gerechten und des Wahren« zu nähren.142 Die gegenseitige
Sicherheit, dass der andere seinen Verpflichtungen wohlwollend nachkommt, sei
die Vorbedingung des Guten,143 wohingegen die Unsicherheit über das Verhalten
der anderen »die Hauptursache des Zerfalls eines Gemeinwesens« ist.144 Um die
Sozialbindungen zwischen den Menschen zu stärken, nannte Jouvenel zwei Mittel:
Das erste Mittel ist Erziehung, mit der der Mensch erst die Herrschaft über sich
selbst erlange. Das zweite Mittel ist das Recht, mit dem die Tauschbeziehungen
zwischen den Menschen gesichert werden, sodass keiner dem anderen schaden
könne.145 Die Regierung wird also wie bei Fanon und Kurihara zum Stabilisator
138 Jouvenel: Über Souveränität, S. 115f. (Hervorhebung hinzugefügt).
139 Jouvenel: Über Souveränität, S. 283, ähnlich auch S. 247, 326-328.
140 Jouvenel: Über Souveränität, S. 320; s.a. S. 326, 338.
141 Siehe Jouvenel: Über Souveränität, S. 107-109, 132, 320, am Beispiel von Babylon und Ikarien
S. 313-318.
142 Jouvenel: Über Souveränität, S. 338.
143 Siehe Jouvenel: Über Souveränität, S. 151. Er entfaltete seine Idee des Bürgersinns ausführlich
auf S. 131-168.
144 Jouvenel: Über Souveränität, S. 147f.
145 Jouvenel: Über Souveränität, S. 161, zur Erziehung siehe S. 44, 122, 159-161; vgl. auch Anderson:
»Bertrand de Jouvenel’s melancholy liberalism«, S. 99-101. Jouvenel kam immer wieder auch
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des Gemeinwesens und der Erwartungshaltungen seiner Mitglieder; durch den
Fokus auf moralische Erziehung und Rahmenbedingungen erhält es aber einen
christlich-(ordo)liberalen Anstrich.146
Dies gilt auch für den zweiten Ratschlag an die Regierenden: Wenn sie die Vor-
bedingungen für das Gute gesichert haben, sollen sie vor allem andere handeln las-
sen. Sie selbst sollen nur als letzte Instanz des Richtens ins Spiel kommen, wenn
anders nicht mehr entschieden werden kann.147 Diese Rücksichtnahme bedeutet
einerseits für den Staat nur die Aufgaben zu übernehmen, die notwendig sind, da-
mit das Sozialwesen nicht zerfällt. Andererseits ermöglicht diese Zurückhaltung
aber gerade den Wettbewerb der Meinungsäußerungen. Regierungen sollen auch
deshalb die anderen handeln lassen, weil ihnen ebenfalls die »Partizipation […] an
der göttlichen Weisheit«148 zukommt: »Man vergißt allzu oft, daß dieses Postulat
der Teilhabeschaft desMenschen an der Intelligenz des Schöpfers erst die Vernunft
verbürgt und uns zu ihrem Gebrauch ermächtigt.«149
Die zu verwirklichende Teilhabe des Menschen an der göttlichen Vernunft un-
terstreicht das teleologische Moment im christlichen Denken, nach dem jeder ein-
zelne Mensch auch seine Chance zur Teilhabe erhalten und nutzen soll. Gerechtig-
keit bedeute demnach nicht Gleichheit, sondern dass jedem das Seine zukomme
(suum cuique).150Wenn Regierende und Regierte amGemeinwesen teilnehmen, lau-
tete daher Jouvenels dritter Rat, sollen sich ihre Urteile an diesem Kriterium orien-
tieren. Dafür muss man den »besonderen Zweck in Betracht ziehen«, auf den hin
etwas zu beurteilen und zu verteilen ist.151 Genau wie bei der Bildung des Gewis-
sens und der öffentlichen Meinung gebe es daher keine fixe Gerechtigkeitsformel,
sondern nur einen Abwägungsprozess, der das Gute zwischen den beiden Fixpunk-
ten des göttlichen Willens und der menschlichen Teilhabe sucht – souverän und
königlich ist ein Wille nur dann, wenn man dieser Tugendpflicht nachgekommen
ist.
auf die Schwierigkeiten zu sprechen, die hierfür in modernen Gesellschaften aufgrund ihrer
Vielfalt bestehen. Dies habe auch zu einer Verschiebung von Ritus auf Recht geführt. Zu-
gleich gibt er zu, dass es ihm schwerfalle, konkrete Mittel zu nennen, weil sich Vertrauen am
Ende selbst bilden müsse. So bleiben seine Vorschläge dann doch sehr vage.
146 Dies verhandelte Jouvenel unter dem Stichwort der Beständigkeit (Jouvenel: Über Souveräni-
tät, S. 62-74). Man sieht hieran die permanente Pendelbewegung, die seine Schrift auszeich-
net. Aus verschiedenen Perspektiven undmit teils unterschiedlichen Begriffen kamer immer
wieder auf die gleichen Gedanken zurück. So taucht z.B. auch das Problem des Vertrauens
sowohl unter demKapitel Vom politisch Guten als auch in der Diskussion von Christentum und
Liberalismus auf.
147 Jouvenel: Über Souveränität, S. 103-107 sowie S. 156f.
148 Jouvenel: Über Souveränität, S. 338.
149 Jouvenel: Über Souveränität, S. 326.
150 Siehe Jouvenel: Über Souveränität, S. 181f., 203.
151 Jouvenel: Über Souveränität, S. 193.
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Jouvenels eigene Suche nach einer guten,manmöchte sagen: erleuchtetenOrd-
nung war einerseits eine ideelle Suche nach dem politisch Guten, andererseits die
nach einem Koalitionspartner, mit dem das Gute realisiert werden konnte. Gera-
de daher betonte er die enge Verwandtschaft mit jenen Liberalen, die auf die Ra-
tionalisierung des politischen Diskurses durch regulierende Verfahren bestanden
und/oder die Bedeutung von Rang und Status als Filterinstanz schätzen. Jouvenel
– und auch die anderen vorgestellten Vertreter dieses Narrativs – stellten auf diese
Weise die Anschlussfähigkeit an das Westminster-Modell der Demokratie und an
den Ordoliberalismus der Nachkriegszeit sicher.152
Dass es im christlich-liberalen Narrativ darum ging, unterschiedliche Positio-
nen anzuziehen, zeigt sich auch an der Ähnlichkeit des katholisch geprägten Ent-
wurfs von Jouvenel und den protestantisch geprägten Vorschlägen bei den Züri-
cher Vertretern Brunner und Haug. Sie teilen mit Jouvenel zentrale Aspekte, die
das christlich-liberale Narrativ auszeichnen: Während die anderen Narrative der
Souveränität erst begründen mussten, warum Obrigkeit bzw. Führung überhaupt
nützlich oder notwendig sei, war es für christliche Autoren schlicht eine göttli-
che Gegebenheit, dass Menschen in hierarchischen Beziehungen leben.153 Diese
Hierarchie steht dann aber folgerichtig im Dienste einer übergeordneten morali-
schen Instanz; nur Gott ist wahrlich souverän. Auf Erden handele darum nur der-
jenige souverän, der seine Fähigkeit im Sinne dieses höheren, objektiven Willens
einsetzt. Daher sind hier praktische Fähigkeit und moralischer Auftrag zwei unauf-
lösbare Seiten der Souveränität.
Interessanterweise stimmen die unterschiedlichen Vertreter des christlich-li-
beralen Narrativs nicht nur darin überein, dass »Zuhöchst-Sein« auch immer ein
Zu-Recht-Sein impliziert.154 Gerechtigkeit meint auch bei allen eine proportionale
Gerechtigkeit, die jedem das Seine zuspricht (suum cuique) und bei der Verteilung
stets amWohl und der herausgehobenen Stellung der Menschen als Geschöpf Got-
tes orientiert ist. Diese können selbst urteilen, lautet die zentrale Einsicht: Nicht
nur Regierungen, sondern jede:r Einzelne kann und soll eigenes und fremdes Han-
deln auf dieses göttliche Gerechtigkeitsprinzip prüfen. Dafür müssen Absichten
und Taten daraufhin befragt werden, ob sie mit dem objektiven Willen Gottes im
152 Die Beziehung zum Ordoliberalismus zeigt sich auch oft in den Fußnoten in den Texten von
Brunner, Haug und Jouvenel. Vgl. außerdem Petersen: »Emil Brunner’s Social Ethics and its
Reception in Ordoliberal Circles«. In der Tat nutzte im Übrigen der aufklärerische, universa-
listische Liberalismus häufig sakral aufgeladene Motive, zum Beispiel das allsehende Auge
und das gleichschenklige Dreieck. Vgl. Rzepka: Die Ordnung der Transparenz; zu den sakralen
Implikationen des Transparenzkonzepts August: »Ikonologie der Transparenz«.
153 Neben Jouvenel siehe auch Brunner: Justice and the Social Order, S. 196f., 212.
154 Haug: Die Schranken der Verfassungsrevision, S. 42, zu Recht und Gerechtigkeit S. 44, 63-66 (su-
um cuique); dazu bei Brunner: Justice and the Social Order, S. 17-19, 196-202.
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Einklang stehen – kurz: Es ist die moralische Pflicht, ein Gewissen auszubilden und
danach zu handeln. Dadurch realisiert der einzelne Mensch seine Souveränität.
Komplementär dazu spannt sich die Souveränität des Staates dann zwischen
der Souveränität Gottes und der »Letztwertigkeit des Menschen« auf,155 der an der
göttlichen Souveränität teilhat und hieraus sowohl seine Handlungsfähigkeit als
auch seinen Handlungsauftrag zieht. Partizipation und Eigenständigkeit sozialer
Gruppen auf der einen Seite, Erziehung und Recht auf der anderen Seite werden
so zu Kriterien guter politischer Ordnungen, weil sie helfen, Bürgerhandeln und
Regierungshandeln dem göttlichen Willen anzunähern.156 Aus dem Glauben an
Gott wird so ein Vertrauen in die Welt und die Gestaltung der Zukunft gewonnen.
Mit den Begriffen confiance und confidence bringen das Französische und das
Englische dieses Mitwirken des Glaubens (con-fide) im Handeln sehr viel deutlicher
zum Ausdruck als der deutsche Begriff des Vertrauens. Gerade die deutlich christ-
lich eingefärbte Semantik dieses Narrativs stellt einen Kontrast zum subversiven
Narrativ (und auch zum bürgerlich-republikanischen Narrativ) her. Dies wird auch
an dem Begriff der Pflicht (devoir) deutlich, der hier die Rolle spielt, die in den an-
deren beiden Narrativen durch den Begriff der Verantwortung übernommen wird.
Ob und wie sich die Begriffe generell unterscheiden, ist in der praktischen Philoso-
phie seit geraumer Zeit umstritten.157 Historisch gesehen lässt sich im christlich-
liberalen Narrativ aber eine zentrale Differenz erkennen: Der dortige Pflichtbegriff
bezieht sich nämlich auf eine deontologische Logik. Er denkt sich also eine feste
transzendentale Sphäre, von wo Pflichten verteilt werden. Bei ›Verantwortung‹ war
dies nicht zwingend gegeben. Gerade Fanons Text zeigt, dass die Verantwortung
155 Haug: Die Schranken der Verfassungsrevision, S. 66 (Hervorhebung entfernt).
156 Für diesen Zusammenhang von Entwicklung, Erziehung und Gestaltungschancen siehe et-
wa Brunner: Justice and the Social Order, S. 62, 257f., für den Mittelweg zwischen Staatsinter-
vention und Handeln gesellschaftlicher Gruppen S. 204f., für den Gerechtigkeitsbegriff nur
beispielhaft S. 17-19, für die Relevanz des individuellen Gewissens und den Bezug zum Libe-
ralismus S. 134f. Die Parallelen zwischen Jouvenel und Brunner gehen bis hin zu identischen
Zitaten. Der Unterschied besteht freilich darin, dass Jouvenel die Protestanten in einer klei-
nen Spitze für das Vergessen dermateriellen Dimension von Souveränitätmitverantwortlich
machte: Sie hatten im Theodizee-Problem den Willen Gottes über die Gerechtigkeit Gottes
gestellt, wohingegen noch Descartes gewusst hätte, dass Gott auf Gerechtigkeit verpflichtet
sei (Jouvenel: Über Souveränität, S. 228f.).
157 Vgl. Neuhäuser/Buddeberg: »Einleitung«, S. 52f. Die Pflichten sind im christlich-liberalen
Narrativ ein Dienst an der Gemeinschaft und konstituieren sie geradezu erst. Diese Bedeu-
tung wird freilich aus der Exegese mittelalterlicher und kirchlicher Texte gezogen. Auch das
Mittelhochdeutsche verstand im Übrigen unter phliht sowohl Dienst als auch Gemeinschaft,
das zugehörige Verb sowohl ›beteiligen‹ als auch ›an etwas halten‹. Vgl. den Eintrag »Pflicht«
in Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften (Hg.): Das DigitaleWörterbuch der
deutschen Sprache.
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im Gespräch mit einem Kollektiv und in historischer Dimension liegt. Sie entsteht
also immanent, statt durch eine göttliche Wertesphäre.
Dieser Unterschied setzt sich auch in der dazu gehörigen Instanz der Urteils-
kraft ab. Hier steht das christliche Gewissen an der Stelle verortet, wo im subver-
siven Narrativ das soziale Bewusstsein greift. Dieser Kontrast wird allerdings im
Französischen wiederum konterkariert, denn conscience war sowohl bei Fanon als
auch bei Jouvenel der zentrale Begriff, den das Deutsche im einen Fall mit ›Be-
wusstsein‹, im anderen mit ›Gewissen‹ übersetzt. Auch mit Blick auf die objektive
Wertesphäre lässt sich argumentieren, dass durch die Vorstellung der Menschlich-
keit oder eines Wesens des Menschen ebenfalls ein abstraktes Wertekonzept ein-
geführt wird, von dem aus bestimmte feststehende Verhaltenserwartungen abge-
leitet werden. Es ist daher erkenntlich, dass sich die Narrative zwar im Detail un-
terscheiden, prinzipiell aber ähnliche, humanistische Ansätze vertreten, um »Sou-
veränität« mit einem Wertehorizont auszustatten.
Dies spiegelt sich in dem teleologischen Charakter der Staatskonzeptionen.
Diesen teleologischen Charakter unterstrich Jouvenel, indem er politische Planung
zu einem weiteren Instrument der Regierung erklärte. In Über Souveränität wies er
zwar einerseits darauf hin, dass der Staat nicht zum monopolisierenden, despoti-
schen Planer werden dürfe; andererseits beschrieb er es aber als Aufgabe der Regie-
rung, Initiative und Beständigkeit in den dynamischen modernen Gesellschaften
zusammenzuführen.158 Gleichzeitig trieb Jouvenel die Entstehung der ›Zukunfts-
forschung‹ maßgeblich voran. Unterstützt wurde er hierbei von der Ford Founda-
tion, die ihn ab 1961 für den Aufbau eines internationalen Verbundes von Wissen-
schaftler:innen und Intellektuellen zu diesem Thema förderte.159
Als Leiter der Futuribiles war er in engem Kontakt mit anderen Akteuren die-
ses Gebietes wie Daniel Bell oder auch der RAND-Corporation, die spieltheoreti-
sche Planungsinstrumente vorantrieb. Jouvenel hatte auch Biologie undMathema-
tik studiert und war insofern ideal, um als Mittler zwischen den verschiedenen
Disziplinen zu dienen, die sich an der Erforschung und Planbarkeit der Zukunft
versuchten. Am auffälligsten ist dabei die kurze Passage, in der Jouvenel ganz ex-
plizit seine ›eigene‹ Semantik ablegt, um an die der Kybernetik anzuschließen:
»Das Thema […] läßt sich auch mit modernen Worten sehr gut wiedergeben. Un-
ter ›Feedback‹ versteht man heute bestimmte Organe bei einem Lebewesen bzw.
Vorrichtungen in einer Maschine. Sie haben die Funktion, eine abweichende oder
über ihr Ziel hinausschießende Bewegung zu registrieren und in das Zentrumdie-
ser Bewegungwirksame ›Botschaften‹ zu senden, damit derenWirkungen auf das
158 Siehe Jouvenel:Über Souveränität, S. 75f., 106-108; vgl. Anderson: »Bertrand de Jouvenel’s me-
lancholy liberalism«, S. 99f.
159 Vgl., auch zum Folgenden, Seefried: Zukünfte, S. 75-85, 90-100.
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zum optimalen Funktionieren des Organismus oder der Maschine erforderliche
Maß zurückgeführt werden.«160
Für Jouvenel spiegelte sich in diesem Regelkreis-Denken die liberale Idee, dass Be-
ratung und Deliberation dem regierendenWillen so Rückmeldung (›Feedback‹) ge-
ben, dass er sich alleine auf das vorgegebene (souveräne) Ziel ausrichte. Mit dieser
Interpretation der Kybernetik wären allerdings zahlreiche Beteiligte nicht einver-
standen gewesen, nicht nur weil es die Kybernetik auf negatives Feedback redu-
zierte, statt Abweichungsverstärkungen einzubeziehen, sondern auch weil es die
Kybernetik damit an ein aus ihrer Sicht veraltetes Sozialmodell fesselte, wie im
zweiten Teil der Arbeit zu sehen sein wird.
Interessanterweise ging auch Jouvenel zu einem technizistischen Modell der
Zukunftsforschung auf Distanz, allerdings in eine andere Richtung.161 Er war näm-
lich nicht bereit, die Gesellschaft als vorhersagbaren technischen Apparat zu be-
greifen undwies eineMathematisierung desMenschen und seiner Zukunft zurück.
Zukünfte, das war Jouvenels Überzeugung, bestehen nur im Plural. Man könne
zwar vorausschauen, aber nicht vorhersagen. Die Souveränität des Menschen war
für ihn auch eine Souveränität des Menschen über seine technischen Mittel. Diese
Kritik eines Technizismus teilte er mit Wilhelm Hennis und Werner von Simson.




Beide Narrative, die bisher dargestellt wurden, laden Souveränität mit einer de-
zidiert humanistischen Wertedimension auf, die sie als Antwort auf einen Verlust
dieser Wertedimension in den westlichen Gesellschaften im Allgemeinen und im
Souveränitäts- und Staatsverständnis im Speziellen konzipieren. Daneben wird
Souveränität mit einem Auftrag zur Integration und Stabilisierung verbunden.
Beide Aspekte finden sich auch im bürgerlich-republikanischen Narrativ wieder,
freilich in etwas anderer Ausgestaltung. So beschreibt etwa Adenauers enger Be-
rater, der Völkerrechtsprofessor Wilhelm Grewe, die Maxime seiner Regierung mit
drei Worten: Souveränität, Wiedervereinigung, europäische Integration.162
Die Formel ›Souveränität und Integration‹ wird in zeitgenössischen und zeit-
historischen Texten häufig herangezogen, um den Kurs der deutschen und euro-
päischen Politik seit den 1950er Jahren zu charakterisieren und um das Problem
160 Jouvenel: Über Souveränität, S. 248.
161 Vgl. Seefried: Zukünfte, S. 95f.; Mahoney: Bertrand de Jouvenel, S. 23.
162 Siehe Grewe: Deutsche Außenpolitik der Nachkriegszeit, S. 13.
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der Souveränität einzufangen.163 Auch eine der Gründungsfiguren der deutschen
Politikwissenschaft, Wilhelm Hennis, sah den Sinn von Souveränität in einer Inte-
grationsleistung, die Bürger und Staat zusammenführt, die von beiden bestimmte
bürgerliche Tugenden erwartete und die die Voraussetzung dafür ist, dass beide
ihrem Wesen gerecht werden.
Wilhelm Hennis hat Das Problem der Souveränität zu seiner Dissertationsschrift
gemacht. Besonders in Deutschland war dies ein heiklesThema, zumal Hennis sich
anschickte, den Begriff der Souveränität zu retten. Gleich eingangs findet man hier
das ganze Arsenal wieder, mit dem das Verschwindenlassen des Begriffs und die
Idee eines Weltstaats kritisiert wurde. Den Vertretern von Weltstaat und europäi-
scher Föderation warf er Sentimentalität, Zynismus und eine »polemisch dogma-
tisierte[] Vorstellung des kriegslüsternen souveränen Einzelstaates« vor, die nicht
erkenne, dass sie selbst zutiefst mit der alten Souveränitätsvorstellung verwachsen
sei.164 Denn schließlich ginge es ihnen ja doch nicht um die Aufgabe der Idee, son-
dern nur um die Lokalisierung von Souveränität. Als eine rechtliche Eigenschaft
von Staatsgewalt stehe sie dann doch nicht infrage.165 Daher attackierte Hennis
auch die »weit verbreiteten Meinungen«, »nicht nur das Wort preiszugeben, son-
dern auch in der ganzen […] Problematik heute nichts als eine Scheinproblematik
zu sehen.«166 Diese »völlige Infragestellung der Souveränität« verkenne, dass Sou-
veränität ein »Grundphänomen des sozialen Zusammenlebens« ist.167
In der Attacke, die Hennis hier fuhr, scheint sein Verständnis einer politischen
Wissenschaft auf, die sich mit Sollensfragen zu beschäftigen und in die Realität
einzugreifen hat. Dies verband ihn aufs Engste mit Bertrand de Jouvenel. Hennis
hatte sich für das Studium der Rechtswissenschaften entschieden, weil dieses am
politiknächsten war, als es das Fach der Politikwissenschaft noch nicht gab.168 Und
er hat nach seiner Promotion zunächst nicht den Weg in die Wissenschaft, son-
dern in die Politik angetreten. Hier wurde er der erste Wissenschaftliche Mitar-
beiter der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion, zugeteilt dem sogenannten
Kronjuristen der SPD Adolf Arndt. In dieser Position kam Hennis 1951/1952 dazu,
die Beschwerdeschrift an das Bundesverfassungsgericht im Fall Lüth zu verfassen.
Dieser Fall war folgenschwer, denn die Zulassung der Klage stärkte das Recht der
163 Vgl. z.B. Rumpf: Land ohne Souveränität, S. 2f., 39; Erler: »Staatssouveränität und internationa-
le Wirtschaftsverflechtung«, S. 31; Merriam: »Sovereignty«, S. 19f.; Etzioni: »European Unifi-
cation and Perspectives on Sovereignty«, S. 514-518; retrospektiv Hildebrand: Integration und
Souveränität.
164 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 5.
165 Siehe Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 77f.
166 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 2.
167 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 1f.
168 Zur Biografie Kielmansegg: »Wilhelm Hennis (1923-2012)«, S. 331-333, und Schlak: Wilhelm
Hennis, S. 20, 39f.
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Bürger:innen, sich direkt an das Verfassungsgericht wenden zu können, und das
Urteil erhob die Grundrechte zu einer für alle Rechtsbereiche gültigen Wertesphä-
re.
Mit dem Urteil folgte das Verfassungsgericht vor allem Hennis’ Lehrer Rudolf
Smend, den er ausführlich zitiert hatte und der auch Erstgutachter der Disser-
tationsschrift war.169 Dass sich das Bundesverfassungsgericht so dezidiert hinter
Smends Lehre stellte, um den universellen und objektiven Status der Grundrechte
abzusichern, zeigte, dass es sich immer noch im Dialog mit der Weimarer Repu-
blik befand. Dessen Rechtspositivismus hatte die Justiz wehrlos gemacht, so die
verbreitete Lesart. Auch Hennis bezeichnete das Versagen der Weimar Republik
als seine persönliche Grunderfahrung.170 Wie das Bundesverfassungsgericht wen-
dete er sich daher den deutschen Rechtstheorien vom späten 19. Jahrhundert bis
Weimar zu, denen der erste Teil seiner Dissertation gewidmet ist. Ihre Aushöhlung
und Auflösung des Souveränitätsbegriffsmachte er für das ScheiternWeimarsmit-
verantwortlich.
Auch bei Hennis findet sich also zunächst eine Verlustgeschichte.171 Die Aus-
höhlung des Souveränitätsbegriffs wurde Hennis zufolge von einem Staatsdenken
betrieben, das in der politischenOhnmacht des Bürgertums im 19. Jahrhundert sei-
nen Ausganspunkt hatte und einen Ausweg über dieTheorie des Rechtsstaats such-
te. Dies begann laut Hennis mit der Formalisierung des Souveränitätsbegriffs, die
von Friedrich Julius Stahl bis hin zu Georg Jellinek und Gerhard Anschütz betrie-
ben wurde. Sie lösten den Begriff von seiner materiellen Dimension und machten
ihn zu einem bloßen Rechtsbegriff, der den Staat als höchste Gewalt beschreibt.
Will man dem Obrigkeitsstaat jetzt Schranken setzen, bliebe nur noch übrig,
die Norm über jedwedenWillen zu erheben.172 Dies war die zweite Stufe: Hier kam
die höchste Position nicht mehr der Staatsgewalt, sondern dem Recht zu. Diese
liberale Idee stehe hinter dem »Pathos der Rechtsstaatsideologie« in den Lehren
von Hugo Preuß und Hugo Krabbe.173 Die Bewegung weg von einem materiellen
Souveränitätsbegriff ende schließlich bei Hans Kelsen. Er ließe Rechtsbewusstsein
undMajorität fallen, die bei Preuß und Krabbe immerhin noch vorhanden gewesen
seien. So sei für ihn jedweder Staat ein Rechtsstaat.
169 Vgl. zum Lüth-Fall im Folgenden Schlak: Wilhelm Hennis, S. 41f., und Henne: »›Smend oder
Hennis‹«. Er zeigt, dass das Gericht eher Hennis’ Stichwortgeber Smend als der konkreten
Argumentation Hennis’ gefolgt ist. Zur Relevanz von Smend für das Bundesverfassungsge-
richt vgl. Specter: Habermas, S. 28f.
170 Siehe Hennis: »Politikwissenschaft als Beruf«, S. 409.
171 Siehe im Folgenden Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 14-20.
172 Siehe im Folgenden Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 21-28.
173 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 28.
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Für Hennis ging mit dieser Bewegung das »willensbegabte[] Souveränitäts-
subjekt[]«174 verloren – und mit ihm die Problematik, wie es zu diesem Einheits-
willen komme und worin seine Legitimität bestehe: »Eine staatstheoretische
Fragestellung war damit für den Souveränitätsbegriff ausgeschaltet«.175 Infolge-
dessen habe man sich in einem unlösbaren Kampf zwischen Recht und Macht
verfangen. EineTheorie, die Entscheidungskompetenz jenseits rechtlicher Normen
gänzlich ausblende, flüchte vor »alle[n] Kompliziertheiten und Differenziertheiten
der Wirklichkeit, alle[n] realen Spannungen und Antinomien des Lebens« in eine
vereinfachende Logik: »Sie weiß nichts von einer verantwortlichen [!] Bewährung
an einer Wirklichkeit, die sie […] den ›brutalen‹ Faktensetzern überläßt.«176
Damit war freilich Carl Schmitt gemeint, dessen »schrankenlosen Voluntaris-
mus« Hennis im nächsten Schritt zerlegte.177 Für Hennis hatte der Positivismus
des liberalen Rechtsdenkens den Weg für die ›Brutalität der Faktensetzer‹ geeb-
net. Ihm ging ein politisches »Formprinzip« ab und er stand deshalb am Ende, bei
Kelsen, der politischen Form völlig gleichgültig gegenüber.178 Indem der Libera-
lismus den Staat im Recht aufgehen ließ, war er nur noch dazu da, den Wechsel
der Regierungen einzufangen. »Daß Souveränität eine allgemeinere Bedeutung im
Zusammenhang des Problems der staatlichenOrganisierung der Gesellschaft zukommen
könnte, wird so nicht gesehen.«179
Dieses Problem war nun nach wie vor ungelöst. Die Gefahr, die von der politi-
schen Gleichgültigkeit ausging, war auch nach 1945 nicht gebannt. Dadurch wur-
de Souveränität »zum gegenwärtigen Zeitpunkt […] zu einem politischen Lebens-
problem [!] ersten Ranges«.180 Es war für Hennis eine existenzielle Herausforde-
rung, den Sinn der Souveränität wieder zu bergen. Sie biete eine Antwort darauf,
wie menschliches Zusammenleben praktisch und ethischmöglich ist. Auf diese Wei-
se liefere sie Prinzipien für den Aufbau einer staatlichen Ordnung, in der aus der
zerfallenden Vielheit eine Willenseinheit wächst.
Souveränität antwortet laut Hennis also auf das ›Problem der staatlichen Orga-
nisierung der Gesellschaft‹ und ermögliche so erst ein menschliches Zusammen-
leben. Dafür reiche das Recht als formale Instanz nicht aus, weil man einen ma-
terialen Zusammenhang zwischen Einheitsbildung, Staatsform und Lokalisierung
174 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 15.
175 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 16.
176 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 31 (für alle Zitate des Satzes).
177 Hennis:Das Problemder Souveränität, zumZitat S. 41, insg. S. 37-45; s.a. Hennis: »ZumProblem
der deutschen Staatsanschauung«, S. 87-89, 92f.
178 Siehe Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 32.
179 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 23, weniger pointiert auch auf S. 31. Hervorhebung
hinzugefügt.
180 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 31.
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der Souveränität brauche. Einen Vorschlag dafür fandHennis, nachdem das Recht-
staatsdenken das Problem ganz verdrängt hatte, erstmals wieder in der christlich-
liberalen Zürcher Schule. Bei ihr werde deutlich, dass die Selbst- und Letztwertig-
keit des Menschen der höhere Wert ist, der dem Staat selbst seine Würde verlei-
he.181
Allerdings wies Hennis die heteronome Begründung der Zürcher Schule zu-
rück: Nicht aus Gott oder aus dem Naturrecht (wie auch Smend glaubte), son-
dern aus dem Menschen selbst komme der Sinn der Souveränität.182 Denn der
Mensch sei inhärent auf die Gemeinschaft angewiesen. Als ein politisches Wesen,
so Hennis’ Überzeugung, realisiert er sich im Staat und der Staat schafft zugleich
dieMöglichkeiten dieser Selbstverwirklichung.Die Staatsgesinnung der Einzelnen
konstituiere also einerseits die staatliche Einheit, andererseits diene der Staat »als
erzieherische Institution zur Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit«.183 Erst
dieses Zusammenspiel rücke die Gestaltung der Welt in greifbare Nähe: »Das We-
sen des Menschen wiederum ist seine Selbstgestaltung als politisches Wesen, er
selbst ist nie das Maß aller Dinge.«184
Hennis’ aristotelische Bestimmung desMenschen als zoon politikon setzt also ei-
ne teleologische Dialektik in Gang, die den Zusammenhang von Einheitsbildung,
Staatsform und Lokalisierung stiften soll: Die Einheit bilde sich aus der Verständi-
gung unter denMenschen, diese Verständigung könne aber nur in einer staatlichen
Einheit gewährleistet werden, die demokratisch ist. Sie müsse einerseits »Freiheit,
Gleichheit, Menschenwürde«185 verbürgen und andererseits »eine möglichst gro-
ße Zahl von Bürgern an der Verwaltung des Staates teilhaben« lassen.186 Auf der
anderen Seite haben dann die Bürger die dem Menschen aufgegebene ›Pflicht‹,
ihren eigenen Lebensbereich mit anderen teilen und gestalten zu müssen. In der
Folge für diese Gestaltung seien sie für ihr Handeln stets verantwortlich zu ma-
chen: »Souverän sein heißt – ohne Exculpationsmöglichkeit – geschichtlich ver-
antworten müssen.«187 Man sieht, warumHennis Souveränität als ein Problem der
politischen Ethik bezeichnete.188
181 Siehe Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 66-74.
182 Siehe dazu auch Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 79f.
183 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 100.
184 Hennis:Das Problem der Souveränität, S. 100. In beiden Zitaten des Satzes paraphrasierte Hen-
nis zustimmend Platon.
185 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 78f.
186 Siehe Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 100.
187 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 113. Im Vergleich dazu Fanon: Die Verdammten dieser
Erde, S. 174: »Ein Schicksal kollektiv gestalten heißt, Verantwortung in der Dimension der Ge-
schichte übernehmen.«
188 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 97.
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Der etatistische Zug des Gemeinwesens, für den Hennis auch gerne Hegel her-
beizitierte und für den er später heftig kritisiert wurde, steht dabei in Spannung
zu seiner aristotelischen Anthropologie. Es ist der souveräne Staat, der das Zu-
sammenleben der Gesellschaft zu einer moralischen und praktischenWillenseinheit
organisiert. Diese Einheit nimmt vom télos des Einzelmenschen als Gemeinschafts-
wesen ihren Ausgang und findet im télos des Einzelmenschen als schöpferisches
Wesen ihr eigenes Ziel. Sie ist also wesenshaft legitimiert. Allerdings gilt: Will der
Staat das télos zum Tragen bringen, muss er der demokratischen Verständigung
den angemessenen Platz einräumen: »Denn alles wahre […] Recht beruht […] nicht
nur auf einer Entscheidung, sondern auf einer der Entscheidung vorgeordneten
Verständigung.«189
In der Beschwerdeschrift zum Lüth-Fall hat Hennis dementsprechend die Fra-
ge der freien Meinungsäußerung zur Grundlage des Staates erklärt. Sie sei eben
nicht nur ein privates Recht, sondern »staatsbildende Teilnahme am öffentlichen
Leben«.190 Sie stand für ihn – neben dem Staat – im Zentrum der Souveränitäts-
idee, weil sie einerseits effektiv die Beziehung von Einzelnen und Staat herstellt,
andererseits aber auch das einzige Mittel der Integration ist: Die »wertbestimmte
Individualität« eines Staates habe keine einfach so vorhandene Grundlage mehr.
Die gesellschaftliche Einheit sei im ›Hochkapitalismus‹ längst zerfallen und könne
auch von keiner Religion mehr zusammengehalten werden.191
Wenn man in dieser Situation die Idee der Souveränität aufgebe, dann ver-
stärke man die Auflösungstendenzen und die Gefahr der Anomie. Den »Unsicher-
heiten«, dem »Schwund der Erwartungschancen« folge die »Anfälligkeit […] für
›abnorme‹, schwärmerische oder zynische Verhaltensweisen religiöser oder poli-
tischer Natur«.192 Auch der Weltstaat habe dem nichts entgegenzusetzen, weil er
den Ort der Entscheidung so weit wegrücke, »daß er für eine nur noch durch sehr
grobe Kommunikationsmittel erreichbare Masse jeder Anschaulichkeit verlustig
gehen würde«.193 Die Übertragung der Souveränität auf größere Einheiten würde
das »Problem des politisch unverantwortlichenMenschen nur noch verschärfen«194
– im besten Falle als technizistischer, rationalistischer Administrationsstaat, im
schlechteren als Obrigkeitsstaat:
»Man wird gegen all dies einwenden, die alten Staaten könnten doch als eine
Art sehr eigenständiger Selbstverwaltungskörperschaften in dem höheren sou-
189 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 59.
190 Arndt: »Schriftsatz von Arndt an das BVerfG vom 4. Februar 1952«, S. 508.
191 Siehe Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 91-97.
192 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 110.
193 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 112.
194 Hennis:Das Problem der Souveränität, S. 114; siehe auch Hennis: »Zum Problem der deutschen
Staatsanschauung«.
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veränen Verbande bestehen bleiben, womit ihnen nichts von ihrer Besonderheit
genommen wäre. Aber der Sinn aller echten Selbstverwaltung ist Selbstverant-
wortung. Immer ist die Abgrenzung der Verantwortung, die man für die Gestal-
tung des zugewiesenen Lebenskreises zu tragen hat, das eigentliche politische
Problem der Selbstverwaltung. Nur wo selbstverantwortlich verwaltet wird, ist
echte Selbstverwaltung, die etwas anderes ist als technische Dezentralisierung.
In solcher Selbstverantwortung nun scheint mir der eigentliche staatstheoretisch-politi-
sche Sinn der einzelstaatlichen Souveränität zu liegen.«195
Nach dieser Darstellung von Hennis hat nur der Einzelstaat die Voraussetzungen
(als ein anschaulich abgesteckter Bereich) und die Mittel (tatsächliche Verstän-
digung), um der Desintegration oder ihren Gefahren beizukommen, indem er die
souveräne Selbstverwaltung zu seiner Angelegenheit macht. Er wird damit zum
Stabilisator eines rationalen Humanismus und zur Instanz, um dessen menschli-
chen Gestaltungsanspruch zu realisieren: »[E]r muß danach trachten, alle indivi-
duelle [sic!] Kräfte zu wecken, zu suchen, sie zu einem Gesamtplan des menschli-
chen Kulturlebens zu sammeln«.196
Man kann Hennis’ Souveränitätstheorie daher bedenkenlos unter die promi-
nente Formel ›Souveränität und Integration‹ stellen. Seinen Ansatz zeichnet aus,
dass er diese Formel innenpolitisch durchdekliniert hat und so die Vorstellung be-
gründete, dass das Problem der Souveränität das eigentliche Problem des Politi-
schen sei. Die gleiche Vorstellung hatte Werner von Simson, wie bereits in der
Einleitung zu diesem Teil zu sehen war. Simsons Perspektive ergänzt Hennis’ Aus-
führungen, weil er die außenpolitische Dimension dieser inneren Souveränität
herausarbeitete. Daher soll im Folgenden noch ein Seitenblick auf diesen zweiten
Vertreter des bürgerlich-republikanischen Narrativs erlaubt sein.
Die Bildung eines eigenen Staatsbewusstseins basierte für Simson auf einer
Grundentscheidung über das eigene Wesen. Diese Entscheidung sei nur möglich,
wo der gemeinsame Überzeugungsbestand groß genug sei, um aus den Glaubens-
und Rechtsvorstellungen eine rechtliche Gesamtordnung zu schaffen.197 Souverä-
nität sei daher ein »verwirklichter Vereinzelungsanspruch«, der eine »Identifizie-
rung des eigenen Willens und Persönlichkeitsanspruchs mit der nur auf Grund
solcher Identifizierung möglichen praktischen Ordnung« verbindet.198 Bei Souve-
ränität gehe es um »die Schaffung und Darstellung von einzelnen Gesamtpersön-
195 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 113. Hervorhebung hinzugefügt.
196 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 113.
197 Siehe Simson:Die Souveränität im rechtlichenVerständnis derGegenwart, S. 81f.; bei seinen Schü-
lern, zu denen auch Walter Hallstein und Hans von der Groeben gehörten, ist dies als ›über-
staatliche Bedingtheit‹ verdichtet (vgl. Vitzthum: »Den Staat denken«, S. 744f.).
198 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 18.
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lichkeiten innerhalb derMenschheit«.199 Siemüssen eine eigene »Identität« ausbil-
den, ein »Bewußtsein, eine politisch handlungsfähige Einheit zu sein«, und dafür
müsse der Staat sein »eigenesWesen« durch »selbstgesetzte Bedingungen« bestim-
men.200
Mit Hennis teilte Simson also drei zentrale Vorstellungen: Erstenswird der sou-
veräne Staat in humanistischer Manier als Persönlichkeit konzipiert, dessen Be-
wusstsein sich ausbilden müsse. Auch hier wird dies als eine materiale Subjekt-
werdung verstanden, in der sich das Wesen der Gemeinschaft realisiere. Zweitens
beruht das Recht daher auf außerrechtlichen Voraussetzungen, und bloße Gewalt
kann keine Ordnung, schon gar keine Rechtsordnung aufstellen und erhalten. Aus
diesen Gründen kann sich Politik schließlich nur im Rahmen der Souveränität ab-
spielen.201 Es sei schlicht eine Tatsache, dass dem Universalen diese außerrechtli-
chen Voraussetzungen abgehe, sodass es willensunfähig sei und in der Konsequenz
nur mit Gewalt gegen andere Personen operieren könnte. Der Schutz der Person, die
sich im und durch den Staat im Inneren verwirklicht, zwinge uns dazu, der Sou-
veränität auch im internationalen Recht ihre entsprechende Stellung zuzuweisen.202
So verdichtet, scheint die volle Kraft der Personalitätsmetaphorik durch, aus
der sich bestimmte normative Verhaltenserwartungen nach innen und außen ab-
leiten und in der der einzelne Mensch mit dem Staat gleichgesetzt werden kann.
Dabei bietet der Humanismus einen Gestaltungsspielraum an: Einerseits gibt es
absolute, dem Menschen zukommende Werte, andererseits kann aus diesen eben
nicht zwingend auf eine bestimmte Rechtsordnung geschlossen werden. Daher ist
vor diesen Werten und vor der je persönlichen Ausgestaltung Halt zu machen.
Mit der Persönlichkeitsmetaphorik tauchte darum in Simsons Souveränitäts-
begriff auch die bekannte Verantwortungsrhetorik wieder auf. Sofern der Staat
verantwortlich für den Schutz und für die Realisierung der menschlichen Anlagen
bei seiner Bevölkerung ist, so sehr dehnt sich diese Verantwortung nun auch auf
andere Staaten aus. Sie sind deshalb als souveräne Personen zu behandeln, die mit
Recht ihren Lebensstil leben. Dass man diese volle Bedeutung des Konzepts nun
auch international verstanden habe, ist für Werner von Simson das Kennzeichen
des Souveränitätsbegriffs nach 1945:
»Die Entwicklung der neueren Zeit liegt darin, daß einzelne der bestehenden
Rechtsordnungen im Begriff sind, ihren eigenen Verantwortungswillen [!] unter
199 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 109.
200 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, für alle Zitate des Satzes
S. 170f.; ähnlich bereits S. 17, z.B.: »Nur in einzelnen […] Konkretisierungen bildet sich ein
handlungsfähiges politisches Bewußtsein«.
201 Siehe Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 16f., 81f.
202 Siehe Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 256.
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Zugrundelegung bestimmter als absolut empfundener Rechtsbegriffe zu erwei-
tern, und daß diese Erweiterung sich aus dem Bereich des Freiwilligen in den des
Zwangsläufigen verschiebt, weil sie anfängt, zu den Existenzbedingungen dieser
Staaten zu gehören.«203
Dass die Staaten nun ihren Verantwortungswillen auch auf andere Staaten aus-
dehnen, interpretiert Simson im Rahmen eines Entwicklungsmodells. Nicht ohne
Grund wird dieser Begriff zu einem Zentralbegriff der 1950er und 60er Jahre, denn
er verbürgte die Vorstellung eines ›allmählichen Fortschreiten des Menschen zum
Besseren‹, wie es Kant wohl am prominentesten formuliert hat. Dazu gehörte, dass
sich der Mensch über seinen bloßen Willen erhebt, um sich selbst Grenzen zu set-
zen; dies sei die höchste, gegenwärtige und im Grunde einzig richtige Stufe der
Souveränität, argumentiert daran anschließend Simson.204 In ihr sei es zu einer
»Entmythologisierung der westlichen Staatsouveränität«205 gekommen und es ha-
be sich stattdessen ein »vernünftige[s] Bewußtsein«206 gebildet. Simson resümier-
te daher noch einmal: »Die Mitverantwortung für das Fremde ist der eigentliche,
der einzig denkbare Fortschrittsbegriff in der Souveränitätslehre auf dem westli-
chen Lebensniveau.«207
In diesem Entwicklungsstand beruhe Souveränität im doppelten Sinn auf De-
mokratie. Während nach innen das Staatswesen in der Öffentlichkeit und im Welt-
bild der Bürger ruhe,208 realisiere der »Verzicht auf das Absolute, auf das bis ins
einzelne durchgebildete Rechthaben« auch nach außen das Wesen der Demokra-
tie.209 Indem international Souveränität formal gefasst werde, bleibe die materiale
Ausformung jedem einzelnen Staat überlassen. Souveränität, so lässt sich diese
Position pointieren, ermöglicht gerade den Pluralismus, der für eine Demokratie
unablässig ist. Erst so wird auch zwischen den Staaten ein demokratisches Ver-
hältnis geschaffen, statt sie in eine »Universalhierarchie« zu zwingen.210
203 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 83.
204 Siehe Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 71-80.
205 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 263.
206 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 258.
207 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 94.
208 Siehe Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 83.
209 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 182. Dies ist bei Simson
mit einer interessanten Wende gegen Carl Schmitt versehen. Dieser habe nämlich in seiner
Darstellung der Hegung des Krieges dieses Wesen der Demokratie benannt, ohne es über-
haupt zu bemerken. Im Übrigen ist auffällig, dass Schmitt in der Debatte vielfach abwesend
ist; er wurde selten zitiert, und wenn dann meist abgrenzend.
210 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 81. Hennis und Simson
blendeten dabei die Bruchstelle der Souveränität aus: den Konflikt zwischen souveränem
Menschen und souveränem Staat. Dieser Konflikt wurdemit dem Verweis, dass sich der Bür-
ger im Staat dialektisch realisiere, schlicht weggewischt. Hennis thematisierte nicht einmal
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Dies war ein Angriff auf die Sowjetunion. Im Grunde sei die Welt nämlich in
zwei Universalordnungen geteilt. Zwischen diesen beiden Varianten beantworte
nun jeder Staat für sich die »Grundentscheidung, die eigentliche Frage der Souve-
ränität«.211 Die eine nutze das formale Souveränitätsprinzip und mache damit die
Entwicklung derWelt von der demokratischen Entscheidung abhängig, auch wenn
sie ein allmähliches Streben zum Besseren annimmt. Dagegen glaube die andere
an »eine objektiv wirkende und als solche erkennbare Mechanik der geschichtli-
chen Entwicklung«, die unabhängig von »persönliche[n] Entscheidungsfreiheiten«
sei.212 In diesem »totalitären Bereich« danke die Bevölkerung zugunsten der Par-
teibürokratie ab, und die »politische[] Technik« bestimme den »Mechanismus des
Herrschaftapparates«.213
Wenn Wilhelm Hennis den Technizismus-Vorwurf nutzte, um gegen die
Ordnungsvorstellungen eines liberalen Rationalismus zu polemisieren, projizierte
Simson diese Gegenfolie also auf die Sowjetunion. Der metaphorische Gegen-
satz könnte dabei kaum deutlicher sein: Dem ›unpersönlichen Kausalgesetz‹ der
sowjetischen Weltsicht stehe antagonistisch das ›Offenhalten‹ der Zukunft für
die ›werdende‹ und ›handelnde‹ ›Persönlichkeit‹, ihre ›freie Entscheidung‹, ihr
›Verantwortungsbewusstsein‹ und die Offenheit für Widersprüche gegenüber –
kurz: Simsons humanistische Souveränitätsidee. Die Souveränität besteht in einer
existenziellen Entscheidung, mit der ein bestimmter Persönlichkeitsanspruch
hervorgebracht werde. Dass dabei nicht unmittelbar Perfektion erwartet, aber
nach einer möglichst vollwertigen Realisierung des menschlichen Potenzials ge-
strebt wird, kommt im Entwicklungsbegriff und in der ubiquitären Semantik des
Sich-Bildens zum Ausdruck.214
Auch hier wirkte also eine existenzialistische Philosophie im Hintergrund, die
aber im Unterschied zu Fanon oder Sartre dezidiert gegen den Marxismus und
Sozialismus gewendet war.215 Gemeinsam mit dem ersten Narrativ ist ihnen al-
die antiparlamentarischen Adaptionen von Smend (Greven: Politisches Denken in Deutschland
nach 1945, S. 121). Politisch entstand aber immer der Verdacht, dass das Nationalbewusstsein
(Fanon) oder das Staatsbewusstsein (Hennis/Simson) über den Bürger:innen steht. Episte-
mologisch ist hier der Ansatzpunkt für eine grundlegende Kritik der Dialektik – also für Fou-
cault, Luhmann und ihre ›nicht-dialektische Vernunft‹.
211 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 204, ähnlich S. 87.
212 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 134.
213 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 193.
214 Für den exzessiven Gebrauch siehe Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Ge-
genwart, S. 228-230.
215 Stephan Schlak:WilhelmHennis, S. 30, weist auch auf die Nähe vonHennis’ Denken zumExis-
tenzialismus hin. Auch ein anderer Smend-Schüler hatte die ›Grundentscheidung‹ in den
Blick genommen. Gerhard Leibholz bestand darauf, dass ein Staat so lange souverän genannt
werden müsse, wie er auf den Druck stärkerer Mächte immer noch mit einem existenziellen
Nein antworten könne (Leibholz: »Die Zukunft der nationalstaatlichen Souveränität im 20.
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lerdings, dass Souveränität eine normative Verantwortung über das Eigene hinaus
implizierte. Bei Hennis zog die bürgerlich-republikanische Darstellung von Souve-
ränität eine politische Ordnung nach sich, in der staatliche Führung und bürgerli-
che Verständigung zusammengebunden werden, um den eigenen Lebensraum zu
gestalten. Auch international folgten laut Simson aus der bürgerlichen ›Mitverant-
wortung für das Fremde‹ konkrete politische Verpflichtungen.
Diese Verpflichtungen ziehen bei zwei politischen Problemen der Zeit unmit-
telbar Konsequenzen nach sich: Erstens widerspreche der Einsatz der Atombombe
dem vernünftigen Bewusstsein, weil er eine »Sünde gegen die Menschheit« sei.216
Der Gebrauch der Technik müsse durch die humanistische Souveränität begrenzt
werden. Zweitensmüsseman den Schutz werdender Staatspersonen übernehmen,
also die Dekolonisation weiter absichern. Denn »als Ausdruck des humanistisch-
egalitären allgemeinenWeltbildes« bricht »dieMöglichkeit zusammen, auf der Un-
gleichheit […] zu bestehen […], und zwar nicht so sehr, oder doch jedenfalls nicht
nur, weil die dadurch Belasteten ihn [den Ausschluss; V.A.] nicht mehr duldeten,
sondern weil die Bevorzugten ihn nicht mehr vereinbaren konnten mit ihrem ei-
genen Wesen«.217
Als Simson 1965 die Rückgewinnung undWeiterentwicklung des Souveränitäts-
begriffs festhielt, konnte er bereits auf die Teile der Dekolonisation zurückblicken
und diese als eine Erfolgsgeschichte beschreiben, die beweise, dass die westlichen
Länder auf der Stufe des neuen Souveränitätsbegriffs angekommen seien. Dem
bleibt aber eine normative Dimension eingeschrieben, denn »am wichtigsten ist
eben die Tatsache, daß die eigenen Lebensprinzipien der bisher Herrschenden eine
Aufgabe dieser Herrschaftsansprüche verlangen«.218 Dieses Narrativ steht je nach Les-
art komplementär oder im Gegensatz zu Fanons Erzählung: Im Gegensatz steht
es, wenn man Simson so liest, dass nicht der von Fanon beschriebene Bewusstwer-
dungsprozess der afrikanischen ›Völker‹ den Ausschlag gab, sondern der Bewusst-
werdungsprozess der ehemaligen Beherrschten. Man hat dann das angesprochene
Masternarrativ des Zentrums.219 Komplementär hingegen ist Simsons Narrativ,
Jahrhundert«, S. 379). Sowohl bei den Smend-Schülern als auch bei Simsondürfte dieser Exis-
tenzialismus freilich stärker an Jaspers als an Sartre orientiert sein. Eine gewisse Differenz
zwischen Simson und Hennis zeichnet sich wiederum an Hennis’ starker Bindung an Aristo-
teles ab. Er bestand daher auch auf den Begriff Erziehung statt dem der ›Bildung‹. Nähe und
gleichzeitig Distanz werden bei ihren Bezugspunkten in der Aufklärung deutlich; für Hennis
sind dies eher Tocqueville und Mill, für Simson stärker Kant.
216 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 258.
217 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 224.
218 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 224f. (Hervorhebung hin-
zugefügt).
219 Vgl. oben, Fußnote 75.
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wenn man sein ›nicht nur‹ ernstnimmt. Dann hätten beide Bewusstwerdungs-
prozesse parallel stattgefunden und Simson konstatierte gewissermaßen, dass Fa-
nons Appell an Europa angekommen wäre.
Unabhängig von der Lesart lässt sich aber festhalten, dass damit allen drei Nar-
rativen gemeinsam war, dass nicht jedes Regierungshandeln als souverän gelten
sollte, sondern nur jenes, mit dem man seiner Pflicht und Verantwortung zur po-
litischen Selbstgestaltung und für die Selbstverwirklichung des anderen nachkam. Dies
galt für die Art der Entscheidungsfindung und für den Inhalt der Entscheidung
selbst. Diese Ethik der Souveränität ergab sich aus einer humanistischen Hal-
tung zur Welt, die christlich grundiert oder »rational-gläubig[]«220 sein konnte.
Dies wurde in einem close reading an drei unterschiedlichen Narrativen gezeigt.
Im Folgenden sollen diese Erkenntnisse mit der Querschnittsperspektive des ers-
ten Unterkapitels verbunden werden, um das Regierungsdenken der Souveränität
mit seiner Wirklichkeitskonstruktion und den politischen Konsequenzen nachzu-
zeichnen. Mit dieser Skizze wird eine Grundlage gewonnen, um den Wandel und
die Differenzen zu einem technologischen Regierungsdenken herauszuarbeiten.
3. Das Paradigma der Souveränität
Die damaligen Diagnosen und Entwürfe beruhten in aller Regel auf Verfalls- bzw.
Zerfallsgeschichten der Moderne. In ihnen brach eine zur Gewalt neigende ›An-
archie‹ in die internationale, die ökonomische und die soziomoralische Ordnung
ein, die ihren Bezugspunkt in den Erfahrungen von Welt- und Kolonialkriegen,
Great Depression und einemmoralischen Nihilismus fand. Auf den so oft diagnos-
tizierten Zusammenbruch der Gesellschaften gab es nun prinzipiell zwei Antwor-
ten, entweder man etablierte eine »new political philosophy«, wie es etwa Walter
O’Donnell als Befürworter der Weltregierung hoffte,221 oder man erneuerte den
alten Deutungshorizont der Souveränität. In beiden Fällen geben die – fast aus-
schließlichmännlichen – Autor:innen deutlich zu verstehen, dass mit Souveränität
zwar einerseits ein im engeren, institutionentheoretischen Sinn politisches Kon-
zept gemeint ist, aber andererseits mit diesem Konzept auch eine Aussage über
die Orientierung des gesamten sozialen und moralischen Gefüges getroffen wird
– hinter »Souveränität« steht eben eine ganze »Philosophie«.
Im Rahmen dieser Untersuchung lässt sich dieser Eindruck der damaligen
Akteure methodisch umformulieren: Indem man nach dem Zweiten Weltkrieg
trotz aller gemachten Erfahrungen Souveränität wieder zur Leitidee des Regierens
erhob, fixierte man eine dahinterstehende Selbstbeschreibung von Politik und
220 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 49.
221 O’Donnell: »The Myth of Sovereignty«, S. 98.
I. Das Gegenmodell: »Souveränität« nach 1945 83
Gesellschaft, die ein Wahrnehmungs-, Denk- und Handlungsmuster implizierte.
Um hiervon ein Bild zu erhalten, sollen die Gemeinsamkeiten der Argumentatio-
nen und Narrative herausgehoben werden, die in den vorangegangenen Kapiteln
dargestellt wurden. Dadurch wird eine Kontrastfolie zum technologischen Re-
gierungsdenken gewonnen. Außerdem wird erst auf diese Weise sichtbar, wieso
die technologischen Ansätze plausibel machen konnten, dass es ein einziges
›alteuropäisches‹ Denken gegeben hätte, dessen Ontologie, Gesellschaftstheorie
und Politikverständnis verabschiedet werden musste.
Allerdings sind gerade die Unterschiede zwischen den Souveränitätstheorien,
die in den vorangegangenen Kapiteln hervorgehoben wurden, von großer Bedeu-
tung. Die narrative und konzeptionelle Variabilität machte es einerseits möglich,
auf neue Herausforderungen mit einer Rekombination der einzelnen Motive zu
reagieren und nicht sofort nach einem neuen Ordnungsrahmen Ausschau halten
zu müssen. Andererseits stellte die Variabilität sicher, dass unterschiedliche poli-
tische Richtungen an den Bezugsrahmen der Souveränität anschließen konnten.
Innerhalb dieses Rahmens ließen sich dann heftige politische Kämpfe austragen.
Hinter der Differenz der Situationen und Positionen stiftete Souveränität aber eine
gemeinsameWelt zwischen den Akteuren. Sie integrierte ihre Erfahrungen in eine
Ordnung und gab dadurch zugleich eine Orientierung für ›richtiges‹, ›souveränes‹
Handeln. In der folgenden Zusammenfassung soll diese ›Welt der Souveränität‹ in
ihrer soziopolitischen Konzeption, ihren epistemischen Prämissen und ihren re-
gierungspraktischen Konsequenzen skizziert werden.
Die souveräne Stellung der Politik
Die Souveränitätstheorien argumentierten, dass es keiner ›neuen Philosophie‹ be-
durfte beziehungsweise dass auch keine ›neue Philosophie‹ zur Verfügung stand,
denn die Idee einer Weltregierung verkörpere ebenfalls nur den Glauben daran,
dass es eine souveräne Autorität auf einem bestimmten Gebiet brauchte.Man brin-
ge damit nur eine neue Lokalisierung der Souveränität ins Spiel, die die höchste
Autorität einem Weltrecht oder einer Weltregierung zuordne. Damit wäre die Ge-
fahr der Gewalt allerdings nicht gebannt, weil auch der Weltstaat im Bürgerkrieg
zerfallen könnte, wenn er nicht in der Lage ist, die auseinanderstrebenden gesell-
schaftlichen Positionen zu integrieren, oder wenn diese ›Integration‹ mit Polizei-
gewalt durchgesetzt werden müsse. Die vorgestellten Vertreter der Souveränitäts-
idee attackierten die Pläne für eine Weltregierung logisch formuliert, indem sie das
Schlussverfahren (Abschaffung der Souveränität) und die Prämissen der Argumen-
tation (Souveränität heißt Krieg, Weltregierung heißt Frieden) gezielt angingen.
Politisch lief das darauf hinaus, dass der Weltstaat eine Form der Souveränität war,
allerdings keine Form, die den Sinn der Souveränität erfassen konnte, nämlich eine
Antwort auf das Auseinanderfallen von Individuum und Gesellschaft zu geben.
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Durch diese Argumentation der Souveränitätstheorien, die sich spätestens
Mitte der 1950er Jahre gegen die Idee der Weltregierung durchgesetzt hat,
schimmert eine gesellschaftliche Selbstbeschreibung hindurch: Das Problem der
Nachkriegsgesellschaften bestehe demnach in einer Desintegration der Gesell-
schaft, die gewalttätige Auseinandersetzungen in und zwischen den Staaten
hervorbringe. Im Hintergrund dieser Desintegrationssorgen standen sozioökono-
misch die Erfahrungen der Großen Depression und soziomoralisch die Erfahrung
mit der Weimarer Republik, die Inhumanität der Kriegsführung bis hin zur Atom-
bombe (von Konzentrationslagern ist hingegen fast nie die Rede) und schließlich
die Konstellation des Kalten Krieges. Der Umkehrschluss zu den Zerfalls- und
Verfallsgeschichten lautete, dass sich Frieden nur dann gewährleisten ließe, wenn
die sozioökonomischen Interessen und kulturellen Ansichten in einer Gesellschaft
integriert werden können. Die Integration der Gesellschaft könne aber nur gelin-
gen, indem man über den auseinanderstrebenden gesellschaftlichen Dynamiken
eine Ordnungsinstanz einsetzte. Souveränität implizierte daher, dass die Politik in
einem hierarchischen Verhältnis zur Gesellschaft steht. Ihre Aufgabe ist die Führung der
Gesellschaft.
Es ist bezeichnend, dass diese Auffassung nicht nur in den eher politiktheo-
retisch zu nennenden Texten über Souveränität vorherrscht, sondern auch in den
eher gesellschaftstheoretischen Texten zur Modernisierungstheorie. Mit Blick dar-
auf hat Hartmut Rosa treffend formuliert, dass »Modernisierung« ein »zentral-
staatliches Beschleunigungsprogramm«war,222 undWolfgang Knöbl hat herausge-
arbeitet, dass der Modernisierungs-Diskurs der 1950er und 60er Jahre der Politik
eine herausragende Rolle für die Organisation der Gesellschaft zuschrieb, wobei er
besonders die staatlichen Eliten, also die Regierung, ins Zentrum stellte.223 Sou-
veräne Politik, so lässt sich das zeitgenössische Selbstverständnis daher reformu-
lieren, ist nicht nur hierarchisch im Verhältnis zur Gesellschaft, sie ist auch intern
hierarchisch strukturiert.
Diese doppelte Hierarchie der Souveränität ist in den drei Narrativen mehr-
fach zur Sprache gekommen. So argumentierte Fanon, dass die Bewusstseinsbil-
dung der Nation und die staatliche Unabhängigkeit nur durch die Initiative und die
Planung einer politischen Führung zustande kommt, die die gespaltenen gesell-
schaftlichen Massen wieder zusammenführt und zu einem einheitlichen – ›souve-
ränen‹ – Volk transformiert. Die politische Partizipation dieses souveränen Volkes
bestehe dann in erster Linie in der Auswahl der Elite und der Willensbekundung,
die dann wiederum von der politischen Elite verarbeitet werden müsse. Demge-
genüber konnten christlich-liberale Ansätze von Beginn an auf die göttliche Hier-
archie hinweisen, die sich auf der Erde widerspiegelt. Jeder Mensch habe in der
222 Rosa: Beschleunigung, S. 313.
223 Vgl. Knöbl: Spielräume der Modernisierung, S. 191.
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Gesellschaft daher seinen Platz einzunehmen (suum cuique), sodass sich Pflichten
für die Herrschenden und die Beherrschten ergeben. Dennoch wurde auch hier
eine pragmatische Begründung für die Notwendigkeit hierarchischer Führung ge-
geben: Nur aus einer übergeordneten Position – als Steuerungszentrum oder Kopf
der Gesellschaft – ließen sich die gesellschaftlichen Dynamiken beobachten und
ausbalancieren.
Eine Konsequenz dieser Souveränitätstheorie sind teleologische Staats- und Re-
gierungskonzepte, in denen die politischen Institutionen mit einer Zielorientierung
aufgeladen werden, für deren Erreichung sie dann die notwendigen Kompetenzen
benötigen.Macht undGerechtigkeit stützen sich gegenseitig.Darin liegt lautHins-
ley die Besonderheit des Souveränitätskonzeptes: Es handele sich um eine legitime
Autorität, mit der die Stellung des Staates für und in einer integrierten Gemein-
schaft begründet werde. Diesen Punkt unterstrich auchWladyslaw Stankiewicz: Die
Bedeutung der Souveränität liege darin, dass sie den Gemeinsinn (»sense of com-
munity«) wiederherstelle, der den gegenwärtigen Gesellschaften so sehr fehle, in-
dem sie es zur Aufgabe der Regierung macht, die gemeinschaftlichen Prinzipien
einer Gesellschaft aufrechtzuerhalten und im Einklang mit ihnen zu handeln.224
Während Hinsley und Stankiewicz dies in Auseinandersetzung mit Konzepten
der Weltregierung formulierten, zeigten sich in den drei Narrativen fast gleich-
lautende Fassungen. So hielt Hennis die Organisations-, Integrations- und Ent-
wicklungsleistung für den eigentlichen Sinn von Souveränität, der zudem den Staat
rechtfertige, weil nur durch die staatliche Gemeinschaft das gemeinschaftsbilden-
de Potenzial des Menschen realisiert werden könne. Daher war Souveränität ein
»Grundphänomen des sozialen Zusammenlebens«225 oder, wie Simson es formu-
lierte, das »ewige Problem des Politischen«.226
Politik und Souveränität fallen in dieser teleologischen Perspektive zusammen,
und sie werden auf Staat und Regierung ausgerichtet. Allerdingswurde dieser Füh-
rungsanspruch durch die humanistische Teleologie im Souveränitätsdenken selbst
wiederum eingehegt. Sie stiftete gewissermaßen eine dritte Hierarchiebeziehung,
insofern sich die Regierenden an einer höheren Zielsetzung bewährenmüssen.Das
zog eine inhaltliche Begrenzung politischer Entscheidungen und eine prozedurale Rück-
bindung der Führung an das Räsonnement der Bevölkerung nach sich. Dabei konnte der
Wertegehalt politisch ›souveräner‹ Entscheidungen entweder extern aus der gött-
lichen Schöpfung gewonnen werden (wie im christlich-liberalen Narrativ), oder er
wurde immanent durch den Bezug auf das ›Wesen‹ des Menschen begründet, wie
es das subversive und das bürgerlich-republikanische Narrativ taten. Unabhängig
224 Stankiewicz: »The Validity of Sovereignty«, S. 296.
225 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 2.
226 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 17.
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von der Begründung zeichnet sich eine ›wahrhaft souveräne‹ Entscheidung dann
durch ihre Orientierung amGemeinwohl beziehungsweise am politisch Guten aus.
Die Ausrichtung am Gemeinwohl hatte dabei die doppelte Konnotation, für die
Integration und Stabilität der Gesellschaft zu sorgen und zugleich denMitgliedern
der Gesellschaft zu ermöglichen, ihre wesenshaften menschlichen Potenziale ver-
wirklichen zu können. Die Anbindung an die Selbstverwirklichung des Menschen
bedeutet aber, so argumentierten alle drei Narrative, dass die Führung Rückspra-
che mit der Bevölkerung halten muss. Dafür brachten sie zwei zentrale Argumente
vor.Das erste,moralphilosophische Argument zielt darauf ab, dass sich derMensch
nur dann verwirklichen kann, wenn er auch an der Gemeinschaft mitwirkt – es ist
also ein humanistischer Imperativ. Komplementär dazu stellt das zweite, eher em-
pirisch-soziologische Argument dieThese auf, dass auch die Integrationsleistung nur
gelingen kann, wenn die Bevölkerung sich beteiligt, einerseits weil die Regierung
nur so von den unterschiedlichen Positionen erfährt, andererseits weil auch die
Regierung Fehler macht. In dieser Situation sei es die Pflicht beziehungsweise die
Verantwortung der Bevölkerung aktiv einzuschreiten, wodurch sie ihre staatsbür-
gerliche Souveränität unter Beweis stellen.
Die vermeintlichen Widersprüche von souveränen Staatsbürger:innen und
souveränem Staat, souveränem Staat und souveränem Ziel lösen sich dabei in den
Souveränitätstheorien auf, weil dialektische Prozesse der Motor für die Integration
von Elite und Masse (Fanon) bzw. von Regierung und Bürger (Hennis) und für
die Entwicklung zur humanistischen Zielsetzung sind. Der Begriff ›Dialektik‹,
gegen den sich das Netzwerk-Denken wenden würde, wurde dabei in den Sou-
veränitätstheorien allerdings unterschiedlich und sehr breit verwendet: als das
unauflösliche Wechselspiel von Teil und Ganzem; als ein Erkenntnisverfahren, in
dem der Ortswechsel als eine Parabel für Selbstaufklärung und argumentative
Abwägung steht;227 oder als die Dynamik von Position, Negation und Synthese,
die schrittweise auf das höhere, souveräne Ziel hinführe – eine Vorstellung, die
interessanterweise besonders im christlich-liberalen Narrativ verwendet wurde.
Der Rückgriff auf die Dialektik ermöglichte dem Souveränitätsdenken zum ei-
nen, Individuum und Gemeinschaft wieder zusammenzubringen, indem sie beide über
die Dimension der politischen Gemeinschaft aufeinander bezog. Auf diesen Aspekt
hatte Fanon hingewiesen, als er auf die Differenz und die gegenseitige Verständi-
gung von Land und Stadt hinwies, und Jouvenel, als er die Meinungsfreiheit ver-
teidigte. Hennis schließlich machte die integrierende Funktion dieser Meinungs-
freiheit sogar zum Kern seiner Argumentation im Lüth-Verfahren.
227 Bei Fanon ist dies das Motiv der Reise aufs Land; in unüblicher Weise verwendet Hennis den
Begriff ›topischer Dialektik‹ für das Einnehmen unterschiedlicher argumentativer Orte, also
topoi (vgl. Schlak:Wilhelm Hennis, S. 93-96).
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Zum anderen ermöglichte die Dialektik, auf die Erfahrung mit dem Totalita-
rismus zu reagieren, weil man mit ihr die Relevanz der Vereinzelung für die Gemein-
schaft und für die Suche nach dem guten Leben herausstellen konnte. Denn Souve-
ränität brachte diesen ›Vereinzelungsanspruch‹ (Simson) gegenüber einem überra-
genden, potenziell erdrückenden Kollektiv zum Ausdruck, weil ein ›freies‹ Willens-
und Entscheidungssubjekt notwendig sei, damit die dialektische Logik überhaupt
funktioniere. Der Vereinzelungsanspruch blockiere den Dominoeffekt automati-
scher, globaler oder totaler ›Systeme‹ und erlege die Pflicht des Überzeugens auf.
Im Vergleich zur Perspektive der Weltregierung ist dies eine Umwertung des
souveränen Vereinzelungsanspruchs. Hatte sie den Vereinzelungsanspruch als die
Gefahr gesehen, von der Destabilisierung und Krieg ausgehe, präsentierte ihn das
Souveränitätsdenken als Chance: Nur wer den Vereinzelungsanspruch anerkennt,
könne eine auf Dauer stabile Nation (Fanon), Demokratie (Hennis/Simson) oder
Weltwirtschaft (Kurihara) schaffen. Und nur dort, wo es möglich sei, die unter-
schiedlichen Positionen in eine politische Einheit zu synthetisieren, wäre auch der
angemessene Ort für die Souveränität – und dies rechtfertige den lokalen Einzel-
staat. Nach außen war damit die Souveränität nicht nur mit Blick auf die Zerfalls-
erfahrungen als soziales Integrationsprinzip legitimiert, sondern eine ›freiheitli-
che‹ Antwort auf den nationalsozialistischen Totalitarismus und die sowjetische
Diktatur gegeben. Nach innen gab diese Souveränitätstheorie demgegenüber eine
humanistische Demokratie vor, die zwei zentralen demokratietheoretischen Prin-
zipien folgt, nämlich Repräsentativität und Responsivität.
Im Prinzip der Repräsentativität wurde der grundlegende Anspruch aufgeho-
ben, das Ganze erfassen, darstellen und letztlich auch steuern zu können. Wie bei
Kant stand Repräsentation dabei zunächst für eine höhere Einheit, in der das Ganze
verkörpert und das Wohl des Ganzen im Blick gehalten wird.228 In diesem Sin-
ne blieb auch der vormals sakrale Bezug auf das Göttliche selbst in den säkularen
Narrativen durch den Bezug auf die Menschlichkeit als höheres, wenn auch indivi-
duell auszugestaltendes Gut erhalten. Neben dieser teleologisch-philosophischen
Dimension der Repräsentativität enthielt die Souveränitätsdiskussion aber auch
die eher technische Dimension, dass Repräsentativität durch die Benennung von zeit-
lich und institutionell begrenzten Führungspersonen umgesetzt werde, die dann – eben
weil sie das Ganze im Blick haben sollen – eigenverantwortlich, unabhängig und
frei entscheiden müssen und darin ›souverän‹ sind.
Zugleich müssen sie dies aber wiederum vor dem Volk verantworten. ›Verant-
wortung‹ bildete in der Demokratietheorie der Souveränität gewissermaßen einen
Scharnierbegriff. Denn er meinte die Freiheit der souveränen Entscheidung, die
228 Er kommt dann allerdings zu dem Schluss, dass die Repräsentation umso größer sei, je klei-
ner die Zahl der Herrscher – eine Avance an den aufgeklärten Monarchen Friedrich II. (Kant:
»Zum ewigen Frieden«, S. 207).
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bei den Repräsentant:innen liegt, und verwies zugleich auf die Bürde der Respon-
sivität. Responsivität stellt insofern das Gegengewicht zumHierarchie-Prinzip der
Repräsentativität dar, die sich wiederum beide aus sozialer und anthropologischer
Teleologie ableiten lassen. Dabei enthielt die Souveränitätsdiskussion auch hier in-
stitutionelle Mechanismen. Responsivität sollte demnach einerseits über das Ver-
fahren derWahl der Repräsentant:innen und andererseits durch dieOrganisation in Par-
teien geregelt werden, die wiederum Foren der Willens- und Bewusstseinsbildung
bereitstellen.
Dass die Souveränitätstheorie eine solche Gegenseitigkeit von Pflichten bezie-
hungsweise Verantwortungen aufseiten der Führung und der Bürgerschaft impli-
ziert, hat sich in allen drei Narrativen gezeigt. Bei der Untersuchung von Fanon ist
dies als »Strom der gegenseitigen Belehrung und Bereicherung […] zwischen der
kämpfendenNation und ihren Führern«229 deutlich geworden,wobei insbesondere
seine intensive Auseinandersetzung mit dem Sinn und Zweck von Parteien inter-
essant ist.
Demgegenüber bilden das christlich-liberale und das bürgerlich-republikani-
sche Narrativ eine gewisse Koalition, da zumindest Jouvenel, Hennis und Simson
das gleiche parlamentarische Vorbild für eine gute politische Ordnung benann-
ten: das britische Westminster-Modell mit seinem Verständnis eines responsible go-
vernment. DasWestminster-Modell verbürgte dabei die Relevanz von Rang und Sta-
tus durch ein demokratisches Repräsentationsarrangement, es stützte eine lebhaf-
te Debattenkultur und garantierte zugleich – auch mit seiner historischen Tradi-
tion – den Schutz von Grundrechten. Insbesondere für Hennis war es deshalb ein
Gegenmodell zum deutschen Obrigkeitsstaat, das Meinungsstreit und Autorität
miteinander zu verbinden wusste.230
Subjekt, Raum, Zeit: Zur Wissensordnung der Souveränität
Die vorangegangenen Kapitel haben bereits deutlich gezeigt, wie eng die politi-
schen Konzepte der Nachkriegszeit mit einer humanistischen Teleologie zusam-
menhängen. Keine Aussage könnte mehr an der Realität des Souveränitätsdenkens
nach 1945 vorbeigehen als dieThese, Souveränität undMenschlichkeit stünden sich
unversöhnlich gegenüber.231 Ganz im Gegenteil beruhte das Souveränitätsdenken
auf der Prämisse, dass der Mensch die relevante Einheit in einer sonst dinglichen
Welt ist.
229 Fanon: Die Verdammten dieser Erde, S. 122.
230 Vgl. Seefried: Zukünfte, S. 78; Kielmansegg: »Wilhelm Hennis (1923-2012)«, S. 338; Vitzthum:
»Den Staat denken«, S. 749.
231 Für diese Generalthese Volk: »Das Problem der Souveränität in der transnationalen Konstel-
lation«, S. 158f.
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Im Folgenden sollen diese epistemischen Prämissen konturiert werden, die
das Regierungsdenken der Souveränität prägten. Die Analyse bestätigt dabei viele
Ergebnisse, die wissenssoziologisch interessierte Forschungen über das Subjekt-,
Zeit- und Raumverständnis der Hochmoderne herausgearbeitet haben, sie ergänzt
diese Perspektive aber, indem sie zeigt, wie die drei Aspekte im Souveränitätskon-
zept verwoben wurden. Dadurch tritt das kohärente Fundament der zeitgenössi-
schen Wissensordnung besonders deutlich hervor und schärft später den Kontrast
zur technologischenWissensordnung, die die ›alte‹ Ontologie systematisch ablehn-
te.
Für dieses Vorhaben muss man die Begriffe und Metaphern der Souveränitäts-
theorien mit ihrer ›weltschaffenden‹ Kraft ernstnehmen. Die Souveränitätserzäh-
lungen, die auf die Zerfallsdiagnosen mit der Idee der Integration antworteten,
beruhen dabei auf der These des souveränen Subjekts. Sie heben den Menschen als
handelnden Akteur heraus, der die Fähigkeit zur Gestaltung besitzt. Die Souverä-
nitätstheorie nach 1945 lässt sich ohne ihren humanistischen Machbarkeitsglau-
ben nicht denken, denn es ist dieser Gestaltungsglaube, der ihr erst eine plausible
Antwort auf die gemachten Erfahrungen und diagnostizierten Herausforderun-
gen ermöglichte. Es ist daher nicht zufällig, dass der Existenzialismus, der dieses
Machbarkeitsdenken auf die Spitze trieb, nach 1945 zu einer dominanten philoso-
phischen Strömung wurde.
Allerdings formt diese Theorie des souveränen Subjekts ihren Akteur in einer
bestimmten Art und Weise. Er wird nämlich nicht einfach als Mensch vorgestellt,
sondern als Willens-, Entscheidungs- und Handlungseinheit, als integriertes, han-
delndes Bewusstsein.232 Das Selbst bilde demnach einen Persönlichkeitszusammen-
hang und tritt als eine selbst-bewusste – und man muss ganz klar sagen: männlich
konnotierte – Person in die Welt. Die Metaphern der Person, des einheitlichen Be-
wusstseins und des verantwortlichen Willens schärfen das Akteursbild und öffnen
es zugleich, weil mit ihr Individuen und Staaten gleichermaßen erfasst werden
konnten.Wie bei allen drei Narrativen zu sehen war, wird der Prozess der Willens-
und Bewusstseinsbildung dabei zum Integral für den Einzelnen und die Gemein-
schaft.
Die Souveränitätserzählungen konnten dann im Konkreten freilich sehr unter-
schiedlich ausfallen. Dabei stehen nicht wie oben das christlich-liberale und das
bürgerlich-republikanische Narrativ, sondern das subversive und das bürgerlich-
republikanische besonders nah beieinander, weil sie beide Bewusstseinsbildung als
einen immanenten Prozess verstehen, in dem das Subjekt auf seine Stellung und
232 Neben den vorgestellten Dokumenten findet sich diese Formulierung in zahllosen weiteren
Texten, z.B. bei Scherk: Dekolonisation und Souveränität, S. 10-12, Stankiewicz: »In Defense of
Sovereignty«, S. 32, oder Erler: »Staatssouveränität und internationale Wirtschaftsverflech-
tung«, S. 34-36, und bei Rumpf: Land ohne Souveränität, S. 12.
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Verantwortung gegenüber einem Kollektiv reflektiert, dessen Teil es unweigerlich
ist. Allerdings lässt sich diese Differenzierungsarbeit auch in den einzelnen Narra-
tiven fortsetzen. So umfasst etwa das bürgerlich-republikanischen Narrativ selbst
wiederum den klassischen Disput zwischen eher republikanischen und eher libe-
ralen Perspektiven auf ›Zivilgesellschaft‹.233 Hennis stand dabei mit seinem Bezug
auf Aristoteles deutlich auf der Seite des Republikanismus, während Simson mit
seinen starken Bezügen auf Kant eher die liberale Perspektive vertrat. Besonders
deutlich wird diese Differenz in der Unterscheidung von Erziehung und Bildung.
Bildung, formulierte Hennis scharf, ziele nur auf die privaten Zwecke des Indivi-
duums und das habe mit der staatsbürgerlichen Gesinnung nichts zu tun.234 Da-
gegen meinte Simson, dass die »Bildung des Persönlichkeitszusammenhangs« die
Grundlage der Souveränität sei.235
An Bildung und Erziehung wird deutlich, dass dieTheorie des souveränen Sub-
jekts nicht nur die Wahrnehmung der Welt präfiguriert, sondern auch normative
Anforderung enthält: Das Subjekt soll ein integriertes, aufgeklärtes und handelndes
Bewusstsein sein. Es soll werden, was es ist. Hennis pointierte das in republika-
nischer Fassung: »Ein Mensch, der das Politische von sich streift, […] verrät seine
Natur.«236 Aus dem Sein des Menschen wurde also auf ein Sein-Sollen geschlossen.
Mit dieser ethisch aufgeladenen Subjektkonstruktion aktualisierte das Souverä-
nitätsdenken die Position der Aufklärung. Insofern die Krisendiagnose auf einen
Verfall der aufklärerischen Werte Europas lautete, antwortete das ›neue‹ Souverä-
nitätsdenken darauf mit einer Erneuerung dieser Werte.
So behielt man etwa die zentrale Stellung des Individuums bei, die John Stuart
Mill exemplarisch formuliert hatte: »the individual is sovereign«;237 und man hält
auch an der Überzeugung fest, dass sich das Subjekt – ob Mensch oder Staat – von
seinen eigenen, unmittelbaren Bedürfnissen und Umständen freimachen müsse,
um wahrhaft souverän zu sein. Besonders eindrücklich hatte diese Idee etwa Kant
formuliert, für den man nur dann vollständig autonom war, wenn man sowohl
eine stoische Diät von den Affekten einhielt als auch ökonomisch selbstständig war.
Erst die Unterwerfung des Körpers unter den Geist und die ökonomische Befreiung
von den subjektiven Lebensnotwendigkeiten eröffnete für ihn den Blick für das
Allgemeingültige.238
233 Für Genese und Aktualität dieses Disputs vgl. Münkler/Rzepka: »Die Hegung der Öffentlich-
keit«; Rzepka/Straßenberger: »Für einen konfliktiven Liberalismus«.
234 Siehe Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 99f.; Hennis: »Zum Problem der deutschen
Staatsanschauung«, S. 84-87.
235 Simson: Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 149.
236 Hennis: »Das Modell des Bürgers«, S. 36.
237 Mill: »On Liberty«, S. 224; siehe auch Jouvenel: Über Souveränität, S. 301, der aber Mills Frei-
heitsbegriff dafür kritisierte, aus dem Individuum eine Insel zu machen.
238 Vgl. mit weiteren Nachweisen Rzepka: Die Ordnung der Transparenz, S. 47-62.
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In den Souveränitätstheorien der Nachkriegszeit baut das Versprechen der
existenziellen Selbstbestimmung dabei auf zwei moralische Haltungen des Sub-
jekts. Im Verhältnis des Subjekts zum anderen stand man – etwa bei Sartre oder
Simson – in der Mitverantwortung dafür, dass auch andere Subjekte die Mög-
lichkeit der Selbstverwirklichung erhielten. Genau das ist allerdings nur möglich,
wenn das Subjekt auch eine bestimmte Haltung zu sich selbst gefunden hat, mit
der es sein eigenes Potenzial ausschöpft. Souveränität erbringt in diesem Punkt
eine Doppelleistung, weil es einerseits diese Freiheit zur Selbstbildung zugesteht,
andererseits aber darauf hinweist, dass die humanistische Selbstverwirklichung
einen Spielraum unterschiedlicher Charaktere ermöglichen muss. Dies kommt
subjekttheoretisch in dem Begriff der Authentizität zum Ausdruck.239
Man hat damit auch die aufklärerische Vorstellung beibehalten, dass das Sub-
jekt einen Prozess der Bewusstseins- oder Gewissensbildung durchschreiten müs-
se, bevor es legitimerweise an den öffentlichen Angelegenheiten teilhaben durf-
te. Herrschaft beruhte auf Selbstherrschaft. Die normativ ausgezeichnete Qua-
lität dieser souveränen Selbstbeherrschung hat sich auch in den Darstellungen
von Politik und Geschichte niedergeschlagen: Die Akteure der Politik und die Hel-
den der politischen Geschichtsschreibung waren große (männliche) Persönlichkei-
ten,240 die sich durch eine selbstsichere Identität und einen standhaften Willen
auszeichneten, den sie mithilfe von Beratung und Reflexion ausgebildet hatten.
Souveränität nahm damit die Bedeutung von überlegtem und überlegenem Han-
deln an. Diese Konnotation hat sich alltagssprachlich erhalten. Wenn man davon
spricht, eine Autorin habe das Material ›souverän‹ gehandhabt oder die Verhand-
lungsführung sei ›souverän‹ gewesen, ist damit nicht eine einseitige, rücksichtslose
Dominanz, sondern eine normativ ausgezeichnete Umsicht und Ordnungsleistung
gemeint, die eine Aura von Überlegenheit begründet.
239 Zur Authentizität als Anforderung und Projekt vgl. auch Rosa: Beschleunigung, S. 360, sowie
Rosa:Resonanz, S. 42, 310-305. Der Authentizität des Subjekts entspricht imÜbrigen auch ety-
mologisch dessen Autorität. Um die Theorie des souveränen, authentischen Subjekts sam-
melt sich auf dieseWeise ein ganzes semantisches Feld, zu demauch die Semantik des ›Wirk-
lichen‹ gehört. Sie bringt die Doppelbödigkeit besonders zum Ausdruck, weil sie erstens de-
skriptiv auf Wirklichkeit verweist, zweitens die Machbarkeit im Verwirklichen zum Ausdruck
bringt und drittens aber auch hinter der Wirklichkeit auf das ›eigentliche‹ oder ›wirkliche‹
Wesen verweist.Hier lassen sich dannwiederumpolitischeKämpfe sichtbarmachen.Das au-
thentische, souveräne Leben kann – wie bei Horkheimer und Adorno – gegen die Schrumpf-
form des Lebens in der Kulturindustrie in Stellung gebracht werden, während man zugleich
aber auch den konservativen ›Jargon der Eigentlichkeit‹ kritisierte.
240 Siehe z.B. Jaspers: Freiheit undWiedervereinigung, S. 96: »Demokratische Staatsmänner lichten
dies Gestrüpp. In ihrem Umgang mit der Bevölkerung wirken sie öffentlich, im Umgang mit
den sie umgebenden Persönlichkeiten intern dafür, daß die Bürger sich klar werden, was sie
wollen und wollen können«. Vgl. für Hennis Straßenberger: »›Männer machen Politik‹«.
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In diese Konzeption ist auch eine zeitliche Dimension eingelassen, weil die Bil-
dung einer souveränen Persönlichkeit dessen ›Entwicklung‹ voraussetzt. Dass die
Narrative, wie vor allem bei Fanon und Hennis zu sehen war, dabei Motive und
Muster des Bildungsromans, insbesondere der Lehr- und Wanderjahre aufnah-
men, unterstreicht den Entwicklungsimperativ. Das Subjekt hat einen identitäts-
bildenden Auftrag, der in eine stabile Identität münden soll.241 Spiegelbildlich fin-
det sich die gleiche Vorstellung in den Modernisierungstheorien der Nachkriegs-
zeit, nach der Staaten und Gesellschaften von einem ›primitiven‹, traditionalen
Modell zu einem höheren, ›zivilisierterem‹ Politik- und Gesellschaftsmodell fort-
schreiten konnten, das sich »durch säkulare, individualistische, universalistische,
leistungsbezogene und wissenschaftliche Werte […] und durch entsprechende Rol-
lenmuster« auszeichnet.242
Grundsätzlich wird Zeit in den modernisierungs- und in den souveränitäts-
theoretischen Diskursen als ein Kontinuum betrachtet, das sich von Vergangenheit
in die Zukunft erstreckt, die vom Menschen in der Gegenwart gestaltet wird. Zeit
wurde so als eine Abfolge zusammenhängender Ereignisse begriffen, die in ›Stufen‹
oder ›Etappen‹ stattfand, die nicht einfach übersprungenwerden können.243 Daher
kann man mit Hartmut Rosa auch für das Zeitverständnis im Regierungsdenken
der Nachkriegszeit konstatieren: In der Gesellschaft der Hochmoderne »herrscht
ein lineares Zeitbewusstsein mit offener Zukunft.«244
Die lineare Zeitvorstellung hatte sich seit der Frühen Neuzeit gegen eine zykli-
sche Geschichtsvorstellung durchgesetzt,245 aber die Erfahrungen der beidenWelt-
kriege hatten die geschichtsphilosophischen Implikationen infrage gestellt: Nach
allem, was man erlebt hatte, musste man erkennen, dass der Mensch den anvi-
sierten Fortschritt verfehlen konnte. Man musste die Kontingenz der Geschichte
anerkennen. Allerdings erschien diese Kontingenz auch als die Chance, dass der
infrastrukturelle und moralische Wiederaufbau nach 1945 gelingen könnte.
Diese Überlegung schlug sich in denNarrationen der obigen Fallstudien nieder.
Einerseits erzählten sie lineare Verfallsgeschichten, während sie andererseits sys-
241 Vgl. dazu auch Rosa: Beschleunigung, S. 359f.
242 Knöbl: Spielräume der Modernisierung, S. 32f.
243 Siehe für diese Begriffe Simson:Die Souveränität im rechtlichenVerständnis der Gegenwart, S. 87,
Küsters: »Von der beschränkten zur vollen Souveränität«, S. 4, oder Grewe/Küster: Nürnberg
als Rechtsfrage, S. 48. Diese und andere humanistische Vorstellungen zeigen sich freilich auch
bei den Gegenpositionen zur Souveränität. Dies ist kein Argument gegen den Zusammen-
hangmit der Souveränität. Ihre Befürworter:innen hatten ja gerade versucht zu zeigen, dass
die Gegenseite über keine andere Philosophie verfüge, sondern sich der der Souveränität be-
diene. Humanismus und Souveränität war für sie essenziell verbunden. Dass sie dies relativ
kohärent darstellen konnten, war historisch gesehen ihr argumentativer Vorteil.
244 Rosa: Beschleunigung, S. 27.
245 Vgl. auch Münkler:Machiavelli, S. 19-61.
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tematisch auf exemplarische Erfahrungen zurückgriffen, um den Verfall zu stop-
pen. Fanon bezog sich auf die Geschichte der Revolutionen, Jouvenel auf die Erfah-
rungen des Absolutismus undHennis auf die Erfahrungswelt der Antike. Dabei bot
das Souveränitätsdenken den Schlüssel, um die Entwicklung des Menschen wie-
der von einer Verfallsgeschichte in eine Erfolgsgeschichte zu wenden: Nur wenn
sich die Einsicht in ein höheres Gut mit dem Willen verband, dieses höhere Gut
zu erreichen, schaffte man am Ende auch den Fortschritt zum Besseren, den die
Aufklärung versprochen hatte.
Auch damit reflektierte also das Souveränitätsdenken aufklärerische Vorstel-
lungen, weil es sich nicht auf die hintergründige List der Vernunft verlassen wollte,
die noch Kant zur Begründung für das allmähliche Fortschreiten zum Besseren an-
gebracht hatte.246 Das Subjekt musste eine Entscheidung treffen und konnte sich
nicht auf eine ›unsichtbare Hand‹ verlassen.Darum ludman denHandlungsbegriff
emphatisch auf und projizierte ihn auf das Subjekt. Hennis hat dies so prägnant
formuliert wie kein anderer: »Souverän sein heißt – ohne Exculpationsmöglich-
keit – geschichtlich verantworten müssen.«247 Souveränität war nach 1945 insofern
der Begriff, mit dem der zeitliche Gestaltungs- und Verantwortungsimpetus der
modernen Subjektivität zum Ausdruck gebracht wurde.
Dies bedeutete allerdings keine Apologie der permanenten Erneuerung. Viel-
mehr kommt auch in zeitlicher Hinsicht ein Integrationsbedürfnis zum Tragen.
Denn wenn die Beschleunigung der sozialen Prozesse – insbesondere in der Wirt-
schaft – die Desintegration der Gesellschaft angetrieben hatte, dann musste die
Regierung das Zeitmanagement für die auseinanderfallenden Horizonte überneh-
men: »Bei dieser Siebung, diesem Ausgleich und der unaufhörlichen Wiederher-
stellung des Gleichgewichts wird die Frage nach dem politisch Guten am häufigs-
ten gestellt werden müssen«, resümierte etwa Bertrand de Jouvenel die Herausfor-
derung der Herstellung von Stabilität und Dauerhaftigkeit unter den Bedingung
von beschleunigtem Wandel.248
Diese Möglichkeit zur Selbstaufklärung erlaubte aber eine optimistische Hal-
tung gegenüber der Zukunft: Wenn das Subjekt seinen Pflichten bzw. seiner Ver-
antwortung nachkam, konnte es ›souveräne‹ Entscheidungen treffen und umset-
246 Siehe dazu den berühmten Anhang »Ob das Menschliche Geschlecht im Beständigen Fort-
schreiten zum Besseren sei« in Kant: »Der Streit der Fakultäten«, S. 351-368. Besonders ein-
drucksvoll ist die Kritik daran bei Camus. Er bemühte die Erzählung vom Sisyphos, in der
Kant nun gerade den vergeblichen Abderitismus sah, und wendete ihn ausdrücklich in eine
optimistische Philosophie. Ein ebenso typisches Dokument für den verlorenen Glauben an
eine ›List der Vernunft‹ ist Adorno und Horkheimers Dialektik der Aufklärung, die gegen ih-
re skeptische Diagnose aber ebenfalls auf das souveräne Subjekt setzen. Vgl. dazu Fetscher:
»Aufklärung und Gegenaufklärung in der Bundesrepublik«.
247 Hennis: Das Problem der Souveränität, S. 113 (Hervorhebung hinzugefügt).
248 Jouvenel: Über Souveränität, S. 76.
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zen. Aus der Souveränität als einer Bewusstseinsbildung wurde Vertrauen und Zu-
trauen für die Planung der Zukunft geschöpft.249 Dass man den Erfahrungen der
Weltkriege diese optimistische Haltung zur Zukunft abtrotzte, war eine der ku-
riosen Leistungen der Nachkriegszeit und beruhte maßgeblich auf Souveränitäts-
theorien, die Machbarkeitspathos und Zeitkonzeption verbanden.
Neben der – erneut zugleich deskriptiven und normativen – Dimension der
Zeitlichkeit fußt das Regierungsdenken der Souveränität auch auf einer spezi-
fischen Raumkonzeption. In der Soziologie ist herausgearbeitet worden, dass die
Soziologie als eine, wenn nicht die Wissenschaft der Moderne oft blind einem
Container-Modell des Raumes gefolgt ist, in dem ohne weitere Thematisierung die
Gesellschaft mit dem Nationalstaat gleichgesetzt wurde.250 Diese gesellschaftliche
Selbstbeschreibung findet sich auch in den Modernisierungstheorien der 1950er
und 1960er Jahre wieder,251 und sie prägte freilich umgekehrt auch das Souverä-
nitätsdenken der Zeit, denn das Territorium steckt letztlich den Gestaltungsraum
ab, für den die höchste Autorität Verantwortung übernehme.
In dieser Formulierung ist zunächst die epistemische Raumvorstellung beacht-
lich: Raum wird hier als eine Fläche wahrgenommen. Dies ist ideengeschichtlich
im Grunde nicht verwunderlich, denn der moderne Staat konstituiert sich gerade
mit dem Übergang zum institutionalisierten Flächenstaat. Damit wurde nicht nur
ein politisches Modell, sondern ein Wahrnehmungsmuster für die Realität abge-
löst: Raumordnung wurde nunmehr nicht mehr via Itinirare, also Verkehrs- und
Reisewege zwischen Städten, Gemeinden und Plätzen, sondern über Flächen ge-
dacht. Dieses Flächenmodell des Raumes hat seine typische Repräsentationsform
in Landkarten gefunden, insbesondere in der – oft genug kontrafaktischen – farb-
lichen Repräsentation politischer Einheiten. Raum wird hier stets in ein Neben-
einander von Räumen parzelliert.252
249 Vgl. zumOptimismus auchMetzler: Konzeptionen politischen Handelns von Adenauer bis Brandt,
S. 315.
250 Vgl. Schroer: Räume, Orte, Grenzen, S. 18-20.
251 Vgl. Knöbl: Spielräume der Modernisierung, S. 196.
252 Zur »Raumordnung des Westfälischen Systems«, ihrer Metaphorik und Ikonografie vgl.
Münkler: »›Raum‹ im 21. Jahrhundert«, S. 312-317. Im Bereich sprachlicher Bilder boten sich
hingegen Körpermetaphoriken (body politics) an, mit der auch die königliche Konnotation in
die demokratische Souveränitätstheorie fortgeschrieben wurde. Indem die Nachkriegstheo-
rien Territorialität und Persönlichkeitsmetaphorik engführten, entledigte man man sich der
organizistischen Konnotation und betonte eine eher philosophische und juridische Konno-
tation betonte. Für Beispiele siehe etwa Simson:Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der
Gegenwart, S. 200, Schwarzenberger: »The Forms of Sovereignty«, der von ›personal and terri-
torial sovereignty‹ sprach. Körpermetaphoriken finden sich etwa bei Fanon: Die Verdammten
dieser Erde, S. 267; Hinsley: »The concept of sovereignty and the relations between states«.
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Ein zweiter bemerkenswerter Aspekt ist, dass die Souveränitätstexte der Nach-
kriegszeit eine Begründung für diese begrenzte Territorialität liefern.Denn demProzess
der Bildung eines souveränen Bewusstseins, der aus der Vielheit der Individuen
eine einheitliche Persönlichkeit machte, waren aller Einschätzung nach Grenzen
gesetzt. Die anthropologische Variante dieser Begründung verweist darauf, dass
Menschen sich nur wirklich selbst verwalten konnten, solange sie sich in ihrer tat-
sächlichen Erfahrungs- und Handlungswelt bewegten (Fanon, Hennis). Der territori-
al begrenzte Staat sei daher aus praktischer Hinsicht eine Voraussetzung für die
Selbstverwirklichung einer politischen Gemeinschaft.Weniger final ist demgegen-
über die empirische Argumentation, dass es diese Grenzen gab, weil sich die geteilten
›Glaubensvorstellungen‹ schlichtweg nicht über den ganzen Globus erstreckten (Sim-
son, Morgenthau). Beide Argumentationsvarianten ziehen aber den Schluss, dass
eine Überdehnung des Territoriums zumbloßen Verwaltungsstaat oder zum tyran-
nischen Obrigkeitsstaat führe. Der Sinn von Souveränität werde so verfehlt, und
zwar sowohl für den einzelnen Menschen als auch für die politische Gemeinschaft.
Wenn die Genese des modernen Staates diese flächige Raumvorstellung vor-
aussetzte und daraufhin zum dominanten Wahrnehmungsmuster institutionali-
sierte, aktualisierten und begründeten also die Souveränitätstheorien nach 1945
diese Raumvorstellung: Gesellschaften werden über Politik zu Einheiten integriert,
und politische Einheiten haben eine territoriale, flächenmäßige Ausdehnung, die
den Gestaltungsbereich der jeweiligen Einheit konstituieren. Allerdings enthielt
das territoriale Denken noch einen dritten, bisher wenig beachteten Aspekt, der in
den Dokumenten mehrfach deutlich geworden ist: Die ländlichen Flächen und ihre
Bevölkerung haben einen maßgeblichen Einfluss auf die Größe des Staates. Es wur-
de daher – etwa bei Fanon – angemahnt, dass man das Land bei der Integration
der Gesellschaft nicht vergessen dürfe.253
Praxisfelder des Regierens:
Internationale Organisationen, Planung, Erziehung
Eine solche Konzeption der Souveränität – ihre humanistische Subjektform, ih-
re Raum- und Zeitvorstellungen – machte bestimmte Handlungsfelder wichtiger
als andere, um die Fähigkeiten zur Gestaltung der Welt zu verwirklichen und den
Herausforderungen der Nachkriegszeit zu begegnen. So jedenfalls stellt es sich
beim Blick auf die Souveränitätstexte dar, die immer wieder drei Aufgabenbereiche
für das Regierungshandeln thematisierten: internationale Organisationen, die Pla-
nung der Gesellschaft und schließlich die Bildung und Erziehung ihrer Bürgerin-
nen und Bürger. Dieser Teil schließt mit einer Skizze dieser drei Praxisfelder. Dies
253 Auf die zugehörige Praxis der Raumplanung komme ich im folgendenAbschnitt zu sprechen.
Hier scheint es eine gewisse Spannung zurModernisierungstheorie der Zeit zugeben, die sich
auf urbane Gegenden fokussierte (vgl. Knöbl: Spielräume der Modernisierung, S. 181f.).
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bleibt notwendigerweise eine grobe Skizze: Regierungsdenken und auch Regie-
rungspraxis haben die einzelnen Felder bis ins kleinste Detail traktiert, debattiert,
implementiert, und gerade hierin zeigt sich ihr ›paradigmatischer‹ Charakter.254
Es gehört zu den ironischen Momenten der Nachkriegszeit, dass der ›Sieg‹ des
Souveränitätsmodells am stärksten an einer weltumspannenden Organisation ab-
gelesen wurde – den Vereinten Nationen. Für die Mehrheit der zeitgenössischen
Akteure, ob sie Souveränität nun ablehnten oder befürworteten, bestand keinerlei
Zweifel: Die Charta der Vereinten Nationen hatte das Prinzip Souveränität zum
Eckpfeiler des Internationalen Rechts gemacht.255 Wie bei vielen internationalen
Verträgen hatten die Vertragsparteien demnach auch hier ihre Souveränität als ei-
ne »sehr reale Größe«256 angesehen, und sie hatten von daher nie die Absicht, ei-
ne internationale Organisation anzubahnen, die unabhängig von ihren Mitglieds-
staaten ihre eigenen Zuständigkeiten festlegen könne. Stattdessen waren interna-
tionale Organisationen wie die Vereinten Nationen die Verwirklichung staatlicher
Souveränität.
Adenauers enger Berater Wilhelm Grewe machte den entsprechenden meta-
phorischen Rahmen für diese Deutung explizit. Die Vereinten Nationen waren für
ihn in erster Linie eine Verhandlungsbühne.257 Als solche boten sie den Raum, in
dem die Staatspersönlichkeiten in Erscheinung traten. Indem sie in das Licht der
inter-nationalen Öffentlichkeit traten, brachten sie zunächst ihren Anspruch als
souveräner Staat für alle sichtbar zur Geltung, ebenso wie sie ihren Willen zur
Integration und Kooperation in Szene setzten. Insofern sind die Bilder und Video-
aufnahmen von den Verhandlungssituationen, dem Moment der Unterschrift und
vom geselligen Beisammensein von entscheidender Bedeutung. Sie halten auch
für die restliche Öffentlichkeit beide Seiten fest: die Repräsentation eines eigen-
ständigen Staatsbewusstseins, das repräsentativ verkörpert ist, und die Akte der
Verbindung mit anderen Staatspersönlichkeiten.258
254 Mit diesem Ausblick sollen zwei Ziele erreicht werden: Erstens soll gezeigt werden, dass es
tatsächlich einen Bezug zwischen Regierungsdenken und Regierungspraxis gab. Bleibt man
auf der Ebene theoretischer Texte zur Souveränität, kann dies schnell übersehen werden,
selbst wenn die Beiträge explizit darauf hinweisen. Dieser Kontext wird hier expliziert. Zwei-
tens soll gezeigt werden, dass die verschiedenen geplanten und durchgeführten Praktiken
des Regierens durchaus einen gemeinsamen Fluchtpunkt in der Souveränität hatten. Dies
wurde in geschichtswissenschaftlichen Studien oft übersehen, die sich der unüberblickba-
ren Vielfalt an Quellen folgend auf ein Feld zu beschränken wussten.
255 Siehe Erler: »Staatssouveränität und internationaleWirtschaftsverflechtung«, S. 31; Kleffens:
Sovereignty in International Law, S. 89.
256 Erler: »Staatssouveränität und internationale Wirtschaftsverflechtung«, S. 32, in Bezug auf
den Bonner Generalvertrag.
257 Siehe Grewe/Küster: Nürnberg als Rechtsfrage, S. 105.
258 Vgl. auch Belafi: »Anachronismus oder Selbstbild?«.
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Bei der Mit-Gestaltung der Welt standen den souveränen Staaten zwei Mit-
tel zur Verfügung. Erstens wirkten die Staaten auf der Verhandlungsbühne, indem
sie an der internationalen Meinungsbildung teilhatten. Die Staaten vertraten hier
ihre intern gebildete, reflektierte Meinung, während sie diese womöglich im Pro
und Contra der Debatte auch weiterbildeten. Grewe war daher der Ansicht, dass
die internationalen Organisationen in aller erster Linie ein Organ der öffentlichen
Meinung seien, das mit moralischem Druck und diplomatischer Beratung die Wil-
lensbildung des Einzelstaates beeinflussen, aber eben nicht erzwingen konnte.259
Daneben waren Verträge das zweiteMittel der gestalterischen Selbstverwirklichung
des Staates, das freilich ebenfalls in Analogie zum Vertragsrecht des Individuums
gedacht wurde. Der besondere Status der internationalen Organisationen bestand
dann darin, dass sie hier keine einmaligen Tauschbeziehungen, sondern einen auf
Dauer gestellten Willen zum Ausdruck brachten, die Welt in einer bestimmten Art
und Weise gemeinsam zu gestalten.
In diesem Sinne hob das inter-gouvernementale Regieren in internationalen
Organisationen wie der NATO oder der EuropäischenWirtschaftsgemeinschaft die
Idee der Souveränität auf ein neues Niveau, was die beteiligten und die beobach-
tenden Personen auch registrierten.260 Sie sahen darin aber gerade die Ausübung
von Souveränität: In der politischen Partizipation und Gestaltung realisierte sich
der souveräne Staat, insofern er Verantwortung für sich selbst und für andere über-
nahm. So hielt auch Karl Jaspers fest: »Aller durch die alte Souveränität ermöglich-
te Übermut fällt dahin. Eine neue Weise der Souveränität ist heute die wahre: die
bescheidene, tapfere, verantwortliche Mitarbeit an der Vernunft in der Welt.«261
Erst von diesem existenziellen Status der Souveränität entwickelten sich dann
Debatten um den Verlust von Souveränität, die nicht deren konzeptionelles Ver-
schwinden, sondern den Statusverlust thematisierten: Wer von den Mitgliedsstaa-
ten war eigentlich noch souverän? Die Sorge um die eigenen, gleichgestellten Mit-
gestaltungsrechte war durchaus begründet. Denn wäre es nach den Plänen der
Großen Drei USA, Großbritannien und Sowjetunion gegangen, wären die Verein-
ten Nationen keine Vereinigung der Staaten in souveräner Gleichheit, sondern
ein Bund der Großmächte geworden, die als Weltpolizei auftraten.262 Es waren
in erster Linie die kleinen Staaten und die Dominions, die auf ihre eigenen Mit-
wirkungsrechte bestanden und diese auf der Ebene der Verwaltungsleitung (chiefs
259 Grewe/Küster: Nürnberg als Rechtsfrage, S. 105.
260 Ein Beispiel für die folgende Konzeptarbeit wäre die Idee der pooled sovereignty bei Etzioni:
»European Unification and Perspectives on Sovereignty«; kritisch zu Kooperation und Souve-
ränität Loewenstein: »Sovereignty and International Co-operation«.
261 Jaspers: Freiheit undWiedervereinigung, S. 64.
262 Vgl., auch im Folgenden, Mazower: Governing theWorld, S. 205-210; Baker: Constructing a Post-
War Order, S. 169f., 180-198.
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of staff) im Rücken der Regierungschefs ausgehandelt hatten. Noch auf der Konfe-
renz von Dumbarton Oaks vom August bis Oktober 1944 war die Organisation auf
den Sicherheitsrat zugeschnitten, der die Generalversammlung dominieren sollte.
Erst in der Konferenz von San Francisco am 25. und 26. Juni 1945 war es gelun-
gen, der Generalversammlung eine freie Wahl ihrer Debattenthemen zu sichern,
dem Sicherheitsrat eine Berichtspflicht aufzuerlegen, regionale Konfliktlösungen
zu präferieren und ein Selbstverteidigungsrecht festzuhalten.
Vor diesemHintergrund wurde nun hinter vielen internationalen Gestaltungs-
vorschlägen wie der Atomaufsicht oder dem Marshall-Plan vermutet, dass die Do-
minanz einer Großmacht über die ›souveräneGleichheit‹ aller Staaten (wieder) her-
gestellt werden sollte. Die zentralen Streitpunkte waren dabei die Majoritätsregel
in der Generalversammlung und der Sicherheitsrat mit seinen Veto-Rechten, weil
sie das Prinzip der Einstimmigkeit aussetzten.263 Auf die Frage, wann man seine
Souveränität verwirkt hatte, gab es in der Debatte im Grunde drei verschiedene
Antworten. Die erste Antwort war, dass die Souveränität in dem Moment verloren
sei, in dem Entscheidungen ohne die eigene Zustimmung getroffen werden könn-
ten. Dann wären – je nach Auslegung – nur noch die Großen Drei plus China,
die Atommächte oder die Veto-Mächte des Sicherheitsrats souverän. Die zweite
Antwort lautete: Solange es ein Austrittsrecht gibt, kann sich der Staat jederzeit
in souveräner Entscheidung dem Geltungsbereich entziehen – und dies sei in al-
len gegenwärtigen Organisationen hinreichend gegeben.264 Schließlich ließ sich
die Position vertreten, dass Souveränität kein rechtliches Kriterium sei, sondern
so lange bestehe, wie ein Staat auch gegen das Recht auf sein existenzielles ›Nein‹
beharren konnte. Erst wenn er diese Möglichkeit z.B. durchWaffengewalt verliere,
verliere er auch seine Souveränität.265
Der enormeUmfang dieser Debatten, in denen der Begriff der Souveränität im-
mer weiterer Definitionsarbeit unterzogen wurde, bringt letztlich zum Ausdruck,
dass Souveränität zum Maßstab eines aktiven Regierens geworden war. Die un-
endliche Interpretations- und Definitionsarbeit lohnte sich, weil daran hing, ob
man an der Gestaltung der Welt teilhaben konnte. Während es bei internationalen
Organisationen um eine Gestaltung der Welt ging, in der sich auch andere Staats-
persönlichkeiten bewegten, fokussierte das zweite Praxisfeld die Gestaltung der ›ei-
263 Siehehier und imFolgendendieDiskussion bei Gunst:DerBegriff der Souveränität immodernen
Völkerrecht, S. 24-42; Morgenthau: »The Problem of Sovereignty Reconsidered«, S. 345-350;
Leibholz: »Die Zukunft der nationalstaatlichen Souveränität im 20. Jahrhundert«, S. 380-385;
Jahrreiß: »Die Souveränität der Staaten«, S. 36f.
264 So z.B. Kleffens: Sovereignty in International Law, S. 118-122.
265 Siehe Leibholz: »Die Zukunft der nationalstaatlichen Souveränität im 20. Jahrhundert«,
S. 381. Umstrittenwar, obman auch per Vertrag diese existenzielleDimension abtreten könn-
te, wofür Morgenthau und Rumpf plädierten (Morgenthau: »The Problem of Sovereignty Re-
considered«, S. 348f., 359f.; Rumpf: Land ohne Souveränität, S. 24).
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genen‹ Welt des Staates. Es setzte den Gestaltungsimperativ nach innen um. Da-
mit verschob sich gewissermaßen auch der Fokus von der Raumdimension auf die
Zeitdimension: Die Planung der Erfahrungswelt der Menschen war vor allem eine
Planung für die Zukunft.
Hinter der Vorstellung, dass man einen Plan für die Zukunft bräuchte, stand
die Überzeugung, dass die moderne Gesellschaft »ein in hohem Grade nicht ›selbst-
regulierendes‹ System des Zusammenlebens ist«.266 Damit reformulierte der ehemalige
Bundesverfassungsrichter Martin Drath die Vorstellung, nach der die moderne In-
dustriegesellschaft eines gezielten Ausgleichs der gesellschaftlichen Kräfte durch
eine übergeordnete politische Instanz brauchte, um nicht zu zerfallen.
Auf genau diesem Weg waren auch Jouvenel, Fanon und Hennis – mit einem
sorgenvollen Blick auf die desintegrativen Wirkungen des Hochkapitalismus – da-
zu gekommen, den Souverän mit der Aufgabe der Planung zu betrauen. Steuerung
und Planung sollten Individuum und Gesellschaft mit einer weitblickenden Vision
der gemeinschaftlichen Entwicklung zusammenführen. Die Regierung musste die
Übersicht über die Rahmenbedingungen des Handelns haben und sollte die Ge-
meinschaft auf ein übergeordnetes, höheres Gemeinwohl ausrichten, sodass zeit-
licher Fortschritt auch Höherentwicklung bedeutete. Das war die Regierungsratio-
nalität der Souveränität: »Seine Steuerungsfähigkeit – seine innere Souveränität –
ist die ›ratio‹ der Existenz des Staates überhaupt.«267
Martin Drath wollte mit seinem Aufsatz die faktische Regierungsrationalität
systematisieren, der die drei großen westeuropäischen Demokratien in Großbri-
tannien, Frankreich und der Bundesrepublik Deutschland mit ihren Planungs-
entwürfen folgten. In Großbritannien erschien das Gründungsdokument des Pla-
nungsdenkens bereits im Jahr 1942, als der Beveridge Report veröffentlicht wur-
de.268 Von der damaligen Regierung war die Kommission unter William Beveridge
eigentlich eingesetzt worden, um kleinere Veränderungen bei den Sozialleistungen
vorzuschlagen. Der fertige Bericht forderte stattdessen ein umfassendes Aktions-
programm zur Abschaffung von fünf großen social evils: Krankheit, Elend, Mangel,
Unwissenheit und Untätigkeit. Nachdem die Kriegsregierungen recht wenig von
dem Report umsetzten, fiel das der Labour Regierung nach dem Krieg zu. Mit vier
National Acts setzte sie von 1946 bis 1948 ein staatliches Gesundheits- und Versiche-
rungssystem in Kraft und strukturierte damit die Debatte um Planung und den
welfare state für zumindest 30 Jahre.
In Frankreich setzte ab 1946 das Commissariat Général du Plan einen Fünf-
jahresplan fest, dem ja auch Jouvenel zuarbeitete.269 Der Plan sollte die staatliche
266 Drath: »Der Staat der Industriegesellschaft«, S. 274 (Hervorhebung hinzugefügt).
267 Drath: »Der Staat der Industriegesellschaft«, S. 275.
268 Vgl. im Folgenden Lee: Victory in Europe?, S. 12f.; Abel-Smith: »The Beveridge Report«.
269 Vgl. im Folgenden Seefried: Zukünfte, S. 72-74.
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Wirtschaftspolitik anleiten, ohne die unternehmerische Freiheit zu stark einzu-
schränken.Während der Markt als kurzfristiges ökonomisches Kalkül von Angebot
undNachfrage verstandenwurde, sollte er durch einen längerfristigen Plan für Ge-
samtentwicklung von Wirtschaft und Gesellschaft komplementär ergänzt werden.
Diese Idee der planification war an die zentralistische Tradition des Merkantilis-
mus und den sozialtechnischen Geist von Comte und Condorcet angelehnt, und
sie setzte in Frankreich eine Debatte über die Nutzung von Technik und Automa-
tion in Gang, die im nächsten Teil thematisiert wird.
Auch in der Bundesrepublik Deutschland konnte man sich dem Planungsden-
ken nicht entziehen, auch wenn die Begriffe von Plan und Planwirtschaft anfangs
auf deutlich größere Vorbehalte stießen. Wie Alexander Nützenadel gezeigt hat,
verlor aber die ordoliberale Skepsis früh an Boden, und schon in den 1950er Jahren
setzte sich das Planungsdenken durch.270 Das bedeutete einerseits die Rückkehr
der Raumordnungspolitik, die zum wichtigsten Instrument infrastruktureller Pla-
nung wurde. Dabei übernahm die ›Theorie zentraler Orte‹ von Walther Christaller
eine Leitfunktion.271 Schon in den 1930er Jahren hatte Christaller dieses deduktive
Modell entwickelt, das den Raum danach ordnen wollte, welche Bedeutung er für
die Bereitstellung von Gütern einnahm. Entsprechend strukturierte sich der Raum
hierarchisch von Oberzentren über Mittel- und Kleinzentren bis hin zu Unterzen-
tren.Neben die infrastrukturelle Planung trat andererseits die Globalsteuerung der
Wirtschaft. Der Staat sollte mit gezielten konjunkturellen Maßnahmen die Kauf-
kraft steuern und zugleich für einen Ausgleich von Arbeit und Kapital sorgen. Auch
in Deutschland hatte sich der Keynesianismus und die optimistische Vision eines
permanenten Wachstums der Wirtschaft etabliert.272
Damit die Staaten diese Steuerungs- und Planungspolitik umsetzten konnten,
vergrößerten sich die Verwaltungen und es wurde immer mehr wissenschaftliche
Expertise herangezogen.273 Man kann dies als die praktischen Implikationen der
Regierungsrationalität Souveränität sehen, die die ganze Gesellschaft registrieren
und ausbalancieren sollte. Auch nach den Reflexionen auf Souveränität galt des-
wegen, dass sich die Regierung immer im Rate befinden müsse, um zur bestmög-
lichen, souveränen Entscheidung zu kommen, und dass die Verwaltung komple-
mentär dazu dafür zuständig war, die Vielstimmigkeit des Rates wieder in einen
einheitlichen Gesellschaftsentwurf einzubinden und diesen zu implementieren.
270 Vgl., auch im Folgenden, Nützenadel: Stunde der Ökonomen, zusammenfassend S. 18-21, 358-
61; ähnlich Metzler: Konzeptionen politischen Handelns von Adenauer bis Brandt, S. 52-61.
271 Vgl. Etzemüller: »Strukturierter Raum – integrierte Gemeinschaft«, S. 141-143.
272 Keynes’ Theorie stellt allerdings nicht auf permanentes Wachstum ab, sondern nur auf das
Ziel der Vollbeschäftigung. Die Steuerung sollte sich dabei tendenziell auf finanzielle Ver-
teilung beschränken. Vgl. Skidelsky: Keynes, S. 106, 129f.
273 Siehe dazu neben den Fallstudien auch paradigmatisch Drath: »Der Staat der Industriege-
sellschaft«, S. 283.
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Insofern leitete sich der ›aktive Staat‹, wie das Leitbild in Deutschland hieß,
konsequent aus dem humanistischen und integrativen télos der Souveränität ab.
Beides war die Antwort auf die Desintegrationserfahrungen, denen man mit Inte-
gration bei gleichzeitiger Modernisierung begegnete. Der Zweck der Planung be-
stand darin, die Gesellschaft zu stabilisieren und den Einzelnen die ökonomische
und politische Partizipation zu ermöglichen. Planung war in der zeitgenössischen
Sicht die Bedingung der Möglichkeit für die Selbstverwirklichung der Menschen
und daher einer der zentralen Ratschläge im Souveränitätsdenken der Zeit.274
Im Souveränitätsdenken wurde schließlich ein dritter Aufgabenbereich des Re-
gierens umrissen, der ebenfalls als eine Voraussetzung dafür galt, dass sich die
Menschen im Staat verwirklichen konnten: Bildung und Erziehung waren, so die ver-
breitete Überzeugung, die Grundlage einer rationalen Wahl der Staatsbürger:in-
nen und der Politiker:innen, die über die Bedingungen, die Wahlmöglichkeiten
und die Konsequenzen ihrer Entscheidungen aufgeklärt sein mussten.275 In die-
ser Konstellation wurde politischer Theorie und Philosophie eine besondere Rolle
zugewiesen. Sie galt als Katalysator, um die Entwicklung des Selbst-Bewusstseins
voranzutreiben.
Dieser Auffassung war Frantz Fanon offenbar sogar mitten im Gefecht. Nach
der Lektüre von SartresKritik der dialektischenVernunft, so berichtete er, sei er zu den
Truppen der Nationalen Befreiungsarmee an der tunesisch-algerischen Grenze ge-
laufen, um mit ihnen darüber zu diskutieren.276 Aus etwas mehr Distanz reflek-
tierte Die Verdammten dieser Erde diese Notwendigkeit des Erklärens: Die Führung
müsse ihren sozio-ökonomischen Plan erklären, um Zustimmung und Unterstüt-
zung zu erhalten, und die Masse der Menschen brauche es, um sich über ihre eige-
ne Position bewusst zu werden. Diese Vorstellung setzte Fanons Buch unmittelbar
um, indem es den Weg zur Freiheit mit den Theorien von Marx und Sartre aus-
leuchtete.
Auf dem europäischen Festland entwarfen Jouvenel und Hennis zeitgleich die
Politikwissenschaft als eine praktische Wissenschaft. Für beide hatte sie die Auf-
gabe, in die Politik zu intervenieren und sie zu beraten, statt sich Werturteilen
grundsätzlich zu enthalten. Jouvenel stellte sich dabei gegen die »Spezialisten der
274 Paradigmatisch siehedazuWootton: FreedomUnderPlanning. Zu deutschenQuellen und ihrer
Einordnung vgl. die umfangreiche Studie von Metzler: Konzeptionen politischen Handelns von
Adenauer bis Brandt, insb. S. 99, 308f.
275 »[T]he absence of sovereignty – or rather, denying its existence – entails denial of the capacity
for rational choice, because it means denying the identity of the willing agent« (Stankiewicz:
»In Defense of Sovereignty«, S. 32). Paradigmatisch auch Jaspers: Freiheit und Wiedervereini-
gung, S. 96-106.
276 Vgl. Bernasconi: »Fanon’s The Wretched of the Earth as the Fulfillment of Sartre’s Critique of
Dialectical Reason«, S. 36.
102 Technologisches Regieren
politischen Wissenschaft«,277 die seit langem behaupteten, man könne gar keine
Theorie der guten Entscheidung aufstellen, und damit den eigentlichen Zweck ih-
rer Profession verfehlten. Selbst die »politischeTheorie«, schrieb Jouvenel, »hat sich
seit langem auf den Standpunkt des Richters gestellt; unser Bestreben ist aber, sie
in die Rolle des Ratgebers zu drängen.«278
Auch für Hennis war die entscheidende Bedeutung der politischen Wissen-
schaft ihre beratende Funktion für die öffentliche Meinung. Wie Jouvenel wies er
dabei die bloße Fachkenntnis in ihre Schranken. Es gehe bei Beratung nicht nur
um die Produktion eines Ergebnisses, sondern vor allem um die Beratung über die
allgemeinen Ziele der gemeinsamen Lebensführung. Mit diesem Auftrag hatte der
Politikwissenschaftler stets auch öffentlicher Intellektueller zu sein.279 Dabei kom-
me derTheorieentwicklung eine ganz grundlegende Funktion derTheorie zu, denn
»schließlich ist politische Erziehung, diese so wichtige heute gestellte Aufgabe, gar
nicht möglich ohne die Grundlage einer einsichtigen Theorie der Politik.«280 Die
westeuropäische Nachkriegsdemokratie war demnach ohne die umsichtige, intel-
lektuelle Praxis der Theorie nicht zu machen, und sie bedurfte außerdem insge-
samt einer politischen Wissenschaft, die Kriterien für gute Entscheidungen zur
Hand gab, ohne diese Entscheidungen von vornherein zu treffen. Sie war dabei
nicht mehr nur der Flüsterer der Mächtigen, sondern in erster Linie Erzieher einer
breiten Öffentlichkeit.
Sehr deutlich zeichnet sich in diesen Formulierungen die Konzeption der Poli-
tikwissenschaft als Demokratiewissenschaft ab, die prägend für die (Neu-)Begrün-
dung des Faches nach dem Zweiten Weltkrieg wurde.281 Zumal in Deutschland be-
deutete die Herstellung von Souveränität auch, dass man die Menschen zur staats-
bürgerlichen Souveränität erziehen musste. Aber auch für Großbritannien mahnte
BarbaraWootton, später Präsidentin der British Sociological Association: »The con-
temporary voter, if his [sic!] opinions are to be taken seriously, ought to have, at
the least, a considerable expertise in geography, history, economics, and hygiene,
not to mention familiarity with the ways of life followed in any and every part of
the globe.«282
Insgesamt mussten ›dem Wähler‹ also eine Reihe substanzieller und habituel-
ler Kompetenzen vermittelt werden, damit er zur souveränen Selbstgestaltung in
277 Jouvenel: Über Souveränität, S. 27.
278 Jouvenel: Über Souveränität, S. 113.
279 SieheHennis: »Rat undBeratung immodernen Staat«, S. 67-71; vgl. Rosa/Kaiser: »The FineArt
of Government«, S. 100; für Jouvenel Stockhammer: »Die Zähmung des Minotaurus«, S. 165.
280 Hennis: »Zum Problem der deutschen Staatsanschauung«, S. 75.
281 Vgl. Sanders: Zeitschriften der Politikwissenschaft, S. 455f.; Bleek: Geschichte der Politikwissen-
schaft in Deutschland, S. 264-284.
282 Siehe Wootton: Freedom Under Planning, S. 166. Die Kompetenzen diskutierte auch Hennis:
»Das Modell des Bürgers«.
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der Lage wäre, und hierfür war die Institutionalisierung der Politikwissenschaft
eine entscheidende Maßnahme. Die enge Verbindung von Reflexion und Aktivität
zeichnete das Souveränitätsdenken als eine Art Bürgerhumanismus aus, allerdings
mit sehr unterschiedlichen Vorstellungen von der Breite und Art der Partizipation.
Der Drang zur Aktivität wandte sich gegen einen Humanismus, der das Heil des
Individuums nur in kulturellen Bräuchen und Literatur suchte, statt sich demWag-
nis der Politik auszuliefern. Für Fanon war das die Négritude-Bewegung, deren
Intellektuelle sich auf das bloß Kulturelle als Basis der Gemeinschaft zurückziehen
wollten. Auch in Deutschland zogen sich viele in das private Idyll zurück.283 Da-
gegen entwarfen die Souveränitätserzählungen den Imperativ, sich als handelnde,
selbstbewusste und universell aufgeklärte ›Bürger‹ in einemStaat zu konstituieren,
der ein breites und intervenierendes Regierungsprogramm hatte.
»Souveränität« nach 1945 bot mit diesen drei Vorschlägen zur Regierungspra-
xis eine konkrete Antwort auf die Herausforderungen nach den Erfahrungen ge-
sellschaftlichen, moralischen und ökonomischen Zerfalls. Schon dass Souveräni-
tät eine konsistente Grundlage anbot, die epistemische Rahmenbedingungen, ge-
sellschaftstheoretische Ordnungsvorstellungen und politisch-praktische Vorschlä-
ge lieferte, ist gewissermaßen Teil der Integrationsleistung, die »Souveränität«
nach 1945 erbrachte.
Fasst man die damit verbundenen Versprechen zusammen, so erhoffte man
sich vom souveränen Staat drei Erträge. Erstens sollte er den Frieden nach innen
und außen wahren. Nach außen erreichte er dies durch die Anerkennung der an-
deren Staatspersönlichkeiten; nach innen musste er dafür die Leitung der Gesell-
schaft übernehmen, um gleichzeitig die Integration, Modernisierung und huma-
nistischeWerteorientierung der Gesellschaft sicherzustellen. Dazu sollte er mithil-
283 Vgl. Schnell: »Deutsche Literatur nach 1945«, S. 496-503. Dies zeichnet sich in der enormen
Verbreitung der Idylle-Literatur der Nachkriegszeit ab: Sie überhöht das erfahrene Leid me-
taphysisch; oder sie versuchte, den drängenden Fragen der internationalen Öffentlichkeit
in der Beschaulichkeit der Heimat und der Heiterkeit ihrer Feste zu entkommen. Ein gutes
Beispiel hierfür ist die Operette ImWeißen Rössl. Das Singspiel, das 1930 uraufgeführt wurde,
war eine Kritik an der Käuflichkeit vonNatur und Geselligkeit und an dem sich anbahnenden
Anschluss Österreichs an Deutschland, das passenderweise vom schnittigen Rechtsanwalt
Siedler vertreten wird. Die Kritik wurde aber durch die Liebesgeschichten dreier Pärchen ka-
schiert, die sich im idyllischenHotel ›ZumWeißen Rössl‹ amWolfgangsee in fröhlichster Rei-
sestimmung treffen: »Laßt uns Champus trinken mit lächelndem Gesicht« ist das passende
Abschlusslied des ersten Aktes. Mit dieser doppelbödigen Anlage hielten die Hauptautoren
Ralph Benatzky, Robert Gilbert und Erik Charell dem bürgerlichen Publikum den Spiegel vor
– vor Freude versunken in die Ästhetik des Augenblicks und blind für die Wirklichkeit liefen
sie feiernd auf den Abgrund zu. Eben jene Kritik am verspielten und konsumierenden Bür-
gertum wurde in den Verfilmungen der Nachkriegszeit gestrichen. Stehen blieb die Idylle
desWolfgangsees und die sorglose Feier des Lokalkolorits. Vgl. insg. Abels: »Operettenfinale
und Weltverspottung«.
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fe der Planung – zweitens – Wohlstand organisieren und gerecht verteilen, damit
die Menschen die ökonomischen Grundlagen hatte, um sich selbst zu verwirkli-
chen, und die Gesellschaft nicht wie in der Zwischenkriegszeit an der sozialen Un-
gleichheit zerbrach. Drittens sollte die politische Integration durch Partizipation
ermöglicht werden, sodass ›der souveräne Bürger‹ und ›der souveräne Staat‹ dia-
lektisch verbunden wären.
Allerdings zeichnen sich schon in der Konzeption deutliche Spannungen ab.
Ein erster Punkt wäre derNormkonflikt zwischen souveränem Staat und souveränen Bür-
ger:innen. Dass sich dies eher dialektisch zu einer souveränen Einheit verbinden,
statt in einem Konflikt entladen würde, war – wie die Auseinandersetzungen der
1960er und 1970er Jahre zeigen sollten – eine allzu optimistische Annahme. Wäh-
rend einige dann dazu tendierten, das Übergewicht beim souveränen Staat zu ver-
orten, kündigte sich schon im subversiven Narrativ eine permanente Revolte ge-
gen das honorige Ethos der christlich-liberalen und bürgerlich-republikanischen
Ansätze an. Dahinter stand freilich auch der Verdacht, dass Erziehung eher ein pa-
ternalistisches Projekt des Staates sei als die Einübung ›wahrlich‹ kritischen Den-
kens. Dieser Konflikt prägte auch die Debatte um den technokratischen Staat. Je
mehr die Regierungen auf professionalisierte Verwaltung und technische Exper-
tise vertrauten, um das Ziel verantwortlicher Planung zu erreichen, desto weiter
weg schien die politische Selbstgestaltung und Selbstverwaltung der Einzelnen.
Der Imperativ der Planung und der Imperativ der Partizipation kehrten sich ge-
geneinander.
Gleichzeitig wurde hier jedoch ein anderes Problem der Souveränitätskonzep-
tion verhandelt, nämlich derKonflikt zwischen den humanistischenZielen und ihren tech-
nischen Mitteln. Diese Debatten werden im Folgenden untersucht, um zwei unter-
schiedliche Technologie-Diskurse heraus zu präparieren: Der eine ist geprägt von
den internen Konflikten des Souveränitätsparadigmas, der andere hingegen wur-
de zwar von dieser Regierungsrationalität induziert, entwickelte aber theoretische
Konzepte, die die Wahrnehmungs- und Denkmuster der Souveränität hinter sich




Am 2. Dezember 1964 trat ein 22-jähriger Student der University of California in
Berkeley vor die versammelte Menge auf dem Sproul Plaza der Universität. Die Re-
de von Mario Savio leitete die Besetzung der Universitätsgebäude durch die Free-
Speech-Bewegung ein, die die jahrelangen Studentenproteste an amerikanischen
und westeuropäischen Universitäten eröffnete. Nachdem die Universität politische
Werbung außerhalb der etablierten Clubs der Democrats und Republicans verboten
hatte, wandten sich Savio und seine Free-Speech-Bewegung gegen die Universi-
tätsleitung. Sie war in ihren Augen ein Repräsentant der autokratischen Herr-
schaftsstrukturen in der Gesellschaft. Die Universität behandele die Studierenden
wie ein Rohmaterial, das für die Kunden am Ende des Produktionsprozesses in
Form gebracht werden muss. Gegen diese Technokratie riefen sie zumWiderstand
auf: »And you’ve got to put your bodies upon the gears and upon the wheels, upon
the levers, upon all the apparatus, and you’ve got to make it stop! And you’ve got to
indicate to the people who run it, to the people who own it, that unless you’re free
the machine will be prevented from working at all!«1
Seit den 1960er Jahren ist ›Technokratie‹ ein Topos für die Kritik des Regie-
rens geblieben.2 Diese Anschlussfähigkeit des Begriffs hat allerdings die ideenge-
schichtliche Aufarbeitung erschwert.Was eine Technokratie ausmache, bleibt auch
in der (begrenzten) jüngeren Sekundärliteratur häufig tautologisch. Die Definition
von Dirk van Laak führt beispielsweise Technokratie auf eine »technische Ratio-
nalität« und die »Logik des Technischen« zurück, bestimmt diese aber nicht wei-
ter.3 Bereits die Beteiligten an der Technokratie-Debatte der 1960er Jahre hatten
1 Savio: »›Bodies upon the gears‹«, S. 188; vgl. insgesamt zu dieser Episode auch Turner: From
Counterculture to Cyberculture, S. 11f.
2 Siehe Habermas: Im Sog der Technokratie; Runciman: »The crisis of British democracy«; jüngst
dazu die Rekonstruktion der Sachzwang-Topik von Séville: ›There is no alternative‹.
3 Laak: »Technokratie im Europa des 20. Jahrhunderts«, S. 106: »Von ›Technokratie‹ kann dann
gesprochen werden, wenn sich technische Rationalität mit dem Anspruch auf politische,
wirtschaftliche und gesellschaftliche Führung verbindet, wenn Gesellschaftsmodelle über-
wiegend der Logik des Technischen folgen«. Laut Dirk van Laak ist technokratisches Denken
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große Probleme bei der Bestimmung ihres Gegenstandes, was auch kritisch an-
gemerkt wurde: »Das Wort ›Technokratie‹ bezeichnet günstigenfalls ein Problem-
Ensemble«, schrieb etwa Hermann Lübbe, »und das heißt, daß, wo es fällt, nie-
mand von vornherein wissen kann, von welchem Problem nun genau die Rede sein
soll.«4 Greift nun eine wissenschaftliche Rekonstruktion auch auf eine tautologi-
sche Definition zurück, droht Technokratie allerdings ein »gesellschaftskritisches
Klischee«5 zu bleiben, mit dem man über den Stand der Technokratie-Debatte
nicht hinausgelangt, sondern diese fortschreibt.
Das folgende Kapitel unternimmt einen Gegenversuch. Denn es muss klären,
was denn die ›Logik des Technischen‹ war, um ihren Einfluss auf das Regierungs-
denken nachzuweisen. Dabei zeige ich, dass im Diskurs über das Regieren zwei
völlig verschiedene Technologiken bestanden, die ihre je eigene Kritik an der sou-
veränen Steuerungstheorie formulierten. Die eine ist eine Selbstkritik des souve-
ränen Regierungsdenkens, die andere eine Demontage.
Die Differenz zwischen beiden Ansätzen spiegelt sich im Verständnis ›der‹ Ky-
bernetik, jenem interdisziplinären Forschungsverbund, aus dessen Debatten auch
das Internet, der personal computer (PC) und die Beschreibung unseres Erbgutes
als ›genetischer Code‹ entstanden.6 Denn während die einen – zumeist aus den
Geistes-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften – die Kybernetik für ein moder-
nistisches Steuerungsdenken hielten (und dies begrüßten oder verdammten), ent-
wickelte die Kybernetik im Selbstverständnis vieler Kybernetiker:innen gerade ein
Gegenmodell zum modernen Steuerungsdenken.
Das erste Verständnis zeigt sich, wenn man die Technokratie-Debatte aus der
historischen Distanz ordnet, um sie als eine dezidiert politische Auseinanderset-
zung über den Zustand der Gesellschaft zu verstehen. Dafür werden im ersten
als Hintergrundideologie in unsere Gegenwart eingewandert. Damit schließt er an Haber-
mas an, ohne dessen Position in der Technokratie-Debatte zu evaluieren, und nutzt so einen
einseitig gefärbten Technokratie-Begriff. Ein zweites Problem seiner Ideengeschichte der
Technokratie ist, dass die Dominanz einer ›technischen Rationalität‹ nicht gezeigt werden
kann, weil kein Vergleich mit anderen Rationalitäten vorgenommen wird. Dominanz wird
vorausgesetzt, aber nicht belegt. Beiden Problemen kann nur mit einer doppelten Kontex-
tualisierung begegnet werden, die Relationen debattenintern und -extern herausarbeitet.
Derlei Probleme sind durchaus verbreitet. So kritisiert etwa auch Turner: From Counterculture
toCyberculturePaul Edwards These, die technischenDenkmuster hätten einen closedworld dis-
course produziert, nach dem dieWelt militärisch überwacht und kontrolliert werdenmusste.
Turner zeigt dagegen, dass Technik gleichzeitig einen open world discourse in der Countercul-
ture produziert hat.
4 Lübbe: »Bemerkungen zur aktuellen Technokratie-Diskussion«, S. 94.
5 Lenk: »›Technokratie‹ als gesellschaftskritisches Klischee«.
6 Zum Zusammenhang von Computer und Kybernetik vgl. z.B. Kline: The Cybernetics Moment;
Rid:Maschinendämmerung; zur Wirkung der Kybernetik auf die Biologie vgl. Kay: »How a Ge-
netic Code Became an Information System«.
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Teil des Kapitels zunächst die Bezugspunkte der Debatte umrissen, um dann die
debatteninternen Bezugnahmen mit ihren Motiven, Erklärungsansätzen und po-
litischen Positionierungen zu rekonstruieren.7 Es gilt nicht zu klären, ob es eine
Technokratie empirisch gab, sondern was die Beteiligten zum Ausdruck brachten,
indem sie über Technokratie debattierten. Meine zentrale These ist dabei, dass die
Technokratie-Debatte eine Selbstkritik souveränen Regierens darstellte, mit der das
Verhältnis von humanistischen Zielen und technischen Mitteln in Balance gehal-
ten werden sollte.
Während die Technokratie-Debatte damit noch völlig im normativen Bann des
Souveränitätsdenkens stand, entwickelte sich im Spezialdiskurs der Kybernetik ei-
ne andere, geradezu gegensätzliche Technologik. Sie lehnte die prinzipielle Unter-
scheidung von Mensch und Maschine ab und wies die Newton’sche Mechanik als
dominantes Technik- und Wissenschaftsmodell der Moderne zurück. Beide An-
sätze würden an ein kausales Steuerungsdenken glauben, das auf einer starren
Subjekt-Objekt-Unterscheidung beruhe, und das hielt man in der Kybernetik für
völlig ›unterkomplex‹. Im Gegenzug entwickelten sie ein neues Modell, das Regie-
ren als zirkuläre Selbstregulation dachte und damit hierarchischen Ordnungsmustern
prinzipiell kritisch gegenüberstand. Diese konzeptionellen Grundlagen der Kyber-
netik und ihre ideenpolitische Stoßrichtung entfaltet der zweite Teil dieses Kapi-
tels.
Die Kritik an der Technokratie unterscheidet sich allerdings nicht nur von der
kybernetischen Kritik des modernen Steuerungsdenkens, sie unterscheidet sich
auch von der Kritik am souveränen Regieren in den 1970er Jahren. Denn diese
Kritik des Regierens richtete sich dann nicht mehr auf den Exzess technischen
Steuerungswissens,wie dies in der Technokratie-Debatte der Fall war. Ganz imGe-
genteil zeigte sich den zeitgenössischen Akteuren gerade das Versagen der Steue-
rungskompetenz in vielfältiger Weise: Eine tiefe ökonomische Rezession, massive
soziale Konflikte und das Wiedereindringen der Gewalt provozierten eine Krisen-
debatte mit immer schrilleren Tönen, die den Kollaps einzelner Nationen und so-
gar das Scheitern der westlichen Zivilisation kommen sah. Nachdem man gerade
erst das souveräne Handeln wieder als das stabilisierende Zentrum moderner Ge-
sellschaften installiert hatte, wurden nun die gesamten Denk-, Wahrnehmungs-
und Handlungsmuster dieser modernen Gesellschaften mit in das schwarze Loch
gesogen, das die zerfallende Souveränitätsidee hinterließ.
7 Insgesamt wurden für das zweite Kapitel ca. 90 Dokumente ausgewertet, die sich in zwei
Korpora unterteilen lassen: Der eine Teil der Dokumente gehört im engeren Sinne zur kyber-
netischen Fachdebatte; der andere zur Technokratie-Debatte, die im ersten Teil im Zentrum
steht. Letztere hat unzählige Beiträge hervorgebracht hat, deren enorme Redundanz schnell
ins Auge fällt.
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Doch die Metapher des schwarzen Lochs ist trügerisch, und der Begriff der
Krise sehr viel zutreffender.Dennwährend das Stabilisierungs- und Entwicklungs-
programm der Moderne einbrach, die klassische industrielle Struktur zerging und
der zukunftsgewisse Optimismus der Ungewissheit und demMisstrauen wich, be-
gann die Suche nach Antworten auf die neue Situation. In dieser großen Transfor-
mation der westlichen Demokratien zeichnet sich ideenpolitisch der Erfolg des ky-
bernetischen Denkens in Systemen und Netzwerken ab. Das nun folgende, zweite
Kapitel beschreibt den historischen und konzeptionellen Vorlauf für diesen Auf-
stieg des Netzwerk-Denkens in der Krise der Moderne.
1. Technokratie
Das wissenschaftlich-technische Zeitalter
Die Hoch-Zeit des Deutungsansatzes ›Technokratie‹ reichte von 1964 bis circa 1973.
1964, im Jahr der Free-Speech-Bewegung und der berühmten Rede von Mario Sa-
vio, waren die Gefährdungen einer technologischen Gesellschaft in den USA auch
von anderen Seiten thematisiert worden: Am Broadway wurde Friedrich Dürren-
mattsDie Physiker zu einem unerwarteten Publikumserfolg, der die Verantwortung
der Wissenschaft für die durch sie überformte Welt anhand von Atomphysik und
Psychiatrie durchspielte.8 Außerdem wurde Herbert Marcuse durch sein Erfolgs-
buch One-Dimensional Man zur Gallionsfigur der Neuen Linken, und es erschienen
die Übersetzungen von Jacques Elluls und Jean Meynauds einflussreichen Büchern
überThe Technological Society und Technocracy.
In Frankreich, dem Ursprungsland der beiden Bände, hatte die Debatte noch
früher als in den USA an Fahrt aufgenommen.9 Nach 1945 wurde hier ein forcierter
technologischer Fortschritt als Mittel angesehen, um den Status der grande nation
nach der Niederlage im Zweiten Weltkrieg wiederherstellen zu können. Insbeson-
dere der Bau der Concorde und die eigene Verwendung der Atomenergie für zivile
und militärische Zwecke standen dabei im Vordergrund. Diesem Technikoptimis-
mus folgte bereits 1954 Elluls kritische Auseinandersetzung. In Deutschland ent-
fachte Helmut Schelskys Wiederaufnahme von Elluls Thesen hingegen erst 1967 ei-
ne ausführliche Debatte in der Zeitschrift atomzeitalter. Etwas verspätet avancierte
aber auch hier ›Technokratie‹ schnell zum politischen Kampfbegriff.10
8 Vgl. Knapp: Friedrich Dürrenmatt, S. 42. 1962/63 war es schon das meistgespielte Stück auf
deutschen Bühnen.
9 Vgl. im Folgenden Hecht: »Planning a Technological Nation«, Seefried: Zukünfte, S. 61f. Ver-
treter des Technikoptimismus’ waren z.B. Jean Fourastié und Jacques Rueff. Bezeichnender-
weise stand der auf Souveränität setzende Staat deGaulles bald im Fokus der Kritik, während
de Gaulle selbst zugleich vor der Technokratie warnte.
10 Vgl. Metzler: Konzeptionen politischen Handelns von Adenauer bis Brandt, S. 196-207.
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Die Technokratie-Debatte spitzte die weiter gefasste Frage nach dem Leben
des Menschen im wissenschaftlichen Zeitalter politisch und politiktheoretisch
zu.11 Wie bereits in der Darstellung des Souveränitätsdenkens zu sehen war,
war das Verhältnis zwischen der Machbarkeit des wissenschaftlich-technischen
Fortschritts und seiner Zuträglichkeit zum gesellschaftlichen Fortschritt nach
dem Zweiten Weltkrieg in besonderer Weise fragwürdig geworden. Während
technologische Überlegenheit Machtfaktor und Wohlstandsgarant war, entfaltete
sie gleichzeitig selbstzerstörerische Potenziale für den Menschen. Dieses Span-
nungsfeld forderte, die Rolle der Wissenschaft innerhalb der Gesellschaft und das
Verhältnis von Technik und Menschen neu zu justieren.12 Wo der Mensch auf den
Status einer IBM-Lochkarte reduziert wurde, wie es Mario Savio formulierte,13
wo also eine Instrumentalisierung des Menschen stattfand, war die Option seiner
Selbstzerstörung nie weit entfernt.
Es ist daher nicht überraschend, dass sich die Technokratie-Kritik mit dem
Kriegseintritt der USA in Vietnam im Jahr 1964 intensivierte. Dabei figurierte der
US-amerikanische Verteidigungsminister Robert McNamara als prototypischer
Vertreter technokratischer Herrschaft.14 Als ehemaliger Ford-Manager stand Mc-
Namara für die Diffusion einer ›wissenschaftlichen‹ Organisation von Produktion
und Planung, die während des Zweiten Weltkriegs unter dem Begriff der Operatio-
nal bzw. Operations Research entwickelt worden war.15 Vor allem in Großbritannien
und den USA hatte man auf Initiative des Militärs interdisziplinäre Forschungs-
teams gebildet, um die logistischen Probleme der Kriegsorganisation zu lösen.
Nach dem Krieg wurden diese Ansätze in den Horizont der Modernisierungs-
11 Siehe Schelsky: »DerMensch in der wissenschaftlichen Zivilisation«; vgl. Haring: »Herrschaft
der Experten oder Herrschaft des Sachzwangs?«, S. 250.
12 Die Physiker inszenierten gerade diesen Konflikt zwischen dem Patienten Beutler (genannt
Isaac Newton, in Wahrheit Alec Jesper Kilton), dem Patienten Ernesti (genannt Albert Ein-
stein, inWahrheit Joseph Eisler) und schließlich demPatienten und PhysikerMöbius. Sie dis-
kutieren drei Positionen: dass die Wissenschaft das technisch Mögliche ungeachtet der Fol-
gen realisierenmuss; dass sie die Folgen der Forschung prüfen und diese im Zweifel vernich-
ten müsse; dass sie ihre Forschung in den Dienst eines bestimmten Systems stellen müsste.
Zur Diskussion um die Rolle der Wissenschaft vgl. auch Specter: Habermas, S. 98f.; siehe ex-
emplarisch auch Haseloff/Stackelberg (Hg.): Kybernetik als soziale Tatsache, S. 7 (es handelt
sich um die Transkription einer Tagungsdebatte, die keine interne Artikelstruktur hat; daher
zitiere ich den Gesamtband).
13 Vgl. Turner: From Counterculture to Cyberculture, S. 12.
14 Siehe Chomsky: »Objektivität und liberales Gelehrtentum«, S. 113; Meynaud: Technocracy,
S. 245; Koch/Senghaas: »Vorwort der Herausgeber«, S. 6f.; Offe: »Das politische Dilemma der
Technokratie«, S. 166f.; vgl. Boyle: »A technocrat transformed by Vietnam«.
15 Vgl. etwa Seibel: Cybernetic Government, S. 167f.
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theorie eingeordnet, die Großunternehmen und Staat gleichermaßen prägte.16
Um die souveräne Gestaltung der Zukunft zu ermöglichen, musste eine Entschei-
dungsbasis geschaffen werden, in der mögliche Zukünfte und Handlungsoptionen
eruiert wurden. Man zielte also auf eine Rationalisierung von Entscheidungs- und
Organisationsprozessen im Hinblick auf eine auszuwählende Zielvorstellung.17
Nach dem Krieg förderten Militär und Stiftungen wie die Rockefeller Foun-
dation die Weiterentwicklung dieser ›Zukunftsforschung‹. In ihrer Studie ordnet
Elke Seefried das neu entstehende Wissensfeld in drei Stränge:18 Der normativ-
ontologische Strang, dessen einflussreichster Vertreter Bertrand de Jouvenel war,
zeichnete sich durch die normativ-philosophisch grundierte Suche nach einer gu-
ten Ordnung aus, für deren Realisierung technische Methoden mit Bedacht einge-
setzt werden sollten. In seiner ambivalenten Haltung weist dieser Strang erkenn-
bare Nähen zum kritisch-emanzipatorischen Strang auf, wie er etwa von Robert
Jungk vertreten wurde. Ihm ging es in erster Linie um sozialphilosophisch gewoll-
te Zukünfte, die stark von den Vorstellungen der KritischenTheorie geprägt waren.
Bestanden hier eher Anknüpfungspunkte für die Technokratie-Kritik,19 attackier-
te diese den empirisch-positivistischen Strang, auf den sich auch sukzessive die
Förderung der großen Stiftungen verlagerte.20
Die einflussreichste Institution dieses Strangs war die RAND Corporation,
die aus einer Division der Douglas Aircraft Company hervorging.21 Sie wurde
bereits 1948 mit Unterstützung der Ford Foundation ausgegründet und weitete
ihr Spektrum von der militärstrategischen auf die innenpolitische Beratung
aus. RAND entwickelte sich darüber zum Spezialisten für mathematisch-spiel-
theoretische Vorhersage- und Steuerungsmethoden. Unter Mitwirkung von
RAND-Wissenschaftlern entstanden so beispielsweise die Szenario-Methode,
die mittels quantitativer Simulation plausible Zukünfte entwerfen soll, und die
Delphi-Methode, eine in mehrfachen Schleifen durchgeführte Expertenbefragung
16 Siehe z.B.Wootton: FreedomUnder Planning; vgl. Seefried: Zukünfte, S. 40-50;Metzler: Konzep-
tionen politischen Handelns von Adenauer bis Brandt, S. 211.
17 Die Rolle der ›Modernisierung‹ wurde im letzten Kapitel rekonstruiert; vgl. mit Bezug zur
Operations Research nochmals Metzler: Konzeptionen politischen Handelns von Adenauer bis
Brandt, S. 394f.
18 Vgl. zum Folgenden Seefried: Zukünfte, S. 75-153; vgl. auch Geoghegan: »From Information
Theory to French Theory«, S. 102-108.
19 So z.B. ausführlich in Ellul: The Technological Society.
20 Vgl. hier und auch in den folgenden Absätzen Seefried: Zukünfte, S. 50-62, 97-109. Im Gegen-
satz zu der scharfen Grenzziehung innerhalb der Technokratiedebatte bestehen zwischen
den einzelnen Strängen der Zukunftsforschung durchaus enge persönliche Kontakte und
methodischer Austausch, wie Seefrieds Analyse zeigt.
21 Vgl. neben Seefried zu RAND Seibel: Cybernetic Government, S. 167f.
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zur Feststellung von Zukunftstrends. Einer der Entwickler, Olaf Helmer, bezeich-
nete dies als social technology, eine Form anwendungsorientierter Wissenschaft
zwischen Physik und Sozialwissenschaft.22
Im Selbstverständnis war diese Sozialtechnik das Merkmal eines ›modernen‹
Regierungsstils, der dem ›modernen‹ demokratischen Rechtsstaat entsprach und
den veralteten Regierungsstil des 19. Jahrhunderts ablöste, der einsamen, begna-
deten Entscheidung eines großen Mannes.23 Zugleich wurde die Sozialtechnik da-
bei aber dem politischen Entscheidungszentrum untergeordnet: Es handele sich
explizit nur um »Entscheidungshilfen«, die einen »Beitrag zur weiteren ›Rationa-
lisierung‹ des Regierens liefern«.24
Das größte Projekt einer solchen Rationalisierung war das Planning, Pro-
gramming, Budgeting System (PPBS) und stammte ebenfalls von der RAND Corpo-
ration.25 Bereits in McNamaras Verteidigungsministerium erprobt, hatte Lyndon
B. Johnson ein System der Entscheidungshilfen in Auftrag gegeben, um die Mittel
seines großen Modernisierungsprogramms »Great Society« effizient zu verteilen.
Das PPBS, das 1965 in Betrieb genommen wurde, erfasste die gesellschaftspoliti-
schen Felder quantitativ und unterzog mögliche Investitionen einer mehrstufigen
Kosten-Nutzen-Analyse. An dieser Stelle überkreuzten sich die Organisations-
und Entscheidungsmethoden mit der Entwicklung technologischer Artefakte,
auf deren Rechenkapazitäten die stochastischen Analysen und Simulationen
zurückgriffen.
Das Versprechen der wachsenden elektronischen Rechenkapazitäten stammte
aus der Kybernetik. So wie die RAND Corporation eine Weiterführung der Ope-
rations Research war, wollte auch die Kybernetik die interdisziplinäre Arbeit der
Kriegsjahre fortsetzen. Norbert Wiener stellte in seinem programmatischen Buch
Cybernetics von 1949 eine neue Universalwissenschaft in Aussicht, in der die kol-
lektiven Überlegungen von Informations-, Organisations- und Spieltheorie, Psy-
22 Olaf Helmer und Hasan Ozbekhan agierten nicht nur als Regierungsberater in den
USA, Frankreich und Deutschland, sondern speisten die Methoden auch direkt in die
Technokratie-Debatte ein (siehe Helmer: »Sozialtechnik«; Ozbakhan: »Entwurf einer Look-
out Institution«). Zur Rezeption der Techniken und ihrer Protagonisten siehe beispielswei-
se Haseloff/Stackelberg (Hg.): Kybernetik als soziale Tatsache, S. 24f.; Habermas: »Technik und
Wissenschaft als ›Ideologie‹«, S. 96f.
23 Siehe Böhret: Entscheidungshilfen für die Regierung, S. 16.
24 Böhret: Entscheidungshilfen für die Regierung, S. 19.
25 Ausführlich dazu Seibel: Cybernetic Government, S. 192-205. In der Technokratiedebatte hielt
es permanent als Beispiel her, sodass ich auf weitere Nachweise verzichte. Für eine zeit-
genössische Darstellung des PPBS siehe aber Böhret: Entscheidungshilfen für die Regierung,
S. 174-220. Das PPBS war eher Vorläufer neoliberaler, an Rational-Choice- und Humankapi-
taltheorie orientierter Entwürfe dennUmsetzung kybernetisch-systemischer Logik. Der Kon-
flikt zwischen diesen Ansätzen wird weiter unten thematisiert. Ironischerweise scheiterte
das PPBS bereits 1971 an seinem Effizienzdefizit.
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chologie und Biologie, Ingenieurswissenschaft und physikalischer Statistik einen
gemeinsamen Bezugsrahmen erhalten: die Untersuchung von »Control and Com-
munication in the Animal and the Machine«.26
In der Tat schlossen zahlreiche Projekte an die damit eingeführten Termino-
logien und Konzepte an, um die Entwicklung von Regulationstheorien und Com-
putertechnologie voranzutreiben. Die Grundlagen, Neuerungen und internen Dif-
ferenzen der Kybernetik werden weiter unten diskutiert. Hier kommt es zunächst
auf die unmittelbare Wirkung von Wieners Buch an: Dieses avancierte zum inter-
nationalen Bestseller.27 Als der Bergedorfer Gesprächskreis, ein Umschlagplatz für
die politischen Konzepte der frühen Bundesrepublik,wenige Jahre später zumThe-
ma »Kybernetik als soziale Tatsache« tagte,28 eröffnete Otto Haseloff die Tagung
bereits mit der Feststellung, dass man die Begriffe der Kybernetik nicht mehr um-
gehen könne:
»Beim gelegentlichen Studium gebildeter Zeitschriften besteht heute eine hohe
Wahrscheinlichkeit, daß wir bereits auf der dritten Seite Begriffen wie Automati-
on, Kommunikation, Strategie, Operations Research und Kybernetik begegnen.
[…] Eine Mischung von Faszination und Grauen gegenüber den kybernetischen
Maschinen, Modellen und Verfahrensweisen ist, latent oder offen, noch immer
vorhanden.«29
Dass sich die Kybernetik so schnell verbreitete, lag auch daran, dass sie jenseits ih-
rer konkreten Konzepte und Modelle einen breiten Imaginationsraum aufspannte,
an den die öffentliche Diskussion anschließen konnte. Besondere Aufmerksamkeit
fand dabei einerseits die Vorstellung, Mensch und Maschine würden der gleichen
26 Wiener: Cybernetics.
27 Kline: The Cybernetics Moment, S. 70-73, hat die Rezeptionskarriere vonWieners Buch heraus-
gearbeitet. Seine Durchsicht der englischsprachigen Besprechungen in Zeitungen und Zeit-
schriften ergab, dass drei Themen im Vordergrund standen: Erstens die neuartige Gleich-
setzung von menschlichem Gehirn und elektronischer Maschine, zweitens das Problem der
Automatisierung und drittens, mit deutlichem Abstand zu den ersten beiden Themen, die
Relevanz der Konzepte Information und Feedback für die Robotik. Die ersten beiden Themen
stehen auch beimBergedorfer Gesprächskreis klar imVordergrund. Als weitere Beispiele sie-
he Lohberg/Lutz: Keiner weiß,was Kybernetik ist, S. 110-113, 137f.; die 1965er Ausgabe von Public
Affairs »The Great Automation Question«, insb. Heilbroner: »Men and machine in perspec-
tive«, oder auch Schelsky: Die sozialen Folgen der Automatisierung; zum französischen Kontext
vgl. Behrent: »Foucault and Technology«, S. 63f.
28 Der Bergedorfer Gesprächskreis war eine überparteiliche Konferenz von Politikern, Intellek-
tuellen undWissenschaftlern. Der genannten Tagungwar eine weitere zumThema »Maschi-
ne, Denkmaschine, Staatsmaschine« vorausgegangen. Vgl. Metzler: Konzeptionen politischen
Handelns von Adenauer bis Brandt, S. 252-259.
29 Haseloff/Stackelberg (Hg.): Kybernetik als soziale Tatsache, S. 9.
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informationellen Steuerungslogik folgen. Dies suggerierte, dass der Mensch eben-
so mach- und lenkbar sei wie die Maschine, dass er sich in seinem instrumentellen
Charakter nicht prinzipiell von ihr unterscheide. Für diese Vorstellung existierte
freilich seit dem Konflikt von Aufklärung und Romantik ein breiter bürgerlicher
Assoziationsfundus, der bei dieser Gelegenheit neu aufgerufen wurde.30 Anderer-
seits wurden die potenziellen Auswirkungen der Computertechnologie für die Ge-
sellschaft in den Blick genommen. Wiener selbst hatte eine zweite industrielle Re-
volution angekündigt, die die Kybernetik durch die Automatisierung der Produk-
tion herbeiführen würde und auf deren Konsequenzen für den Arbeitsmarkt man
sich einstellen müsse.31
Die Vision der Automatisierung, also einer von Computern selbstregulierten
Produktionsweise, bezog sich auch auf das Regierungsdenken. Dabei diskutierte
man insbesondere, ob Entscheidungsprozesse bald derart formalisierbar und au-
tomatisierbar sein würden, dass eine Regierungsmaschine politisches Entscheiden
durch denMenschen grundsätzlich überflüssig machen würde. Dominique Dubar-
lé äußerte beispielsweise in seiner Rezension zu Cybernetics in Le Monde die Hoff-
nung, dass die Fehler des gegenwärtigen Systems von Politikern und Institutionen
durch die optimale Sammlung und spieltheoretische Koordination von Informatio-
nen durch den Staat aufgehoben werden können.32 Kybernetik, so eine populäre
Einführung, versprach »verbesserte[] Informationsmöglichkeiten«, um »schneller
zu reagieren« und einen »[u]ngestörte[n] Lauf der Information« sicherzustellen.33
Diese drei Kontexte – das technische Dilemma von Wohlstandsproduktion
und Selbstzerstörung, die Entwicklung neuer, computergestützter Ansätze zur
Optimierung sozialer Steuerung sowie der dadurch produzierte imaginative
Überschuss – dienten als Nährboden für die Technokratie-Debatte. Dabei hatte
sich eine positive Identifizierung mit den ›Technokraten‹ verloren. Zwar erinnerte
die Organisation Technocracy, Inc. in ihrer Zeitschrift daran, dass sie einen opti-
mierten sozialen Mechanismus schon weit vor Wiener vorgeschlagen hätten.34
Die Technokratie-Bewegung, die sich in den 1920er und 1930er Jahren in den USA
um Thorsten Veblen und Howard Scott ausgebreitet hatte, hatte aber längst keine
Relevanz mehr. In den Nachkriegstexten zur Technokratie-Debatte trat sie nur
30 Siehe Sauer: Marionetten, Maschinen, Automaten. Heute reaktivierte diesen Fundus etwa
Schirrmacher: Ego.
31 Vgl. Wiener: Cybernetics, S. 37f.; Kline: The Cybernetics Moment, S. 70-73, 210-217.
32 Siehe Dubarlé: »Vers la machine à gouverner?«; außerdem z.B. Meynaud: Technocracy,
S. 240f.; Ellul: The Technological Society, u.a. S. 9; Haseloff/Stackelberg (Hg.): Kybernetik als so-
ziale Tatsache, S. 24f., 62f. (Cybernetics und Science-Fiction). Zur breiten französischenRezepti-
on vgl. Johnson: »›French‹ Cybernetics«, S. 61f.; zur enormen populärkulturellen Verarbeitung
(z.B. der Erfindungdes Cyborgs) vgl. Kline: TheCyberneticsMoment; Rid:Maschinendämmerung.
33 Lohberg/Lutz: Keiner weiß, was Kybernetik ist, S. 62.
34 Vgl. Kline: The Cybernetics Moment, S. 90f.
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noch im Rahmen historischer Vergewisserungen um die Vorläufer gegenwärtiger
Problemstellungen in Erscheinung.35
Technokratie war inzwischen eine fast ausschließlich abgrenzend und abwer-
tend genutzte Bezeichnung, derenUmrisse diffus blieben.36 In einemVersuch, die-
se Kritik zu ordnen, lassen sich grundlegend zwei Richtungen in der Debatte unter-
scheiden: Einerseits bedeutete Technokratie die Herrschaft technischer Experten,
andererseits bedeutete Technokratie die Herrschaft von Technik selbst.37
Die Herrschaft der Techniker
Technokratie als die Herrschaft von ›Technikern‹ darzustellen, war oft Ausgangs-
und im Zweifel auch Rückzugspunkt in der Technokratie-Debatte. Diese Konzepti-
on stand in der Nähe zu den ›klassischen‹ Technokratie-Theorien: Die affirmativen
Technokratie-Entwürfe, die anlässlich der Industriellen Revolution und der Gro-
ßen Depression entstanden waren, waren oft dezidiert Elitetheorien, die Fachräte
(Saint-Simon) oder Ingenieure (Veblen) in Herrschaftspositionen einsetzen woll-
ten.38 Die Kritik der Techniker-Herrschaft war daher besonders in Frankreich und
Deutschland von der Sorge getragen, dass die jungen Demokratien wieder in eine
obrigkeitliche Herrschaft degenerieren könnten.
35 Siehe Senghaas: »The Technocrats«; Klein: »The Technocrats«; Meynaud: Technocracy, S. 194-
206; Niederwemmer: »Versuch einer historisch-systematischen Ortsbestimmung des Tech-
nokratiegedankens (der Saint-Simonismus)«. In Frankreich spielte die soziologische Traditi-
on vonSaint-SimonbisDurkheimzur Bestimmungeines dezidiert französischen technischen
Denkens eine Rolle (vgl. Hecht: »Planning a Technological Nation«).
36 Siehe Meynaud: Technocracy, S. 59, Lübbe: »Bemerkungen zur aktuellen Technokratie-
Diskussion«, S. 94; weitere Verweise bei Rickert: Technokratie und Demokratie, S. 1.
37 Haring: »Herrschaft der Experten oder Herrschaft des Sachzwangs?« hat bereits eine ähnli-
che Unterteilung vorgeschlagen; ihr Anliegen war aber nicht, die Technokratie-Debatte der
Nachkriegszeit systematisch zu rekonstruieren. Grundsätzlich ist die Debatte schwierig zu
strukturieren, da die Beiträge häufig wenig kohärent waren. Oft wurden selektiv Motive auf-
gegriffen oder man führte eine zentrale These an, unterlief sie dann aber unter der Hand.
Ellul vertrat z.B. explizit die Autonomiethese, ging in einem späteren Kapitel aber doch von
einer esoterischen Gruppe von Technikern als Träger aus (siehe Ellul: The Technological Society,
S. 162). Schelsky revidierte 1975 seine Sachzwang-These und schwenkte auf die These einer
»Priesterherrschaft« der Wissenschaftler ein (Schäfers: »Schelskys Theorie des technischen
Staates«, S. 508). Auch in Hans Morgenthaus Science: Servant or Master? finden sich beide An-
sätze (vgl. Scheuerman: »Realismand the critique of technology«).Mit der hier vorgeschlage-
nen Systematisierung folge ich nur zum Teil den Vorschlägen von Gunnel: »The Technocratic
Image and the Theory of Technocracy« und Rickert: Technokratie und Demokratie. Bei Gunnel
wird durch die dritte Kategorie ›Technologie als Ideologie‹ eine zu starke Distanz zwischen
Autorenwie Ellul undHorkheimer gebracht. Rickert hingegen schlug zunächst vier Verständ-
nisse vor, stellte dann aber den Zusammenhang jeweils zweier Verständnisse heraus, sodass
sein Vorschlag auf die hier gemachte Zweiteilung kollabierte.
38 Vgl. Haring: »Herrschaft der Experten oder Herrschaft des Sachzwangs?«, insb. S. 247f.
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Empirisch konnte man dafür auf die massiv angewachsene Bedeutung sozial-,
wirtschafts- und naturwissenschaftlicher Expertise in den Planungs- und Bera-
tungsgremien der USA und Frankreichs hinweisen. Dementsprechend stand auch
die deutsche Debatte im Bann des US-amerikanischen »Reformclans« um John F.
Kennedy und der »Technokratie« der V. Französischen Republik, bis sie mit der
Idee der Globalsteuerung in der Großen Koalition einen zusätzlichen Bezugspunkt
erhielt.39
Allerdings war man sich in dieser Variante der Technokratie-Debatte nicht ei-
nig, wer die soziale Bezugsgruppe der ›Techniker‹ war. Es lassen sich mindestens
zwei starke Begriffe des Technikers unterscheiden: Man konnte den Begriff auf
Personen aus Ingenieurs- und Naturwissenschaft begrenzen oder ihn auf jede Art
des fachlich spezialisierten Sachverstandes bis hin zum Verwaltungssachverstand
ausweiten.40 Die Dehnung des Begriffs hatte den Vorteil, dass sich einerseits an
Motive der Bürokratiekritik und andererseits an eine parallel laufende Debatte an-
schließen ließ, die die Verwicklungen von Staat und Industrie in einemmilitärisch-
industriellen Komplex kritisierte. Die typischen Referenzen für diese Debatte wa-
ren C. Wright Mills The Power Elite und James Burnhams The Managerial Revoluti-
on.41 Die Manager bilden nach Burnhams Diagnose eine gemeinsame Schicht in
Führungspositionen von Unternehmen und Administration, die bald anstelle von
Eigentümern oder Politikern herrschen würden. Während Burnhams sozioökono-
mische Charakterisierung der Führungsschicht vielfach abgelehnt wurde, hielt sich
die These, dass – in den USA wie in Frankreich unter de Gaulle – eine neuartige
Klasse mit einem zugehörigen Bewusstsein auf dem Weg zur Herrschaft war.
Jean Meynaud wies die Pauschalität dieser ›Einheitsthese‹ zurück.42 Sein
Buch bietet die ausführlichste zeitgenössische Evaluation der französischen
Technokratie-Debatte. In ihm wandte er sich sowohl gegen die Idee, Technokratie
sei die neue kapitalistische Herrschaftsform des 20. Jahrhunderts als auch gegen
eine Gleichsetzung der Technokraten mit Bürokraten, und auch die Vorstellung
39 Koch/Senghaas: »Vorwort der Herausgeber«, S. 6f.; s.a. Meynaud: Technocracy, S. 141.
40 So setzte Nora Mitrani zunächst auf einen engeren Begriff mit Bezug auf die »Polytechnici-
en« (Mitrani: »Die Zweideutigkeit der Technokratie«, S. 75-77). Nach Greiffenhagen hingegen
»meint Technokratie im Unterschied zu Demokratie die Herrschaft einer Elite von Fachleu-
ten und Sachverständigen, Technikern also im weitesten Sinne des Wortes« (Greiffenhagen:
»Demokratie und Technokratie«, S. 55). Für weitere Stellen vgl. Rickert: Technokratie und De-
mokratie, S. 7-13.
41 Vgl. Gunnel: »The Technocratic Image and the Theory of Technocracy«, S. 397-402, und Sa-
retzki: »Technokratie, Technokratiekritik und das Verschwinden der Gesellschaft«, S. 363f.,
die auch auf Variationen wie Kenneth Galbraiths techno-structure verweisen; historische Be-
züge etwa bei Gebauer: »Der Mythos der Technokratie und seine Realität«, S. 80f.; Meynaud:
Technocracy, S. 12, 205f.; Marcuse: Der eindimensionale Mensch, S. 19f.
42 Meynaud: Technocracy, S. 164-182.
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eines Blocks der Technokraten hielt er für verfehlt. Dementsprechend kritisierte
er die gängige These eines Korpsgeists der Technokraten. Diese argumentiere,
dass Technokraten durch ihre Präferenz für abstrakte Modelle prinzipiell igno-
rant gegenüber der sozialen Realität, zugleich aber von der Unfehlbarkeit und
Unparteilichkeit ihrer Modelle überzeugt wären. Daher hätten sie schließlich
eine Vorliebe für das Handeln im Geheimen, für autokratische bis absolutistische
Regierungsformen.43 Meynaud stellte nach der Durchsicht all dieser Positionen
recht harsch fest: »Technicians are not conspiring to seize power, but technical
skill has increased its standing«.44
Seine eigene Argumentation verteidigte dagegen zwei zentraleThesen. Erstens
stünden sich unterschiedliche Gruppen gegenüber, und dies sowohl innerhalb der
Technokraten als auch zwischen den Führungsgruppen. Die Technokraten stam-
men zwar in aller Regel wie die Manager und Bürokraten aus den oberen Schichten
und seien an den Écoles ausgebildet worden, vor allem an der École Nationale d’Ad-
mimistration und der École Polytechnique; sie bilden aber in keiner Hinsicht einen
einheitlichen Block.45 Meynauds Zeitdiagnose lautete dann aber zweitens, dass die
technokratischen Interventionen insgesamt deutlich zugenommen hätten. Dabei
definierte er technokratisches Handeln über den Begriff der technischen Kompe-
tenz:
»The essence of the technocratic intervention is its specific and irreplaceable foun-
dation in a technical knowledge of the problem under consideration. It is compe-
tence and competence alone which determines the influence. […] I shall consider
as technocratic penetration only those situations in which technologists, whose
genuine or supposed competence forms the instrument or essential weapon of
intervention, have a direct hand in the activity of decision-making centres […].
Thus technocracy is the combined result of the competence and infiltration of the
technocrat at an appropriate point or sector of the deliberative machine.«46
Bei aller Kritik war er damit wieder auf einer Linie mit den meisten Technokratie-
Beiträgen dieses Strangs. Demnach würden die Technokraten immer mehr
Gelegenheiten zur Intervention bekommen.47 Die gegenwärtigen Gesellschaften
streben danach, ihre Zukunft mit kalkulierenden Techniken zu kontrollieren.
43 Meynaud: Technocracy, S. 59.
44 Meynaud: Technocracy, S. 182.
45 Dazu auch Meynaud: Technocracy, S. 52-58, zu Bürokratie und Technokratie S. 58-66.
46 Meynaud: Technocracy, S. 69f. Man kann an dieser Definition sehen, wie sich verschiedene
Konzeptionen auf die Technokratie-Debatte projizieren: Meynaud ›konkretisiert‹ »technical
knowledge« als fachspezifische Kompetenz, andere als eine spezifische Methodik, z.B. die
Spieltheorie, oder eine allgemeine instrumentelle Vernunft. Dadurch zeigt sich auch, wie
sehr van Laak im Duktus der Technokratie-Debatte selbst gefangen bleibt (s.o.).
47 Hier und im Folgenden siehe Meynaud: Technocracy, S. 13-17, 110-115.
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Während beim Staat davon insbesondere internationale Gremien und der Bereich
der Sozialpolitik betroffen seien, bedienen sich auch Privatunternehmen ähnlicher
Management-Techniken. Im Rahmen dieser Gestaltungsansätze bieten Techniker
nicht-ideologische, unparteiliche Begründungen für Entscheidungen an, die im
Zuge der Entmythologisierung des Staates nachgefragt seien. In diesem Sinne,
räumte Meynaud ein, gebe es eine technokratische Ideologie: Ihr Ansatz bestehe
darin, die Regierungsgeschäfte nach dem Effizienzkriterium umzugestalten und
allein rationale Analyse zur Grundlage politischen Entscheidens zu machen, um
gleichzeitig Kompetenz und Konsens zu garantieren. Angetrieben werden diese
Hoffnungen von der Kybernetik, die laut Meynaud in der lächerlichen Vision eines
allumfassenden Regierungsautomaten gipfeln.48
Diese Form der Elitenbildung war nach Meynaud im Einzelfall nützlich, sie
führe als gesellschaftlicher Trend aber zu einem »fresh decline of democracy«.49
Die Gründe dafür verortete Meynaud allerdings nicht in erster Linie beim Macht-
hunger der Techniker. Ganz im Gegenteil werde das Vordringen der Technokraten
erst durch das politische Desinteresse der Öffentlichkeit und die Führungsschwä-
che des politischen Personals möglich.50 Das politische Zentrum verlagere sich nur
darum immer weiter von der Legislative in die Exekutive und dort in die Exper-
tengremien,weil Öffentlichkeit und Führung freiwillig ihreMacht an Technokraten
abtreten und damit vor ihrer Verantwortung fliehen.
Entsprechend dieser Diagnose lautete Meynauds Lösung: Die Technokraten
müssen wieder »under the supervision of a higher authority. […] What I call ›recti-
fying the situation‹ consists simply of placing technicians once more in a position
subordinate to that of elected representatives.«51 In der Semantik von verkehrter
Hierarchie, Verantwortungslosigkeit und Repräsentativität wird deutlich, dass die
Zielvorstellung Meynauds ein souveränes Regieren war, wie es im vorangegange-
nen Kapitel beschrieben wurde.
In Bezug auf dieses Ideal des Regierens übernimmt die Technokratie-Diagnose
hier explizit die Funktion einer Richtigstellung (»rectifying«). Meynauds Kritik an
anderen Technokratie-Beiträgen der ersten Kategorie zielte darauf ab, die Vor-
stellung einer unangreifbaren technokratischen Verschwörung zu disqualifizieren.
Daher wies er mit noch schärferen Worten jeneThesen zurück, die sogar die Auto-
48 Siehe Meynaud: Technocracy, S. 207-210, 240-247, 293-295. Nicht nur dass sich Meynaud da-
mit widersprach, weil er gerade die Ideologie-These kritisiert hatte, auch seine Schilderung
dieser Ideologie war widersprüchlich: Meynaud wendete nämlich ein, dass die tatsächlich
Forschenden aus der Kybernetik meist gerade nicht so dachten, er rekurrierte für seine Dia-
gnose dann aber doch wieder darauf.
49 Meynaud: Technocracy, S. 295.
50 Siehe, auch für die konkrete Wortwahl, Meynaud: Technocracy, S. 14-16, 244-247, 110-114.
51 Meynaud: Technocracy, S. 299.
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nomie der Technik behaupteten oder mit kulturkritischem Tenor den zwingenden
Verfall politischer Aktivität in der Konsumgesellschaft voraussagten.
Seine republikanische Antwort auf diese beiden Richtungen bestand darin, das
Problem der Technokratie in ein Problem der Tugendhaftigkeit von Öffentlichkeit
und Eliten umzudeuten, die ihre Souveränität willentlich aufgeben und so anderen
– menschlichen – Kräften den Weg freimachen. Das Problem dieser Kräfte ist, so
sein republikanisches Argument, dass ihre Methoden der Kalkulation in der Rou-
tine funktionieren mögen, für die Krise aber nicht vorbereitet und gerade daher
gefährlich seien. Politik und Bürgerschaft stehen demnach schlicht vor der mora-
lischen Entscheidung, ob sie die Initiative (erneut) ergreifen wollen.
Ein solcher Aufruf zum Machtkampf konnte im Rahmen der Technokratie-
Debatte freilich nicht nur republikanisch, sondern auch anders, etwa marxistisch,
formuliert werden.52 Meynaud kam allerdings zu dem pessimistischen Schluss,
dass die Zeitumstände insgesamt nicht besonders günstig waren: Das Effizienz-
denken im Dienste der Wohlstandsmaximierung verführe dazu, die kommenden
Gefahren zu ignorieren und denmoralischen Kompass zu verlieren.53 Hier lag eine
Schnittstelle mit dem zweiten Strang der Technokratie-Debatte.
Die Herrschaft der Technik
Während Technokratie als ›Herrschaft der Technokraten‹ unmittelbar den politi-
schen Deutungsrahmen der Machtfrage aufrief, setzte dieser zweite Diskussions-
strang grundsätzlicher, nämlich anthropologisch an. Hier wurde argumentiert,
dass die Technik autonom geworden sei, dass sie als ein selbstständiger Gesetzge-
ber den menschlichen Gesetzgeber entthrone. Dieses Autonom-Werden der Tech-
nik sei, so ein zweites gemeinsames Motiv, durch einen menschengemachten Ef-
fizienzglauben hervorgebracht worden. In dessen Dienst werden die natürlichen
Dinge und menschlichen Traditionen analytisch in Einzelteile zerlegt, die »in der
Natur nicht vorfindbar sind«, um sie dann unter dem Kriterium höchster Wirk-
samkeit neu zu synthetisieren.54 Die Folge dieser wissenschaftlichen Technik sei
daher eine Entfremdung des Menschen von der Natur und von sich selbst.
Am deutlichsten tritt diese Argumentationsstruktur bei zwei Gruppen hervor,
die sich selbst typischerweise als Gegenspieler sahen: den sogenannten Konser-
vativen wie Jacques Ellul oder Helmut Schelsky und der Kritischen Theorie von
Horkheimer und Marcuse bis zu Jürgen Habermas. In der jüngeren Forschung,
aber auch schon während der Debatte ist allerdings bemerkt worden, dass diese
52 Siehe etwaGorz: »Technokratie undArbeiterbewegung«, der die Kritik der Technokratie auch
explizit auf die Souveränitätsfrage bezieht.
53 Dieser Rekurs auf ozio und qualita dei tempimarkiert den republikanischen Zugriff Meynauds,
der einleitend nicht zufällig Bezug auf Rom nahm (siehe Meynaud: Technocracy, S. 13).
54 Schelsky: »Der Mensch in der wissenschaftlichen Zivilisation«, S. 445.
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beiden Ansätze in der Technokratiefrage durchaus große Ähnlichkeiten aufwei-
sen.55 Die Parallelen beginnen in der historischen Genese der beiden Ansätze aus
dem Kontext der Zwischenkriegszeit. Denn im Gegensatz zu den ›eigentlichen‹
Technokraten, denen es nicht gelungen war, ihre Position während und nach dem
Zweiten Weltkrieg erneut aktiv ins Spiel zu bringen, wirkte die technikkritische
Gegenposition fort.
Diese Fortführungwurde durch die Selbstbezeichnungen aus der anwendungs-
orientierten Systemanalyse und Spieltheorie erleichtert. Wenn die Beteiligten ihre
Ansätze als Sozialtechnik oder, wie der Atomphysiker Alvin M. Weinberger, als so-
cial engineering präsentierten, ließ sich der Rekurs auf die bereits in den 1930er
Jahren geführte Debatte um die gezielte Manipulation menschlicher Verhaltens-
und Wertemuster mittels psychologischer, sozialwissenschaftlicher und naturwis-
senschaftlicher Erkenntnisse kaum vermeiden.56 Die Übertragung vonMotiven der
Zwischenkriegszeit in die 1960er Jahre war zudembesonders naheliegend,weil sich
aufseiten der Technikkritik in erster Linie Protagonist:innen befanden, deren intel-
lektuelle Sozialisation und ersten Interventionen in den 1930er Jahren stattfanden.
Während die Kritische Theorie dabei aber zunächst ihre Ansätze im Anschluss an
Hegel, Freud und Weber fortsetzen konnte, war der Rekurs auf eine konservative
Behandlung von Technik versperrt, solange sie sich nicht ganz klar von National-
sozialismus und Faschismus distanzieren ließ.57
Dies begründet die besondere Relevanz der Thesen des Widerstandskämpfers
Jacques Ellul. Als Technik bezeichnete er eine umfassende Rationalität der Effi-
zienzsteigerung mit dem dazugehörigen Set an Methoden.58 Diese Techniken, so
Ellul, waren inzwischen längst frei von den Spielregeln menschlicher Traditionen:
55 Vgl. Wöhrle: »Das Denken und die Dinge«; Rohbeck: Technologische Urteilskraft, S. 138; sie-
he bereits Ropohl: »Gesellschaftliche Perspektiven und theoretische Voraussetzungen einer
technologischen Aufklärung«.
56 Siehe z.B. Koch: »Kritik der Futurologie«, S. 319f.; Ellul: The Technological Society, S. 273, 351;
Schelsky: »Der Mensch in der wissenschaftlichen Zivilisation«, S. 442f.; Marcuse: Der ein-
dimensionale Mensch, u.a. S. 29, 37, 45; Lenk: »›Technokratie‹ als gesellschaftskritisches Kli-
schee«, S. 15; vgl. zur Aufarbeitung der Begriffe Sozialtechnik, -planung, social engineering etc.
Knoblauch: Sozialtechnologie, Soziologie und Rhetorik.
57 Dies gilt beispielsweise für Oswald Spengler, während Jünger eine durchaus gängige Refe-
renz war. Insbesondere galt dies aber für den deutschsprachigen Anschluss an Martin Hei-
degger. Sein Einfluss auf diesen Strangder Technokratie-Debatte ist allerdings kaumzuüber-
sehen. Heidegger hatte gewissermaßen als philosophischer Durchlauferhitzer einer Idee ge-
dient, die Werner von Heisenberg in der Physik formuliert hatte, nämlich dass Instrumente
und Technik nicht nur neutrale Artefakte darstellen, sondern nur einen sehr spezifischen Zu-
griff auf die Welt erlauben. Vgl. dazu Steinschaden: »Heidegger und das Denken der Tech-
nik«; zum Briefwechsel Heidegger-Heisenberg Vagt: »Komplementäre Korrespondenz«.
58 Ellul: The Technological Society, S. xxv: »technique is the totality of methods rationally arrived at
and having absolute efficiency […] in every field of human activity«.
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»[H]ow can anyone fail to see that none of this holds true today? Technique has
become autonomous; it has fashioned an omnivorous world which obeys its own
laws and which has renounced all tradition.«59
Diese Emanzipation der Technik enthielt für Ellul zwei Dimensionen.60 Ei-
nerseits zeichne sich die Automatisierung der Maschine ab, die sich über Servo-
Mechanismen selbst steuere. Damit entziehe sie sich der Kontrolle des Nutzers
und arbeite dessen Gewohnheiten permanent um. Andererseits haben sich die
Techniken von der Maschine und ihrem vordergründigen Anwendungsgebiet der
industriellen Produktion emanzipiert. Neben dem Feld der Produktion, so argu-
mentierte Ellul mit scharfer Kritik an seinen französischen Kollegen Jean Fourastié
und Georges Friedmann, seien längst zwei neue Gruppen der Technik entstanden:
Techniken der Organisation sozialer Beziehungen, die Unternehmen, Verwaltung
und den Staat insgesamt überformen, und die Humantechniken vonMedizin, Psy-
chologie, Pädagogik und Soziologie, mit denen der Mensch selbst zum Objekt der
Manipulation wird.Mit ihnen sei die Technik in alle Bereiche desmenschlichen Le-
bens eingedrungen und habe ihr Gesetz der Effizienzmaximierung demMenschen
aufgezwungen. Er wurde damit zu einem standardisierten Produkt der ursprüng-
lich von ihm selbst eingerichteten Produktionszwänge.61
Die Kritik an der Standardisierung des modernen Massemenschen im Produk-
tionsprozess war auch eine Kernformel der Kritischen Theorie.62 Der sozialphilo-
sophische Ausgangspunkt war dabei wie bei Ellul das Mittel-Zweck-Verhältnis. Die
instrumentelle Vernunft, so lautete Horkheimers Diagnose, hat die Position der
objektiven Vernunft eingenommen.63 Dies sei möglich geworden, weil die objek-
tive Vernunft innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft durch die Einführung des
Privatinteresses auf den Zweck der Selbsterhaltung verengt worden sei. Auf die-
se Weise sei die Vorstellung eines eigenständigen, übergeordneten Allgemeinen
aufgelöst und die vernünftige Reflexion auf diese allgemeinen Zwecke überflüssig
geworden. An ihre Stelle trete nun die instrumentelle Vernunft. Sie transformie-
re alle vorherigen Zwecke zu Mitteln, um sie auf den letzten verbliebenen Zweck
der Selbsterhaltung auszurichten. Diese Zweck-Entfremdung gipfele in der Auto-
nomisierung der Technik: »Das Instrument gewinnt Selbständigkeit […]. Auf dem
Weg von der Mythologie zur Logistik hat Denken das Element der Reflexion auf
59 Ellul: The Technological Society, S. 14.
60 Siehe zum Folgenden Ellul: The Technological Society, S. 14-22.
61 Siehe Ellul: The Technological Society, S. 11f.
62 Siehe Marcuse: »Some Social Implications of Modern Technology«, S. 142.
63 Siehe Horkheimer: »Zur Kritik der instrumentellen Vernunft«, S. 16-33 für die Vernunftwei-
sen, S. 124-152 für die Verselbständigung der Technik und den »Niedergang der Individuali-
tät«. Vgl. zur folgenden Rekonstruktion Rohbeck: Technologische Urteilskraft, S. 124-141.
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sich verloren, und die Maschinerie verstümmelt die Menschen heute, selbst wenn
sie sie ernährt.«64
Diese Zurichtung des Individuums durch die Maschine erfasste auch Herbert
Marcuse.WieHorkheimer war er der Auffassung, der ursprünglich kritische Impe-
tus des liberalen Individualismus sei verschwunden, und das Handeln des Indivi-
duums habe sich völlig den Zielen angepasst, die vom Apparat vorgegeben werden.
Die ›individualistische Rationalität‹ war also zu einer ›technologischen Rational-
ität‹ degeneriert: »It grew into the rationality of competition in which the rational
interest was superseded by the interest of the market, and individual achievement
absorbed by efficiency. It endedwith standardized submission to the all-embracing
apparatus which it had itself created.«65
Insgesamt teilten diese Autoren die Verfallsdiagnose einer De-Humanisierung
durch Heteronormierung.66 Der Mensch trete sich selbst nur noch als künstliches,
verformtes Produkt seiner eigenen Produktionsweisen gegenüber, und er werde
selbst wieder nur zum Mittel dieser Produktionsweisen. Da er nicht mehr in der
Lage sei, auf die Zwecke seines eigenen Handelns zu reflektieren und die Technik
darüber auf ihren Platz zu verweisen, werde die Technik durch nichts weiter be-
grenzt als durch »its own calculus of efficiency«67 und könne sich ungehindert auf
Kosten des Menschen ausbreiten.
Mit der Fähigkeit, Sinn- und Zweckfragen zu entscheiden, verliert der Mensch
also seine Autonomie und lebt unter der Herrschaft der Technik. Der technisch
verformte Massenmensch reagiere auf Stimuli, aber er regiert nicht mehr über
sich selbst: »[H]is share of autonomy and individual initiative becomes smaller and
smaller. He is constrained and repressed in thought and action«.68 Die Emanzipa-
tion der Technik, so der kritische Tenor, führt zum Verlust von Sinnfragen und zur
Irrelevanz ethisch substanzieller Entscheidungsfähigkeit.
64 Horkheimer/Adorno: Dialektik der Aufklärung, S. 43f.
65 Marcuse: »Some Social Implications of Modern Technology«, S. 157; vgl. Honneth: »Kritische
Theorie«, S. 608-610.
66 Horkheimer: »Zur Kritik der instrumentellen Vernunft«, S. 13f.: »Das Fortschreiten der techni-
schenMittel ist von einemProzeß der Ent-Menschlichung begleitet. Der Fortschritt droht das
Ziel zunichte zu machen, das er verwirklichen soll – die Idee des Menschen«; fast identisch
Ellul: The Technological Society, S. 4, 6. Im Vorwort zur englischen Ausgabe pointierte Robert K.
Merton: »Progress then consists in progressive de-humanization – a busy, pointless, and, in
the end, suicidal submission to technique« (S. viii). Selbst Schelsky schrieb von der »Umkon-
struktion undNeuformung desMenschen«, auchwenn er zugleich den universellen Ruf nach
›dem‹ Menschen als Phantomschmerz der Technisierung darstellte (Schelsky: »Der Mensch
in der wissenschaftlichen Zivilisation«, S. 449 (Zitat), 467f.). – Vgl. auchWöhrle: »Das Denken
und die Dinge«, S. 61, der allerdings die Unterschiede in Begründung und Handlungsoptio-
nen unterschätzt.
67 Ellul: The Technological Society, S. 74; s.a. S. 20, 77, 306.
68 Ellul: The Technological Society, S. 303.
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Diese Probleme souveränen Regierens systematisch auf den beiden Ebenen von
Individuum und Staat angesprochen zu haben, dürfte ein wichtiger Grund da-
für sein, dass Schelsky zum zentralen Bezugspunkt der deutschen Technokratie-
Debatte wurde. Dafür übernahm er Jacques Elluls Beschreibung der autonom ge-
wordenen Produktionstechniken und prägte hierfür den Begriff des Sachzwangs.69
Ellul hatte auch die Vorarbeit für Schelskys Thematisierung des Staates geleis-
tet.Mit Affinität für die KritischeTheorie hatte er die Schlüsselstelle des Staates für
die Verbreitung der Technik herausgearbeitet:70 Der Staat müsse sich allein durch
die Entwicklung der Produktion im Taylorismus der Technik als Problem anneh-
men.Dafür übernehme er die Koordination desMitteleinsatzes und schaffe immer
größere technische Systeme.Damit dehne er die Technik und sich selbst auf immer
weitere Sozialbereiche aus. Wie das Individuum verliere der Staat selbst dadurch
aber seine eigene Entscheidungsrelevanz und werde zu einer automatisierten Ma-
schine, die man nur noch warten müsse. Diese Überlegungen überführte Schelsky
in seine »Modelltheorie« des »technischen Staates«.71
Im technischen Staat hätte es eben nicht nur einen Austausch der Herrschafts-
klasse gegeben, sondern es gäbe ein grundsätzlich neues Konzept von Herrschaft.
In ihm fällt die Herrschaft von Menschen über Menschen mittels Gesetze und
Normen, über die entschieden wurde, weg zugunsten der Sachgesetzlichkeiten,
»die nicht als politische Entscheidungen setzbar und als Gesinnungs- oder Welt-
anschauungsnormen nicht verstehbar sind.«72
Daraus zog Schelsky eine radikale Konsequenz: Wenn Werte- und Entschei-
dungsfrage keine Relevanz mehr für die Steuerung der Gesellschaft haben, hat
sie den Bereich des Politischen grundsätzlich verlassen. Demokratie brauche man
dann schlichtweg nicht mehr: »Die moderne Technik bedarf keiner Legitimität;
mit ihr ›herrscht‹ man, weil sie funktioniert und solange sie optimal funktioniert.
Sie bedarf auch keiner anderen Entscheidungen als der nach technischen Prinzi-
pien«.73 Die humanistische Fassung der Souveränität habe sich so erledigt:
69 Schelsky: »DerMensch in derwissenschaftlichenZivilisation«, S. 449-454. ZurHerleitungund
Erläuterung des Theorems zitierte er Ellul in aller Ausführlichkeit (S. 444f., 460f., 466-468).
Mit Ellul – unddiesesMal gegen seinen LehrerGehlen –war Schelsky derAuffassung, dass die
»entscheidende Veränderung« im »nichtwerkzeughaften« Charakter der modernen Technik
bestand (S. 445). Der Begriff des Sachzwangs selbst ist freilich älter: Er stammtaus den 1920er
Jahren (vgl. Steinmetz: »Anbetung und Dämonisierung des ›Sachzwangs‹«).
70 Siehe Ellul: The Technological Society, S. 229-283, insb. S. 279.
71 Schelsky: »Der Mensch in der wissenschaftlichen Zivilisation«, S. 455. Bezeichnenderweise
fällt dabei der stete Verweis auf Totalitarismus undNationalsozialismusweg, der EllulsWerk
prägte.
72 Schelsky: »Der Mensch in der wissenschaftlichen Zivilisation«, S. 453.
73 Schelsky: »Der Mensch in der wissenschaftlichen Zivilisation«, S. 456.
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»[S]ouverän ist, wer über die höchste Wirksamkeit der in einer Gesellschaft an-
gewandten wissenschaftlich-technischen Mittel verfügt. [… Der Staat] selbst ist
damit in seinen Zielen aber dem Gesetz unterworfen, das ich schon als das all-
gemeine Gesetz der wissenschaftlichen Zivilisation erwähnte: daß sozusagen die
Mittel die Ziele bestimmen oder besser, daß die technischen Möglichkeiten ihre
Anwendung erzwingen.«74
Die Zerstörung der humanistischen Souveränität zeigt sich für Schelsky letztlich
in der Unmöglichkeit des staatlichen Planens. Auch wenn man ein Einzelproblem
womöglich noch mit dem Muster von humanem Zweck und technischem Mittel
planen könne, so sei die Erkenntnis und Planung der Zukunft insgesamt von den
bestehenden Mitteln abhängig. Parallel dazu hatte nach Schelsky auch das Indivi-
duum seine Souveränität an die Technik abgegeben: Bildung als die Möglichkeit,
»eine geistige und sittliche Souveränität gegenüber den Zwängen der Welt und des
praktischen Lebens« zu gewinnen, läge längst außerhalb der Möglichkeiten der
Wissenschaften.75 Substanziell hätten sie ihre Zielsetzung auf eine spezialisierte
Zerlegung des Menschen ausgerichtet. Die Universitäten seien »längst zur Hohen
Schule für die Techniken« geworden.76
In der Rezeption dieser Thesen war allerdings nicht ganz klar, ob Schelsky nur
der Diagnostiker des technischen Staates mit seiner autoritär-undemokratischen
Struktur war. Vielmehr wurde der Verdacht geäußert, dass der Schüler von Hans
Freyer und Arnold Gehlen ein Verfechter dieses Modells sei, mit dem unter dem
Rubrum der Ideologiefreiheit der obrigkeitsstaatliche Dezisionismus wiederein-
geführt werden sollte.77
Auch Jürgen Habermas schloss sich der Kritik an Schelskys Entwurf an.
Allerdings fokussierte er vor allem auf den strukturellen Konservatismus der
Diagnose, dass »[g]egenüber dem autonom gewordenen System von Forschung,
74 Schelsky: »Der Mensch in der wissenschaftlichen Zivilisation«, S. 455f.
75 Schelsky: »Der Mensch in der wissenschaftlichen Zivilisation«, S. 464.
76 Schelsky: »Der Mensch in der wissenschaftlichen Zivilisation«, S. 466.
77 Siehe die gegensätzlichen Einschätzungen bei Greiffenhagen: »Demokratie und Technokra-
tie«, S. 56-62; Gebauer: »Der Mythos der Technokratie und seine Realität«, S. 77, der aus-
gerechnet Ellul zum Gegenspieler Schelskys machte; Lübbe: »Bemerkungen zur aktuellen
Technokratie-Diskussion«, S. 95. Vgl. zur Debatte um Schelskys Thesen auch Metzler: Kon-
zeptionen politischen Handelns von Adenauer bis Brandt, S. 197-202. Rückblickend hat Wöhr-
le die normative Intention von Schelskys Ausführungen bezweifelt, und selbst Greven, der
Schelskys Verstrickungen in den Nationalsozialismus und den Autoritarismus des Souve-
ränitätskonzepts in den Frühwerken herausarbeitete, kam letztlich zu dem Schluss, dass
Schelskys Nachkriegsschriften über Technik und Planung eher altliberale Züge tragen (vgl.
Wöhrle: »Das Denken und die Dinge«; Greven: Politisches Denken in Deutschland nach 1945,
S. 250-272).
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Technik, Ökonomie und Verwaltung […] die vom neuhumanistischen Bildungsan-
spruch inspirierte Frage nach der möglichen Souveränität der Gesellschaft über
die technischen Lebensbedingungen […] hoffnungslos veraltet« ist.78 Er wich von
der »Technokratie-These« insofern ab, als dass diese selbst einen strukturellen
Determinismus der Technik präsentierte und damit Teil eines technokratischen
Konservatismus sei.
Damit musste Habermas allerdings auch die klassischen Ansätze der Kriti-
schen Theorie fallen lassen. Denn sowohl in der Variante von Schelsky, Gehlen und
Ellul als auch in der Variante von Horkheimer, Adorno und Marcuse hatte sich ein
doppelter Begriff autonomer Technik eingespielt:79 Einerseits bedeutete die Auto-
nomie der Technik, dass die Artefakte durch ihre Beschaffenheit eine spezifische
Ordnung hervorbringen, die akzidentiell oder intentional von den wissenschaftli-
chen, politischen und ökonomischen Machtverhältnissen geprägt ist. Andererseits
konnte Autonomie der Technik auch heißen, dass sich die Technik die notwendi-
ge soziale Umwelt für ihr System selbst schafft. Während für die langfristige Ge-
nese der Technokratie häufig das erste Technik-Verständnis in Anschlag gebracht
wurde, insofern die moderne Technik ja menschliches Produkt war; wurde ihre ge-
genwärtige Produktion undWirkungmit dem sehr viel stärkeren zweiten Technik-
Verständnis erörtert: »Angesichts der totalitären Züge dieser Gesellschaft läßt sich
der traditionelle Begriff der ›Neutralität‹ der Technik nichtmehr aufrechterhalten«,
pointierte es Marcuse.80
Mit diesem starken, deterministischen Begriff technischer Autonomie wollte
Habermas nicht mitgehen. Es ist daher folgerichtig, dass nicht nur Schelsky und
Ellul, sondern auch Marcuse bei ihm als Technokraten erscheinen, und zwar nicht
weil sie unmittelbar den technischen Staat herbeiführen, sondern weil sie für die
Verbreitung eines technokratischen Irrglaubens sorgen, der den Unterschied zwi-
schen Technik und Praxis verleugne – und damit das Emanzipationspotenzial der
Gesellschaft insgesamt. Das Kennzeichen der technokratischen Ideologie ist dem-
nach, dass »›Sittlichkeit‹ als eine[] Kategorie für Lebensverhältnisse überhaupt«
verdrängt wurde.81
78 Habermas: »Technischer Fortschritt und soziale Lebenswelt«, S. 116.
79 Die folgende Unterscheidung entlehne ichWinner: »Do Artifacts Have Politics?«, insb. S. 127-
130, und wende sie als Heuristik für die Rekonstruktion an. WinnersWerk nimmt selbst eine
Scharnierstellung zwischender Technokratie-Debatte und einerNeuformulierungderAnaly-
seoptionen von Technologie ein. Losgelöst von den kulturkritischenMotiven vertritt er dabei
u.a. die Handlungsfunktion von Artefakten.
80 Marcuse: Der eindimensionale Mensch, S. 18.
81 Habermas: »Technik und Wissenschaft als ›Ideologie‹«, S. 90, zur expliziten Parallelisierung
von Marcuse und Schelsky siehe Habermas: »Erkenntnis und Interesse«, S. 167; vgl. Spec-
ter: Habermas, S. 120-122. Ein zweiter Streitpunkt mit Marcuse war, dass sein Lösungsvor-
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Allerdings war auch er der Überzeugung, dass die »Hintergrundideologie« der
Technokratie und damit die instrumentelle Vernunft selbst auf demVormarsch sei-
en. Wie Schelsky und Marcuse konstatierte er ein Anwachsen der Staatsinterven-
tionen, ein Zusammentreffen von Wissenschaft und Technik sowie schließlich die
Zunahme manipulativer Zwänge und adaptiven Verhaltens: »Die industriell fort-
geschrittenen Gesellschaften scheinen sich dem Modell einer eher durch externe
Reize gesteuerten als durchNormen geleiteten Verhaltenskontrolle anzunähern.«82
Dabei werde dies insbesondere durch Systemforschung und Kybernetik vorange-
trieben, in deren analytischemModell und den daraus resultierenden Steuerungs-
techniken doch stets der »Wunschtraum einer instinktanalogen Selbststabilisie-
rung« präskriptiv eingeschrieben ist.83 Schließlich sah er genau diese »Hinter-
grundideologie auch in das Bewußtsein der entpolitisierten Masse […] eindrin-
gen«.84
In der Diagnostik treten bei Habermas also die gleichen Motive und Argumen-
tationsmuster auf. Er war nur optimistischer, was die Revision dieses Prozesses
anging.Während seine Vorläufer der öffentlichen Meinung eine hoffnungslose Af-
finität zur Technik zuschreiben,85 ging es ihm um eine Rehabilitierung der Öffent-
lichkeit unter normativen Vorzeichen. Habermas setzte also auf die Wiederher-
stellung der humanistischen Souveränität. Hier wandte er sich von seiner eigenen
Studie über den Strukturwandel der Öffentlichkeit ab und begann jenes Projekt, aus
dem dieTheorie des kommunikativen Handelns wurde.
In dieser Weise griffen auch andere Debattenbeiträge auf die kulturkritischen
Motive zurück, ohne stets den gesamten Argumentationszusammenhang zu über-
nehmen.86 In der Beschreibung ließen sich dabei beide Stränge der Diskussion
überblenden: Die Ausbreitung der ›Techniker‹ entsprach einer Ausbreitung der
Technik, die Absetzung der ›Politiker‹ passte zur Diagnose sachgesetzlicher Entpo-
litisierung, und beides ließ sich auf eine Perversion von technischen Mitteln und
humanistischem Zwecken zuspitzen. Diese Pointierung skizzierte die existenziel-
le Bedrohung des souveränen Individuums und des souveränen Staates mit ihrem
schlag auf einer metaphysisch-messianisch überhöhten Richtungsumkehr der Technik be-
ruhte. Hierin besteht wiederum Ähnlichkeit zu Elluls theologischer Lösungsoption.
82 Habermas: »Technik und Wissenschaft als ›Ideologie‹«, S. 83.
83 Habermas: »Technik und Wissenschaft als ›Ideologie‹«, S. 97; s.a. 82f. Nahezu wortgleich in
Habermas: »Technischer Fortschritt und soziale Lebenswelt«, S. 118.
84 Habermas: »Technik und Wissenschaft als ›Ideologie‹«, S. 81.
85 Siehe Ellul: The Technological Society, S. 302f.; Schelsky: »Der Mensch in der wissenschaftli-
chen Zivilisation«, S. 458f.; Meynaud: Technocracy, S. 138; Marcuse: »Some Social Implications
of Modern Technology«, S. 144.
86 Siehe z.B. Dreitzel: »Rationales Handeln und politische Orientierung«, S. 14f.; Narr: »System-
zwang als neue Kategorie in Wissenschaft und Politik«, S. 222; Gorz: »Technokratie und Ar-
beiterbewegung«, S. 148, 152.
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moralisch angeleiteten Entscheidungs- und Handlungsspielraum, um dann eine
forcierte Anstrengung im Dienste der Souveränität einzufordern.
In diesem Sinne wurde bereits bei den Bergedorfer Gesprächen eine »Ermuti-
gung des Selbstbewußtseins« verlangt, zu der eine technisch reflektierte Bildung
der Menschen beitragen könne.87 Diese Förderung einer »Kritische[n] Souveräni-
tät« müsse auch nach Walter Hoeres das Ziel sein,88 während Hans Lenk komple-
mentär dazu forderte, dass an der Planung »urteilfähige[] universalistische[] ›Ex-
perten für das Allgemeine‹« – »Kultur-, Institutionensoziologen und Philosophen«
–mitwirken müssen.89 Noch weiter ging Nora Mitrani. Sie wollte die Technokratie
des Selbstwiderspruches überführen wollte, denn für die kontinuierliche Innovati-
on brauche das technische System die humanistische Kreativität des Menschen.90
Und selbst der enorm pessimistische Jacques Ellul stellte seiner bald zu drei Bän-
den ausgebauten Kritik der Technik das Bild aktiver Christenmenschen in derWelt
entgegen, die in einem Akt der Revolution die Dehumanisierung durch die Tech-
nik überwinden könnten. Damit lässt er sich als Vertreter eines christlich-liberalen
Souveränitätskonzepts kennzeichnen.91
An diesen Befunden zeigt sich, dass die Technokratie-Debatte unmittelbar an
das Regierungsdenken der Souveränität anknüpfte. In komplementärer Perspekti-
ve fragte sie nach der Dominanz der Techniken, die zur Umsetzung des Planungs-
imperativs notwendig waren, und überprüfte damit, ob die Souveränität des Men-
schen noch Geltung besaß. Für die Reflexion und Praxis souveränen Regierens er-
füllte sie damit die entscheidende Funktion eines internen Warn- und Korrektur-
systems.
Diese Funktion wird an der Form der Technokratie-Thesen besonders deutlich:
Diese nutzen in aller Regel einen Doppelgestus. Einerseits behaupten sie die Stär-
ke der Techniker und ihrer Rationalität als Ist-Zustand, während sie gleichzeitig
darauf hinweisen, dass es sich bei ihren Diagnosen nur um die Beschreibung von
87 Haseloff/Stackelberg (Hg.): Kybernetik als soziale Tatsache, S. 30, s.a. S. 36, 108.
88 Hoeres: »Kritisches Bewußtsein – ein neues Bildungsideal?«, S. 148.
89 Lenk: »Technokratie und Technologie«, S. 124. Genau gegen diesen Typus des universellen
Intellektuellen haben sich dann Foucault und Luhmann ganz dezidiert gewendet, wie unten
gezeigt wird.
90 Siehe Mitrani: »Die Zweideutigkeit der Technokratie«, S. 89.
91 Dies vertrat er vor allem in The Presence of the Kingdom. Die Einordnung in den Strang christ-
lich-liberaler Souveränität bestätigt sich noch durch Elluls zentrale Referenzfigur Karl Barth,
die er mit den oben vorgestellten Autoren teilte. Hierin unterschied er sich freilich grundle-
gend von Schelsky. Als wichtigstes theoretisches Manöver von Schelsky, Freyer und Gehlen
kann gerade gelten, den Konservatismus vom metaphysisch-religiösen Bezug abgekoppelt
und in einer technisch-wissenschaftlichen Welt neu verortet zu haben. Vgl. zu Ellul Green-
man et al.:Understanding Jacques Ellul, insb. S. 9-17; zumKonservatismus Laak: »From the Con-
servative Revolution to Technocratic Conservatism«.
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Tendenzen handele.92 Sie sind also Selbstbeschreibungen der Gesellschaft in Form
extrapolierter Dystopien. Damit imitieren sie paradoxerweise nicht nur die Zu-
kunftsschau der Gegenseite, sondern hoffen zumeist auch auf eine ›negative Rück-
kopplung‹.
Vor dem Hintergrund eines weitgehenden Konsenses über die Ausrichtung an
den Leitideen der Souveränität überrascht es dann auch nicht, wenn die Debatten-
beiträge, die eine empirische Prüfung der Technokratie-Thesen versuchten, keine
große Gefahr für das souveräne Regieren sahen.93 Die Verbindung vonModernisie-
rung und Souveränität geriet erst in den 1970er Jahren in eine radikale Krise, und
zwar aus einer ganz anderen Perspektive: Nicht die Übermacht technokratischer
Steuerung, sondern der Verlust von Steuerungsfähigkeit standen fortan im Zen-
trum. In dieser Situation war die Stunde für ein anderes technologisches Denken
gekommen, das sich parallel zur Technokratie-Debatte entwickelt hatte. Es offe-
rierte das Versprechen, Politik und Gesellschaft neu zu denken, und zwar gerade
gegen die moderne Rationalität.
2. Die kybernetische Alternative
Die Rede von einem neuen Denken, gar dem Anbruch eines neuen Zeitalters, war
ein zentraler Topos der kybernetischen Erzählung. Bereits die beiden grundlegen-
den Bücher von Norbert Wiener beginnen mit einer Absage an die Newton’sche
Physik und der Aussicht, eine neue, einheitliche Perspektive auf Mensch und
Maschine zu begründen.94 Und noch 1971 eröffnete Gregory Bateson seine Es-
saysammlung über die Ökologie des Geistes damit, dass er mithilfe der Kybernetik
92 Besonders pointiert diese Spannung die paradoxe Formulierung von Ellul: »The political
power is no longer precisely a classical state, and it will be less and less so« (Ellul: The Tech-
nological Society, S. 279 [Hervorhebung hinzugefügt], vgl. auch S. 257-259). Bei ihm wird die
Extrapolation auch in häufigen Futur-Formen sichtbar. Bei Schelsky ist dies verschwunden:
Auch wenn er explizit auf den hypothetischen Charakter hinwies, trat seine Modelltheorie
sprachlich mit dem Gestus des Faktischen auf. Für die Kritische Theorie siehe Marcuse: Der
eindimensionale Mensch, S. 21, sehr prägnant Habermas: »Technik undWissenschaft als ›Ideo-
logie‹«, S. 81.
93 Typische Einwände waren: Die Technokratie-These unterschätze die Pluralität der gesell-
schaftlichen Interessen; sie habe ein unhaltbares Wissenschaftsverständnis, da die Wissen-
schaft keineswegs auf den one best way ausgerichtet sei; sie verkenne, wie sehr sich die Poli-
tik um die Zustimmung der Wählerschaft sorgt. Vgl. Metzler: Konzeptionen politischen Han-
delns von Adenauer bis Brandt, S. 200f.; Winner: Autonomous Technology, S. 148f.; primär sie-
he Greiffenhagen: »Demokratie und Technokratie«; Ropohl: »Zur Technokratie-Diskussion in
der Bundesrepublik Deutschland«, S. 73f.; Meynaud: Technocracy, S. 296; vor allem Offe: »Das
politische Dilemma der Technokratie«, S. 164f., 170f.
94 Wiener: Cybernetics; Wiener: The Human Use of Human Beings.
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eine »neue Art des Denkens« vorschlagen will.95 Diese Figur hält sich bis hin zu
den technologischen Sozial- und Regierungstheorien von Michel Crozier, Michel
Foucault oder Niklas Luhmann, die uns im weiteren Verlauf begegnen werden.
In der Technokratie-Debatte aber war der Begriff ›Kybernetik‹ weitgehend ne-
gativ besetzt. Man wies den ›systemischen‹ Planungsmethoden zu, eine Form der
unlauteren Technisierung menschlicher Angelegenheiten zu sein und im Dienste
einer durchdringenden Rationalisierung und Effizienzsteigerung zu stehen. Um-
gekehrt erhofften sich die öffentlichen und privaten Finanziers, dass die Kyberne-
tik eine Optimierung der Steuerungskapazitäten des souveränen Staates und der
großen, hierarchisch strukturierten Unternehmen bringen würde. Für beide Per-
spektiven war die Kybernetik ein Teil der Modernisierungsanstrengungen. Aber
wie war es dann möglich, dass ausgerechnet das kybernetische Denken einen An-
satzpunkt bieten konnte, als die klassische Moderne in den 1970er Jahren in die
Krise geriet?
Um dieses Paradox zu verstehen, muss man sich von der breiteren öffentlichen
Debatte der Intellektuellen meist sozialwissenschaftlicher Prägung entfernen und
die Debatte der kybernetischen Grundlagenforschung seit den 1940er Jahren ins
Zentrum rücken. Daher muss nicht nur ein neues ›Personal‹ in die Geschichte ein-
geführt werden, sondern es werden auch teils sehr abstrakte, technische Problem-
stellungen und Konflikte in der kybernetischen Forschung skizziert.Hier formierte
sich die Basis für das technologische Regierungsdenken mit seinen Begriffen, sei-
ner modernekritischen Argumentation und seinen rhetorischen Figuren. Gewis-
sermaßen ist es eine Ironie der Geschichte, dass ausgerechnet aus der Förderung
des modernen Steuerungsdenkens eine Kritik dieses Denkens entstand.
Diese Entwicklung soll im Folgenden dargestellt werden. Dafür wird zunächst
das Pendeln der Kybernetik zwischen Machbarkeitsglaube und Modernekritik the-
matisiert, um dann in drei weiteren Teilen in die Konzepte und die Konflikte in
›der‹ Kybernetik einzuführen. Mit der gewonnenen konzeptionellen Heuristik las-
sen sich dann die kybernetisch inspirierten Neuformulierungen des Regierens in
den folgenden Kapiteln nachweisen. Das Kapitel blickt so in die historischen und
systematischen Grundlagen des technologischen Regierungsdenkens.
Zwischen Machbarkeit und Modernekritik: Zur Verortung ›der‹ Kybernetik
Der Ausgangspunkt der kybernetischen Vorstellung eines neuen Denkens ist eine
Kritik des mechanistischen Weltbildes, wie es sich nach Newton entwickelt habe.
Bereits Nobert Wiener führte dagegen an, dass seine starren, deterministischen
Gesetze nicht in der Lage seien, »uncertainty and the contingency of events« zu
denken.96 Dieser Fokus auf Ungewissheit und Kontingenz sollte zu einem Mar-
95 Bateson: Steps to an Ecology of Mind, S. 1 (eigene Übersetzung).
96 Wiener: The Human Use of Human Beings, S. 8.
II. Technologiken: Modernes Steuerungsdenken in der Kritik 129
kenzeichen eines technologischen Regierungsdenkens werden, das Ungewissheit
nicht in mathematischen Kalkulationen auflösen, sondern produktiv einbinden woll-
te.
Wieners Kritik an der Newton’schen Physik lehnte sich dabei an die Arbeiten
von James Maxwell, Ludwig Boltzmann und Josiah Gibbs an.97 Sie hatten bereits
am Ende des 19. Jahrhunderts zu einer Kritik der starren Gesetzmäßigkeiten ange-
setzt, deren Konsequenzen dann von Werner von Heisenberg ausformuliert wor-
denwaren. Ihre statistischeMechanik versuche, soWiener, die Dynamik der Ereig-
nisse beobachterabhängig und nicht-deterministisch zu erfassen. Die Sammlung
von Daten der Vergangenheit reiche dann auch in physikalischen Vorgängen nur
noch für eine statistische Schätzung der Zukunft, sodass die Newton’schen ›Geset-
ze‹ letztlich zu einem Mittelwert degradiert werden.98
Der Kern dieser Überlegung war eine andere Zeitkonzeption: Die Ereignisse
in der Zeit sind demnach prinzipiell kontingent und laufen als eine gerichtete,
irreversible Bewegung ab, sodass man sie nur probabilistisch erfassen, nie mit Ge-
wissheit prognostizieren könne. Mit einer solchen Zeitkonzeption bricht für Wie-
ner sowohl die mechanistische Vorstellung streng kausaler Gesetze als auch die
vitalistische Unterscheidung von Zeitkonzeptionen für lebende und nicht-leben-
de Systeme zusammen. Der Gegensatz von organizistischen und mechanistischen
Konzepten musste in einer allgemeinen Regulationstheorie überwunden werden,
und dies sollte das Ziel der Kybernetik sein.99
Wieners kritische Abgrenzung der Kybernetik von der klassischen Mechanik
beruhte auf seiner Tätigkeit für die amerikanische Operations Research während
des Zweiten Weltkriegs.100 Der National Defense Research Counsil (NDRC) und
seine Nachfolgeorganisation, das Office of Scientific Research and Development,
hatten zahlreiche Projekte der Personen gefördert, die nach Kriegsende den ky-
bernetischen ›Forschungsverbund‹ begründeten. Der Schwerpunkt der Förderung
lag einerseits auf der Kryptographie, also dem Problem geheimer Kommunikation
und ihrer Entschlüsselung, andererseits auf der Flugabwehr.
Mit der Professionalisierung der Luftwaffe hatte sich schon im Ersten Welt-
krieg abgezeichnet, dass es zu einer neuen Herausforderung werden würde, die
97 Siehe Wiener: The Human Use of Human Beings, S. 7-27.
98 Siehe Wiener: Cybernetics, S. 48f.
99 Siehe zu diesem Absatz Wiener: Cybernetics, S. 40-56. Wiener bezog sich auf Henri Bergson,
der auch die französische Philosophie beschäftigte. LautWiener dehne eine statistischeMe-
chanik einerseits Bergsons Begriff der durée auf alleMechanismen aus. Andererseits sahWie-
ner diese Ausdehnung zugleich als eine Niederlage von Bergsons Vitalismus, dem härtesten
Gegenspieler des Newtonianismus, weil dessen Unterscheidung substanziell unterschiedli-
cher Dauern für lebende und nicht-lebende Systeme zusammenbreche.
100 Vgl. zum Folgenden Rid:Maschinendämmerung, S. 28-58; Hughes/Hughes: »Introduction«.
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sich bewegenden Flugobjekte abzufangen.101 Die Geschwindigkeit der Flugzeuge
war so hoch, dass ein Geschoss auf Basis einer einfachen ballistischen Berechnung
dieses stets verfehlen würde. Infolgedessen reichte eine menschliche Zielfokussie-
rung nicht mehr aus.Man brauchte ein System ausMensch undMaschine, das den
Zielvorgang übernahm. Neben diesem ersten Problem brachten Wiener und sein
Kollege Julian Bigelow noch einen zweiten Aspekt an: Das zu treffende Flugob-
jekt würde auch selbst Ausweichmanöver fliegen. Daher müsste man erstens diese
Unbestimmtheit der Flugbahn in die Kalkulation einplanen und zweitens eine Rück-
kopplung zwischen dem anvisierten Ziel und dem Geschoss ermöglichen, nachdem
dieses die Schussvorrichtung verlassen hatte, sodass sich dieses selbst auf das Ziel
hinsteuere.
Solchen Problemen zirkulärer Regulation widmete die Macy Foundation nach
dem Krieg, in den Jahren 1946 bis 1953, zehn Konferenzen, die schon allein des-
halb zu den wichtigsten wissenschaftshistorischen Ereignissen des 20. Jahrhun-
derts zählen, weil hier die Grundlagen für Mikroelektronik und Internet gelegt
wurden. Es ist gewissermaßen die Geburtsstunde der Kybernetik. Die Hoffnung
der Stiftung und ihres Vertreters Frank Fremont-Smith war, dass man die Erfol-
ge der Operations Research in den Wiederaufbau friedlicher und prosperieren-
der Gesellschaften übersetzen könne.102 Das konstitutiveMerkmal der Operations-
Research-Teams war ihre interdisziplinäre Zusammensetzung, mit der die Gren-
zen zwischen den Disziplinen eingerissen werden sollten. Dementsprechend nah-
men an den Konferenzen Forschende aus sehr unterschiedlichen Bereichen teil.103
Im Vordergrund standen Mathematiker, Logiker und Ingenieure wie Norbert
Wiener und sein Kollege Julian Bigelow, John von Neumann, Claude Shannon, Ross
Ashby, Walter Pitts, W. Grey Walter, Leonard Savage und Heinz von Foerster. Die
Teilnehmenden einer zweiten großen Gruppe kamen aus der Medizin, wie etwa
Frank Fremont-Smith oder Arturo Rosenblueth, oder aus der Psychologie, darunter
der Neuropsychologe und KonferenzleiterWarrenMcCulloch, der Gestaltpsycholo-
ge Kurt Lewin und sein Schüler Alexander Bavelas, der Kognitionspsychologe und
spätere Internetpionier Joseph Licklider und der Psychoanalytiker Lawrence Kubie.
Schließlich gehörten zum Macy-Kreis eine Reihe von Personen aus Linguistik und
101 Für den Absatz siehe Wiener: Cybernetics, S. 11-16, und vgl. Rid: Maschinendämmerung, S. 44-
56. Wiener und Bigelow antworteten mit einer stochastischen Modellierung zukünftigen
Verhaltens unter der Berücksichtigung vergangenen Verhaltens. Für den Krieg war dies be-
deutungslos, wie Rid erläutert. Die für Kriegszwecke praktikablere Lösung sei von der Johns
Hopkins University gekommen, nutzte aber auch das Prinzip der Rückkopplung: Statt des
üblichen Zeitzünders sollte das Geschoss Daten im Flug sammeln und seinen eigenen Ab-
standszünder stellen, um so eine Kopplung zum Ziel herzustellen.
102 Vgl. Kline: The Cybernetics Moment, S. 39.
103 Vgl. zu den Teilnehmer:innen in den folgenden beiden Absätzen Kline: The Cybernetics Mo-
ment, S. 1-8, 38-44. Für Teilnahmelisten siehe Pias (Hg.): Cybernetics – Kybernetik, Bd. 1.
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Sozialwissenschaft, allen voran Margaret Mead (neben der früh ausgeschiedenen
Molly Harrower die einzige Frau im engeren Kreis), Gregory Bateson sowie Paul
Lazarsfeld und Roman Jakobson.
Viele der Beteiligten kannten sich bereits aus vorherigen Kooperationen.104 Es
hatte schon zwei Konferenzen mit ähnlichen personalen Zusammensetzungen ge-
geben, deren Teilnehmende dann in permanentem Austausch standen. Eine ent-
scheidende Rolle für diesen Austausch spielte der Mathematiker Warren Weaver,
der selbst kein Teilnehmer der Macy-Konferenzen war. Weaver hatte aber sowohl
in der Rockefeller Foundation als auch beim NDRC die Vergabe von Förderungen
an die Vorläuferprojekte der Kybernetik unterstützt und immer wieder Kontakte
hergestellt, zum Beispiel zwischen Shannon und Wiener. Gleichzeitig lieferte er
selbst zentrale Impulse für die Komplexitäts- und Informationstheorie, die in der
Kybernetik aufgenommen wurden.105
Der Austausch in der Kybernetik beschränkte sich aber nicht nur auf Inhal-
te, sondern umfasste auch die Personen.106 So wechselte etwa Walter Pitts 1943
von McCullochs Forschungsgruppe an der University of Chicago zu Wieners For-
schungsgruppe amMassachusetts Institute of Technology,während beide versuch-
ten, John von Neumann aus Princeton für ihre jeweiligen Universitäten zu gewin-
nen. Dieser lehnte die Angebote ab, handelte dafür mit Princeton aber einen Etat
für den Bau eines Computers aus. Der später als Institute of Advanced Studies Ma-
chine oder Neumann-Maschine bekannte Apparat war einer der ersten digitalen
Computer, der Soft- und Hardware verband. Der leitende Ingenieur wurde Julian
Bigelow, der vormalige Kollege von Norbert Wiener und Arturo Rosenblueth.
Die doppelte Verortung der Kybernetik im Kontext der Steuerungsprobleme
von Weltkrieg und Kaltem Krieg hat nicht nur in den zeitgenössischen Beschrei-
bungen, sondern auch in rückblickenden Evaluationen dazu geführt, dass sie als
Kerndisziplin der zukunftsgewissen, planungsversessenen und staatszentrierten
Nachkriegsgesellschaften wahrgenommenwurde. So interpretiert Steve Heims die
Kybernetik als Teil einer »technocratic ideology«,107 wenn sie in Verbindung mit
der World Federation for Mental Health auftrat. Sowohl die Macy Foundation als
auch eine Reihe von Teilnehmenden engagierten sich in dieser Organisation, die ei-
ne technisch machbare Lösung für die Probleme von Gesundheit und Weltfrieden
104 Vgl. zum Absatz Kline: The Cybernetics Moment, S. 39-44.
105 Die wichtigsten Beiträge dürften die Theorie organisierter Komplexität (Weaver: »Science
and Complexity«) und die Einleitung zur Neuauflage von Shannons Kommunikationstheorie
sein, die letztere bekannt und für viele erst verständlich machte. Zur Rolle von Weaver vgl.
z.B. Kline: The Cybernetics Moment, S. 20-32.
106 Vgl. zum Folgenden Kline: The Cybernetics Moment, S. 20-32, 38-44.
107 Heims: Constructing a Social Science for Postwar America, S. 163. Dupuy hält dies für eine »highly
misleading idea of what cybernetics was actually trying to do.« (Dupuy: The Mechanization of
the Mind, S. 24; vgl. S. 82-84).
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finden wollte und dabei der Psychologie eine entscheidende Rolle bei der Erzie-
hung des Menschen zukommen ließ. Mit Blick auf die Zukunftsforschung kommt
auch Elke Seefried zu dem Schluss, die Kybernetik transportierte »ein Stück tech-
nizistisches Fortschrittsdenken«,108 das aus demKontext der Kriegsführung in den
Regierungskonzeptionen des Kalten Krieges übertragen wurde. Das »Prinzip der
Rückkopplung«, resümiert sie, war »die zielorientierte Steuerung eines Systems
oder von Vorgängen innerhalb eines Systems […]. Der Begriff der Steuerung (eines
Systems), der dann auch in der Planungspolitik der 1960er Jahre zentrale Bedeu-
tung gewann, hatte hier seine eigentlichen Wurzeln.«109
Tatsächlich bauteWieners Konzeption der Kybernetik auf denOptimismus und
den Machbarkeitsglauben der Nachkriegsjahre. Er wollte mit ihr eine neue Uni-
versalwissenschaft etablieren, die die Gräben zwischen allen mit Kommunikation
und Regelung beschäftigten Disziplinen überwinden könnte und ein gemeinsames
Wissen zur Verfügung stellen würde. Insbesondere in ingenieurshaften Einfüh-
rungen in die Kybernetik scheinen modernistische Varianten dieser Vision immer
wieder durch. So konstatierte etwa Hans-Joachim Flechtners Grundbegriffe der Ky-
bernetik: »[E]s ist ja gerade das Ziel der Kybernetik, ›den Zufall zurückzuschieben‹
[…] Wir müssen […] das Ausgangssystem A0 in allen wichtigen Einzelheiten sowie
die Möglichkeiten seiner Veränderung kennen. Darüber müssen wir – wie man
auch sagen könnte – informiert sein.«110 In ähnlicher Weise meinte die populäre
Einführung Keiner weiß, was Kybernetik ist: »Wenn man einen Vorgang […] rational
im Detail beschreiben kann, dann läßt sich dieser Vorgang auch rationalisieren
und automatisieren. Und die Kybernetik verhilft dazu. […] Man könnte, ein wenig
kühn, sogar formulieren, Kybernetik sei die hohe Kunst zu rationalisieren.«111
Diese Autoren sahen in der Kybernetik eine neue, womöglich allwissende Zu-
griffsmöglichkeit, mit der man den Zufall unterlaufen, Probleme lösen und Zu-
kunft planbar machen konnte. In der Technokratie-Debatte stand die RAND Cor-
poration in besonderer Weise für diese »Norm maximaler Rationalität«.112 Dabei
übersahen allerdings vor allem die sozialwissenschaftlichenDiskutant:innen in der
Regel, dass es in der Kybernetik selbst auch eine deutliche Abgrenzung dazu gab,
die im Laufe der Zeit immer schärfer wurde. Dies hat den kybernetikaffinen Logi-
ker Gotthard Günther zu einer doppelten Attacke veranlasst: Während er Haber-
mas vorwarf, sich mit der Kybernetik im Grunde nicht beschäftigt zu haben, de-
nunzierte er all jene, die der Norm maximaler Rationalität folgten, als »Wald- und
108 Seefried: Zukünfte, S. 100.
109 Seefried: Zukünfte, S. 55.
110 Flechtner: Grundbegriffe der Kybernetik, S. 30.
111 Lohberg/Lutz: Keiner weiß, was Kybernetik ist, S. 137.
112 Renate Mayntz in Haseloff/Stackelberg (Hg.): Kybernetik als soziale Tatsache, S. 81.
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Wiesen-Kybernetiker«, denen die Problemstellungen der Kybernetik »ein Buch mit
sieben Siegeln zu sein scheinen«.113
Ein weiteres Beispiel ist Russel Ackoff, Präsident der Operations Research
Society of America von 1956 bis 1957: »OR came to be identified with the use of
mathematical models and algorithms […] practitioners decreasingly took problem-
atic situations as they came, but increasingly sought, selected, and distorted them
so that favored techniques could be applied«.114 Diese mechanisch kalkulierende
Steuerungsgläubigkeit hing für Ackoff einem veralteten Denkmuster an: »World
War II marked the beginning of the end of what might be called theMachine Age, an
age that began with the Renaissance.«115 AckoffsMachine Age geht mit den gleichen
zentralen Attributen einher, die Wiener dem newtonianischen – mechanistischen
– Weltverständnis zugewiesen hatte: Es basiert auf einer analytischen Perspekti-
ve, die das Ganze objektiv in Ursache-Wirkungsrelationen zerlegen will, um auf
Basis dieses Reduktionismus perfekte Vorhersagen zu treffen und bestmögliche
Problemlösungen zu errechnen.
Dagegen konturierte auch Ackoff einen »new world-view«.116 Im Systems Age
müsse man einem synthetischen Denken folgen, das das Ganze als Teil eines grö-
ßeren Ganzen sieht, das es zu verstehen gelte, um dann wiederum das System »in
terms of its role or function in the containing system« zu verstehen.117 Bei diesem
›expansionistischen‹ Vorgehen gebe es keine Objektivität, weil es eine urteilende,
wertbeladene Wahl der Forschenden sei, welche Ebene der Beobachtung relevant
ist; es gebe auch keine starre Kausalität mehr, sondern nur noch Wahrscheinlich-
keiten; und schließlich sei die fixe Mittel-Zweck-Unterscheidung des Machine Age
hinfällig. Im SystemsAge erscheinenMittel und Zwecke als relative Konzepte, sodass
immer die intrinsische und extrinsischeWerthaftigkeit einbezogen werdenmüsse.
Da ohne direkte Kausalitäten, Determiniertheit und Objektivität keine perfekten
Vorhersagen und Lösungen möglich seien, müsse die Kreativität des Systems bei
der Bewältigung von Zufällen im Zentrum stehen. Das systemische Denken ziele
auf Innovationsfähigkeit und Design: »Prediction and preparation were the prin-
cipal modalities of the Machine Age; design and invention are emerging as the
principal modalities of the Systems Age.«118
113 Günther: »Selbstdarstellung im Spiegel Amerikas«, S. 41f.; vgl. Hagner: »Vom Aufstieg und
Fall der Kybernetik als Universalwissenschaft«, S. 67.
114 Ackoff: »The Future of Operational Research is Past«, S. 93f.
115 Ackoff: »The Future of Operational Research is Past«, S. 95.
116 Ackoff: »The Future of Operational Research is Past«, S. 96.
117 Ackoff: »The Future of Operational Research is Past«, S. 96, zum Folgenden S. 97-103.
118 Ackoff: »The Future of Operational Research is Past«, S. 101. Dieser Fokus auf Design, Stil und
Ästhetik, der auch im weiteren Verlauf noch mehrfach zur Sprache kommen wird, prädesti-
nierte die Kybernetik einerseits für Verbindungen zur Kunstszene der Counterculture, an-
dererseits wurde er auch zu einem Ausgangspunkt einer Ästhetisierung, wie sie gegenwär-
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Von besonderer Relevanz für diese Abgrenzungsbewegung ist eine Gruppe in
der Kybernetik, die bereits in den 1960er Jahren die Kategorien der ersten Genera-
tion einer Revision unterzog. In der Forschungsliteratur hat sich für diese Gruppe
der Begriff der second-order cybernetics etabliert.119 Für die formal-logische Perspek-
tive war Heinz von Foerster, Sekretär der Macy-Konferenzen, eine Brücke von der
ersten zur zweiten Generation kybernetischen Denkens, während Gregory Bateson
diese Brückenfunktion auf der sozialwissenschaftlichen Seite zukam.120 Für die
Biologie entwickelten mit Humberto Maturana und Francisco Varela zwei ›Neu-
linge‹, die nicht auf den Macy-Konferenzen waren, die kybernetischen Konzepte
weiter.
Die second-order cybernetics ging von der Beobachtung aus, dass die Kategori-
en der Macy-Konferenzen allzu oft dazu verleiteten, den Zufall in stochastischen
Berechnungen zu glätten und die Konsistenz der Modelle empirisch oder gar nor-
mativ der Kontingenz der Ereignisse vorzuziehen. Um dieser Rationalisierungs-
falle zu entgehen, unternahmen sie einen paradoxen Schachzug: Der ursprünglich
radikale Kern der Kybernetik, wie er bei den Gründungsfiguren McCulloch und
Wiener angelegt sei, ließe sich demnach nur retten, wenn man eine reflexive Wen-
de einbaut. Eine Kybernetik der Kybernetik sollte die Komplexität und Kontingenz
erneut zum Vorschein bringen.121
Indem diese Theorie die Abkehr der Kybernetik vom Effizienzdenken radikali-
sierte, zog sie noch stärker das Interesse der Counterculture auf sich.122 Ein guter
tig etwa von Andreas Reckwitz diagnostiziert wird (Reckwitz: Die Erfindung der Kreativität).
Sie spiegelt sich in dem starken Design-Fokus der Computer-Technologie, etwa bei Apple-
Produkten, und wird im Design Thinking fortgesetzt. Trotz der Abkehr von der mechanis-
tischen Auflösung des Zufalls, mit der die Kriterien von Objektivität und Richtigkeit durch
persönliche Passfähigkeit und das Experimentierenmit Innovationen ersetzt wurden, bleibt
freilich einmodernerMachbarkeitsglaube und ›Solutionismus‹ erhalten. Ein Beispiel für die-
se Gratwanderung ist – neben Ackoff – der berühmtere Kopf der britischen Operational Re-
search, Stafford Beer. Dessen fraglos vorhandener Machbarkeitsglaube bezog sich darauf,
dass kybernetische Modelle die beste Möglichkeit darstellen, sich an zufällige Umweltän-
derungen schnell anzupassen. Sein Buch Cybernetics and Management empfahl daher Unter-
nehmen, sich wie eine kybernetische Maschine zu strukturieren und zudem auf Computer
zu setzen, damit eine höhere Denkkapazität und Lerngeschwindigkeit erlangt werde. Aller-
dings gestand er schon dort ein, dass das Problem der Kontingenz widersprüchlicher sei als
erwartet (S. 240), und er folgte später der second-order cybernetics.
119 Vgl. z.B. Scott: »Second-order cybernetics«; Clarke/Hansen: »Introduction«, S. 6-15; Hayles:
HowWe Became Posthuman, S. 8-10; 74-80, 131-141, 222. Im Unterschied zur first-order cyberne-
tics fehlt bisher eine konzise Geschichte dieser enorm einflussreichen zweiten Generation,
die gelegentlich auch neocybernetics oder new cybernetics genannt wird.
120 Vgl. Hayles: HowWe Became Posthuman, S. 154, 222.
121 Hayles: HowWe Became Posthuman, S. 8-10, 131-140, hält daher Reflexivität für den Kern der
second-order cybernetics.
122 Vgl. Kline: The Cybernetics Moment, S. 197f.; Rid:Maschinendämmerung, S. 211-215.
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Gradmesser für diese enge Beziehung ist der von Stewart Brand herausgegebene
Whole Earth Catalog. Er erschien regelmäßig von 1968 bis 1972, verkaufte sich in
dieser Zeit zweieinhalb Millionen Mal und wurde, wie Steve Jobs es formulierte, zu
einer der Bibeln seiner Generation.123 Wenn Jobs dabei den Whole Earth Catalog
als einen Vorläufer von Google bezeichnete, traf er damit die erklärte Intention des
– ihm persönlich bekannten –Herausgebers, denn der Katalog sollte zwei zentrale
Funktionen erfüllen:124 Einerseits sollte er, wie es im Untertitel hieß, access to tools
bereitstellen. Kommunard:innen und andere Aktive der Counterculture sollten in
demKatalog eine Sammlung vonWerkzeugen für ihre eigenen Projekte finden; der
Katalog war eine Werkzeugkiste, so wie es Deleuze und Foucault für ihre Theorien
erhofften.125 Andererseits sollte diese Werkzeugkiste selbst interaktiv funktionie-
ren. Die Leser:innen sollten eigene Empfehlungen ›posten‹ und Bewertungen für
die Nützlichkeit abgeben können. Der Katalog war also strukturell ein »Knoten-
punkt eines Netzwerks von Leuten« und gleichzeitig selbst »als System angelegt«,
wie Brand pointierte, denn: »Mit Systemen kannte ich mich aus. Ich hatte Kyber-
netik studiert.«126
Auch auf der Content-Ebene des Netzwerks befanden sich dann folgerichtig
zahlreiche kybernetische Bücher. Allein in der ersten Ausgabe besprach Brand
sieben Werke, darunter Norbert Wieners Bücher sowie Ross Ashbys Design for a
Brain.127 Während Brand dann sogar für Heinz von Foerster Artikel zur Kybernetik
zweiter Ordnung verfasste, veröffentlichten manche aus dieser ›zweiten Genera-
tion‹ im Whole Earth Catalog und in Brands parallel erscheinender Zeitschrift
CoEvolution Quarterly. Dort erschien unter anderem ein berühmtes Interview von
Brand mit Margaret Mead und Gregory Bateson, den sein Buch Steps to an Ecology
of Mind zu einer Kultfigur der Counterculture avancieren ließ.128 Die Kybernetik
bot der Counterculture ein technologisches Denken an, das konträr zur Techno-
kratiekritik der Neuen Linken stand, die – folgerichtig – ihrerseits die Kybernetik
technokratisch verstand.129 Hatte die Kybernetik also im Kontext von Welt- und
Kaltem Krieg angehoben und sich angetrieben von Modernisierungszielen her-
auskristallisiert, verbreiteten sich ihre Konzepte auch unter den Bedingungen
123 Siehe Jobs: 2005 Stanford Commencement Address.
124 Zum Folgenden vgl. insb. Rid: Maschinendämmerung, S. 211-214.
125 Vgl., inklusive Primärbelegen, Boutin: »Die Dramatisierung der Macht«.
126 Zit. nach Turner: From Counterculture to Cyberculture, S. 79, Übersetzung von Rid: Maschinen-
dämmerung, S. 212.
127 Vgl. Rid:Maschinendämmerung, S. 212.
128 Brand et al.: »For God’s Sake, Margaret«; vgl. Kline: The Cybernetics Moment, S. 197f., 229-234.
129 Vgl. Teil 1 dieses Kapitels und Turner: From Counterculture to Cyberculture, S. 16-39.
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von Staats- und Modernisierungskritik, und die Counterculture war einer ihrer
Durchlauferhitzer.130
Die unterschiedlicheWahrnehmung ›der‹ Kybernetik sensibilisiert für eineme-
thodologische Schwierigkeit im Umgangmit ihr. Denn dort wo ›Kybernetik‹ gesagt
wird, ist nicht unmittelbar klar, was damit gemeint ist. Ronald Kline, der die bisher
detaillierteste Studie über die Macy-Konferenzen angefertigt hat, weist auf diese
Heterogenität der Zugriffe hin:
»[C]yberneticians […] disagreed on many points, even on how to interpret their
field. Thewidespread interest in cybernetics led tomultiplemeanings of the term,
which existed below themetadiscourse of cybernetics as a universal discipline. At
the local level of their own research, workers tended to interpret cybernetics from
the point of view of their discipline and social concerns«.131
Das je unterschiedliche Interesse der Einzeldisziplinen führte dazu, dass ›die‹
Kybernetik ausfranste und der Metadiskurs der Universaldisziplin in den frü-
hen 1970er Jahren verschwand.132 Paradoxerweise gewannen aber die radikalen
Konzepte der Kybernetik in dem Moment an gesellschaftlicher Relevanz, als die
Disziplin der Kybernetik gerade versunken war: Konnte letztere als Relikt der
130 Allerdings darf dies nicht zu dem Fehlschluss führen, die Counterculture habe die Kybernetik
homogen rezipiert oder sei selbst nur durch die Kybernetik geprägt. Gegen die erste Option
wäre einzuwenden, dass die Rezeption in der Counterculture auch kritisch gesehen wurde.
Ein Grund dürfte darin liegen, dass die Kybernetik dort mit zahlreichen anderen Vorstellun-
gen gekreuzt wurde und so etwa in stärker esoterischen Zusammenhängen zu einem erneu-
erten Authentizitätsversprechen transponiert wurde, dem die Kybernetik, insbesondere die
second-order cybernetics, mit ihrer Betonung von Nicht-Identität und Differenz distanziert ge-
genüberstehen musste. Gegen die zweite Option wäre umgekehrt anzuführen, dass inner-
halb der Counterculture auch andere Ideen ventiliert wurden; unter den politischen Ideen
war dabei etwa ein radikaler Libertarismus, der sich wiederum im Bereich der Computer als
Kryptoanarchismus undmit der Entstehung des Hackens gegen den Staat richtete. Vgl. dazu
Kline: The Cybernetics Moment, S. 184, Rid:Maschinendämmerung, S. 218-235.
131 Kline: The Cybernetics Moment; ähnlich Geoghegan: »From Information Theory to French The-
ory«, S. 101. Die teils massiven Konflikte zwischen den Perspektiven rekonstruiert auch Du-
puy: The Mechanization of the Mind. Dementsprechend finden sich sehr unterschiedliche De-
finitionen: als Wissenschaft der Regelung und Nachrichtentechnik (Wiener, Flechtner), der
Organisation (Beer), der Systeme, die energieoffen, aber informationsdicht sind (Ashby); als
Erkenntnistheorie (McCulloch); als way of life (Gordon Pask) – Foerster glaubte daher, dass
man aus den Definitionen wenig über die Kybernetik, aber viel über die Definierenden er-
fährt (vgl. insgesamt Foerster/Pörksen:Wahrheit ist die Erfindung eines Lügners, S. 106).
132 In zeitgenössischen und historischen Darstellungenwird dies oft als Ende der Kybernetik ge-
sehen oder zumAnlass der Begrenzung auf den Zeitraum 1943-1970 genommen (z.B. Beyme:
»Politische Kybernetik?«; Seibel: Cybernetic Government; selbst bei Rid:Maschinendämmerung,
S. 240-242). Auf die Gleichzeitigkeit vomVerschwindendes Labels und Fortführung der Ideen
insistiert dagegen Kline: The Cybernetics Moment.
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Modernisierung gesehen werden, hatten jene das Versprechen auf eine neue
Weltsicht jenseits der klassischen Moderne und ihrer Souveränitätsideen bewahrt.
Systeme: Maschinen, Netzwerke, Spiele
Die zunächst aufsehenerregendste Abweichung vom humanistischen Souveräni-
tätsdenken bestand darin, dass die Kybernetik die Unterscheidung von Mensch
und Maschine einebnete. Sie sah sich darin selbst in der Tradition der narzissti-
schen Kränkungen des Menschen, in der sie – nach Kopernikus’ kosmologischem,
Darwins biologischem und Freuds psychoanalytischem Angriff – dem Selbstbe-
wusstsein der Menschen einen vierten Schlag versetzte: Das Gehirn des Menschen
sei gar nicht einzigartig, sondern – wie der Mensch insgesamt – der Maschine
analog, wenn nicht sogar prinzipiell gleich.133
Diese These beruhte auf einer verschobenen Fragestellung, die sich ebenfalls
mit dem humanistisch-souveränen Deutungsrahmen nicht vertrug. Hatte dieser
denMenschen von denDingen unterschieden, um ersteren auf seine Persönlichkeit
zu befragen (Wer bist du?) und die Dinge nach ihrem Sein zu ordnen (Was ist das?),
brach die Kybernetik mit diesem Bezug auf Wesen und Identität. Diesen radikalen
Perspektivwechsel brachte Ross Ashby gleich am Beginn seiner bahnbrechenden
Einführung in die Kybernetik auf den Punkt: »It does not ask ›what is this thing?‹
but ›what does it do?‹«.134
Die Besonderheit der Kybernetik war also, dass sie die gesamte Sichtweise vom
Was zumWie und vomSein zumTun verschob.Daraus folgte, dass die Definition ihres
Beobachtungsgegenstandes ganz gezielt »beliebig«135 gehalten wurde: Ein System,
schrieb etwa Stafford Beer, ist jede Ansammlung (ensemble, assembly) miteinander in
Beziehung stehender Teile.136 Die Kybernetik interessierte sich dabei nicht dafür,
welcher Art diese Teile waren, ob sie etwa aus Stahl oder Zellen bestanden und
damit vermeintlich unterschiedlichen Seinsbereichen angehörten. Sie interessierte
sich allein für Zustandsänderungen dieser ›Maschinen‹, also dass und wie sie etwas
tun.
133 Vgl. Hörl: »Das kybernetische Bild des Denkens«, S. 181; Hagner: »Vom Aufstieg und Fall der
Kybernetik als Universalwissenschaft«, S. 38f. Diese vierte Kränkung ist titelgebend für den
informationsphilosophischen Bestseller und das dortige Selbstverständnis von Floridi: The
4th Revolution, insb. S. 87-100.
134 Ashby: An Introduction to Cybernetics, S. 1. Diese Verschiebung bleibt der Ausgangspunkt der
Kybernetik, siehe z.B. Maturana/Varela: »Autopoietische Systeme«, S. 184.
135 Beer: Kybernetik und Management, S. 24.
136 Siehe Beer: Kybernetik und Management, S. 24f.; siehe auch Wiener: Cybernetics; Ashby: An In-
troduction to Cybernetics, S. 110, 237, zum Folgenden auch S. 1-4. Die heute in Sozialwissen-
schaften und Ethnologie verbreitete Rede vom ›Ensemble‹ als Begriff für einen Zusammen-
hang von Elementen hat hier scheinbar einen Vorläufer.
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Mit dem Blick auf das faktische Verhalten ließen sich Mensch und Maschi-
ne dann völlig analog begreifen, indem man die Beziehungsmuster zwischen den
Teilen erfasste und die Muster ihrer Veränderungen mithilfe von Funktionen be-
schrieb. Die Kybernetik, so Ashby, habe damit eine neue, von der Mechanik grund-
verschiedene Theorie der Maschine entwickelt, die rein funktional und behavioral
ausgerichtet sei.137
Diese Perspektive hatten Norbert Wiener, Julian Bigelow und Arturo Rosen-
blueth bereits in einem ersten protokybernetischen Artikel von 1943 über Behavior,
Purpose and Teleology skizziert.138 Ihr Argument lautete, dass Maschinen und leben-
de Organismen gleichermaßen unter dem Gesichtspunkt einer teleologischen Zu-
standsveränderung betrachtet werden können: Ihr Verhalten »may be interpreted
as directed to the attainment of a goal«.139 Die Zweckorientierung der Maschi-
ne blieb im Detail, so die theoretische Prämisse, eine black box.140 Das Verhalten
konnte eben nur so interpretiert werden, als ob es sich auf ein Ziel hinbewege; die-
ses Ziel war der Maschine aber weder wesensmäßig inhärent oder transzendental
vorgegeben noch hätte der Beobachter dies von außen feststellen können. Auf diese
Weise höhlte die Kybernetik mit der Umstellung des Maschinenbegriffs auch den
philosophisch aufgeladenen Begriff der Teleologie aus. So wie »das Wort Maschi-
ne« abstrakt und formal »für jedes beliebige zweckorientierte System« verwendet
wurde, war die Zweckorientierung der Maschine zu einer formalen Kategorie der
Beobachtung geworden.141
Während Norbert Wiener und seine Kollegen eine Maschine als black box be-
trachteten, blickte der zweite protokybernetische Aufsatz ins Innere eines Sys-
tems.142 Warren McCulloch und Walter Pitts untersuchten das Nervensystem des
Gehirns daraufhin, was es tut, wenn es arbeitet. Dabei stellten sie fest, dass sich
das Nervensystem als ein Netz von Neuronen (net of neurons) beschreiben lasse, die
abhängig von einem selbstgesetzten Level von Erregung Impulse abfeuern. In ei-
nem System finde sich also ein Netzwerk von Mikrosystemen, und das Verhalten
137 Ashby: An Introduction to Cybernetics, S. 1. Die behavioristische Stimulus-Response-Kausalität
war mit den Annahmen der Kybernetik allerdings unverträglich (vgl. Dupuy: The Mechaniza-
tion of the Mind, S. 45f., sowie die folgenden Darstellungen).
138 Zu den beiden programmatischen Artikeln vgl. im Folgenden insb. Dupuy: TheMechanization
of the Mind, S. 44-52.
139 Rosenblueth et al.: »Behavior, Purpose and Teleology«, S. 18.
140 Ausführlich dazu Ashby: An Introduction to Cybernetics, S. 86-120.
141 Beer: Kybernetik und Management, S. 41 (Hervorhebung entfernt), auch S. 56; vgl. Hörl: »Luh-
mann, the Non-trivial Machine and the Neocybernetic Regime of Truth«, S. 98.
142 McCulloch/Pitts: »A Logical Calculus of the Ideas Immanent in Nervous Activity«. Vgl. zu den
folgenden beiden Absätzen Dupuy: The Mechanization of the Mind, S. 49-54; Seibel: Cybernetic
Government, S. 87-89; Alhadeff-Jones: »Three Generations of Complexity Theories«, S. 70.
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der black box Gehirn ergebe sich selbst wieder aus dem Zueinander-Verhalten zahl-
reicher kleinerer black boxes, aus den Relationen der Neuronen.
Dabei gingen McCulloch und Pitts über Wieners Analogie-Behauptung noch
hinaus. Denn sie argumentierten, dass eine kognitive Zustandsänderung tatsäch-
lich einer materiellen Zustandsänderung entspräche: Indem die Neuronen einen
bestimmten Zustand annehmen (feuern/nicht-feuern), produzieren sie logische
Kalküle, die wiederum mit Boole’scher Algebra erfassbar waren: »in psychology
[…], the fundamental relations are those of two valued logic«.143 Neuronen sind
also Relais mit einer 1/0-Schaltung.144 McCulloch und Pitts übertrugen damit die
On-Off-These, die Alan Turing für seine Universalmaschine aus der Physiologie im-
portiert hatte, zurück in die Neurophysiologie. Die radikale Konsequenz war, dass
nicht nur Menschen, sondern auch Maschinen zoon logon echon waren: Beide ver-
fügen demnach über Sprache, und das Gehirn sei in funktionaler Perspektive eine
Turing-Maschine.145
Mit Netzwerk und Maschine hatten diese beiden Artikel einen bis heute für die
Kybernetik gültigen Begriffsbestand gestiftet, noch bevor die ›Gründungskonfe-
renzen‹ der Kybernetik stattfanden. Für die semantische Verquickung von Sys-
tem und Netzwerk konnte die Kybernetik allerdings auf infrastrukturelle und se-
mantische Entwicklungen im 19. Jahrhundert zurückgreifen. Insbesondere im Be-
reich der zivilen Raumplanung hatte der Ausbau eines Eisenbahnsystems und ei-
nes Kommunikationssystems (Telegrafen) nicht nur zur Verbreitung des Systembe-
griffs, sondern auch des Netzwerkbegriffs geführt, da sich das, wasman als System
beschrieb, in der kartografischen Abstraktion als ein Verkehrsnetz darstellte.146
Gleichzeitig verbreitete sich in der Physiologie die Netzwerk- und System-
begrifflichkeit, insbesondere um die Beschaffenheit des Nervensystems zu be-
schreiben. Innerhalb der Neurophysiologie standen sich dabei zwei Fronten
gegenüber:147 Retikularisten, die das Nervensystem im Anschluss an die erste
143 McCulloch/Pitts: »A Logical Calculus of the Ideas Immanent in Nervous Activity«, S. 131.
144 Vgl. dazu auch die Zusammenfassung in Wiener: Cybernetics, S. 141f.
145 Vgl. Hagner: Der Geist bei der Arbeit, S. 205-209; siehe McCulloch/Pitts: »A Logical Calculus of
the Ideas Immanent in Nervous Activity«, S. 115. Diese Konzeptionmachte sich John vonNeu-
mann bei der Entwicklung digitaler Computer zunutze. Statt auf eine hardwareseitige Pro-
grammierung zu setzen, was immer wieder neuer Verkabelungen für neue Rechenaufgaben
bedurfte, entwickelte Neumann eine softwareseitige Programmierung, in der gespeicher-
te Programme mit Impulsen abgerufen werden konnten. Dies ist nicht nur ein Beispiel für
die wechselseitige Diffusion biologischer und technischer Metaphern undModelle, sondern
auch für dieWirksamkeit der Kybernetik: Die ›Neumann-Architektur‹ ist bis heute Grundlage
von Computern. Vgl. Seibel: Cybernetic Government, S. 88-90.
146 Vgl. Friedrich:Metaphorologie der Vernetzung, S. 286-309; Schüttpelz: »Ein absoluter Begriff«.
147 Vgl. zum Folgenden Friedrich:Metaphorologie der Vernetzung, S. 312-323. Zur biologischen Vor-
geschichte der Systemtheorie vgl. auch Bauer: Zellen,Wellen, Systeme.Wie Friedrich zeigt, war
das Problem der Autonomie unmittelbar politisch: Virchow wendete die Vorstellung auto-
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Formulierung durch Joseph von Gerlach als ein Fasernetz beschrieben, in dem
jede Nervenzelle physisch mit der anderen verbunden sei, und Neuronisten, die
die Nervenzellen im Netz als autonome Einheiten verstanden. Die beiden zen-
tralen Kontrahenten, Camillo Golgi und Santiago Ramón y Cajal, erhielten 1906
beide den Nobelpreis. Neben der Allgemeinen Systemtheorie, wie sie der Biologe
Ludwig von Bertalanffy skizzierte, stand offensichtlich auch McCullochs zeitgleich
entstehende Forschung in diesem neurophysiologischen Diskussionskontext.148
Dabei ließ sich allerdings kaum unterscheiden, ob die System- und Netzmeta-
phoriken aus der Physiologie in die Technik importiert worden waren oder ob der
Prozess umgekehrt verlief. Vielmehr, so argumentiert Alexander Friedrich in seiner
eingehenden Studie, stellte sich zwischen den natur- und technikwissenschaftli-
chen Disziplinen eine zirkuläre Adaption der Metaphoriken ein, um Vorgänge in
ihrem jeweiligen Gebiet zu erläutern. Im Rahmen dieses ständigen Austausches
entstand eine Begrifflichkeit systemischer Netzwerke, die eine grundsätzlich ande-
re Ausrichtung erhielt, als der textile Netzbegriff, der seit der Antike vertraut war.
Hier ging es um das Fangen und Bergen von Körpern und Subjekten; man konnte
in dem von einem übergeordneten Akteur ausgeworfenen Netz gefangen sein. Im
Gegensatz dazu stellt die neue Begrifflichkeit systemischer Netzwerke darauf ab,
dass alle Elemente in einem funktionalen Zusammenhang verbunden sind.149
Die besondere Relevanz der Kybernetik besteht darin, dass dieser Forschungs-
verbund die vorhandenen Ansätze reflektierte und eine grundlegendeTheorie- und
Begriffsarbeit leistete. Es ist gewissermaßen erst das Vokabular der Kybernetik,
mit dem sich die Genese einer neuen Netzmetaphorik auch so explizieren lässt,
wie Friedrich es zurecht getan hat. Denn die Kybernetik führte unter anderem die
Verbundenheit der Elemente als Definition für das System an: »Das Wort System
verstehen wir hier in einem anderen Sinne als etwa ein Abteilungsleiter, der syste-
matische Arbeit erwartet […]. Hier steht dieses Wort für Konnektivität.«150
nomer Zellenstaaten auf die deutsche Politik an, Golgi übertrug sie auf die Frage der Selbst-
ständigkeit der Schweizer Kantone und Du Bois Reymond verwendete die Metapher festge-
fügter Telegrafenmasten für Nervenzellen und Staaten. Allerdings bewegen sich diese Dar-
stellungen im Rahmen der ›alten‹ Opposition organischer und mechanistischer Metaphern,
den die Kybernetik überwinden wollte. Dafür legte George H. Lewes durch die theoretische
Begründung von Emergenz die Grundlage, wobei er Zellstaatmetapher und Telegrafenana-
logie zurückwies. Die Triangulation von Schaltung, Gehirn und Logik bei McCulloch und Pitts
sprengte dann die alte Metaphernopposition.
148 Dieser scheint auch auf die frühe Ethnologie gewirkt zu haben, weil es oft Ärzte waren, die
ethnologische Studien anfertigten. Ein Beispiel dafür wäre der Neurologe und Ethnologe
William H. R. Rivers, der zum akademischen Lehrer der beiden konkurrierenden ›Erfinder‹
des Funktionalismus wurde, nämlich Bronisław Malinowski und Alfred Radcliffe-Brown.
149 Vgl. Friedrich:Metaphorologie der Vernetzung, S. 309, 336-338.
150 Beer: Kybernetik undManagement, S. 24. Passend dazu ist der Titel einer anderen metaphoro-
logischen Studie von Gießmann: Die Verbundenheit der Dinge.
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Dieses kybernetische Vokabular wirkte dann auf die Wissensgebiete zurück,
aus denen es sich bedient hatte. Es wurde so nicht nur zur Grundlage für Informa-
tik und Computertechnologie, sondern hinterließ auch Spuren in der Psychologie,
der Kognitionswissenschaft, der Erdsystemwissenschaft, in Bionik, Biologie und
Genetik und vielen weiteren Wissensgebieten.151 Erst auf der theoretisch-begriffli-
chen Grundlage, die im kybernetischen Forschungsverbund geschaffenwurde, ent-
standen also die Innovationen, mit denen die neue Metaphorik in breite Schichten
der Wissenschaften und der Gesellschaft insgesamt diffundierte.
In der Kybernetik bilden dabei Maschine und Netzwerk analoge Modelle, um
die Welt begrifflich neu zu beschreiben und dabei die Konnektivität von Systemen
ins Zentrum zu rücken. Beide bestimmen in gleichem Maße das System gezielt
unbestimmt als eine Ansammlung verbundener Teile. Mithilfe von Beers Kyberne-
tik undManagement lässt sich diese quasi-synonyme Verwendung der Begriffe illus-
trieren. So hielt Beer einerseits fest, dass sich »der Ausdruck ›Maschine‹ für die Be-
schreibung mechanischer, lebendiger, sozialer und formaler Zusammenhänge«152
eigne und daher die Grundlage für die Suche nach Mustern bilde: »Man kann ihn
als das ›kybernetische Modell‹ bezeichnen.«153 Bald darauf beschrieb er zum wie-
derholten Male genau andersherum das Netzwerk als das Modell der Kybernetik:
»Eine Maschine ist ein System, eine Menge von Punkten, die durch beschreibbare
Relationen miteinander verbunden sind. Als Modell können wir daher ein einfa-
ches Netzwerk ansetzen. Jeder Punkt des Netzwerkes steht für eine binäre Situa-
tion, d.h. jeder einzelne Punkt ist eine Zelle in der Maschine oder in dem System,
die in jedem gegebenen Zeitpunkt entweder tätig ist oder nicht. Die Linien, durch
die diese Punkte miteinander verbunden sind, verkörpern die möglichen Opera-
tionsmodi des Systems. Soll ein Punkt aktiviert werden, somuß […] ein Impuls auf
ihn zukommen […]. Von den im Inneren einer Maschine sich abspielenden Ope-
rationen und ihren Verbindungen zur Umwelt kann ein schematisches Diagramm
hergestellt werden, das sich an diese Vorschriften hält. Ein solches Diagramm ist
der bildlichen Darstellung eines elektrischen Stromkreises auffallend ähnlich.«154
Beers Erläuterungen demonstrieren, wie sich die einzelnen Modelle ineinander
übersetzen lassen. Ihre Analogie geht dabei so weit, dass sie – wie schon bei Mc-
Culloch und Pitts – völlig gleichgesetzt werden (»Eine Maschine ist ein System«).
151 Für die genannten Disziplinen vgl. Dupuy: The Mechanization of the Mind; Kay:WhoWrote the
Book of Life?; Fox Keller: Making Sense of Life; siehe Nachtigall: Bionik; Strunk/Schiepek: Sys-
temische Psychologie; Schellnhuber: »›Earth system‹ analysis and the second Copernican revo-
lution«.
152 Beer: Kybernetik und Management, S. 56.
153 Beer: Kybernetik und Management, S. 57.
154 Beer: Kybernetik und Management, S. 119; siehe auch S. 21, 25.
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Allerdings zeigt sich hier auch der besondere Wert des Netzwerkbegriffs, der ein
grafisches Kartografieren des Systems und seiner Konnektivität erlaubt, wobei das
erstellte Schema dann ein Diagramm ergibt, das wiederum analog zum Schaltplan
einer Maschine ist.
Beer hat damit drei Varianten der Modellierung eines ›Systems‹ ins Spiel ge-
bracht: das materielle Modell der Maschine,155 das grafische Modell des Diagramms
und die begrifflichen Modelle Maschine und Netzwerk. Dieser Trias lassen sich ma-
thematischeModelle hinzufügen, wie sie beispielsweise Ross Ashby in seiner Einfüh-
rung bevorzugte. Ein System ist dann ein Set an Variablen, das in einerMatrix bzw.
inMatrizen erfasst werden kann, sodass sich Relationen und Transformationsregeln
in Funktionen und Vektoren festhalten lassen. Diese können wiederum unmittel-
bar in Funktionsgraphen und Kräftediagramme übertragen werden, die dann – so
Ashby – »a basic network, a diagram of immediate effects« zeigen.156
Diese Modelle stiften also ein Vokabular, das sich zirkulär aufeinander bezie-
hen lässt. Sie eröffnen ein Paradigma der Weltbeschreibung, in dem die eine Me-
tapher durch die andere Metapher erklärt werden kann. Dies schafft Plausibilität,
ermöglicht darstellerische Abwechslung und macht es zugleich weniger unnötig,
auf andere Deutungsmuster zurückzugreifen.
Auch das Konzept des Modells selbst spielt dabei in der Kybernetik eine zen-
trale Rolle.157 Dies ist einerseits so, weil das Modell einen Schnittpunkt für dieWis-
senschaften bildete, die sich an der Entwicklung der Kybernetik beteiligten. Es ist
anschlussfähig für sozial-, natur- und ingenieurswissenschaftliche Perspektiven,
weil Modellbildung die Kunst des Herstellens (téchne) und das Erkennen von Wis-
155 Das wohl bekannteste Beispiel einer gebauten Maschine ist Ashbys Homöostat. Dieses Mo-
dell des Gehirns bestand aus vier magnetischen Boxen, in denen sich zahlreiche Relais und
Kabel befanden und auf denen je ein Wasserbecken und eine Nadel befestigt waren. Mit
demModell wollte Ashby u.a. demonstrieren, dass nach jeder Störung, die extern durch Ash-
bys Manipulation oder intern durch das gegenseitige Einwirken der Magnetspulen zustande
kam, die Nadeln wieder in der Mitte über dem Wasserbassin zur Ruhe kommen würden –
kurz: dass es sich um ein ›ultrastabiles‹, sich selbst anpassendes Gleichgewichtssystem aus
System und Umwelt handele. Vgl. für die Beschreibung von Ashbys Homöostaten z.B. Rid:
Maschinendämmerung, S. 76-81. Daneben gab es etwa auch eine elektronische Ratte von Shan-
non, die ihren eigenenWeg durch ein Labyrinth suchte, oderWieners Palmomilla, ein Robo-
ter, der mithilfe von Sensorik dem Licht folgte.
156 Siehe Ashby: An Introduction to Cybernetics, insb. S. 40, 66f. (Zitat).
157 Zur konstitutiven Rolle von Modellen und Abstraktion vgl. Dupuy: The Mechanization of the
Mind, S. 27-42. Deutlich wird dies etwa auch in Karl Deutschs politikwissenschaftlicher An-
wendung der frühen Kybernetik. Hier stellte er gleich eingangs Modelle als »Tools for Thin-
king« vor (siehe Deutsch: The Nerves of Government, S. 3). Bei Deutsch finden sich – neben den
Konzepten – natürlich auchweitere rhetorischeMotive der Kybernetik, etwa die Aussicht auf
eine neue, angemessenere Theorie (S. xxvf.).
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sen (episteme) verbindet.158 Dabei ist das Modell selbst funktional bestimmt, weil
es stets ein Modell von etwas für einen vorab bestimmten Zweck ist. Die Technik
der Modellbildung vollzieht also die Kernoperation der Kybernetik: Sie abstrahiert
die Realität im Hinblick auf ein bestimmtes Set an Beziehungen zwischen unter-
schiedlichen Elementen. Was dann dargestellt wird, ist daher nicht die Identität
oder Beschaffenheit dieser Elemente, sondern die relationale Ordnung der Dinge.
Mit dem Verfahren der Abstraktion ging die Kybernetik ganz gezielt auf Di-
stanz zur Idee und Praxis der Repräsentation, wie sie die Moderne und insbeson-
dere das Souveränitätsdenken geprägt hatten und die auf ein authentisches Wie-
dergeben oder Wiederzeigen der Realität abstellten.159 Besonders stark fällt die-
se Ablehnung phänomenologischer oder morphologischer Beschreibungen freilich
auf,wo unmittelbar damit zu rechnenwäre: auf demGebiet der Physiologie. So fin-
det sich aber weder in McCullochs und Pitts Darstellungen noch in Ross W. Ashbys
einflussreichem Design for a Brain noch in dem nicht minder zentralen frühkyber-
netischen WerkThe Living Brain von William Grey Walter auch nur eine morpholo-
gische Darstellung des Gehirns. Was man hingegen in allen drei Publikationen, so
wie in fast allen umfangreicheren kybernetischen Veröffentlichungen, findet, sind
Flussdiagramme und Schaltpläne – in diesem Fall Schaltpläne des Gehirns (Abb. 1).
Die ikonografische Darstellung von Systemen und Netzwerken als Diagramme
entspricht einer nicht-humanistischen Ikonologie, die die Darstellung menschli-
cher Körper als solche vermeidet. Wie Michael Hagner zutreffend argumentiert,
war dies im Kontext der Nachkriegszeit eine Reaktion auf den »selbstverschulde-
ten Alptraum, der von Monstern wie Rassenhygiene, Höherzüchtung, wertes und
unwertes Leben oder Ausmerzung bevölkert war«.160 Die »dunkle Seite der Mo-
derne«161 unmittelbar vor Augen, bot die abstrakt diagrammatische Darstellung
eine Alternative für Physiologen wie Grey Walter und Anthropologen wie Bateson,
Mead und bald auch Claude Lévi-Strauss. Sie stellte zunächst alle funktionalen Zu-
sammenhänge auf eine Ebene und zwang zudem dazu, Abweichungen (›Geistes-
158 NebenDupuy vgl. Hagner: »VomAufstieg und Fall der Kybernetik als Universalwissenschaft«,
insb. S. 39. Begrifflich muss bemerkt werden, dass téchne noch keine Trennung von ›Tech-
nik‹ und ›Kunst‹ im modernen Sinn enthielt und auch die Unterscheidung von téchne/poiesis
und phronesis/praxis erst von Aristoteles eingeführt wurde. Gewissermaßen wendet sich das
Konzept der Autopoiesis hiergegen, ebenso wie man in Foucaults ›Technologien‹ eine Eng-
führung von téchne und praxis sehen kann. Vgl. Seibel: Cybernetic Government, S. 21, und das
Stichwort »Technik« in Ritter (Hg.): Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 10, S. 940-952.
159 Das Folgende ist eng angelehnt an Hagner: Der Geist bei der Arbeit, S. 212-214, der weitere
Beispiele aus dem Bereich kybernetischer Neurophysiologie bringt; siehe primär etwa Grey
Walter: Das lebende Gehirn.
160 Hagner: Der Geist bei der Arbeit, S. 202, vgl. auch im Folgenden S. 198-209.
161 Alexander: The Dark Side of Modernity.
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Abbildung 1: Diagramm einer ›Gedächtniseinheit‹ bei Heinz von
Foerster
Quelle: Foerster: »What Is Memory that It May Have Hindsight and
Foresight as well?«, S. 112.
krankheiten‹ etwa) im Rahmen von Funktionalität und Gleichheit zu verstehen.162
Schaltpläne hatten den besonderen Vorteil, Abzweigungen und Entscheidungssi-
tuationen auf selbstverständliche Weise zu vermerken, zum Beispiel durch Relais.
Diagramme sind damit nicht nur in der Lage, Beziehungsmuster abzubilden, son-
dern außerdem aktuell aktivierte Muster und potentiell andere Zustände gleich-
zeitig grafisch einzufangen.
Während die grafischen und mathematischen Modelle die Details der Relatio-
nen erfassen konnten, versuchten die begrifflichen Modelle System,Maschine und
Netzwerk, eine Vorstellung von deren Gesamtzusammenhang hervorzurufen. Da-
bei heben sie allerdings durchaus unterschiedliche Aspekte hervor. Während der
Begriff System betont, dass es sich bei dem losen Ensemble um ein Ganzes handelt,
ein bloßer methodologischer Individualismus also immer zu kurz greifen muss,
hebt der abstrakte Begriff zugleich auch die Unbestimmtheit hervor, die es erlaubt
relativ beliebig Systeme zu definieren.
ImGegensatz dazu evozierenMaschine undNetzwerk sehr viel plastischere As-
soziationen. Indem der Begriff derMaschine dabei an dasHerstellen eines Produk-
tes erinnert, betont er das quasi-teleologische, zielorientierte Verhalten und unter-
streicht das kybernetische Interesse an den Effekten von Prozessen, während den
Intentionen oder Motivationen keinerlei Relevanz zukommt.163 Der Maschinenbe-
162 Vgl. Lutterer: Gregory Bateson, S. 69; siehe Ashby: »Principles of Self-Organizing Systems«,
S. 264.
163 Vgl. auch Dupuy: The Mechanization of the Mind, S. 45f.
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griff ist dadurch auch Instrument einer Verfremdung, mit der die Distanz zum
humanistischen Paradigma noch deutlicher hergestellt wird als mit der techno-
tropen Konnotation des Netzwerkbegriffs.
Komplementär zur Maschine akzentuiert das Netzwerk nicht, dass etwas pas-
siert, sondern wie etwas passiert, ohne dass es nötig wird, auf Motivationen und
Intentionen zurückzugreifen.Es konzentriert die Aufmerksamkeit auf dasHerstel-
len von Relationen und das Aktivieren von Verbindungen, kurz: auf die konstitutive
Konnektivität. Weniger der Effekt als das permanente Prozessieren und Kommuni-
zieren zwischen den Elementen wird akzentuiert, um die Veränderung der Mus-
ter zu verstehen. Gleichzeitig unterstreicht der Netzwerkbegriff damit aber auch
stärker als die beiden anderen Begriffe die gegenseitige Abhängigkeit aller Elemen-
te und Funktionen voneinander: Systeme sind untereinander vernetzt und öffnet
man die black box wird man wiederum auf vernetzte Systeme treffen. Der zuge-
hörige Fachbegriff der Vermaschung leitet sich dementsprechend vom Netzbegriff
ab.164 Diese Akzentuierung von Prozessualität (Zirkulation), Flexibilität der Verän-
derung (Kontingenz) und infiniter Verästelung (Komplexität) dürfte – neben der
großen Nähe zur grafischen Darstellung des Diagramms – ausschlaggebend dafür
gewesen sein, dass dem Netzwerkbegriff sowohl allgemein als auch im fachspezi-
fischen Rahmen der second-order cybernetics immer mehr Gewicht zukam.165
Die drei vorgestellten Denkmodelle heben komplementäre Aspekte hervor; sie
waren hinreichend ›analog‹ für eine unmittelbare Evidenz des Vergleichs, nicht
aber völlig identisch. Das hat der Kybernetik ermöglicht, das eine Denkmodell un-
ter Zuhilfenahme des anderen Denkmodells zu erläutern und sich so stets im selbst
gesetzten Referenzrahmen bewegen zu können. Zu diesen Denkmodellen tritt al-
lerdings noch ein weiteres hinzu, das NorbertWiener schon in seinemGründungs-
werk Cybernetics aufnahm: das Denkmodell des Spiels.166
Zum engen Kreis der Macy-Teilnehmenden gehörte auch der Erfinder der
Spieltheorie, John von Neumann. Seine Überlegungen hatte er 1944 zusammen
mit dem Ökonomen Oskar Morgenstern vorgelegt, und sie boten der Kybernetik
eine Akteursperspektive, die den obigen Modellen weitgehend fehlte.167 Dabei
bedienten sich Neumann und Morgenstern ebenfalls der Abstraktion, indem sie
vom Bewusstsein der Akteure absahen und sie in erster Linie als Rechner – als
164 Siehe z.B. Lohberg/Lutz: Keiner weiß, was Kybernetik ist, S. 75, die die damit verbundene Kom-
plexität unmittelbar politisch wenden, und zwar gegen Autokraten und gegen die Direkto-
ren, die in den 1950er Jahren in den Steuerungszentren der Firmen sitzen.
165 Für die Dominanz des Netzwerks- über den Systembegriff vgl. Friedrich: Metaphorologie der
Vernetzung, S. 300, der allerdings keine Begründung versucht.
166 Siehe Neumann/Morgenstern: Theory of Games and Economic Behavior.
167 Vgl., auch im Folgenden, Dupuy: The Mechanization of the Mind, S. 61f.
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Computer – verstanden. Als solche würden sie ausgehend von den vorgegebe-
nen Regeln des Spiels rationale Entscheidungen berechnen, mit denen sie ihren
eigenen Nutzen maximieren.
In ihren Berechnungen folgen diese abstrakten Spieler laut Neumann undMor-
genstern zwei grundsätzlichen Kalkulationsregeln.168 Einerseits richten sie ihre
Berechnungen an einem erwarteten Nutzen (expected utility) eines Ergebnisses aus.
Damit konzedieren Neumann und Morgenstern, dass Entscheidungen sich nur
auf die Wahrscheinlichkeiten beziehen können, mit denen ein Ergebnis eintritt.
Sie werden daher in aller Regel entweder unter Unsicherheit (unbekannte Wahr-
scheinlichkeitsverteilung) oder unter Risiko (bekannte Wahrscheinlichkeitsvertei-
lung) getroffen. In dieser Situation, so die zweite Grundsatzregel, ist es rational,
ein Spiel so zu spielen, dass die eigene Entscheidung das beste schlechteste Ergeb-
nismaximiert,währendman versucht, das bestmögliche Ergebnis des Opponenten
im Spiel zu minimieren (minimax equilibrium).
Dass es diese Konzeption des Spiels überhaupt in die kybernetische Diskussi-
on geschafft hat, ist durchaus überraschend, denn sie hat von Anfang an scharfe
Kritik auf sich gezogen. Schon als Wiener sie in Cybernetics vorstellte, bemerkte er
mit erkennbarem Unbehagen: »Naturally, von Neumann’s picture of the player as a
completely intelligent, completely ruthless person, is an abstraction and a perver-
sion of the facts.«169 Er bettete die Vorstellung der Spieltheorie in eine Marktkritik
ein, in der er die massive Instabilität von Märkten hervorhob, die einer stabilen
Selbstregulierung der Gesellschaft entgegenstünde. Die Idee der Maximierung ei-
ner Variablen vertrug sich schon im Ansatz nicht mit der kybernetischen Vorstel-
lung produktiv-interaktiver Gleichgewichte.
Die Spielmetaphorik der ökonomischen Theorie bot der Kybernetik allerdings
zwei gewichtige Anschlusspunkte, die sie den anderen begrifflichen Modellen vor-
aushatte: Erstenswar das Spiel eine Möglichkeit, die Ergebnisse der internen Regu-
lation von ineinander verschachtelten Systemen zu erfassen, indemman sie als Fol-
ge voneinander abhängiger Spielzüge einzelner, voneinander in der Entscheidung
168 Vgl. zu Neumanns Spieltheorie im Folgenden Amadae: Prisoners of Reason, S. 31-38. Rationale
Entscheidungen sind dabei durch vier Axiome bedingt: Vollständigkeit, Transitivität, Unab-
hängigkeit, Kontinuität.
169 Wiener: Cybernetics, S. 186, siehe insg. S. 185-188; vgl. zum Folgenden auch Tanner: »Komple-
xität, Kybernetik und Kalter Krieg«, S. 400-404. Wiener, so deutet es seine Abgrenzung von
Kapitalismus und Sozialismus an, schien eine dazwischen liegende Steuerungsposition zu
bevorzugen. Eine keynesianische Wirtschaftskonzeption ließ sich kybernetisch modellieren
(siehe Tustin: »Feedback«). Wiener allerdings lehnte zumindest in Cybernetics eine Kyberne-
tik des Sozialen ab (S. 190f.), was ihn andernorts freilich nicht von Spekulationen abhielt. Kri-
tisch zum humanistischen Zungenschlag Wieners vgl. Dupuy: The Mechanization of the Mind,
S. 110-112.
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nicht abhängiger Spieler dachte.DieModellierung als Spiel ermöglichte dabei zwei-
tens die aus dem militärischen Kontext vertrauten Begrifflichkeiten der Strategie
und der Taktik von ihrem martialischen Charakter wieder zu befreien und ihre
breitere Verwendung im Rahmen von Gesellschaftsspielen in Erinnerung zu rufen.
Während Neumann bevorzugt das Schachspiel im Blick hatte (das freilich selbst ei-
ne abstrahierte Kriegssituation darstellt), brachte Wiener das BeispielMonopoly.170
Diese Aufweitung war relevant, weil die Spielsemantik auf den Kern des kyber-
netischen Problems zielte: Mit ihr konnte man Regelung als eine Folge von Selek-
tionsprozessen deuten.171 Das System muss demnach aus einer Vielzahl an mögli-
chen Spielzügen eine Variante auswählen, mit der es sich innerhalb einer Umwelt,
die bestimmte Bedingungen setzt, verhält, um ihren Zweck zu erreichen: »Rege-
lung ist dann die Strategie einer Maschine zur Erfüllung dieses Zwecks.«172 Dass
Kybernetik und ökonomische Spieltheorie jedoch zusehends sehr unterschiedliche
Vorstellungen hatten, wie diese strategische Selbstregulierung zu konzipieren sei,
wird in den folgenden beiden Teilen deutlich. Dies tat jedoch der Verwendung ei-
ner strategischen Perspektive auf das ›Spiel‹ im kybernetischen Regierungsdenken
keinen Abbruch.
Regieren: Information, Feedback, Zirkulation
Regelung, Regulierung, Regierung war das eigentliche Gebiet der Kybernetik.173 In
diesem Sinne, erläuterte Norbert Wiener, ginge ›Kybernetik‹ zurück auf den kyber-
netikos, den Steuermann, wie er zunächst übersetzte. Dann konkretisierte er aber
unmittelbar den eigentlichen Bezugspunkt, nämlich den governor. Dieser ist bei
Wiener einerseits klar technotrop imprägniert, denn er verband damit vor allem
die regulierende Funktion des governers in Maxwells Dampfmaschine. Andererseits
wies er aber auch auf die Parallele zur Politik hin, die schon der Elektrotechniker
Ampère im 19. Jahrhundert als Kybernetik bezeichnet habe. Die ›neue‹ Kyberne-
tik zielte zunächst aber nicht auf politische Prozesse, sondern suchte nach einer
allgemeinen Theorie der Regelung, die für Maschinen und Lebewesen gleichermaßen
170 SieheWiener: Cybernetics, S. 185; zur Relevanz von Poker und Schach für die Spieltheorie vgl.
Behnke: Entscheidungs- und Spieltheorie, S. 9-16; Leonard: Von Neumann, Morgenstern, and the
Creation of Game Theory. Das Verhältnis zum Krieg ist oft ein Kritikpunkt an der Kybernetik
(vgl. Galison: »The Ontology of the Enemy«); ihre Geschichte zeigt aber, dass der Krieg zwar
Katalysator, aber keineswegs alleiniger Ausgangspunkt der kybernetischen Ideen war.
171 Siehe z.B. Ashby: An Introduction to Cybernetics, S. 200-212, 240-244.
172 Beer: Kybernetik und Management, S. 21 (Hervorhebung hinzugefügt).
173 Siehe Wiener: Cybernetics, S. 18f.
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gültig war. So, wie es Wiener in Cybernetics entwickelte, baut Regelung dann auf
zwei zentralen Elementen auf: Informationen und Feedback.174
Informationen–alsowederMaterie noch Energie,wieWiener klärend bemerk-
te – sind gewissermaßen der ›Stoff‹, mit dessen Hilfe Regelung allerorts stattfin-
det.175 Das Konzept der Information stellte dabei für viele eine Antwort auf das
Problem der Entropie dar.176 Dieses bezog sich auf den zweiten Satz der Thermo-
dynamik, nach dem es eine Vorzugsrichtung beim Wärmefluss von wärmeren zu
kälteren Körpern gibt. Diese Gerichtetheit des Wärmeflusses stand, so die Les-
art, in Spannung zu allen anderen physikalischen Gesetzen, die reversibel seien
und keine Vorzugsrichtung kannten. Durch die Unumkehrbarkeit des Wärmeab-
flusses musste ›Ordnung‹ letztlich immer zerfallen: »The second principle is a de-
ath sentence«.177 Diesen Ableitungen vom zweiten Gesetz der Thermodynamik wi-
dersprach allerdings die Erfahrung. Im Kleinen wurde sie zum Beispiel durch die
Erfahrung von heilenden Wunden, im Größeren durch die der Evolution konter-
kariert. Statt der entropistischen Verdammung zum Tode zu folgen, eröffnete das
Konzept der Information nun eine Möglichkeit, diese Genese von Ordnung zu the-
matisieren: »information can be considered as order wrenched from disorder; as
improbable structure in contrast to the greater probability of randomness.«178
Die Informationstheorie, die Wiener in Cybernetics darstellte, hatte er parallel
und im gelegentlichen Austausch mit Claude Shannon von den Bell Laboratories
während ihrer Arbeit für das National Defence Research Committee entwickelt,
für das Wiener an der Modellierung von Flugabwehrsystemen, Shannon vor allem
im Bereich der Kryptographie arbeitete.179 Über die statistische Umdefinition des
energetischen Entropiebegriffs gelangten Wiener und Shannon zu einer fast iden-
174 Siehe Wiener: The Human Use of Human Beings, S. 15; daneben z.B. Grey Walter: Das lebende
Gehirn, S. 23f., das auch ein klassisches Beispiel für die Zentralität von Feedback der first-order
cybernetics darstellt.
175 Wiener: Cybernetics, S. 155. Dies ist eine Fortentwicklung im Vergleich zu dem zitierten Auf-
satz von 1943, wo noch vom Input und Output von Energie die Rede ist. Ashby definierte
Kybernetik in seiner Einführung dementsprechend: »In this discussion, questions of energy
play almost no part—the energy is simply taken for granted. […] Cybernetics might, in fact,
be defined as the study of systems that are open to energy but closed to information and
control – systems that are ›information-tight‹« (Ashby: An Introduction to Cybernetics, S. 3f.).
176 Siehe im Folgenden Brillouin: »Life, Thermodynamics, and Cybernetics«.
177 Brillouin: »Life, Thermodynamics, and Cybernetics«, S. 558, im Folgenden S. 564f.
178 Foerster et al.: »A Note by the Editors«, S. 534. Das Gegenbild zur Information war die Atom-
bombe: Vor dem Stichwort »Entropie« in Foersters unkonventionellem Sammelband Cyber-
netics of Cybernetics ist eine Bombe vor ihrem Testabwurf in NewMexiko abgebildet mit dem
Untertitel: »Packaged Entropy« (S. 181).
179 Zur Genese der Informationstheorie vgl. Kline: The Cybernetics Moment, S. 9-34; Geoghegan:
»Historiographic Conceptualization of Information«.
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tischen Bestimmung von Information, die sich nur im Vorzeichen unterschied:180
Shannon bestimmte Information als eine Größe der Ungewissheit, die bei der Aus-
wahl des Empfängers einer Nachricht von einem Sender besteht. Das bedeutet: Je
größer die Ungewissheit bei der Auswahl der Nachricht, desto höher ist der Infor-
mationsgehalt. Die Angabe von Shannon ist also ein Maß der Unvorhersagbarkeit
und entspricht der Entropie. Wiener hingegen bestimmte die Information exakt
andersherum als ein Maß der Vorhersagbarkeit, die der Unorganisiertheit abge-
rungen wurde. Seine statistische Größe bemisst den Grad an Ordnung und ist die
negative Entsprechung zur Entropie, also Negentropie.
Shannon und Wiener waren sich aber im Klaren, dass sie im Prinzip gleiche
Definitionen anboten, die beide die Insel von Ordnung in einem Meer von Unord-
nung erfassten.181 In dieser Bestimmung basiert der Informationsgehalt nicht auf
der Semantik einer Nachricht, sondern auf der Selektion aus einem Set an möglichen
Zuständen. Shannon schlug vor, dies mathematisch mit einer Logarithmierung zur
Basis 2 zu erfassen, mit der jede einzelne Selektion auf eine Ja/Nein-Entscheidung
zurückgeführt wird. Das Ergebnis nannte Shannon – in Adaption von John Tukey
– binary digit, kurz bit. Shannon unterschied allerdings von Wiener, dass er diese
Informationstheorie in eine Theorie der Kommunikation einbettete, in der es vor
allem um das Verpacken und Übertragen von Informationen über Kanäle ging.
Dieser Zuschnitt ergab sich aus der ingenieurswissenschaftlichen Problem-
stellung, die Shannon im Bereich militärischer Kryptographie zu bewältigen hat-
te, und hatte zwei Weichenstellungen zur Folge: Zum einen fokussierte Shannon
die Formulierung und Umformulierung von Informationen, also ihre Codierung.
Informationen, so die gängige Analogie zum Code, müssen immer in einer be-
stimmten Sprache verpackt werden, wobei sich diese Sprachen ineinander trans-
formieren lassen und sich ihr Informationsgehalt letztlich immer auf die schon
von McCulloch angewandte 1/0-Codierung zurückführen lässt.182 Die zweite Folge
aus dem Setting in der Kryptographie war ein konservativer Bias von Shannons
Kommunikationstheorie.183 Denn es ging stets um die Frage, wie die vom Sender
verpackten Informationen bestmöglich erhalten beim Empfänger ankamen. Da-
durch entwickelte Shannon ein tendenziell lineares Kommunikationsmodell, das
Rauschen als Störquelle empfindet.
180 Zum Folgenden vgl. Kline: The Cybernetics Moment, S. 9-35, insb. 15-17.
181 Zu den folgenden Absätzen vgl. weiterhin die hervorragende Darstellung von Shannon und
Wiener bei Kline: The Cybernetics Moment, S. 9-35, zu Shannon insb. S. 15-18; daneben auch
Lafontaine: »The Cybernetic Matrix of ›French Theory‹«, S. 31f.
182 Zu Letzterem vgl. auch Hagner: Der Geist bei der Arbeit, S. 206f.
183 Vgl. dazu Hayles: HowWe Became Posthuman, S. 63.
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Im Unterschied zu dieser Linearität des Shannon’schen Modells hatten Wie-
ner und McCulloch den Fokus auf die Zirkulation von Informationen gelegt.184 Be-
reits in dem oben eingeführten protokybernetischen Artikel hatte Wiener diesen
ersten und für ihn zentralen Mechanismus der Regelung beschrieben: Die Zieler-
reichung von Maschinen beruhe demnach wie bei allem zielgerichteten Verhalten
auf Feedback-Mechanismen. Feedback bedeute dabei zunächst nur, dass der Output
einer Maschine ihr als Input zurückgeführt wird. Dabei interessierten sich die Au-
toren des Artikels allerdings weniger für positives Feedback, das ein bestimmtes
Verhalten verstärkt, denn in diesem sahen sie eher die Gefahr, über das Ziel hin-
auszuschießen. Ihr Hauptinteresse galt stattdessen dem negativen Feedback, das
ihres Erachtens für jedes zielorientierte Verhalten zwingend erforderlich ist. Dabei
wird die Differenz von Zielvorstellung und Output genutzt, um die Richtung des
Verhaltens zu korrigieren, damit das Ziel nicht erneut verfehlt wird.185
Ausgehend von diesem zirkulären Informationsfluss steht ›Steuerung‹ dann
oft für eine lineare, deterministische Regulierungsform, in der der Informations-
fluss nur in eine Richtung fließt.186 Der stillschweigenden Reformulierung durch
Wiener, dass nicht der Steuermann, sondern der governor der Bezugspunkt der
Kybernetik ist, entspricht daher die Position, die Steuerung in kybernetischen Ty-
pologien der Regelungsvorgänge oft einnimmt. Sie wird als die einfachst mögliche
Form der Regulierung angesehen, in der Ziel und Strategie der Zielerreichung ein-
seitig vorgegeben werden. Eine solche Befehlskonzeption des Regelns sei aber für
komplexe, probabilistische Maschinen unzureichend.
Bei Stafford Beer, der Kybernetik für genau diese Form von Maschinen reser-
vierte, tauchte solche Steuerung daher nur noch als eine bedenkliche Abgrenzungs-
folie auf, die im Rahmen von Managementproblemen »im Grunde tyrannisch[]«
sei.187 Demgegenüber werden in der Kybernetik Regelungsvorgänge als ein ubi-
quitäres Phänomen der Koordination angesehen:
»Control is the attribute of a system which tends to sustain the system’s struc-
ture, to reinforce its cohesion. Control is the dynamics of the structure. To exert
control in a new direction […] is to discover the language in which new structure
184 Für Foerster ist Zirkularität daher »das fundamentale Prinzip kybernetischen Denkens«, das
anfangs aber nicht ausreichend Aufmerksamkeit erhielt (siehe Foerster/Pörksen:Wahrheit ist
die Erfindung eines Lügners, S. 106).
185 Rosenblueth et al.: »Behavior, Purpose and Teleology«, S. 19-21; siehe auch Wiener: Cyberne-
tics, S. 13; vgl. anstelle vieler auch Kline: The Cybernetics Moment, S. 39.
186 Siehe Flechtner: Grundbegriffe der Kybernetik, S. 28, 44; Lohberg/Lutz: Keiner weiß, was Kyber-
netik ist, S. 65-67. Die Begriffe waren dabei allerdings nicht einheitlich und veränderten sich
auch im Laufe der Zeit. Dazu kommt, dass insbesondere, aber nicht nur, in Übersetzungen
›control‹ häufig mit Steuerung übersetzt wurde, was dann irritiert, wenn andernorts der Be-
griff Steuerung eher für ein bestimmtes Modell der Regulation bzw. Kontrolle reserviert ist.
187 Beer: Kybernetik und Management, S. 37.
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may be discerned. To exert control in a recognized structure, on the other hand,
is to facilitate the speaking of a language of a recognized structure. This is what
communication means: the talkativeness of a structure within itself, the ease of
association inside its relatedness.«188
Stafford Beer rekapitulierte dafür die Verbindung von Communication und Control:
Für die Regelung von Prozessen sei es nötig, die internen Sprachen oder Codes
zu kennen. Nur wenn man an diese anschließen könne, werde es möglich, Verhal-
ten entweder zu verstärken oder abzuwandeln. Regelung wird also als eine kon-
nektive Dynamik entworfen, über die sich der Organisationsprozess einer Struktur
vollzieht. Es gebe daher keine Systeme, weder technischer noch biologischer oder
sozialer Art, die ohne Regulation auskommen, und dabei könne Regulation eben
nicht von außen kommen, sondern sei ein interner, inhärenter Prozess von Syste-
men.
Damit grenzte sich Beer deutlich von Herrschafts- und Willenstheorien des
Regelns ab. Im Umkehrschluss überführt dies aber Ideale der Herrschaftsfreiheit
einer veralteten Vorstellung der Regelung: »Unsere gesamte Vorstellung von Rege-
lung ist in der Tat naiv, primitiv und von einem Kausaldenken beherrscht, das am
Prinzip der Vergeltung orientiert ist. Für die meisten Menschen ist Regelung und
Kontrolle identisch mit grober Anwendung von Zwang – was ein bezeichnendes
Licht auf die zivilisierte Gesellschaft wirft.«189 Schon bei der frühen kybernetischen
Regelungstheorie lässt sich daher im Ansatz erkennen, dass sie die Vorstellung ei-
ner linearen Kausalität von Befehl und Gehorsam mit der zirkulären Kausalität
interner Anschlusskommunikationen ersetzte.
Allerdings waren die frühen kybernetischen Ansätze oft noch darauf fokus-
siert, dass sich eine selbstregulierendeMaschine auf einen (scheinbar) vorgegebenen
Zweck ausrichtete. Damit brach Ross Ashby, als er 1952 auf der Macy-Konferenz
seine Konzeption von Homöostase vorstellte – und so die Kybernetik nachhaltig
veränderte.190 Ashby entwarf eine Maschine, die sich über interne, nicht vorher-
sagbare Mechanismen einen Normalwert suchte, mit dem sie in einem Gleichge-
wicht mit der Umwelt stehe und den sie nach einer Störung durch die Umwelt neu
austarieren würde.191 Eine solche homöostatische Maschine lasse sich als zweckfrei
188 Beer: »What Has Cybernetics to Do with Operational Research?«, S. 5f.
189 Beer: Kybernetik und Management, S. 36.
190 Vgl. Rid:Maschinendämmerung, S. 80-86.Wiener übernahmAshbysWeiterentwicklung: »I be-
lieve that Ashby’s brilliant idea of the unpurposeful random mechanism which seeks for its
own purpose through a process of learning is not only one of the great philosophical contri-
butions of the present day, but will lead to highly useful technical developments in the task
of automatization.« (Wiener: The Human Use of Human Beings, S. 38).
191 Zum Folgenden siehe Ashby: An Introduction to Cybernetics, insb. S. 48-52 (Kopplung), 55-60
(Unabhängigkeit), 74-85 (Homöostase); Flechtner: Grundbegriffe der Kybernetik, S. 44; Foers-
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beschreiben, denn hier beruhe der Regulationsmechanismus nicht auf einer ge-
setzten Zielvorstellung, sondern auf einer unabhängigen, stets neuen Anpassung
mithilfe eines Lernprozesses. Es ist für Ashby nun gerade dieser zweckfreie An-
passungsmechanismus, der die Leistungsfähigkeit komplexer Systeme ausmacht.
Durch ihn sei ein System in der Lage, kritische Variablen unter unvorhersehbar
schwankenden Umweltbedingungen in einem akzeptablen Bereich zu halten. Ash-
by nannte ein solches lernendes System daher ›ultrastabil‹.
Diese Überlegung war auch deswegen einschneidend, weil Ashby die Idee der
Zirkulation damit so zuspitzte, dass er die Kybernetik auf zentrale Folgen ihrer
Thesen aufmerksam machte. Zum einen hatte sich die kybernetische Diskussion
vorher auf das System konzentriert und der Umwelt relativ wenig Aufmerksamkeit
zukommen lassen. Ashby hingegen verdeutlichte, dass die Umwelt selbst hochgra-
dig komplex und volatil sei und dass das System letztlich aus System und Umwelt
bestehe.192 Damit zog er eine Meta-Ebene ein, nach der auch jede Beobachtung
eines Systems bereits Teil eines Zusammenhangs von System und Umwelt ist.193
Die Kybernetik wurde so darauf aufmerksam, dass sie ihre eigenen Erkenntnisse
auf sich selbst anwenden musste. Denn man stand nie außerhalb der Zirkulati-
onsschlaufen, sodass moderne Objektivitätsansprüche prinzipiell infrage gestellt
wurden.
Zweitens musste Ashbys Überlegung, dass das System letztlich aus System und
Umwelt besteht, die Identitätsidee der Moderne unterlaufen. Denn das System
stellt sich hier als das Ergebnis einer Verarbeitung der und Anpassung an Umwelt-
komplexität dar. Wenn sich ein System bei dieser ständigen Auseinandersetzung
mit einer volatilen und komplexen Umwelt aber selbst ständig verändern muss,
um gleich bleiben zu können, dann ist ein System nie das gleiche System. Anders
gesagt: Das System bleibt sich nur gleich, indem es sich intern durch die Iteration
und Rekursion seiner Prozesse verändert. Folgt man Dirk Baecker, ist dies die pa-
radoxe Fundamentalgleichung der Kybernetik: »S≠S, wenn S=S(S,U)«.194 Sie mache
die Nicht-Identität des Systems mit sich selbst unmittelbar sichtbar.
ter: »Kybernetik«, S. 74f. Vgl. zum Absatz Dupuy: The Mechanization of the Mind, S. 149-154.
Lernen ist für Ashby demnach eine Beobachtungszuschreibung, die ohne Introspektion funk-
tioniert, sodass man auch bei einem springenden Ball von Lernen sprechen kann, bis er ein
Gleichgewicht findet. Dieses Verständnis von Lernen ist schon auf den Macy-Konferenzen
nicht konsensfähig. Dupuy argumentiert in seiner Rekonstruktion der Debatte allerdings,
dass die Gegner dieser Sichtweise (wie etwa Bigelow) Argumente vorbringen, die sie selbst
vorher in einer anderen Diskussion kritisiert hatten.
192 Vgl. Rid:Maschinendämmerung, S. 81-86.
193 Vgl. Dupuy: The Mechanization of the Mind, S. 151-153.
194 Baecker: »Rechnen lernen«, S. 280 (S = System, U = Umwelt); siehe auch Ashby: »Principles of
Self-Organizing Systems«.
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Schließlich stellte Ashbys Argument auch die Idee der Selbstorganisation vor
eine Herausforderung. Denn wenn Regulierung nur im gegenseitigen Anpassen
von System und Umwelt geschieht, dann gibt es keine selbstregulierenden Syste-
me.195Wie in den anderen beiden Fällen,würde die second-order cybernetics auch die-
ses Problem der Regulation entfalten. Entgegen Ashbys Einwand, es gebe aufgrund
des Zusammenhangs von System und Umwelt keine selbstregulierten Maschinen,
entwickelte sie dieThese, dass es nur die Selbst-Regulierung des Systems sein kann,
die die innere Organisation des Systems bestimmt.
Um dieses erneute Paradox zu erläutern, schlug Heinz von Foerster vor, die
Umwelt des Systems nicht als eine andere Ordnung zu denken, die dem System fi-
xe Bedingungen setzt, sondern als ein ungerichtetes Rauschen (order from noise).196
Die Umwelt selbst enthält demnach gar keine Informationen, sondern nur zufällige
Turbulenzen, in deren Rahmen ein System entsprechend seiner eigenen inneren
Organisation agiert. Damit hatte sich die kybernetische Bestimmung von Infor-
mationen endgültig davon frei gemacht, dass es um die korrekte Übertragung von
Signalen gehe: »In brief, an organism does not receive ›information‹ as something
transmitted to it, rather, as a circularly organised system it interprets perturbati-
ons as being informative.«197
Information ist also allein auf der Systeminnenseite verortet. Gregory Bateson
hat hierfür die berühmte Formulierung geprägt, Information sei ein »Unterschied,
der einen Unterschied ausmacht«.198 Diese Konzeption der Information war gegen die
Linearität von Shannons Kommunikationsmodell gerichtet, dem es immer um den
fehlerfreien Transport eines Signals von einem Sender zu einem Empfänger ging.
Sie ging aber auch über das Ziel der Zielerreichung hinaus (negatives Feedback)
195 Siehe Ashby: »Principles of Self-Organizing Systems«, S. 269; vgl., auch im Folgenden, Dupuy:
The Mechanization of the Mind, S. 151f.
196 Vgl. Foerster: »Über selbst-organisierende Systeme und ihre Umwelten«. In seinem Vortrag
aus dem Jahr 1959 illustrierte Foerster seinen Punkt mit einem Beispiel: Man stelle sich in
einer Box eine Vielzahl kleinerWürfel vor, deren Seiten je unterschiedlichmagnetisiert sind.
Anfangs liegen sie lose nebeneinander. Schütteltman nun diese Box, fügtman also völlig un-
gerichtete ›Energie‹ hinzu, entsteht »ein unglaublich geordnetesGefüge, das […] in einer Aus-
stellung surrealistischer Kunstwerke präsentiert« werden könnte (S. 227). Die als Folge die-
ser Beobachtungen entstandenen Antworten der second-order cybernetics auf das Problemder
Strukturbildung sind ähnlich, ließen sich im Detail freilich unterscheiden. Unter den wich-
tigsten Konzepten wären die Selbst-Organisation (Foerster), die Autopoiese (Maturana) und
die These dissipativer Strukturen (Prigogine). Vgl. dazu Baecker:Wozu Systeme?, S. 95-101.
197 Scott: »Second-order cybernetics«, S. 1369.
198 Bateson:Ökologie des Geistes, S. 582. Vgl. auch Foerster/Pörksen:Wahrheit ist die Erfindung eines
Lügners, S. 97-100. Foerster bemerkte immer wieder kritisch, dass es sich bei Shannons Kom-
munikationstheorie gar nicht um eine Theorie der Information handele, sondern um eine
Frage des Transports von Signalen.
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und löste den determinierenden Einfluss der Umwelt auf, indem sie ausschließ-
lich auf die Zirkularität interner Prozesse abstellte.Da das System sich derart selbst
produziere, komme ihm eine Art Autonomie zu. Das halte aber in jedem Moment
der Selbst-Organisation die Möglichkeit offen, dass das System einen Umbau sei-
ner eigenen Struktur beschließe.
Die Betonung zirkulärer Selbst-Organisation hat daher einerseits eine Plurali-
sierung des Regierens zur Folge – jedes System regiert sich selbst nach eigenen Maß-
stäben – und zieht andererseits eine radikale Dynamisierung dieses Selbst nach sich:
»Das Selbst ändert sich […] in jedemMoment, in jeder einzigen Sekunde.«199 So wie
auf diese Weise die Konzeptionen stabiler Subjektidentitäten und zentraler Steue-
rung zerfallen, werden auch die daran gekoppelten Temporalvorstellungen ad absur-
dum geführt. Die lineare Abfolge der Ereignisse und die kohärente Entwicklung
des Subjekts werden durch die reflexive Be- und Verarbeitung von Komplexität er-
setzt – und diese vollziehe sich in Echtzeit.
Komplexität: Differenz, Selbst-Organisation, Emergenz
Dass am Anfang des 21. Jahrhunderts im Zusammenhang mit Steuerungsproble-
men allenthalben von komplexen Zusammenhängen gesprochen wird, liegt am
Einfluss der Kybernetik.200 Die Kybernetik verstand sich als die wissenschaftliche
Methode zum Studium von Komplexität, und sie richtete diese scheinbar harmlose
Ansage dezidiert gegen die Wissenschaften der vergangenen 200 Jahre – also der
Moderne.201 Denn deren Verfahren, die Systeme auf einzelne Elemente zu redu-
zieren und sie dann unabhängig voneinander variieren zu wollen, um so Effekte
und Erklärungen zu testen, ist laut Ashby eine ›simplizistische‹Methode. Sie könne
komplexe Systeme nicht hinreichend erfassen, sodass sich die Kybernetik dezidiert
gegen den Reduktionismus stellte und stattdessen Komplexität in Form von variety
und difference zum Bezugsproblem der Analyse machte.
199 So Foersters Pointierung in Foerster/Pörksen: Wahrheit ist die Erfindung eines Lügners, S. 94.
Pörksen reformuliert dann treffend: »Die Identität eines Menschen erscheint demnach nicht
mehr als etwas Feststellbares, sondern als eine jeweils augenblicksgebundene Erscheinungs-
form«. Die Nähe zu Foucaults Zurückweisung der Identität ist kaum zu übersehen. Foers-
ter zog im Weiteren ethische Konsequenzen, weil diese Idee fast jede Zwangslage in eine
Entscheidungssituationmit Freiheitsgraden überführe (Foerster/Pörksen: »›In jedemAugen-
blick kann ich entscheiden, wer ich bin‹«, insb. S. 40).
200 Vgl. dazu auch Leendertz: »Das Komplexitätssyndrom«.
201 Ashby: An Introduction to Cybernetics, S. 5: »For two centuries it [science; V.A.] has been explor-
ing systems that are either intrinsically simple or that are capable of being analysed into
simple components. The fact that such a dogma as ›vary the factors one at a time‹ could be
accepted for a century, shows that scientists were largely concerned in investigating such
systems as allowed this method; for this method is often fundamentally impossible in the
complex systems.«
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Die Differenziertheit eines Systems wurde für Ashby dabei das Maß für Kom-
plexität.202 Während Differenzen überall anzutreffen waren, interessierten ihn vor
allem zwei Aspekte, nämlich die Diversität der Teile in einemSystemund dieDiver-
sität der Zustände, die ein Systemdurch die unterschiedlichen Zustände seiner Tei-
le und ihre unterschiedlichen Kopplungen über die Zeit einnehmen konnte. Diese
Vielzahl der Möglichkeiten machte die Varietät beziehungsweise Variabilität eines
Systems aus, und bezeichnenderweise nannte Ashby die potenziellen Transforma-
tionen eines Systems auch die power des Systems. Damit folgte er zwar zunächst
nur demmathematischen Fachbegriff für Potenzen; er argumentierte dadurch aber
gegen die Reduktion von Komplexität mit Verfahren der Simplifizierung und be-
stand gerade darauf, dass diese Varietät zwingend notwendig sei.
Diese Annahme drückt sich auch in einem der maßgeblichen Axiome der Ky-
bernetik aus, dem Gesetz der erforderlichen Vielfalt (law of requisite variety).203 Es
besagt, dass ein regulierendes System immer mindestens die gleiche Komplexi-
tät aufweisen muss wie das zu regulierende System. Aus diesem Grund, so Ash-
by, haben höher entwickelte Lebewesen auch stets empfindlichere Sinnesorgane.
Eine Reduktion der Varietät würde demgegenüber auch zu einer Reduktion der
Möglichkeiten eines Systems in seiner Umwelt führen, denn nur die interne Fä-
higkeit zur Variation mache es möglich, die äußeren Variationen aufzufangen und
insgesamt im Gleichgewicht mit seiner Umwelt bleiben: »only variety can destroy
variety«.204
Das Gesetz wurde im Folgenden zu einer Leitidee der Kybernetik – und zu ei-
nem Hauptgegenstand der Diskussion. Dabei wurde vor allem hinterfragt, ob es
tatsächlich darum gehe, dass der gleiche Grad an Komplexität erreicht werde oder
ob es nicht eher darum gehe, dass eine ausreichende Strategie im Umgang mit
der übermäßigen Komplexität der Umwelt gefunden wird. Noch zur Jahrtausend-
wende setzte sich etwa Ranulph Glanville mit Ashbys Idee auseinander und ar-
gumentierte, dass sich vor dem Hintergrund transkomputabler Systeme wie dem
»InterNET« wieder einmal zeige, dass die requisite variety nie erreicht werde. Die
Kybernetik habe nach Ashby aber gerade Wege entwickelt, um mit dieser ›Unre-
gierbarkeit‹ (unmanageability) hochkomplexer Systeme umzugehen.205
Allerdings war man sich auf den Macy-Konferenzen, auf denen Ashby nur Gast
war, ganz und gar nicht einig, wie man mit Komplexität umgehen sollte. Es zeich-
202 Siehe Ashby: An Introduction to Cybernetics, S. 9, 61, 121f., 125f.; Beer: »Variety«. Zum fortbeste-
henden Messproblem der Komplexität vgl. Mitchell: Complexity, S. 94-114.
203 Siehe Ashby: An Introduction to Cybernetics, S. 202-213.
204 Ashby: An Introduction to Cybernetics, S. 207 (Hervorhebung entfernt).
205 SieheGlanville: »TheValue of BeingUnmanageable«. Ein System reguliert sich dann etwa da-
durch, dass »es sich an seine eigene beschränkte Komplexität hält und an allen jenen Stellen,
an denen ihm die Beschränktheit auffällt, […] Mehrdeutigkeit und Intransparenz einführt«,
wie auch Luhmann betonte (Baecker:Wozu Systeme?, S. 101).
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neten sich zwei Positionen ab, die sich bei der Regulierung von Komplexität un-
verträglich gegenüberstanden:206 Auf der einen Seite standen Wissenschaftler mit
einem engen Bezug zur positivistischen Logik und mit einem utilitaristischen Mo-
dell sozialen Verhaltens. Darunter waren John vonNeumann, der Ökonom Leonard
Savage, der Sozialwissenschaftler Paul Lazarsfeld und in abgeschwächter Form
Pitts und Shannon. Auf der anderen Seite standen unter anderem Wiener und
McCulloch sowie Gregory Bateson und Heinz von Foerster. Der Konflikt um den
Umgang mit Komplexität, die von den ersten tendenziell bekämpft, von den ande-
ren als unumgänglich und sogar zuträglich angesehen wurde, zog sich also entlang
der gleichen Linie, die ein lineares Kommunikations- und Informationsmodell von
der Betonung von Zirkularität und Eigenverhalten unterschied. Angesichts dieser
grundverschiedenen Positionen ist es wenig überraschend, dass sich schon Mitte
der 1950er Jahre Teile der Informations- und Spieltheorie gegen eine Zuordnung
zur Kybernetik aussprachen.207
Die Kritik an der linearen, effizienzorientierten Position hatte dabei zwei An-
kerpunkte. Der erste Ankerpunkt war das positivistische Effizienzdenkenmancher
Informations-,Ökonomie- und Spieltheoretiker.Während diese an einermöglichst
reibungslosen, rauschfreien und schnellen Übertragung von Informationen inter-
essiert waren, fokussierte die andere Seite auf die Effekte des Nicht-Intendierten.
Besonders greifbar wird der grundverschiedene Zugriff auf Daten an einem Kon-
flikt zwischen Bateson und Pitts.208 Er drehte sich um Tippfehler in einem Text.
Während Pitts dafür argumentierte, man solle diese Tippfehler einfach korrigie-
ren, meinte Bateson, dass vom Blickpunkt des Beobachters diese Tippfehler unab-
hängig von den ursprünglichen Intentionen sehr wohl neue Bedeutungen kreieren
können, die es zu erhalten gelte. Batesons Kritik der Intentionalität war zugleich ein
Beispiel für die emergenten Eigenschaften von Systemen und ein Plädoyer für den
Eigenwert von Abweichungen.
Die grundsätzlich andere Deutung von Abweichungen prägte auch den zweiten
Kritikpunkt. Im Fokus stand dabei, dass die utilitaristischeTheorie alle Begehrens-
und Auswahloptionen auf eine einzige Dimension reduziere und infolgedessen in
Hierarchien denke.209 McCulloch hatte sich schon 1945 gegen die Vorstellung einer
206 Vgl. zum Folgenden Dupuy: The Mechanization of the Mind, S. 122f., dessen Darstellung zu-
gleich Dokument der fortdauernden Feindschaft zwischen beiden Positionen ist, da er den
Ökonomen »an obsessive concern for logical rigor with a deliberatively impoverished view of
human relations« vorwirft.
207 Vgl. Geoghegan/Peters: »Cybernetics«, S. 110.
208 Vgl. zu dieser Episode Dupuy: The Mechanization of the Mind, S. 119.
209 Vgl. zum Folgenden insb. Dupuy: TheMechanization of theMind, S. 122f., und Foerster/Pörksen:
Wahrheit ist die Erfindung eines Lügners, S. 83-89 (v.a. S. 85); vgl. auch Winkler: »Grenzen der
Flexibilisierung?«, S. 89-92.
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hierarchischen Präferenzordnung gewendet, die in der Rational-Choice-Theorie ver-
wendet wurde. Vernetzungen zwischen den Neuronen entstehen laut McCulloch
situativ und mit Blick auf den Referenzwert, sodass Wertepräferenzen nicht ein-
fach als stabil und transitiv angenommen werden können. Die zirkuläre Vernet-
zung der Neuronen hat demnach zur Folge, dass es alles andere als inkonsistent
sei, dass jemand Option A einer Option B und Option B einer Option C vorzieht,
während man aber Option C vor Option A wählen würde: »Circularities in prefe-
rence instead of indicating inconsistencies, actually demonstrate consistency of a
higher order.«210
McCulloch argumentierte also schon früh für eineHeterarchie derWerte. Die Zir-
kularität vonWertepräferenzen entspricht hier schlicht der Zirkularität der neuro-
nalen Prozesse. Im Anschluss an McCulloch, allerdings nicht neurophysiologisch,
sondern formal-logisch, verteidigten auch Foerster und Bateson die heterarchische
Perspektive.211 Diese hat freilich schwerwiegende Folgen, denn sie zeigte nicht nur,
dass es keine kollektive Theorie des summum bonum gab, gegen die sich die ökono-
mische Theorie wendete; sie zeigte auch, dass diese selbst auf einer individuel-
len Theorie des summum bonum beruhte.212 Vor diesem Hintergrund musste man
aber beide Träume von Souveränität zwangsläufig zurückweisen: Heterarchie statt
Hierarchie ist dann laut Foerster das Organisationsprinzip.
Gregory Bateson führte beide Kritikpunkte in einer radikalen Revision derNeu-
mann’schen Spieltheorie zusammen.213 In ihr sah Bateson nichts anderes als einen
von Misstrauen und Paranoia angetriebenen Versuch, die Spieler zur Akzeptanz
der Spielregeln zu zwingen und jedwede Möglichkeit des Nachdenkens über al-
ternative Möglichkeiten der Koordination zu unterbinden.214 Dementsprechend
lehnte Bateson fast jede Basisannahme der Neumann’schen Spieltheorie ab: die
vollkommene Intelligenz der Spieler, die Unmöglichkeit des ökonomischen Todes,
die Linearität und Transitivität der Werteskalen und letztlich das Streben hin zur
Maximierung eines ausgewählten Wertes.
Am Beispiel der Gesellschaft in Bali versuchte Bateson dann zu zeigen, dass
Neumanns Theorie auch an der Realität scheitert. Dafür brachte er zwei Argu-
mente: Erstens sei empirisch die einzige Variable, die in dem gesellschaftlichen
210 McCulloch: »A Heterarchy of Values Determined by the Topology of Nervous Nets«, S. 92f.
211 Siehe Bateson: Ökologie des Geistes, S. 250-252; Foerster: »Les Objets, Gages de Comporte-
ments Propres«; dazu Heims: Constructing a Social Science for Postwar America, S. 110.
212 Vgl. Foerster/Pörksen:Wahrheit ist die Erfindung eines Lügners, S. 83-90. Wie andere markierte
auch Foerster unmittelbar die Folgen für Führung bzw. Management. Demnach seien Füh-
rungspositionen durch den situativen Kontext definiert und die Leitung der Organisation ist
zirkulär organisiert.
213 Für die folgenden beiden Absätze siehe Bateson:Ökologie des Geistes, S. 173-179, und vgl. Holl:
»›It’s (Not) an Intervention!‹«, S. 105f.
214 So Bateson in einem Brief an Wiener, vgl. dafür Holl: »›It’s (Not) an Intervention!‹«, S. 113.
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Spiel auf Bali maximiert würde, die der Stabilität. Dafür sei es gerade unbedingt
notwendig, dass alle anderen Variablen nicht maximiert, sondern permanent in ei-
nem Fließgleichgewicht ausbalanciert würden. Batesons zweites Argument ging
nun kontrafaktisch vor: Wenn man auf Bali Spiele einführen würde, in denen es
um die Maximierung einer Variablen ginge, würde sich laut Bateson schnell zeigen,
dass die eindimensionale Werteskala niemanden zur Teilnahme am Spiel motivie-
re könne. Die Spieler wären gelangweilt und unterfordert. Daher ließen sich die
Spiele gesellschaftlicher Interaktion nur ganz anders fassen, nämlich als eine mul-
tidimensionale Faltung gesellschaftlicher Werteebenen.215
Bateson kämpfte so mit anderen gegen einen reduktionistischen Umgang mit
Komplexität, der aus dermodernenWissenschaft bekannt war. Damit schloss er an
Ashbys Kritik der klassischenModerne an und bezog sie auf denUmgangmit Kom-
plexität. Auch Heinz von Foerster versuchte, den Weg zu einer simplizistischen,
eindimensionalen Auslegung von Komplexität zu versperren, den etwa die RAND
Corporation gehe. Dabei kritisierte er aber auch Ashby, weil dieser dasMoment der
Unbestimmtheit und Veränderlichkeit nicht zu Ende gedacht habe: Bei Ashby seien
Maschinen durch ein stabiles Muster der Zustandsänderung definiert gewesen.216
Eine Maschine würde hier stets nach einer fixen Funktion einen bestimmten Input
in einen bestimmten Output transformieren. Die meisten Maschinen seien aber
nicht derart vorhersagbar, wandte Foerster ein, die meisten seien ›nicht-triviale
Maschinen‹: Bei ihnen müsse eine »einmal beobachtete Reaktion auf einen gege-
benen Stimulus […] in einem späteren Zeitpunkt nicht wieder auftreten, wenn der
gleiche Stimulus auftritt.«217 Stattdessen reagiere eine nicht-triviale Maschine mal
so, mal so und sei prinzipiell unvorhersagbar.
Bateson und Foerster waren also gleichermaßen bestrebt, die Unbestimmt-
heit des Verhaltens und damit die Komplexität auf die Spitze zu treiben. Doch
wie kommt es dann dazu, dass dennoch immer wieder stabile Muster auftreten?218
Foersters Antwort darauf nutzte die Interaktion der Maschine mit sich selbst, um
zu zeigen, dass daraus Regelmäßigkeiten des Verhaltens entstehen:219 Eine nicht-
215 An die Begriffe der Faltung und Batesons diagrammatische Darstellung dessen als Plateau
schlossen dann Deleuze und Guattari an. Vgl. Holl: »›It’s (Not) an Intervention!‹«, S. 105f.
216 Ashbys Einführung verhandelt determinierte Maschinen und Markov-Maschinen. Letztere
zeichnen sich durch constancy in frequency aus, das heißt, dass die Häufigkeiten ihres Outputs
bei Iteration einen bestimmten, fixen Wert annehmen. Ein sehr einfaches Beispiel wäre ein
standardisierter Münzwurf. Vgl. Ashby: An Introduction to Cybernetics, S. 165, 225.
217 Foerster: »Prinzipien der Selbstorganisation im sozialen und betriebswirtschaftlichen Be-
reich«, S. 247.
218 Vgl. zum folgenden Komplex selbstorganisierender Strukturbildung insg. Baecker:Wozu Sys-
teme?, S. 95-101.
219 Siehe Foerster: »Prinzipien der Selbstorganisation im sozialen und betriebswirtschaftlichen
Bereich«, S. 244-254.
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triviale Maschine greife demnach nicht nur auf den Input zu, sondern ›kreuzt‹
diesen mit internen Zuständen (›Eigenzustände‹), die durch vorherige Operatio-
nen zustande gekommen sind. Die Maschine nutzt also ihre eigene Geschichte an
Zuständen, um eine Anschlusskommunikation zu produzieren. Dafür stellen re-
dundante Informationen und Elemente eine nötige Vielzahl von Optionen bereit.
Eine Reduktion von Redundanz auf das einfachst Mögliche hätte daher fatale Fol-
gen für die Selbstreproduktion der Maschine. Der Begriff der Selbst-Reproduktion
bringt dieses rekursive und reflexive Denken auf den Punkt: Die Maschine greift auf
sich selbst zurück, um sich selbst erst zu produzieren.
Diese Idee der Anschlusskommunikation lässt sich auch nutzen, um die Ko-
ordination zwischen zwei nicht-trivialen Systemen nachzuvollziehen – Menschen
zum Beispiel. Dafür verwendete Heinz von Foerster eine Grafik, die Gordon Pask
für ihn gezeichnet hatte: denMannmit der Melone. Dieser beobachtet einen ande-
renMann, eine Umwelt und sich selbst,wie er diese anderen beobachtet (Abb. 2).220
Der eine Mann »beobachtet, was der andere […] tut, und gewinnt seine Anschluß-
handlung aus der Orientierung an den Handlungen des anderen«.221 Die völlig un-
bestimmteMaschinemuss »irgendwann feststellen […], daß sie darauf angewiesen
ist, daß das Selbst im Anderen Anlässe findet, sich selbst zu konditionieren, und
ohne diese Anlässe leer läuft.«222
Damit wollte Foerster erläutern, wie Selbst-Organisation durch gegenseitige
Beobachtung funktioniert – und wendete sich zugleich gegen den Vorwurf des
Solipsismus. In ähnlicher Weise hatte im Übrigen auch Bateson auf das Problem
der Strukturbildung geantwortet. Geradeweil das Verhalten unbestimmt und offen
ist, muss man Orientierungspunkte suchen, von denen man das eigene Verhalten
abhängig machen kann.223
Mit diesem Modell der Selbst-Organisation waren drei Aspekte des Regierens
beziehungsweise Regulierens noch einmal unter den Bedingungen radikaler Kon-
tingenz reformuliert worden: Erstens ist ein Abseits von regulierenden Prozessen
nicht denkbar, weil stets eine Interaktion zwischen verschiedenen Elementen in-
nerhalb komplexer Gefüge stattfindet und stattfindenmuss, damit diese sich selbst
reproduzieren können.Damit bricht – zweitens–aber auch die Unterscheidung von
Selbst- und Fremdführung zusammen. Foersters Melonenmann-Beispiel macht
dies besonders deutlich, denn jedes System ist nicht nur von der Energie abhängig,
220 Foerster: »Über selbst-organisierende Systeme und ihre Umwelten«, S. 214-217; vgl. Clarke:
»Heinz von Foerster’s Demons«, insb. S. 43-45.
221 Baecker:Wozu Systeme?, S. 96.
222 Baecker:Wozu Systeme?, S. 96.
223 Baecker: Wozu Systeme?, S. 97, argumentiert, dass bei Bateson die ästhetische Seite dieses
›Tanzes‹ stärker ausgeprägt ist, weil sich die Konditionierung nicht nur am Anderen, sondern
auch an einem stimmigen Muster, das man wiedererkennt, orientiere.
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Abbildung 2: »The Gentleman with the Bowler Hat«
Quelle: Foerster: »Über selbst-organisierende Systeme und ihre
Umwelten«, S. 215; Urheber der Illustration: Gordon Pask.
die von außen kommt, sondern auch von der Beobachtung der Umwelt, um eigene
Anschlusskommunikationen formulieren zu können. Auf der anderen Seite dieser
Abhängigkeit steht aber – drittens –, dass in diesem Gefüge jedes System sich stets
selbst führen, selbst organisieren muss. Dafür greift es auf die Beobachtung der
Umwelt zurück, aber auch auf die Beobachtung seiner selbst. Die Beobachtung
seiner selbst ist dann – damit wird ein Begriff des Souveränitätsdenkens kyberne-
tisch reformuliert – Selbst-Bewusstsein. Dieses ist aber, und das ist die Pointe der
Reformulierung, nie identisch mit einem tatsächlichen Selbst, sondern eben nur
eine Beobachtung von einem bestimmten Punkt.224
Diese Antwort auf Ashby legte die konservierende Tendenz des Homöostaten
ab und machte dagegen den ereignishaften und kreativen Charakter stark. Im Prozess
der rekursiven Reproduktion kann jederzeit etwas Neues, etwas Neuartiges entste-
hen. Batesons Beispiel der Tippfehler illustriert diesen Vorgang, den Foerster mit
dem Modell der nicht-trivialen Maschine erläutern wollte: Aus der Interaktion der
einzelnen Bestandteile könne ein neues Muster entstehen, das weder intendiert
noch sonst vorhersehbar sei.
224 Vgl. Foerster/Pörksen: Wahrheit ist die Erfindung eines Lügners, S. 94-96; Dupuy: The Mechani-
zation of the Mind, S. 160f. Man hat damit eine doppelte Abweichung bzw. Differenz: Nicht
nur dass das System nie mit sich selbst identisch ist, weil es sich stets neu produzierenmuss,
sondern auch die Selbst-Beobachtung ist nie mit dem beobachteten Selbst identisch.
II. Technologiken: Modernes Steuerungsdenken in der Kritik 161
Dieses plötzliche Auftauchen von Mustern aus dem Prozess wird mit der Se-
mantik der Emergenz erfasst. Dabei verwendet die Kybernetik einen starken Emer-
genzbegriff : 225 Im Unterschied zu einem schwachen Verständnis geht sie nicht nur
davon aus, dass etwas Neues auftaucht und dieses Neue vorher in den Bestandtei-
len oder Individuen nicht vorhanden war; sie nimmt sogar an, dass das Auftauchen
tatsächlich auch unvorhersehbar ist und sich auch nicht auf die Einzelbestandteile
und ihre Prozesse zurückführen lässt, das heißt es ist irreduzibel.
Dabei lassen sich in zeitlicher Hinsicht noch einmal zwei Dimensionen von
Emergenz unterscheiden, die die Kybernetik gleichermaßen bedient.226 Auf der
einen Seite kennt sie synchrone Emergenz, die beschreibt, dass aus den Interaktio-
nen von Elementen unmittelbar eine Ordnungsschicht emergiert. An ihr können
Eigenschaften beobachtet werden, die bei den interagierenden Elementen nicht
beobachtet werden, sie ist also etwas qualitativ Anderes. Der neue ›Sinn‹, der für
die Leserin aus Tippfehlern entstehen kann, ist dafür ein instruktives Beispiel. Be-
sonders stark herausgearbeitet hat diese synchrone Emergenz das Konzept der Au-
topoiese, das Humberto Maturana und Francisco Varela entwickelt haben:
»Eine autopoietischeMaschine ist eineMaschine, die als einNetzwerk von Prozes-
sen der Produktion (Transformation und Destruktion) von Bestandteilen organi-
siert […] ist, das die Bestandteile erzeugt, welche 1. aufgrund ihrer Interaktion und
Transformation kontinuierlich eben dieses Netzwerk an Prozessen (Relationen),
das sie erzeugte, neu generieren und verwirklichen, und die 2. dieses Netzwerk
(die Maschine) als eine konkrete Einheit in dem Raum, in dem diese Bestandteile
existieren, konstituieren«.227
Maturana und Varela hoben hier hervor, dass Leben nichts anderes sei als eine
autopoietische Maschine und dass diese Maschine der emergierende Effekt eines
»Netzwerk[s] von Prozessen« sei, der sich sofort »verflüchtigt«, sobald die Interak-
tionsprozesse aufhören. Die Art undWeise (das »Wie«) der Reproduktion sei dabei
bedingt von den Elementen, die diese Prozesse selbst erst hervorbringen. Wie bei
225 Vgl. Schwarz: Geschichten vom Ganzen, S. 25-36; Wägenbaur: »Emergenz«, S. 1f.
226 Vgl. auch zu dieser Unterscheidung Schwarz: Geschichten vom Ganzen, S. 25-36; Wägenbaur:
»Emergenz«, S. 1f.
227 Maturana/Varela: »Autopoietische Systeme«, S. 184f. (Hervorhebung entf.). Dabei gibt es zu-
mindest zwei Unterschiede zu Foersters Modell. Einerseits beziehen sie neben den Eigen-
zuständen des Netzwerks auch die strukturellen Kopplungen mit der Umwelt in das Bedin-
gungsgefüge der Evolution ein (vgl. Baecker: Wozu Systeme?, S. 99). Andererseits wollen sie
aber das Auto nicht als autopoietische Maschine anerkennen, wohingegen Foerster auch ein
Auto als nicht-triviale Maschine sieht. Dieses sei so lange eine triviale Maschine, bis es eines
Tages nicht mehr anspringe. Dies verdeutliche aber auch, dass es die Beschreibung sei, die
über (Nicht-)Trivialität entscheide (vgl. Foerster: »Zukunft der Wahrnehmung«, S. 206-208).
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Foerster ist diese Maschine also doppelt zeitbezogen: Die Maschine greift in unbe-
stimmter Weise auf eine als aktueller Zustand geronnene Vergangenheit zurück;
zugleich ist sie stets nur im Moment, denn nur indem die Elemente interagieren,
reproduziert sich die Maschine.228 Da die Maschine sich immer wieder re-produ-
zieren muss, sich also jeden Moment völlig immanent neu erschaffen muss, kann
sie sich auch neuartig erschaffen: Sie hat die Freiheit, sich stets auch als eine grund-
sätzlich andere zu re-kreieren.
Diese diachrone Emergenz, nach der man beobachten kann, dass etwas
erstmals auftritt, verhandelt die Kybernetik als Evolution.229 Emergenz und
Evolution dienten der Kybernetik dabei auch als Kampfbegriffe gegen die vorherr-
schenden Denkmodelle. Damit verband sie kausal-lineare Erklärungen aller Art:
Stimulus-Response-Modelle, Funktionalismen mit unabhängigen und abhängigen
Variablen, klassische Logik sowie introspektive Erklärungen, die von Motivation
und Charakter auf Handlungen schließen.230 Die zirkuläre Kausalität, die sie
dagegen setzte, unterlief die Konsistenz- und Kohärenzansprüche dieses Denkens
und fokussierte stattdessen auf die kreativen Effekte gegenseitiger Beeinflussung,
die nicht auf Einzelleistungen oder einzelne Interaktionen zurückgeführt werden
können. Evolution stellt sich daher nicht als kontinuierliche Entwicklung dar, wie
es das Paradigma der Nachkriegszeit war, sondern als ein sprunghaftes Auftreten,
bei dem stets eine Lücke zwischen Vorhergehenden und Nachfolgenden besteht.231
Diskontinuität und Differenz charakterisieren das Arbeiten komplexer Systeme.
Das Theorem der Emergenz markierte in der Kybernetik, dass in allen Erklä-
rungsversuchen stets ein unerklärbarer Rest bleibt. Gerade aufgrund dieser Hal-
tung ist das Emergenz-Theorem schon vor der Kybernetik dort verwendet worden,
wo dieModerne kritisch betrachtet werden sollte. Insbesondere in derMetaphysik,
der Religiosität und der Ästhetik diente sie entweder dazu, das Numinose dage-
gen zu verteidigen, dass es rational wegerklärt wurde, oder den rationalen Erklä-
228 Man kann an dieser Stelle sehen, dass eine Verwandtschaft zu performativitätstheoretischen
Überlegungen besteht, für die ebenfalls der Akt sozialkonstitutiv wirkt. Auch Foerster be-
obachtete die Performativitätstheorie daher mit Interesse (siehe Foerster: »Prinzipien der
Selbstorganisation im sozialen und betriebswirtschaftlichen Bereich«, S. 267-277). Die frühe
Performativitätstheorie (John L. Austin) hatte allerdings, soweit ich sehe, keine enge Ver-
bindung zur Kybernetik, sondern stellte eine eigenständige sprachphilosophische Reflexion
dar, was freilich dieMöglichkeit gemeinsamer Vorläufer nicht ausschließt (z.B. die Auseinan-
dersetzungmit Saussure und Kommunikationsmodellen). In der weiteren Entwicklung über-
kreuzten sich allerdings Kybernetik und Performativität, etwa bei Derridas Verbindung von
Iteration und Rekursion (vgl. Rzepka: Sangspruch als cultural performance, S. 11-21).
229 In der Fassung von Maturana/Varela: »Autopoietische Systeme«, S. 207f.
230 Siehe Foerster: »Prinzipien der Selbstorganisation im sozialen und betriebswirtschaftlichen
Bereich«, S. 246.
231 Zum Emergenz- und Evolutionsbegriff erneut Wägenbaur: »Emergenz«, S. 1f.
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rern selbst ihre eigenen Grenzen aufzeigen zu wollen. Es dürfte daher kein Zufall
sein, dass Heinz von Foerster als Metapher für die kybernetische Perspektive das
Wunder anführte, »[d]enn natürlich gibt es eine Verbindung zwischen dem Begriff
des Wunders und der fundamentalen Unerklärbarkeit funktionierender Interakti-
on […]. Wenn ich das Gefühl für das Wunder, dem wir ununterbrochen begegnen,
wieder sichtbar machen könnte, dann wäre ich sehr glücklich.«232
Dabei wussten die Kybernetiker durchaus, dass sie sich in die Nähe von Mystik
und Alchimie begaben, da sie ein Wissen reaktivierten, das durch die rationalis-
tische und mechanistische Moderne mit ihrem Anspruch auf Verfügbarkeit und
Steuerbarkeit verdrängt worden sei.233 Der argumentative Vorteil der Kybernetik
bestand allerdings darin, dass sie dieses Unerklärliche nicht vom Metaphysischen
her denken musste, sondern an dem weltlichen Bereich ingenieurswissenschaftli-
cher Technik, physiologischer Materie und formaler Mathematik, also in den hard
sciences, entwickelte. Aus diesem Bereich zog Heinz von Foerster auch sein belieb-
testes Beispiel, um die Grenzen der Verfügbarkeit zu illustrieren: der blinde Fleck
in unserem Auge, an dem es keine Lichtrezeptoren gibt und der zu einem blinden
Fleck in unserem Sichtfeld führt. Ist das schon kurios genug, dann war für Fo-
erster das eigentlich Interessante aber, dass uns das Gehirn diesen blinden Fleck
nicht erkennen lässt und stattdessen vorspielt, etwas zu sehen: »Wir sehen nicht,
daß wir nicht sehen.«234
Diese konstitutive Intransparenz leitete die Kybernetik aus derNicht-Trivialität
komplexer Systeme ab, die in diesemKapitel erläutert wurde.DieTheorie der Kom-
plexität besteht dabei gewissermaßen aus zwei Achsen, die orthogonal zueinander
das Feld derMöglichkeiten aufspannen: Die eine Achse erfasst die Relationalität im
Hinblick auf die aktualisierten Strukturen. Das beinhaltet beispielsweise Überle-
gungen zur Interdependenz von System und Umwelt, von System und Teilsystem,
von Beobachter und System, sodass alle Beschreibungen nur relational von einem
bestimmten Ort aus machbar sind und keine Kategorie als absolute Kategorie halt-
bar ist. Die andere Achse setzt alles Aktualisierte stets auch in Bezug zu dem, was
sein könnte. Das Verhältnis von Potenzialität und Aktualität potenziert noch einmal
die ohnehin schon überbordende Komplexität: Temporale und lokale Situativität ist
232 Foerster/Pörksen:Wahrheit ist die Erfindung eines Lügners, S. 62f.
233 Siehe etwa Bateson: Ökologie des Geistes, der dies unter der Überschrift ›Was ist der Mensch?‹
verhandelte, also dem Thema, dem sich Foucaults Les mots et les choses widmete. In der ver-
breiteten kybernetischen Kritik des Newtonianismus ist Bateson auch einer der wenigen,
der darauf hinweist, dass Newton das Metaphysische nicht ausschloss und er daher »eher
der ›letzte unter den Magiern‹ war« (S. 347). Zur verkürzenden Rezeption Newtons im New-
tonianismus, insbesondere bei Voltaire, vgl. Rzepka: Die Ordnung der Transparenz, S. 18-20.
234 Foerster: »Über das Konstruieren von Wirklichkeit«, S. 27. Die Historie von Emergenz und
Numinosen untersucht Schwarz: Geschichten vom Ganzen, S. 189-243.
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nicht nur das konstitutive Merkmal jedweden Wissens, sondern auch der Realität
des Systems selbst, dessen Zukunft ungewiss und unsteuerbar ist.
Auf diese Weise kritisierte die Kybernetik die klassische Moderne für ihre zu
simplizistische, zu reduktionistische Sicht auf die Welt, und sie unterlief damit
das kausale Steuerungsdenken, die Identitätsvorstellungen und die kalkulatori-
schen Machbarkeitsideen, die das Selbstverständnis der Nachkriegszeit prägten.
Die überbordende ›Komplexität‹, die insbesondere für die liberal-ökonomische
Tradition stets Anlass zur Sorge war, wendete die Kybernetik ins Positive: Die
Produktion von Differenzen erweitere den Raum möglicher Möglichkeiten ebenso
wie den Raum erreichbarer Möglichkeiten. Dies ist ein Hinweis darauf, dass sich
auch die radikale Kybernetik – bei aller Kritik – keineswegs von der Moderne
verabschiedet hatte, bleibt doch die Reichweitenerweiterung oft ein wünschens-
wertes Ziel der Kybernetik.235 Die hier vorgestellten kybernetischen Überlegungen
konnten dann in der Krise der Moderne, als die Souveränitäts- und Aufklärungs-
vorstellungen der Nachkriegszeit in den 1970er Jahren an Plausibilität verloren, für
eine Interpretation der Krisenphänomene benutzt werden. Dem ist das nächste
Kapitel gewidmet.
235 Siehe etwa Foerster: »Über das Konstruieren vonWirklichkeit«, S. 49: »Der ethische Imperativ:
Handle stets so, daß die Anzahl der Möglichkeiten wächst.« Die in unterschiedliche Richtun-
gen gehende ethische Weiterentwicklung kybernetische Epistemologien (›KybernEthik‹ bei
Foerster, eine Ethik radikaler Autonomie bei Varela, z.B.) soll hier nicht weiter interessieren.
Es reicht vielleicht der Hinweis, dass dies durchaus parallel zu der Wiederentdeckung der
Ethik bei Foucault und anderen Poststrukturalisten verläuft. Zur Reichweitenerweiterung als
Merkmal der Moderne vgl. Rosa: Resonanz, S. 518-522.
III. Transformation: 
Krise der Moderne, Zerfall der Souveränität
Bereits am Ende der 1960er Jahre hatte sich einige Enttäuschung über die ›techni-
schen‹ Planungsverfahren verbreitet, die im ersten Teil des letzten Kapitels ange-
sprochen wurden. Oft blieb die Realität weit hinter den Visionen einer computer-
gestützten, automatisierten Verwaltung zurück. In der Bundesrepublik konnten
beispielsweise nur die Bundesbahn und die Bundespost, kaum aber die Ministeri-
en die Mittel für Personalausbildung und Maschinen aufbringen.1 Selbst dort, wo
die bundesweite Einführung einer computerisierten Datenverarbeitung gelungen
war, in den Vereinigten Staaten, wurden die Hoffnungen, die mit der Einführung
des Planning, Programming, Budgeting System (PPBS) verbunden waren, schnell ent-
täuscht. Das Programm wurde bereits 1971 wieder eingestellt – ironischerweise
wegen fehlender Effizienz.2 Gleichzeitig trafen auch die angestellten Prognosen
über die wirtschaftliche Entwicklung immer häufiger nicht zu. So wurde 1969 in
der Bundesrepublik nicht das angekündigteWachstum von 4,5 % erreicht, sondern
die Prognose mit 8 % deutlich übertroffen.3
Im historischen Rückblick ist es erstaunlich,wie grundsätzlich sich das Koordi-
natensystem in den folgenden Jahren verschob: Die gesamte Technokratie-Debatte
war von der Prämisse ausgegangen, die Technik entwickele eine kaum mehr zu
bändigende Dominanz. Getragen wurden diese Sorgen von der Vorstellung, der
unaufhaltsame Fortschritt der Technik ermögliche, Mensch und Gesellschaft tota-
litär zumanipulieren.Nurwenige Jahre später hatte sich das vollständig in sein Ge-
genteil verkehrt. Nicht mehr die ›Hyperstabilität‹ eines technisch automatisierten
Systems, sondern die Instabilität der Demokratien wurde nun zur größten Bedro-
hung. Der Pluralismus, der in der Technokratie-Debatte noch als Bollwerk gegen
das Überhandnehmen der Technik ins Feld geführt worden war, war jetzt selbst
zum Problem für die Handlungsfähigkeit geworden.
1 Vgl. Metzler: Konzeptionen politischen Handelns von Adenauer bis Brandt, S. 339.
2 Vgl. Seibel: Cybernetic Government, S. 199.
3 Vgl. Nützenadel: Stunde der Ökonomen, S. 344f., 361, zu den einsetzenden Verwunderungen
am Beispiel desMerkur vgl. auch Kießling: »Auf der Suche nach der neuen Wirklichkeit«.
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Ganz im Gegensatz zum Determinismus der Technokratie-Debatte waren die
Diagnosen nunmehr von »Enttäuschung und Vertrauensverlust«4 in die Steuerungs-
fähigkeit der Demokratien geprägt, und das produzierte eine immense Verunsiche-
rung über die Zukunft. Die Demokratien schienen unmittelbar vor dem Kollaps zu
stehen, beschreibt Gabriele Metzler den Tenor der Regierbarkeitsdebatten, die 1972
anhoben und bis in die frühen 1980er Jahre fortdauerten.5 Sie sind Dokument und
Katalysator einer fundamentalen Transformation.
An ihnen soll daher dieser tiefgehende Umbruch im Selbst- und Regierungs-
verständnis der westeuropäischen Gesellschaften im Folgenden rekonstruiert wer-
den.6 Dafür werden zunächst die Krisenphänomene aus zeithistorischer und aus
zeitgenössischer Sicht dargestellt, um dann die konfligierenden Deutungsangebo-
te herauszuarbeiten. Auf diese Weise wird deutlich, wie die damaligen Interpre-
tationen die Krisenphänomene zu einer zusammenhängenden Krise der Moderne
und der Souveränität verdichteten. In der Krise verloren die Deutungsalternati-
ven, die im bekannten Rahmen des Souveränitätsdenkens verblieben, an Überzeu-
gungskraft, vor allemweil auch sie das Scheitern der Souveränität an ihren eigenen
Widersprüchen herausarbeiteten.
Dadurch bot sich die Gelegenheit für neue Deutungsmuster, deren Krisendia-
gnosenmit anders gelagerten Lösungsvorschlägen aufwarteten.Diese Lösungsvor-
schläge kamen einerseits von neoliberalen Ansätzen und andererseits von einer ky-
bernetisch inspirierten Interpretation der Krise. Neben demNeoliberalismus setz-
te sich dieses technologische Regierungsdenken in der Krise der Moderne als ein
neues Deutungsmuster für Politik und Gesellschaft durch.
1. Krisenphänomene
Zeithistorische Perspektiven: Strukturbruch
Die Zeitgeschichte hat sich seit Anfang des 21. Jahrhunderts in einer gemeinsamen
Kraftanstrengung der Erforschung der zweiten Hälfte des vorangegangenen Jahr-
hunderts gewidmet. Dabei hat sie sich sukzessive davon verabschiedet, die späten
1960er Jahre oder die Wende 1989/90 als zentrale Umbruchszeit zu benennen. Im-
mer mehr rückte die Zeit zwischen 1969 bis circa 1984 – »nach dem Boom« und am
4 Johnson: »Zur Bewertung von Herrschaft«, S. 71.
5 Vgl. Metzler: »Staatsversagen und Unregierbarkeit in den siebziger Jahren?«, S. 243.
6 Zusätzlich zu den zeithistorischen Studien bildet ein zeitgenössischer Textkorpus die Grund-
lage der Analyse, der ca. 70 Dokumente umfasste. Eine deutlich gekürzte, auf Deutschland
fokussierte Darstellung insbesondere der Krisennarrative wurde auf Basis der Dissertation
bereits publiziert (vgl. August: »Von ›Unregierbarkeit‹ zu Governance«).
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»Ende der Zuversicht« – in den Vordergrund, die nun als »Strukturbruch«, als »tur-
ning point«, »silent revolution« und schließlich als »Epochenschwelle« erscheint.7
Dafür kann die Zeitgeschichte auf strukturelle Verschiebungen verweisen. So
zeichnete sich in den 1970er Jahren eine demografische Wende ab.War das globale
Bevölkerungswachstum kontinuierlich angestiegen, geht die Wachstumsrate der
Weltbevölkerung nun zurück. Dabei nimmt insbesondere der relative Anteil der
westlichen Industriestaaten an der globalen Bevölkerung rapide ab.8
Das gleiche Phänomen zeigt sich im Bereich der Ökonomie. Während der An-
teil Europas an der Weltproduktion zwischen 1950 und 1970 stabil war, nimmt er
seit den 1970er Jahren ab. Dies liegt unter anderem daran, dass das Wirtschafts-
wachstum in den westeuropäischen Demokratien zwischen 1950 und 1973 bei ca.
4,5 % lag, im Zeitraum von 1973 bis 2000 aber nur noch 2,1 % erreichte.9 Im gleichen
Zeitraum verkehrten sich die Gewinnmargen körperschaftlicher Unternehmen von
-2,9 % (1959 bis 1973) zu +10 % (1981 bis 1989),während gleichzeitig die Einkommens-
und Vermögensungleichheit, die vorher zurückging, rapide anstieg. Auf die »dra-
matischen Verluste des Kapitals im 20. Jahrhundert« folgte die »Rückkehr des Ka-
pitals in den reichen Ländern seit den 1970er Jahren«.10
Die These vom »Strukturbruch« in den 1970er Jahren ging zunächst von diesen
drastischen ökonomischen Veränderungen aus.11 An ihnen lassen sich nicht nur
7 Vgl. als Überblicksartikel Bösch: »Zweierlei Krisendeutungen«; Geyer: »Die Gegenwart der
Vergangenheit«;Möller: »Die 1970er Jahre als zeithistorische Epochenschwelle«; aus der Viel-
zahl an Detail- und Überblicksstudien vgl. v.a. Jarausch (Hg.): Das Ende der Zuversicht?; das
Schwerpunktheft des Journal of Modern European History (einleitend Wirsching: »The 1970s
and 1980s as a Turning Point in EuropeanHistory?«); Leendertz/Meteling (Hg.):Die neueWirk-
lichkeit; Woyke (Hg.):Wandel des Politischen; Raithel et al. (Hg.): Auf demWeg in eine neue Mo-
derne?; Beck/Mulsow (Hg.): Vergangenheit und Zukunft der Moderne; Doering-Manteuffel et al.
(Hg.): Vorgeschichte der Gegenwart; Doering-Manteuffel/Raphael:Nach demBoom; Schanetzky:
Die große Ernüchterung; Chabal (Hg.): France since the 1970s; Turner: Crisis? What Crisis?; Fergu-
son et al. (Hg.): The Shock of the Global; Caryl: Strange Rebels. Für den Begriff der »silent revo-
lution« siehe Kaelble: »The 1970s«, S. 20. Für die soziologische Bearbeitung eines ›Struktur-
wandels der Moderne‹ vgl. Reckwitz: Die Gesellschaft der Singularitäten; Rosa: Beschleunigung.
Die Politikwissenschaft hat die Relevanz dieser Zeit bisher nicht hinreichend berücksichtigt;
nur wenige nehmen sie als Ausgangspunkt gegenwärtiger (Ideen-)Politik ernst, z.B. Bevir:
Democratic Governance; Rosanvallon: Demokratische Legitimität.
8 Vgl. Piketty: Das Kapital im 21. Jahrhundert, S. 110-114; Rödder: »Nach der Moderne?«, S. 292.
9 Vgl. Metzler: »Staatsversagen und Unregierbarkeit in den siebziger Jahren?«, S. 148; ähnlich
auch Piketty: Das Kapital im 21. Jahrhundert, S. 89f., 136; Kaelble: »The 1970s«, S. 18.
10 Vgl. Piketty: Das Kapital im 21. Jahrhundert, Zitate auf S. 195 und 226, als Überblick S. 39-48
sowie Boltanski/Chiapello: Der neue Geist des Kapitalismus, S. 22f. Die Reihe ökonomischer In-
dizien für eine »völlige Umkehrung der Situation« (Piketty auf S. 192) ließe sich verlängern,
z.B. anhand von Staatskapital und Privatkapital (aufgeschlüsselt nach Ländern bei Piketty,
S. 180-205, zur Staatsquote Nützenadel: Stunde der Ökonomen, S. 346).
11 Vgl. Doering-Manteuffel: »Langfristige Ursprünge und dauerhafte Auswirkungen«.
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die ›Epochen‹ vor und nach dem Boom unterscheiden, sondern auch die Trans-
formation in den Krisenjahren selbst am eindrücklichsten darstellen. Zum einen
kollabierte im März 1973 das System der festen Wechselkurse, ein zentraler Pfei-
ler der Nachkriegsordnung.12 Seit längerem war der Dollar aufgrund seiner Funk-
tion als Ankerwährung überbewertet und hatte nicht flexibel auf Schwankungen
in der US-Ökonomie reagieren können. In Sorge um die steigende Inflationsrate
und Arbeitslosigkeit hatte US-Präsident Nixon daher schon 1971 die Gold-Bindung
des Dollars aufgehoben. Dies führte zu einem Kurssturz des Dollars. Angetrieben
von den Schulden, die die USA durch den andauernden Vietnam-Krieg ansam-
melten, minderten Spekulationswellen den Wert des Dollars weiter. Als eines der
ersten Länder reagierte Großbritannien 1972 damit, seine Währung nicht mehr
an den Dollar zu koppeln. Nachdem im Februar 1973 eine erneute Abwertung des
Dollars bekanntgegeben wurde, schlossen zahlreiche europäische Devisenbörsen
vom 2. bis 9. März 1973 und die Mitgliedsländer der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und Japan lösten die Dollarbindung. Damit wurde das Bretton-Woods-
Abkommen faktisch außer Kraft gesetzt und ein System flexibler, floatender Wech-
selkurse eingeführt.
Dass 1973 sowohl in den zeithistorischen Darstellungen als auch in den Selbst-
beschreibungen zum symbolischen Krisenjahr wurde, lag zum anderen an der
Ölpreiskrise.13 Der Anstieg des Ölpreises im Herbst 1973 komprimierte die sich
abzeichnende wirtschaftliche Rezession in ein schockartiges Moment. Durch die
hochschnellenden Kosten für Rohstoffe ließen sich die Beschäftigungsquoten in
den westlichen Ländern nicht auf dem gewohnten Nachkriegsniveau halten: In der
Bundesrepublik erhöhte sich die Arbeitslosigkeit von 0,8 % (1973) auf 2,6 % (1974),
um dann im Folgejahr auf 3,3 % anzusteigen (Abb. 3).14 Damit wuchs die Zahl der
Arbeitslosen auf über eine Million, zu der eine Million Menschen in Kurzarbeit
hinzukamen.15 In Frankreich stieg die Arbeitslosigkeit noch im Verlauf der 1970er
Jahre auf 4,7 %, in Großbritannien sogar auf über 5 %.
12 Vgl. für diesen Absatz Lee: Victory in Europe?, S. 138-140; Schanetzky: Die große Ernüchterung,
S. 119-121; Jarausch: »Zwischen ›Reformstau‹ und ›Sozialabbau‹«, S. 332.
13 Vgl. z.B. Jarausch: »Verkannter Strukturwandel«, S. 10f.
14 Vgl. zu den Zahlen stets die unter den Abbildungen angegebenen Datenbanken. Die Anga-
ben differieren freilich je nach angelegter Definition und Referenz. Die Statistik der Bundes-
agentur für Arbeit gibt z.B. in Bezug auf alle abhängigen zivilen Erwerbspersonen eine noch
höhere Arbeitslosenquote an (1,2 % auf 4,7 % von 1973 bis 1976).
15 Vgl. Jarausch: »Zwischen ›Reformstau‹ und ›Sozialabbau‹«, S. 333; Schanetzky: Die große Er-
nüchterung, S. 36f.
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Abbildung 3: Arbeitslosigkeit in Prozent von 1968 bis 1983
Quelle: Eigene Darstellung auf der Datenbasis von AMECO (URL: ec.europa.eu/economy_fi-
nance/ameco/, Unemployment ZUTN, abgerufen am 08.08.2017).
Abbildung 4: Inflationsrate in Prozent von 1968 bis 1983
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der OECD (URL: stats.oecd.org, Consumer
Prices – Annual Inflation, abgerufen am 08.08.2017).
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Abbildung 5: Jährliche Wachstumsrate in Prozent von 1968 bis 1983
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der World Bank (URL: data.worldbank.org,
GDP growth, annual %, abgerufen am 08.08.2017). Dort fehlen die Angaben für die BRD
in den Jahren 1968-1970; sie wurden ergänzt durch die Eurostat-Daten bei Giebel-Felten:
Deutschlands wirtschaftliche Entwicklung im EU-Vergleich 1962-2001, S. 24).
Parallel zur Arbeitslosigkeit stieg auch die Inflationsrate (Abb. 4). In Deutsch-
land war sie seit 1969 schon von 1,9 % auf 5,5 % im Jahr 1972 gewachsen; im Jahr
1973 schnellte sie noch einmal auf 7 % und verharrte dort. Im Vergleich mit ande-
ren westlichen Ländern waren das gute Werte, denn die USA erreichten 1974 ca.
11 %, Frankreich 14 %, und das Vereinigte Königreich erlebte infolge der Streiks der
Minenarbeiter noch einmal einen massiven Anstieg von 16 % auf 24 %. Dies führte
auch dazu, dass in Großbritannien nicht (nur) der Ölpreisschock von 1973, sondern
vor allem die miners’ strikes von 1974 zum symbolischen Krisenmoment wurden.16
Schließlich zeigt auch ein dritter zentraler Referenzwert die massive wirt-
schaftliche Krise der westlichen Demokratien: Das Wirtschaftswachstum hatte am
Beginn des Jahres 1973 noch zwischen 4,8 % (Deutschland) und 6,5 % (Großbritan-
nien) gelegen; bis 1975 stürzten die Wachstumsraten nun auf -0,9 % (Deutschland)
und -1,5 % (Großbritannien). Frankreich hatte sich 1974 noch auf 4,3 % halten
können, die Wachstumsrate stürzte dann aber ebenfalls auf -1 %. Nachdem sich
16 Sehr viele der britischen Quellen, die im Folgenden zitiert werden, beziehen sich hierauf als
traumatisches Ereignis. Man kann daran sehen, dass die Krisen in den einzelnen National-
staaten durchaus unterschiedlich verliefen und unterschiedliche Erfahrungsmomente mit
sich brachten. Dennoch wird insgesamt sowohl in den zeitgenössischen Quellen als auch in
der Sekundärliteratur von einer gemeinsamen (zumindest westeuropäischen) Krisensituati-
on gesprochen.
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das Wachstum 1976 kurzzeitig erholte, brach es in den Folgejahren, bestärkt durch
eine zweite Ölpreiskrise im Jahr 1979, erneut ein, während die Arbeitslosigkeit
noch einmal anstieg (Abb. 5).
Aus der historischen Distanz lassen sich viele dieser Krisensymptome einord-
nen. So versteht André Steiner die ökonomische Krise als einen sektoralen Wan-
del.17 Innerhalb des Industriesektors verlagerte sich das Gewicht demnach weg von
den klassischen Zweigen des 19. Jahrhunderts, der Montan-, Schiffs- und Textilin-
dustrie, was insbesondere Großbritannien traf. Damit erodierten auch die zuge-
hörigen Sozialmilieus und es wurden Arbeitskräfte freigesetzt, die für die Herstel-
lung der technologisch verfeinerten Produkte des Fahrzeugbaus, der Optik und der
Datenverarbeitung nicht ausgebildet waren. Gleichzeitig sei vor allem von der Vor-
leistungsnachfrage der industriellen Unternehmen ein Impuls für die Ausweitung
des Dienstleistungssektors ausgegangen, während der Anteil des landwirtschaft-
lichen Sektors sukzessive zurückging. Man hatte also sowohl innerhalb des indus-
triellen Sektors als auch zwischen den Sektoren Verschiebungen, aus denen Dauer-
und Sockelarbeitslosigkeit resultierten. Diese passten sich nicht an konjunkturelle
Schwankungen an und sie wuchsen auch in der kurzen Phase konjunktureller Er-
holung in den 1970er Jahren. Die Abkopplung der Arbeitslosigkeit von der Entwick-
lung des Bruttoinlandsprodukts wird in zeitgenössischer und in zeithistorischer
Perspektive als Indiz für eine nachhaltige, strukturelle Veränderung gewertet.
Diese Befunde wurden allerdings auch immer wieder relativiert.18 Betrach-
tet man die sozio-ökonomischen Veränderungen aus der zeitlich-vergleichender Hin-
sicht, lassen sie sich als eine Fortsetzung von Trends beschreiben, die man bereits
vor den Weltkriegen beobachten konnte. Infolgedessen müsste man vielmehr die
Zeit zwischen 1950 und 1970 als die eigentliche Ausnahmesituation beschreiben.
Sie wurde von der Normalität der wirtschaftlichen Entwicklung – hinsichtlich der
17 Vgl. zum Folgenden Steiner: »Die siebziger Jahre als Kristallisationspunkt des wirtschaftli-
chen Strukturwandels in West und Ost?«. Die Gründe lagen laut Steiner einerseits im tech-
nologischen Wandel und in der Erschöpfung des Rekonstruktionspotenzials nach 1945, an-
dererseits aber auch in einer veränderten Angebotsseite (steigende Rohstoffpreise, sinkende
Mobilität, durch die stabilen Rahmenbedingungen wachsende Konkurrenz) und einer ver-
änderten Nachfrageseite (Sättigung bei den klassischen Konsumgütern). Vgl. auch Doering-
Manteuffel: »Langfristige Ursprünge und dauerhafte Auswirkungen«; Schanetzky: Die große
Ernüchterung, S. 40-42; Jarausch: »Verkannter Strukturwandel«, insb. S. 18f. Nach Fertigstel-
lungdesManuskripts istmit Raphael: Jenseits vonKohle undStahl eine großeAnalyse desWegs
in eine postindustrielle Ordnung erschienen.
18 Zusammenfassend zur Kritik der zeithistorischen Krisendiagnosen vgl. Bösch: »Zweierlei Kri-
sendeutungen«, S. 217-220; Black/Pemberton: »Introduction«. Zur Langzeitperspektive vgl.
Piketty: Das Kapital im 21. Jahrhundert und Metzler: »Staatsversagen und Unregierbarkeit in
den siebziger Jahren?«, S. 248f., die einer Einebnung dennoch kritisch gegenüberstehen.
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sektoralen Trends, Wachstumsraten und Einkommensungleichheit – wieder ein-
geholt, nachdem um 1970 die kriegsbedingten Rückstände aufgeholt worden wa-
ren.
Die gleiche Irritation kommt in räumlich-vergleichenderHinsicht auf, denn ausge-
rechnet die westlichen Demokratien blieben institutionell letztlich weitestgehend
unverändert. Dem stehen die massiven Umbrüche in den südeuropäischen Ge-
sellschaften Griechenlands, Spaniens und Portugals gegenüber, deren autoritäre
Herrschaftsstrukturen kollabierten und – im Falle Griechenlands und Portugals:
erneut – zu Demokratien transformiert wurden.19 Auch für den ›Ostblock‹, für
den freilich die Schwelle 1989/90 noch einmal relevanter ist, lässt sich zumindest
argumentieren, dass es die ökonomischen Krisen und die soziale Differenzierung
der 1970er Jahre waren, die zum Kollaps am Ende der 1980er Jahre führten, weil
die sozialistischen Systeme gerade keine angemessenen Antworten hierauf entwi-
ckeln konnten.20 Im Vergleich dazu dominierte im ›Westen‹ die Kontinuität: Die
demokratischen Gesellschaften blieben repräsentative Demokratien, und auch die
individuelle lebensgeschichtliche Erfahrung deckt sich daher häufig nicht mit der
öffentlichen Krisenrhetorik, wie Frank Bösch zurecht bemerkt.21
Diese komparativen Einordnungen haben ihre Berechtigung, denn sie korri-
gieren eine im Entstehen begriffene Erzählung, indem sie die Perspektive ökono-
mischer Strukturdaten dezentrieren. Zugleich warnen sie so davor, den Begriff der
›Krise‹ aus den zeitgenössischen Beschreibungen als eine Untergangserzählung zu
übernehmen. Damit verweisen sie implizit auch auf einen wichtigen theoretischen
Aspekt: Im Gegensatz zur Alltagssprache muss ein reflektierter Krisenbegriff die
Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen erfassen, die auch die Anschlusspunkte für
die weitere historische Entwicklung bereithält. Es reicht daher aber auch nicht aus,
sich auf die Relativierung der ›Krise‹ zurückzuziehen. Vielmehr muss man den da-
durch offen zutage tretenden Widerspruch klären: Selbst wenn es sich um einen
im Vergleich nur bedingt dramatischen Umbruch handeln würde, wieso gestaltete
sich die zeitgenössische Reaktion dann so deutlich in der Form von Krisen- und
Untergangsszenarien?
Zur Beantwortung dieser Frage ließe sich zunächst darauf verweisen, dass Er-
fahrung und Erwartung auseinandertraten. Bestärkt von 25 Jahren Prosperitätser-
fahrung waren die Erwartungen auf eine durch wissenschaftliche Analyse belast-
bare Politik ausgerichtet gewesen, sodass die Erfahrung falscher Vorhersagen und
einer schärferen wirtschaftlichen Rezession, deren Bearbeitung nicht unmittelbar
19 Vgl. Kaelble: »Konvergenzen und Divergenzen in der Gesellschaft Europas seit 1945«, S. 30.
20 Dazu sehr schön Ther: Die neue Ordnung auf dem alten Kontinent; Steiner: »Die siebziger Jahre
als Kristallisationspunkt des wirtschaftlichen Strukturwandels in West und Ost?«.
21 Vgl. Bösch: »Zweierlei Krisendeutungen«, S. 218, 229.
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gelang, frustrierte Reaktionen hervorrief.22 Solange man darin aber nur eine Er-
nüchterung ohnehin überzogener Erwartungen sieht, unterschätzt man allerdings
die tatsächliche Systematik des Problems und kann so den epistemischen Bruch,
der sich in den 1970er Jahren ereignete, nicht ganz erfassen.
Im Folgenden werde ich argumentieren, dass die Veränderungen als so drama-
tisch wahrgenommen wurden, weil sie die Kernversprechen des Regierungskon-
zeptes Souveränität betrafen. Diese systematisch-konzeptionelle Dimension plau-
sibilisiert auch, dass insbesondere die öffentlichen Intellektuellen schon früh eine
grundlegende Krise diagnostizierten.23 Ihre Erklärungen für die Krise liefen inso-
fern folgerichtig auf eine Dekonstruktion der Souveränität hinaus, indem sie deren
interne Dilemmata nachzeichneten. In dem Moment aber, als das Konzept dyna-
mischer Stabilisierung dermodernen Gesellschaft durch eine zentrale Steuerungs-
instanz versagte, brach die gesamte Problemlage der Verarbeitung vonKontingenz,
der Stellung der Subjekte und der Aufgabe von Politik neu auf. Die zentrale Stel-
lung des Souveränitätsdenkens für die Konzeption einer modernen Gesellschaft
hatte zur Folge, dass die Koordinaten der Gesellschaftsformation Moderne selbst
zur Diskussion gestellt wurden.
Zeitgenössische Krisenwahrnehmung: Stagflation, Protest, Gewalt
Die zeitgenössischen Akteure waren mit den je aktuellen statistischen Daten
durchaus vertraut. Ihre breite Verfügbarkeit und Relevanz gehörten zu der Ex-
pansion des Planungs- und Steuerungsanspruchs des souveränen Staates.24 Sie
hatten ja die Basis bieten sollen, um die drei zentralen Versprechen einzulösen,
mit denen das souveräne Regierungskonzept den Staat beziehungsweise die Re-
gierung beauftragt hatte. Erstens war der Staat angetreten, um die Souveränität
des Staates mit der Souveränität der Bürger:innen zu verbinden und ihnen hierfür
durch repräsentative Verfahren die Möglichkeit und durch Bildung die Fähigkeit
zur Verfügung zu stellen. Als zweites beinhaltete die Souveränitätskonzeption ein
Friedensversprechen, das zwischenstaatlich durch internationale Organisationen,
innerstaatlich durch den Ausgleich von Interessen gewährleistet werden sollte.
Hieran schloss das dritte Versprechen dynamischer Stabilität an: Die Regierung
sollte die sozialen Kräfte ausbalancieren. Dafür sollte sieWohlstandswachstum für
alle organisieren, indem Produktions- und Verteilungsprozesse effizient geplant
22 Vgl. Jarausch: »Verkannter Strukturwandel«, S. 17; Süß/Woyke: »Schimanskis Jahrzehnt?«,
S. 8; Seefried: Zukünfte, S. 501-504; bereits konzeptioneller verfährt Metzler: »Probleme poli-
tischen Handelns im Übergang zur Zweiten Moderne«.
23 Demgegenüber attestiert Jarausch den deutschen Politikern eine »Wahrnehmungsblocka-
de«, sodass sie den Strukturwandel vielfach bis zur zweiten Ölpreiskrise verkannt hätten (Ja-
rausch: »Zwischen ›Reformstau‹ und ›Sozialabbau‹«, S. 335).
24 Aus der breiten Literatur zur Expansion diesesWissens vgl. Nützenadel: Stunde derÖkonomen.
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wurden. In der politischen Krisenliteratur von 1969 bis 1980 treten geradezu spie-
gelbildlich drei Problemlagen immer wieder als Anlass- und Referenzpunkte der
gesamten Debatte um die Regierungsunfähigkeit der Staaten in den Vordergrund:
die Stagflation als Krisensymptom des Wohlfahrtsstaates, die Konfrontation
sozialer Interessen und die Eskalation von Gewalt in Krieg und Terrorismus.
Ein deutliches Übergewicht besitzt dabei die Diskussion der ökonomischen
Krise. Sie wird in den Texten als politische Krise von gesamtgesellschaftlichem Ausmaß
thematisiert. Diese Deutung entspricht der keynesianischen Grundannahme, nach
der der Politik die Aufgabe ökonomischer Steuerung zukam. Dabei war die Steue-
rungspolitik davon ausgegangen, dass zwischen der Inflation und der Beschäfti-
gungsquote ein positiver Zusammenhang bestehenmusste. Umgekehrt formuliert:
Je höher die Arbeitslosigkeit, desto niedriger die Inflation. Parallel dazu galt die An-
nahme, dass Wirtschaftswachstum zu einer höheren Inflation führen muss, wäh-
rend die Stagnation der Wirtschaft zwingend mit einem Rückgang der Inflation
zusammenhinge.25 Was die Menschen damals beobachteten, widersprach diesen
Annahmen also fundamental.
Aus zeitgenössischer Sicht waren die oben benannten Werte absolut betrach-
tet schon sehr bedenklich, denn man hatte seit der Großen Depression die Sorge,
dass sich keine Demokratie jenseits einer Inflationsrate von 30 % halten könne,
und zumindest Großbritannien war auf dem besten Weg dorthin.26 Setzte man
die Inflation aber in Bezug zu den anderen beiden Standardwerten der keynesia-
nischen Problemlösung für die Große Depression, also Beschäftigungsquote und
Wirtschaftswachstum, wurde das Ausmaß des Dilemmas erst deutlich: Die ›Stag-
flation‹ beschrieb ein Phänomen, das laut der politischenWissensordnung imRah-
men von Industriestaaten nicht stattfinden sollte – und dennoch stattfand.27
Die Beobachtung der Stagflation zog dementsprechend alarmistische Ein-
schätzungen nach sich: »If Britain continues to be unable to resolve the seemingly
unresolvable problems of inflation-cum-prospective depression, […] ›parliamenta-
ry democracy would ultimately be replaced by a dictatorship‹«, wurde ein britischer
25 Bei den Annahmen des Zusammenhangs von Arbeitslosigkeit und Inflation handelte es sich
um eine Variante der Phillips-Kurve, die aufbauend auf Beobachtungen der späten 1920er
Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg formuliert, modifiziert und dann steuerungspolitisch
rezipiert wurde. Vgl. zur Stagflation auch Schui/Blankenburg: Neoliberalismus, S. 54-56, bei
denen man den bis heute andauernden Streit um die Ursachenanalyse beobachten kann
(exogener Schock vs. interne Steuerungsfehler).
26 Vgl. auch Runciman: »The crisis of British democracy«, S. 171. In Deutschland galt schon eine
Inflationsrate von 5 % als gefährlich (vgl. Buggeln: »Steuern nach dem Boom«, S. 71).
27 Dies wurde zeitgenössisch vielfach besprochen, etwa bei Kielmansegg: »Demokratieprinzip
und Regierbarkeit«, S. 124, Rose: »Ungovernability«, S. 358, oder Crozier et al.: »Conclusion«,
S. 164. Zur Rolle der Stagflation im Keynesianismus vgl. Steiner: »Die siebziger Jahre als Kris-
tallisationspunkt des wirtschaftlichen Strukturwandels in West und Ost?«, S. 43.
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Beamter direkt am Beginn des einflussreichen Krisenreports der Trilateral Com-
mission zitiert.28 Dieser erschien allerdings noch vor dem erneuten Einbruch der
Wirtschaft. Das Problem spitzte sich weiter zu, umso häufiger die gewählten
Mittel scheiterten. 1976 verkündete Jacques Rueff das Ende des Keynesianismus,
in diesem Fall nicht ohne gewisse Freude, denn Rueff war Mitglied der Mont
Pelerin Society und seit jeher bekennender Kritiker von Keynes Theorie.29 Dem-
gegenüber markierte Ralf Dahrendorf 1979 in der britischen Debatte durchaus
besorgt die strukturelle Unfähigkeit der Regierungen im Umgang mit dem »Fluch«
der Inflation. Er zählte die Steuerungsversuche auf – von der Stimulation des
Wachstums über neue »Gesellschaftsverträge«, die die Löhne und »manchmal«
auch die Preise niedrig halten sollten, bis hin zur Steuerung der Geldmenge – und
konstatierte, dass keine der Maßnahmen erfolgreich gewesen sei.30 Für ihn war
dieses wiederholte Scheitern ein tiefgreifendes, politisches Krisensymptom.
Neben der ökonomischen Dimension tritt in Dahrendorfs Ausführung en pas-
sant auch ein zweites Krisenphänomen auf, das viele überaus beunruhigte: das Aufbre-
chen massiver Konflikte zwischen staatlicher Politik und gesellschaftlichen Interessen. Diese
Konflikte lassen sich heuristisch in zwei Kategorien unterteilen: Auf der einen Sei-
te steht der ›klassische‹ Konflikt zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften, auf
den Dahrendorf mit dem Verweis auf Löhne und Preise anspielte; auf der anderen
Seite stehen ›neue‹ Konflikte, die in den gegenkulturellen Strömungen und den
neuen sozialen Bewegungen zum Ausdruck kamen. In beiden Varianten wurden
die Konflikte dann entweder so gelesen, dass der Staat sein Partizipationsverspre-
chen nicht einlöste, oder sie wurden so gelesen, dass der Staat seine eigene Sou-
veränität nicht mehr gegen die gesellschaftlichen Interessen durchsetzen konnte.
Von konservativer Seite befürchteteman dann eine »Refeudalisierung« des Staates,
und diese Gefahr ging zumeist von den Gewerkschaften aus.31
Dem Problem der sozialen Konflikte widmete auch Peter Graf Kielmansegg
einen Artikel, der die zurückliegende Debatte der Nachkriegszeit resümierte. Er
argumentierte, dass »die Freude darüber, den Pluralismus als konstitutives Prin-
zip der westlichen Demokratie entdeckt zu haben« nicht lange gewährt habe, weil
schnell klar wurde, dass die Interessen weder »gleichermaßen organisierbar« seien
noch »den gleichen Zugang zu den Zentren der Entscheidung« haben.32 Dadurch
hatte die frühe Euphorie für den Pluralismus einen Dämpfer erfahren, weil die
Partizipations- und Gleichheitsansprüche nicht zusammengingen.
28 Crozier et al.: »Introduction«, S. 2.
29 Rueff: »La Fin de l’Ere Keynesienne«.
30 Dahrendorf: »Effectiveness and Legitimacy«, S. 395 (Zitate: eigene Übersetzung). Dabei lässt
sich im Übrigen eine Abneigung gegenüber den monetaristischen Maßnahmen erkennen.
31 Siehe dazu prägnant Schieder: »Einmaligkeit oder Wiederkehr«, S. 35.
32 Hier und im Folgenden Kielmansegg: »Organisierte Interessen als ›Gegenregierung‹?«, S. 139.
176 Technologisches Regieren
In der aktuellen Diskussion komme ein neues Problem hinzu,weil nun das Ver-
hältnis zwischen Staat und Interessen zur Disposition stehe, argumentierte auch
Kielmansegg. So, wie er die empirischen Studien der Zeit las, wurden die ›organi-
sierten Interessen‹ so mächtig, dass sie als »Regierung, Gegenregierung und Ne-
benregierung« die staatliche Regierungskompetenz unterliefen.33 Die Pluralisie-
rung und Stärkung der gesellschaftlichen Interessen führen dazu, dass sich die in-
nere Souveränität auflöse.Dadurch schwinde die Gestaltungs- und Entscheidungs-
kompetenz, auf die der Staat im teleologischen Regierungsdenken der Nachkriegs-
zeit aber angewiesen war:
»Die Institutionen des Staates brauchen, um ihrer Bestimmung [!] genügen zu
können, Entscheidungsspielräume gegenüber allen Gruppen, und siemüssen im-
stande sein, ihren Entscheidungen Geltung bei allen Betroffenen zu sichern. […]
Dies sind die Sachverhalte, die die Formel von der Auflösung der inneren Souverä-
nität meint. Bei genauerem Hinsehen lassen sich drei Typen von Gefährdungen
unterscheiden: die Instrumentalisierung der Institutionen des Staates, die Blo-
ckierung der Institutionen des Staates und die Ausübung autonomer Steuerungs-
macht.«34
Unter dem Stichwort ›organisierte Interessen‹ blickte Kielmansegg – wie viele an-
dere – zunächst auf die Gewerkschaften. Ihr politischer Einfluss wurde besonders
deutlich wahrgenommen, als mit dem ökonomischen Sinkflug der Konsens von Ar-
beit und Kapital zerbrach. In diesem Zuge stiegen Streikhäufigkeit und -intensität
an.35 Das paradigmatische Beispiel für die Gefahr, die davon ausging, war »[d]as
britische Drama des Konfliktes zwischen der Gewerkschaftsbewegung und zwei
Regierungen«.36 Selbst als der konservative Premierminister Heath, der die Kon-
frontation mit den Gewerkschaften suchte, durch die Labour-Premiers Wilson (ab
1974) und Callaghan (ab 1976) abgelöst worden war, gingen jedes Jahr über 10 Mil-
lionen Arbeitstage durch Streiks verloren: »Striking gas and power workers, engine
drivers, miners, ambulance drivers, hospital staff, firemen and civil servants crea-
ted an image of a government out of control and of trade union in a position of
power«, resümiert Sabine Lee dieWahrnehmung in der britischen Öffentlichkeit.37
33 Kielmansegg: »Organisierte Interessen als ›Gegenregierung‹?«, S. 145.
34 Kielmansegg: »Organisierte Interessen als ›Gegenregierung‹?«, S. 145 (Hervorhebung hinzu-
gefügt).
35 Vgl. dazu auch Metzler: Konzeptionen politischen Handelns von Adenauer bis Brandt, S. 250.
36 Kielmansegg: »Organisierte Interessen als ›Gegenregierung‹?«, Zitat S. 154; insg. S. 154-164.
Die Hintergründe konnte er offensichtlich auch für ein deutsches Publikum als bekannt vor-
aussetzen: »An den Konfliktstoff braucht nur eben erinnert zu werden« (S. 154).
37 Lee:Victory in Europe?, S. 143, zur britischenKrisenwahrnehmung auch Turner: Crisis? What Cri-
sis?, S. 11, 189; Geppert: Thatchers konservative Revolution, insb. S. 201-204. Für Primärquellen
nur beispielhaft Rose: »Ungovernability«, S. 367 (mit internationalen Bezügen); King: »Over-
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Im Vergleich zu Großbritannien oder auch Frankreich war die Krisensituation
in der Bundesrepublik weniger dramatisch, wie manche Kommentare vermerk-
ten.38 Diese wahrgenommene Diskrepanz lässt sich nachvollziehen, wenn man et-
wa auf die Streiktage schaut: In den Spitzenjahren 1971 und 1978 gingen hier nur
2,5 Millionen Arbeitstage verloren.39 Allerdings lag dies immer noch deutlich über
jedem anderen Jahr seit Gründung der Bundesrepublik, und zudem gab es 1973
zum zweiten Mal nach 1969 ›wilde Streiks‹, die die Konzertierte Aktion von Poli-
tik, Gewerkschaften und Arbeitgebern unterliefen und höhere Löhne einforderten.
Damit traten ähnliche Phänomene wie in Großbritannien auf, sodass die deut-
schen Kommentare vielfach Anlass zu einer Sorge fanden, die sie anhand Groß-
britanniens extrapolieren konnten: Streiks und wilde Streiks unterminierten die
Regierungsfähigkeit der Politik so weit, dass sie zu einem Verfassungsproblem der
politischen Ordnung insgesamt wurden.40
Das massive Konfliktpotenzial erschöpfte sich allerdings, wie angesprochen,
nicht mehr im klassischen Arbeitskampf. Denn es hatten sich zudem in allen west-
lichen Gesellschaften zahlreiche neue soziale Bewegungen gegründet, die den Ge-
setzgebungsprozess vermeintlich blockierten oder die Anerkennung von Gesetz-
gebung unterliefen.41 Wie Claus Leggewie autobiografisch beschrieb, war dies ein
durchaus paradoxer Effekt der 68er-Proteste, denn diese hatten in großen Tei-
len auf eine Revolution des gesamten Systems gezielt, statt auf eine thematisch
fokussierte Reformierung.42 Während aber die Proteste von 1968 nur selten über
load«, S. 290f.; Brittan: »The Economic Contradictions of Democracy«, S. 131f.; für die USA
etwa Huntington: »The United States«, S. 103.
38 Siehe z.B. Crozier: »Western Europe«, S. 23, 37. In Großbritannien sah man sich ohnehin als
besonders betroffen, was die Rede von der ›englischen Krankheit‹ auf den Punkt bringt (etwa
Johnson: Die englische Krankheit; vgl. auch Geppert: Thatchers konservative Revolution, S. 198-
201).
39 Zu den Streiktagen vgl. die Datenbank von Sensch: Arbeitskämpfe in Deutschland.
40 Siehe Böckenförde: »Die politische Funktion wirtschaftlich-sozialer Verbände und Interes-
senträger in der sozialstaatlichen Demokratie«. Interessanterweise spielt die Unterminie-
rung der Gewerkschaften durch wilde Streiks in den Beobachtungen kaum eine Rolle. Vgl.
zeithistorisch zu den Selbstbeschreibungen auch Schanetzky: Die große Ernüchterung, S. 137-
139; für eine strukturelle Perspektive vgl. Müller-Jentsch: Strukturwandel der industriellen Be-
ziehungen, S. 69-71; Süß/Woyke: »Schimanskis Jahrzehnt?«, S. 12.
41 Siehe Matz: »Über politische Untugenden als Hemmnisse des Regierens im demokratischen
Verfassungsstaat«, S. 219; Roegele: »Massenmedien und Regierbarkeit«, S. 192-194, oder den
›Hinweis‹ auf »die neuerliche Verunsicherung durch Bürgerinitiativen, in denen echte hu-
mane Betroffenheit, manipulierender Radikalismus und Schildbürgerei wieder einmal eine
typisch deutsche Verbindung eingehen« (Schwarz: »Das europäische Konzert der gelähmten
Leviathane«, S. 304).
42 Leggewie: »1968 ist Geschichte«, wo er 1968 als »glücklich gescheiterte Revolution« (S. 5) be-
zeichnet. Für das gleiche Paradox in Frankreich vgl. Christofferson: French Intellectuals Against
the Left.
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den originär-studentischen Rahmen hinaus mobilisierten, brachten die neuen Be-
wegungen die Pluralität der gesellschaftlichen Interessen zum Ausdruck, die im
Wohlstand der zurückliegenden Jahre entstanden waren.
Besonders präsent ist die Ausdifferenzierung einer »adversary culture« im Re-
port der Trilateral Commission, vor allem in den Beiträgen zu Westeuropa und den
Vereinigten Staaten.43 Im Zentrum standen dabei die Anti-Atom-Bewegung und
die Ökologie-Bewegung, Frauen- und Bürgerrechtsbewegungen sowie die Verviel-
fachung von Bürgerinitiativen, aber auch die Auseinandersetzung mit Sexualität
und dem staatlichen Strafwesen wurde nunmehr politisiert. Zu diesen neuen Be-
wegungen gehörten in Frankreich dann auch zwei Gruppierungen, in denen Mi-
chel Foucault federführend aktiv war: die Groupe d’Information sur les Prisons und die
Anti-Psychiatrie-Bewegung.
Die Vervielfältigung und Intensivierung des Konflikts, die bekanntlich auch
zum expliziten politischen Programm Foucaults gehörte, ist schließlich mit einem
dritten Aspekt verbunden, der immer wieder als Referenzpunkt in den Texten zur
(Un-)Regierbarkeit genannt wird: derWiederkehr der Gewalt.
Diese Rückkehr wurde in zwei Richtungen thematisiert: Auf der einen Sei-
te standen starke Bewegungen gegen die Aufrüstung und Remilitarisierung. Ihr
Fokus verlagerte sich sukzessive vom Vietnam-Krieg auf die neuerliche Verschär-
fung des Kalten Kriegs, wie der Widerstand gegen den NATO-Doppelbeschluss in
der Bundesrepublik exemplarisch zeigt.44Während hier die Gewaltkapazitäten des
Staates im Fokus standen, problematisierte die zweite Perspektive umgekehrt die
(mangelnden) Friedenskapazitäten der Nachkriegsstaaten: Nicht nur dass die Öl-
preiskrise durch den Jom-Kippur-Krieg 1973 ausgelöst wurde;45 die westeuropäi-
schen Staaten wurden vor allem intern durch Terrorismus herausgefordert.
Dabei beobachteten zeitgenössische Akteure eine Radikalisierung linker Grup-
pen, die sich von den gemäßigt linken Parteien und der Bewegung der Neuen Lin-
ken abspalteten.46 Während die militanten Aktionen maoistischer und trotzkisti-
43 Crozier et al.: »Introduction«, Zitat auf S. 6. Vgl. hier und im FolgendenMetzler: Konzeptionen
politischen Handelns von Adenauer bis Brandt, S. 276-282; Wendt: Geschichte der Sozialen Arbeit,
S. 249-299.
44 Siehe Diner: »Hier stimmt was nicht«; in kritischer Abgrenzung etwa Huntington: »The
United States«; Maizière: »Verteidigungspolitik in der Demokratie«. Eine Rekonstruktion
des »NATO-Doppelbeschluss[es] als Katalysator gesellschaftlicher Selbstverständigung« vor
dem Hintergrund der Krise bietet Gassert: »Viel Lärm um Nichts?«; vgl. auch Lee: Victory in
Europe?, S. 162-164; Metzler: Konzeptionen politischen Handelns von Adenauer bis Brandt, S. 277.
45 Siehe etwaSchieder: »Einmaligkeit oderWiederkehr«, S. 27. Zeithistorischwird die Erhöhung
der Rohstoffpreise als Instrument von OPEC-Staaten gesehen, um die westliche Unterstüt-
zung Israels im Krieg zu erodieren (vgl. Lee: Victory in Europe?, S. 140f.).
46 SieheAllemann: »Aufstand der Regionen«, insb. S. 291-298;Wilkinson: »DieDrohung des Ter-
rorismus«. Insbesondere Paul Wilkinsons Werk verweist auf den Zusammenhang von sozia-
len Bewegungen und Terrorismus. In den 1970er Jahren veröffentlichte er vier Monografien,
III. Transformation: Krise der Moderne, Zerfall der Souveränität 179
scher Gruppen in Frankreich in diese Nähe gerückt wurden, waren in der Bun-
desrepublik vor allem die außerparlamentarische Opposition und die Rote Armee
Fraktion (RAF) die einschlägigen Beispiele. Die RAF entwickelte nach der ersten
Hochphase 1972 zwischen 1975 und 1977 bekanntlich eine zweite aktive Phase, de-
ren Höhepunkt der Deutsche Herbst 1976 war. Auch in Italien verübten zwei ter-
roristische Gruppen mehrere Attentate, die kommunistischen Roten Brigaden und
der rechtsextremistische Ordine Nuovo.47
Daneben traten terroristische Attacken separatistischer Organisationen, die
das Selbstbestimmungsrecht der Völker anriefen. Das dramatischste Beispiel da-
für war die Irish Republican Army (IRA). Der Bloody Sunday am 30. Januar 1972, an
dem die britische Staatsgewalt unbewaffnete Demonstranten angriff, wurde dabei
zum Auslöser für die Eskalation des Nordirland-Konflikts, in deren Folge die IRA
zahlreiche terroristische Anschläge verübte. Während die Attacken der IRA oder
auch der baskischen Euskadi Ta Askatasuna weitgehend regional begrenzt blieben,
war der Terrorismus der Palestine Liberation Organization in mehreren Ländern ak-
tiv. Insgesamt zeichnete sich eine Internationalisierung des Terrorismus ab, weil
sich die Gruppierungen miteinander solidarisierten. Wilhelm Hennis begründete
daher die Frage nach der Regierbarkeit mit dem Blick auf diese Ereignisse: »Ter-
ror, Brutalität und Gewaltsamkeit für diesen oder jenen Zweck gibt es seit eh und
je in der menschlichen Geschichte. Aber nie waren seine Chancen so groß, seine
möglichen Auswirkungen so weltweit unbegrenzt.«48
Allerdings wurde die Gefahr, dass der Staat tatsächlich militärisch vom Terro-
rismus überwältigt werden könnte, eher gering eingeschätzt. Das eigentliche Pro-
blem des Terrorismus für die Regierbarkeit lag demnach tiefer: Entweder könnte er
zum ohnehin eingeleiteten Vertrauensverlust in die politische Ordnung beitragen,
weil auch die hohen Erwartungen an sozialen Frieden und Sicherheit nicht mehr
erfüllt wurden. Die Wiederkehr der Gewalt unterlief so das Friedensversprechen der
von denen insbesondere Terrorismand the Liberal State in einer breitenÖffentlichkeit rezipiert
wurde. Infolgedessen avancierte Wilkinson zum politischen Berater zahlreicher Regierun-
gen (vgl. Rengger: »Paul Wilkinson obituary«). Für Deutschland hat Gabriele Metzler rück-
blickend die Diskussion nachvollzogen und betont, dass außerparlamentarische Opposition
und Neue Linke zunächst getrennte Diskurse waren, die Trennung zeitgenössisch aber häu-
fig nicht reflektiert wurde. Vgl. hier wie folgendMetzler: Konzeptionen politischenHandelns von
Adenauer bis Brandt, S. 245f., 282-284; Kaelble: »The 1970s«, S. 19; Lee: Victory in Europe?, S. 164-
166; Turner:Crisis? WhatCrisis?, S. 69-72; Vowinckel: »Anmerkungen zurMediengeschichtedes
Terrorismus«.
47 Italien avancierte häufig zum Musterbeispiel für Unregierbarkeit, wozu der doppelseitige
Angriff durch den Terrorismus von links und rechts entscheidend beitrug. Siehe Lill: »Italiens
›Schwerregierbarkeit‹«.
48 Hennis: »Zur Begründung der Fragestellung«, S. 15, der unmittelbar auf die PLO verweist.
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Nachkriegsstaaten. Oder die Rückkehr der Gewalt wurde als ein Zeichen der zen-
trifugalen Kräfte gesehen, die die Einheit der Staaten zu zerreißen drohten. Er er-
schien dann als ein radikalisiertes Symptom für die nachlassende Integrationskraft
der Staaten, das an die 1930er Jahre erinnerte.49
Damit hatte man – sowohl in der historischen Referenz als auch in der sys-
tematischen Argumentation – den Zirkelschluss zum Kern der Regierbarkeitsde-
batte hergestellt: die Krise der Souveränität. Weil dieses Regierungskonzept aus-
drücklich als Antwort auf die Probleme der Zwischenkriegszeit entworfen worden
war, hing der ToposWeimar in den Regierbarkeitsdebatten in der Luft.50 Dass die
Krisensymptome die Kernversprechen des Souveränitätsmodells konterkarierten,
führte zu einer tiefen Verunsicherung und riss – schon wieder – die Frage auf, ob
und wie moderne Gesellschaften politisch gestaltbar und steuerbar waren.
2. Krisennarrative
Angesichts der Vielzahl,Drastik undNachhaltigkeit der Veränderungen haben viele
ihre Debattenbeiträge so weit wie möglich auf die Beschreibung einzelner Aspek-
te, Länder oder Prozesse beschränkt. Umso schärfer wird die Auseinandersetzung
zwischen denen, die eine historische oder systematische Erklärung für die Situa-
tion entwickelten. Die Schärfe, mit der um die richtige Krisendiagnose gestritten
wurde, unterstützte freilich den Eindruck der Krisenhaftigkeit. In der Forschung
zu den Krisen der 1970er Jahre ist diesen unterschiedlichen Interpretationsansät-
zen verhältnismäßig wenig systematische Aufmerksamkeit gewidmet worden. Ich
will daher im Folgenden zeigen, dass sich in den Krisendebatten vier prominente
Krisennarrative unterscheiden lassen.
Unter den vier Krisennarrativen stehen zunächst zwei Gruppen, die bereits die
Konflikte der Nachkriegszeit geprägt hatten und daher nun in Schwierigkeiten ge-
rieten. Die erste Gruppe von Texten, zu denen unter anderemWilhelmHennis und
der prominente britische Parteienforscher Anthony King beitrugen, analysierte die
Geschehnisse ausgehend von der normativen Folie der bestehenden politischen
Traditionen und Institutionen. Analytisch gesehen stehen sie in der Tradition eines
klassischen Institutionalismus. Ihr ebenso ›klassischer‹ Gegenspieler waren neo-
marxistische Beiträge, die, wie zum Beispiel die Beiträge von Claus Offe, auf die
internen Widersprüche des Spätkapitalismus abzielten.
49 SieheWilkinson: »Die Drohung des Terrorismus«, S. 315-319; Schwarz: »Das europäische Kon-
zert der gelähmten Leviathane«, S. 298f.; Lill: »Italiens ›Schwerregierbarkeit‹«, S. 363-372.
50 Siehe Crozier et al.: »Introduction«, S. 4f.; Hennis: »Parteienstruktur und Regierbarkeit«; vgl.
für Großbritannien Geppert: Thatchers konservative Revolution, S. 202.
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Die scharfe Opposition dieser beiden Positionen wurde in der Forschung ge-
legentlich zur Beschreibung der gesamten Debatte übernommen. Diese zeitge-
nössischen Label der ›Konservativen‹ und ›Progressiven‹ aus den Dokumenten in
die Forschung zu übernehmen, birgt aber Risiken. Denn man vernachlässigt dann
nicht nur, dass diese Spaltung eine Selbstbeschreibung bestimmter Akteursgrup-
pen der Zeit ist, die historisch zu reflektieren wäre; man übersieht vor allem auch,
dass die Krisendebatte insgesamt dieser Unterscheidung gerade nicht folgt.51
Denn jenseits der institutionalistischen und neomarxistischen Ansätze, die im
Grunde den Kern der zeitgenössischen Auseinandersetzungen von ›Konservativen‹
und ›Progressiven‹ bildeten, drängten nun zwei neue Deutungsmuster in den Vor-
dergrund, die die bisherigen Ansätze ausdrücklich kritisierten.Die neoliberale und
die technologische Krisendiagnose grenzten sich gezielt von dem Politik- und Ge-
sellschaftsverständnis der Nachkriegszeit ab. Dabei griffen beide Krisennarrative
auf ideenpolitische Ressourcen zurück, die sich, so ihr eigenes Argument, in den
vergangenen 30 Jahren nicht erschöpft hatten. Aus dieser Kombination aus einem
Pathos des Neubeginns und einer unverbrauchten Logik des Regierungsdenkens
51 Bisherige Untersuchungen differenzieren die unterschiedlichen Positionen nicht oder nicht
hinreichend, insbesondere wenn eine einfache Rechts-Links-Unterscheidung angelegt wird.
So vermischt etwa Armin Schäfer erst die widersprüchlichen Positionen des institutionalisti-
schen Strangs mit denen der Neoliberalen, nur weil sie ein gemeinsames Motiv teilen (over-
load), während er zugleich die Spätkapitalismustheorie davon abgrenzt, nur um dann fest-
stellen zu müssen, dass auch sie dieses Motiv teilt. Wie häufig bleibt außerdem die tech-
nologische Krisendiagnose unerwähnt (vgl. Schäfer: »Krisentheorien der Demokratie«). Dem-
gegenüber hat Gabriele Metzler diesen Strang unter dem Stichwort Policy-Analyse zumin-
dest teilweise einbezogen, dann aber wieder in themenspezifischen Aufsätzen ausgespart
(vgl. Metzler: Konzeptionen politischen Handelns von Adenauer bis Brandt, S. 392-408; Metzler:
»Staatsversagen und Unregierbarkeit in den siebziger Jahren?«). Während die Durchsetzung
der neoliberalen Rationalität in den 1970er Jahren von der Forschung thematisiert wurde,
ist so das technologische Krisennarrativ bisher nicht erkannt worden. Selbst für die Analy-
se und Kritik des Neoliberalismus ist aber eine Darstellung fatal, die diese Alternative un-
terschlägt. Nicht nur weil die Heterogenität der Gegenwart aus dem Blick gerät, sondern
auchweil der Neoliberalismus entweder selbst als ein alternativloser Sachzwang oder als ein
›Schlag des Kapitals‹ bzw. ›mutiger Ökonomen‹ erscheint (kritisch zu dieser bei Neoliberalen
und Neoliberalismus-Kritikern wie Wolfgang Streeck verbreiteten Lesart bereits Eich/Too-
ze: »The Great Inflation«). Analysiert man stattdessen die Krisendebatten insgesamt, lässt
sich einerseits der Aufstieg des Neoliberalismus als eine stilistisch und argumentativ ausge-
reifte Antwort auf die Krisensituation rekonstruieren. Man sieht andererseits auch, dass der
Neoliberalismus keineswegs der einzigeWeg aus der Krise war. Eine solche Analyse der Deu-
tungsmuster ergänzt andere Beobachtungen zu den Akzeptabilitätsbedingungen des Neo-
liberalismus, wie z.B. die wandelnden Einstellungen der Mittelschicht (vgl. Mau: Inequality,
Marketization and the Majority Class), und die soziologischen Analysen zum Strukturwandel
der Moderne (vgl. Reckwitz: Die Gesellschaft der Singularitäten; Rosa: Beschleunigung).
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erklärt sich die Attraktivität jener Ansätze, von denen die Neubestimmungen von
Politik und Gesellschaft seit den 1970er Jahren ausgingen.
Institutionalismus: Das unlösbare Dilemma der demokratischen Souveränität
Vor einer technologischen Neuformulierung von Politik und Gesellschaft warnte
hingegen Wilhem Hennis in scharfen Worten: »[D]ie Umformulierung historisch-
praktischer Probleme und Handlungslagen in systemtheoretische, kybernetische,
kommunikationstheoretische Fachsprachen hat bisher kaum je zur Klärung, nur zu
oft aber zur Trivialisierung der Problematik beigetragen«.52 Und er wetterte weiter:
»Die mögliche Unregierbarkeit der Staaten und der Welt wird definiert nicht als
ein Ergebnis menschlichen Handelns, sondern als sozialtechnischer Defekt […].
Die Verwechslung menschlich-sozialer Tatbestände mit technischen Produkten –
das ist der banalste Irrtum unserer Zeit.«53
Damit schloss Hennis an die Technokratie-Debatte an, die in Form von Hin-
weisen auf die mögliche Selbstzerstörung durch Atomwaffen, auf die ökologischen
Probleme, die psychologische Konditionierung der Menschen oder die Koordina-
tionsprobleme politischen Handelns noch nachhallten.54 Die Herausgeber der bei-
den zentralen deutschen Bände zur Regierbarkeit – neben Hennis waren es Ulrich
Matz und Peter Graf Kielmansegg – argumentierten allerdings, dass diese tech-
nokratiekritischen Hinweise nicht bis zu dem eigentlichen Problem des Regierens
vordringen. Die »Illusion derMacht über dieMittel«55 war für sie nur ein Symptom
für eine tieferliegende Disposition der Demokratie, die historisch weit hinter die
Technokratie auf die Entstehung des modernen Staates zurückgehe.
Hennis, Matz und Kielmansegg gaben ihrer Diagnose also eine historische Tie-
fe. Sie argumentierten, dass der neuzeitliche Staat einen Hang zur Utopie habe,
der auf der Überzeugung beruhe, das Gemeinwesen »aus einem Punkt« konstru-
ieren zu können.56 Dieses »normative[] Muster[]«57 des Staates werde sowohl von
den Politikern als auch von den Bürgern geteilt und führe auf beiden Seiten zu den
»Vorstellungen seiner Allzuständigkeit und Allmacht, die die Politiker veranlassen,
alles was an gesellschaftlichen Schwierigkeiten entsteht zur politischen Lösung zu
52 Hennis: »Zur Begründung der Fragestellung«, S. 9f.
53 Hennis: »Zur Begründung der Fragestellung«, S. 20.
54 Dieser Bezug zur Technokratie ist auch auf dem Cover der Bände abgebildet. Die Front zeigt
ein gebrochenes Kabel, auf der Rückseitewurde das Kabelmit einemPflaster geflickt. Das ist
freilich widersprüchlich; nicht nur weil ein durchgebrochenes Kabel mit einem Pflaster wohl
eher nicht mehr zu flicken ist, sondern auch weil das Flicken des Kabels auf eine technische
Lösung hindeutet, die als ›technokratischer Größenwahn‹ auf dem Cover doch ausdrücklich
abgelehnt wird.
55 Matz: »Der überforderte Staat«, S. 99 (Hervorhebung entfernt).
56 Hennis: »Zur Begründung der Fragestellung«, S. 20.
57 Matz: »Der überforderte Staat«, S. 90.
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übernehmen«.58 Es liegt demnach also am neuzeitlichen Staatsverständnis, dass es
zu einer massiven Expansion der Staatstätigkeit und der Ansprüche an den Staat
gekommen sei. In der Nachkriegszeit sei nur die Verfügbarkeit und Abhängigkeit
von Technik so groß geworden, dass dieser Expansion nichts mehr im Weg stehe.
Der Staat war »aus ökonomischen, sozialen und machtpolitischen […] Gründen«
gezwungen, »die Sicherung der Existenzgrundlagen der Gesellschaft als unmittel-
bare und umfassende Aufgabe zu übernehmen«.59
In den demokratischen Institutionen des Nachkriegsstaates zeigte sich laut
den Herausgebern nun, dass diese Dynamik von steigender Staatstätigkeit und
steigenden Ansprüchen in eine Krise führt. Dabei zeichnen sie zwei Mechanismen
nach, die auf unterschiedlicheWeise das utopische Dilemma der Souveränität her-
vorheben. Zum einen brauche der Staat die Kooperation der Verbände, um seine
expandierenden Tätigkeiten effektiv ausführen zu können. Dadurch gewinnen die
Verbände an Einfluss, was wiederum eine größere Abhängigkeit des Staates von
diesen organisierten Interessen nach sich ziehe. Dies könne aber dazu führen, dass
die Abgrenzung zwischen Staat und Gesellschaft verschwinde und die souveräne
Entscheidungshoheit der staatlichen Institutionen – die im teleologischen Regie-
rungsverständnis ja zwingend nötig war – verloren ginge. Es ist also gerade die
souveräne Staatstätigkeit, die zur Blockade oder Auflösung der ›inneren Souve-
ränität‹ führe.60 Man befinde sich dann auf dem Wege zu einer ›Herrschaft der
Verbände‹.61
Auch der zweite Mechanismus führt letztlich zu einer solchen Auflösung der
Souveränität der politischen Institutionen, dieses Mal aber über den Stimmenma-
ximierungsmechanismus der demokratischenWahl. Er liegt damit nicht zwischen
Verwaltung und Verbänden, sondern zwischen Elektorat und Politik. Das Problem
bestehe hier im »Zusammenhang zwischen den Regeln des Machterwerbs und der
Problemlösungsfähigkeit des politischen Systems in der Demokratie«.62 Denn der
permanente Konkurrenzkampf um Zustimmung gebe den Wohlstandsinteressen
und den Bedürfnissen des Augenblicks Vorrang und mache es so für Regierun-
gen immer schwieriger, Belastungen für die Bürger durchzusetzen oder nationa-
le Ansprüche hinter internationale Belange zurückzustellen. Stattdessen verleite
der Konkurrenzkampf dazu, immer größere Versprechen abzugeben und so die
58 Matz: »Der überforderte Staat«, S. 90.
59 Matz: »Der überforderte Staat«, S. 99.
60 Siehe die obige Darstellung von Kielmansegg: »Organisierte Interessen als ›Gegenregie-
rung‹?«, S. 154-164.
61 Matz: »Der überforderte Staat«, S. 89; s.a. Kielmansegg: »Demokratieprinzip und Regierbar-
keit«, S. 131; Böckenförde: »Die politische Funktion wirtschaftlich-sozialer Verbände und In-
teressenträger in der sozialstaatlichen Demokratie«, S. 236.
62 Kielmansegg: »Demokratieprinzip und Regierbarkeit«, S. 127, siehe zum Folgenden S. 127-
130, dazu Hennis: »Zur Begründung der Fragestellung«, S. 13.
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Staatsausgaben immer weiter anwachsen zu lassen, während zugleich die Zustim-
mungsbereitschaft immerweiter sinkt.Man könne sich Zustimmung zu der immer
stärkeren Einschränkung der privaten Freiheiten nur noch durch das Versprechen
individuellen Nutzens erkaufen.63
Mit dieser Diagnose grenzte man sich durchaus gegen eine Form der Demo-
kratie ab, die sich nur über die Konkurrenz um Stimmen definiert, wie es etwa in
den Elitentheorien der Demokratie der Fall ist. Im historischen Kontext richteten
sich die Autoren aber vor allem gegen eine immer weiter reichende Demokratisie-
rung. Sie hat laut Hennis bereits dazu geführt, dass die Parteien »soziologisch und
weltanschaulich kontextlos geworden« sind.64 Diese Ablösung von substanziellen
Zielvorgaben verunsichere die Parteien weiter: Sie seien »ratlos in allen grundsätz-
lichen Fragen der Zukunftsorientierung und lassen sich so allzu leicht von Moden,
Zeitströmungen, dem letzten Schrei hin- und herreißen. [… S]ie schweben in einer
wabernden Schicht von Sentiments und Emotionen, Stimmungen und Vorurtei-
len«.65 Dass die Orientierung der Parteien wegbrach, war für Hennis also nicht
(wie heute oft gefordert)66 der Anlass für eine nötige Fundamentaldemokratisie-
rung, sondern ihre Folge. Demokratisierung wurde hier zur Gefahr für die reprä-
sentative Demokratie.
Mit dieser Kritik der demokratischen Utopie rückte Hennis in die Nähe der
amerikanischen neo-conservatives wie Samuel Huntington oder Daniel Bell. Hun-
tington hatte in dem Report der Trilateral Commission ähnlich wie später die deut-
schen Institutionalisten argumentiert: Die allzu lebhafte Demokratie habe gleich-
zeitig zu einem Anstieg der Regierungstätigkeiten und zu einem Zerfall von Au-
torität geführt. Dabei verstand er unter Autorität »[the] compulsion to obey those
whom they had previously considered superior to themselves in age, rank, status,
expertise, character, or talents«.67 Diese unhinterfragte Autoritätshörigkeit stehe
im Gegensatz zur Demokratie und war doch laut Huntington die notwendige Vor-
aussetzung von Regierungshandeln. Huntington wollte daher die Demokratie ins-
63 Siehe Kielmansegg: »Demokratieprinzip und Regierbarkeit«, S. 126-133. Er führte daneben
die innerparteiliche Mobilisation von Zustimmung an. Zwar können, so Kielmansegg, die in-
nere Fragmentierung großer Parteien oder Koalitionen denHandlungsspielraumbegrenzen,
aber es gäbe keine interne Steigerungslogik wie in den anderen Fällen. Infolge dieser Lesart
spielt dieser Aspekt in fast allen Darstellungen eine untergeordnete Rolle.
64 Hennis: »Parteienstruktur und Regierbarkeit«, S. 188.
65 Hennis: »Parteienstruktur und Regierbarkeit«, S. 190f.
66 Man kann hier den Einsatzpunkt der gegenwärtigen Muster der Parteienkritik erkennen,
die zwischen der Diagnose der fehlenden Massenorientierung (Forderung: breitere Bevöl-
kerungsschichten ansprechen) und der Diagnose der Profillosigkeit (Forderung: Zurückbe-
sinnen auf Markenkern) pendelt.
67 Huntington: »The United States«, S. 75; zu den neo-conservatives vgl. Birch: »Overload, Un-
governability and Delegitimation«, S. 136-139.
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gesamt am liebsten zurückfahren: »democracy is only one way of constituting au-
thority, and it is not necessarily a universally applicable one. In many situations
the claims of expertise, seniority, experience, and special talents may override the
claims of democracy«.68
Dieses verhaltene Liebäugeln mit autoritären Elementen zur Durchsetzung von
Reformen war Hennis, Matz und Kielmansegg eher fern, auch wenn es ihnen im-
mer wieder unterstellt wurde.69 Die drei Autoren teilten zwar – wie viele andere –
die Diagnose eines Zerfalls traditioneller Zustimmungsstrukturen; ihnen ging es
jedoch viel stärker um die autoritative Problemstellung: »Nichts steht der Mensch-
heit ferner als ein Absterben des Staates. Dagegen scheint die Möglichkeit des Ab-
sterbens der spezifisch abendländischen Weise des Regierens, die auf das Wort,
Gespräch, Rat und Überzeugung freier Menschen abgestellt war, durchaus eine
Möglichkeit zu sein.«70
Das Staatsdenken der deutschen Institutionalisten war also durchaus diffizil:
Ihr teleologisches Regierungsdenken bedeutete keine Apologie des Staates, son-
dern zielte auf »die Konvergenz von zweckentsprechenden Institutionen und sys-
temkonformen Tugenden« – Tugenden »des demokratischen Bürgers« und »der
politischen Elite«.71 Daher wandte sich ihr Blick weniger zu den USA als nach
Großbritannien, wo die rechte Verbindung von Demokratie und Führung in einer
repräsentativen, verantwortlichen Regierungsweise immer wieder diskutiert wor-
den sei.72 Dabei stand in diesen Debatten, die nicht nur Hennis exzessiv rezipierte,
nicht eine Ablehnung der Demokratie, sondern ihre Umgestaltung zur Disposition:
Wollte man eine plebiszitäre Demokratie sein oder eine parlamentarische Demo-
kratie bleiben?73
Aus diesem britischen Umkreis stammte auch eine der einflussreichsten Kri-
senbeschreibungen der gesamten Debatte. Anthony Kings Overload schilderte die
68 Huntington: »The United States«, S. 113.
69 Siehe etwa Dreier/Uthmann: »Buchbesprechungen«.
70 Hennis: »Zur Begründung der Fragestellung«, S. 20.
71 Matz: »Über politische Untugenden als Hemmnisse des Regierens im demokratischen Ver-
fassungsstaat«, S. 214f. Der Verweis auf die spezifisch deutsche Staats-Teleologie ist daher
teils irreführend (etwa bei Metzler: Konzeptionen politischen Handelns von Adenauer bis Brandt,
S. 246f.). Sie speiste sich weniger aus Hegel selbst als aus Aristoteles und der Fortführung
dieser ›klassischen‹ Tradition, wie sie von Hennis mit Autoren wie Tocqueville, Gibbon, Mon-
tesquieu immer wieder gegen das deutsche Staatsdenken angeführt wurde. Daraus folgte
auch die Bewunderung für die britische Übersetzung dieser Tradition. Hennis glaubte daher,
dass, was er Staat nenne, nichts anderes als das britische government-Konzept sei.
72 Siehe Hennis: »Parteienstruktur und Regierbarkeit«, S. 164.
73 So John P. Mackintosh, Professor für Politik, Mitglied des Parlaments und Vorsitzender der
Hansard Society. Siehe Mackintosh: The Government and Politics of Britain (das Hennis rezipier-
te) und den Report der Hansard Society über die Zukunft der Demokratie Mackintosh (Hg.):
People and Parliament.
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Regierungsprobleme am Beispiel des britischen Gesundheitswesens, des Univer-
sitätssystems, der Wirtschafts- und Wohlstandspolitik, der Kriminalität und der
Parteien. Großbritannien sei »a sort of unlimited-liability insurance company« ge-
worden,74 angetrieben von einer im demokratischen Wettbewerb forcierten An-
spruchsinflation und verbunden mit dem Verlust der liberalen Teilung von privat
und öffentlich. Der Hauptgrund für das permanente Scheitern politischer Steue-
rung sei die massiv gestiegene Abhängigkeit der Regierungen von organisierten
Interessen zur Lösung ›komplexer‹ Probleme, was die Möglichkeit des Scheiterns
erhöhe: »In the world of the mutually dependent, no one is king.«75 Auch King kam
daher zu einem radikalen Schluss: »Governments have tried to play god.They have
failed.«76
Während King in der Semantik des Göttlichen und Königlichen hier andeutete,
welche Konzeption damit an ihr Ende kam, benannten die deutschen Autoren das
gescheiterte Projekt ganz explizit: Souveränität.77 Das charakteristische Merkmal
des institutionalistischen Krisennarrativs ist, dass es die demokratietheoretischen
Dilemmata des Souveränitätsdenkens herausarbeitete. Dabei ging es keinem der
Beteiligten in erster Linie um internationale Abhängigkeiten, denn dies hatte man
ja seit 1945 bereits in das Souveränitätsdenken einbezogen.Es ging vielmehr umdie
konzeptionelle und real erfahrbare »Auflösung der inneren Souveränität«78 durch
einen konstitutiven Selbstwiderspruch des Konzepts: Weil sich individuelle Souve-
ränität (Autonomie, Partizipationsanspruch) und kollektive Souveränität (gemein-
samer Wille und seine Durchsetzung) gegeneinander ausspielen, leben Demokra-
tien »ständig in der Gefahr, durch ihre eigenen normativen Prämissen überfordert
zu werden. Sie können diesem Dilemma nicht entrinnen«.79
Wie sollte man auf diese Situation reagieren? Als Ad-hoc-Lösung schlugen die
Autoren vor, die Aufgabenlast der Regierungen zu reduzieren und gleichzeitig,
auch gegen Widerstände, die Erwartungen an die wohlfahrtsstaatliche Leistungs-
fähigkeit zu dämpfen.80 Dass damit die inhärenten Widersprüche der demokra-
tischen Ordnung bewältigt werden können, wurde aber eindeutig pessimistisch
eingeschätzt. Anthony King erwartete vielmehr einen »quite radical change in the
74 King: »Overload«, S. 286.
75 King: »Overload«, S. 292.
76 King: »Overload«, S. 296.
77 Siehe Matz: »Der überforderte Staat«, S. 89; Eichenberger: »Der geforderte Staat«, S. 103;
Kielmansegg: »Demokratieprinzip und Regierbarkeit«, S. 120; Scheuner: »Die internationa-
len Probleme der Gegenwart und die nationale Entscheidungsstruktur«, S. 258f.
78 Kielmansegg: »Organisierte Interessen als ›Gegenregierung‹?«, S. 145.
79 Kielmansegg: »Demokratieprinzip und Regierbarkeit«, S. 121.
80 Siehe King: »Overload«, S. 295f.; Matz: »Über politische Untugenden als Hemmnisse des Re-
gierens im demokratischen Verfassungsstaat«, S. 220.
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nature of government, and in our conception of it«.81 Auch Kielmansegg sah das
Regierungsdenken an einem Wendepunkt:
»UnsereAuseinandersetzungmit der IdeederVolkssouveränität hat zu einemein-
deutigen Befund geführt: Jene drei Annahmen, die der historische Teil als konsti-
tutiv für die Idee identifiziert hatte, können nicht aufrechterhalten werden. Die
in der Autonomieprämisse angelegte einfache Antithetik von Selbstbestimmung
und Herrschaft nicht; die Denkfigur des kollektiven Souveräns […] nicht; und der
Versuch, Volkssouveränität als herrschaftsbegründendes Prinzip mit einem be-
stimmten Staatszweck, etwa dem in den klassischen Menschenrechtskatalogen
fixierten, in eins zu setzen, auch nicht.«82
Diese institutionalistische Krisendiagnose wies letztlich die charakteristischen
Merkmale des Souveränitätsdenkens zurück: Die kategoriale Gegenüberstellung
von Herrschaft und Autonomie, die Doppelperson von individuellem und kollek-
tivem Souverän und sogar die teleologische Aufladung der Souveränität mit den
Menschenrechten waren nicht mehr tragbar. Selbst die derart erneuerte Denkfigur
der Souveränität, die axiomatische Grundlage aller modernen Demokratien,83 war
gescheitert. Sie müsste zusammen mit ihrer »gefährliche[n], weil irreführen-
de[n] Bildersprache«84 abgelegt werden: »Es ist […] geboten, die Bedingungen
demokratischer Legitimität anders und neu zu formulieren«.85
Nur wie eine solche Neuformulierung aussehen sollte, dafür gab es innerhalb
des institutionalistischen Referenzrahmens keinen schlüssigen Entwurf. Kielman-
segg versuchte am Schluss seiner Studie über Volkssouveränität, eine neue Grund-
lage für Herrschaft zu legen, die humanistische Zwecksetzung und Amtsethos wie-
der in einem responsible government verband.86 Er kam jedoch über Prämissen nicht
hinaus. Zudem verfing er sich in einem Widerspruch, weil er dabei auf die These
der Volkssouveränität letztlich doch nicht verzichten konnte, obwohl er sie eigent-
lich überwinden wollte.87 Hennis brach seine mäandernde Parteienstudie sogar
mitten in der Argumentation ab,88 und auch Ulrich Matz blieb in seinem Beitrag
81 King: »Overload«, S. 295.
82 Kielmansegg: Volkssouveränität, S. 247.
83 Siehe Kielmansegg: »Demokratieprinzip und Regierbarkeit«, S. 119.
84 Kielmansegg: Volkssouveränität, S. 248.
85 Kielmansegg: Volkssouveränität, S. 14f.
86 Siehe Kielmansegg: Volkssouveränität, S. 258-268.
87 Vgl. dazu Enzmann: »Schlechtwetterdemokratie«, hier insb. S. 150.
88 »Wir brechen das Thema hier ab«, schriebHennis explizit. Darauf folgte nur noch eine unver-
mittelte Schlusssentenz, in der Hennis auf die traditionelle Trias »Kraft der Institutionen, die
Qualität der Herrscher und die Tugend der Bürger« verwies. Dieser Rat wirkte jedoch recht
ratlos. Denn er blieb nicht nur ohne jede Begründung, sondern stand dazu noch im Kon-
trast zum überaus düsteren Abbruch des Parteienthemas: Ihm war nämlich der Ausblick auf
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zu den Unregierbarkeitsdebatten nur, einen Ausblick auf fundamentale Transfor-
mation zu geben:
»Es gibt also keine ›Lösungen‹. Was bleibt, ist jene Geduld, die aus dem Wissen
um die Dimensionen epochaler geschichtlicher Entwicklungen erwächst und uns
lehrt, auf neue geistige Impulse, ja nichts Geringeres als eine neue ›Weltanschau-
ung‹ […] zu warten, die geistige und praktische Energien von der Art freisetzt, wie
sie mit Beginn der Neuzeit aufgetreten sind.«89
Neomarxismus: Das unlösbare Dilemma der kapitalistischen Demokratie
Dass am Ende nur die Ahnung von einer neuen Weltanschauung oder einer neuen
Rationalität stand, teilen die institutionalistische und die neomarxistische Krisen-
erzählung. Aber nicht nur das: Die neomarxistischen Beiträge kritisierten ebenfalls
die Expansion der Staatsaus- und -aufgaben, die letztlich zu einer Überforderung
und zum Kollaps des Systems führen müsse. Sie begründeten diesen Kollaps aber
nicht mit einem politischen Selbstwiderspruch, sondern mit dem ökonomischen
Selbstwiderspruch desWohlfahrtsstaates. Statt auf den Konflikt von Elektorat und
Führung zu fokussieren, stellten sie auf den Konflikt von Kapital und Arbeit scharf.
An dem Versuch, ihn zu entschärfen, zerbreche der souveräne Staat, der sich »zum
Subjekt sämtlicher für die Stabilität des Systems relevanter Reform- und Anpas-
sungsstrategien« gemacht habe.90
Auch in der internationalen Debatte wurde die neomarxistische Diagnose vor
allemmit Claus Offe und Jürgen Habermas verbunden.91 Ihre Bemühungen grenz-
ten sich dabei zunächst vehement von anderen Krisendeutungen innerhalb der
Neuen Linken ab.92 Dabei standen auf der einen Seite Theorien des staatsmonopo-
listischen Kapitalismus. Sie sahen im Staat den Gesamtkapitalisten, dessen Mit-
tel zur größtmöglichen Kapitalakkumulation im Dienste der Kapitalisten genutzt
werden. Auf der anderen Seite stand ein orthodoxer Marxismus, für den der Staat
im Spätkapitalismus zwangsweise den ökonomistischen Gesetzen unterliege und
den prognostizierbaren Suizid aller Demokratien vorausgegangen (Hennis: »Parteienstruk-
tur und Regierbarkeit«, S. 194f.).
89 Matz: »Der überforderte Staat«, S. 102.
90 Offe: »Das politische Dilemma der Technokratie«, S. 162.
91 Vgl. Birch: »Overload, Ungovernability andDelegitimation«, S. 142-148. Offe publizierte seine
Ansätze häufig fast zeitgleich auf Deutsch und Englisch.
92 Siehe Habermas: Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus, S. 66-87; vgl. Metzler: »Staats-
versagen und Unregierbarkeit in den siebziger Jahren?«, S. 244f.; Schäfer: »Krisentheori-
en der Demokratie«, S. 163f.; Klenk/Nullmeier: »Politische Krisentheorien und die Renais-
sance von Konjunkturprogrammen«, S. 275f.; Borchert/Lessenich: »Lang leben die ›Struktur-
probleme‹!«, S. 11. Wie diese Beiträge zeigen, hat die Finanzkrise 2008 eine Neulektüre der
Spätkapitalismus-Diagnose initiiert.
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so den Kapitalismus vorantreibe.93 Gegenüber diesen Determinismen bestand die
grundlegende Prämisse des neomarxistischen Ansatzes von Offe und Habermas
darin, dass sie dem Staat eine relative Autonomie zugestanden. Jede Krisendia-
gnose musste also eine politische Erklärung anbieten.
Der Ausgangspunkt dieser politischen Krisendiagnose war nun wiederum ei-
ne Kritik an der wohlfahrtsstaatlichen Regulierung des kapitalistischen Prozesses.
Die Ausweitung des Staates hatte demnach für drei Seiten Vorteile: Dem Kapital
sicherte sie die permanente Verfügbarkeit von Arbeitskraft, den Lohnabhängigen
ermöglichte sie eine Existenzsicherung jenseits der unmittelbaren Verwertung ih-
rer Arbeitskraft und der Staat selbst konnte so die zyklisch wiederkehrendenWirt-
schaftskrisen abfedern, die sonst potenziell systemgefährdend wären.
Daher scheine das wohlfahrtsstaatliche Arrangement auf den ersten Blick für
alle vorteilhaft und durchweg funktional; langfristig produziere es aber massi-
ve Funktionsstörungen.94 Einerseits unterlaufe die sozialstaatliche Intervention
die Kapitalakkumulation, weil Unternehmen weniger Profit machen und die Ar-
beitsbereitschaft der Lohnabhängigen sinke. Da nun aber andererseits nicht mehr
nur Kapitalverwertung, sondern eben auch politisches Entscheiden zur Verfügung
stand, um »die Sphäre des Tauschs« zu organisieren, steige die Konfliktbereitschaft
organisierter Interessen.95
Diese internen Spannungen führen nun laut Offe über drei Wege zur Krise des
gesamten Systems.96 Zum einen erschöpfen sich die finanziellen Ressourcen, mit
denen der Staat die Krisen bisher aufgefangen hat. Demnach verkleinern sich auch
hier die Chancen staatlicher Steuerung,weil die immer weiter steigenden Anforde-
rungen und immer größeren Abhängigkeiten von Klientelgruppen die finanziellen
Kapazitäten überfordern.
Der zweiteWeg führt hingegen über die Koordinationsprobleme, denen sich der
Staat gegenübersieht. Nach außen hin werde der Staat immer abhängiger von der
Kooperationmit Klientelgruppen und verliere darüber sukzessive seine Eigenstän-
digkeit, und das heißt: seine Steuerungsfähigkeit. Nach innen führe die Ausdeh-
nung der Tätigkeit zu dem Paradox, dass der Staat gleichzeitig mehr differenzierte
93 Von dieser Positionwurde der Begriff »Spätkapitalismus«, ursprünglich ein TerminusWerner
Sombarts, erneut ins Spiel gebracht. Siehe Mandel: »Spätkapitalismus«, der sich von weite-
ren Varianten marxistischer Kritik distanzierte.
94 Hier und im Folgenden siehe Offe: »Tauschverhältnis und politische Steuerung«, S. 27-34, 44-
48, 61-63, und vgl. Borchert/Lessenich: »Lang leben die ›Strukturprobleme‹!«, S. 16-18.
95 Offe: »Tauschverhältnis und politische Steuerung«, S. 48.
96 Offe hat keine einheitliche Theorie vorgelegt, sondern die Diagnose in einer Reihe von Auf-
sätzen entwickelt und variiert. Die zugänglichste und strukturierteste Darstellung ist sicher
Offe: »›Krisen des Krisenmanagements‹«; zu den folgendenAbsätzen siehe S. 216-221 und vgl.
Klenk/Nullmeier: »Politische Krisentheorien und die Renaissance von Konjunkturprogram-
men«, S. 288f.; Schäfer: »Krisentheorien der Demokratie«, S. 164f.
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Ressorts und mehr Koordination zwischen diesen Ressorts sowie zwischen Politik
und Verwaltung braucht. Dies müsse letztlich eine »interne Irrationalisierung der
organisatorischen Struktur« herbeiführen.97 Damit wäre eine zweite zentrale Res-
source des Staates aufgebraucht.
Es bleibt ein dritter Weg in die Krise, und dieser führe über die Ressource der
Legitimität. Der Staat habe nämlich im Spätkapitalismus programmatisch den An-
spruch erhoben, Lebenschancen und -umstände der Bevölkerung im Einklang mit
ihren Normen zu verbessern. Daran scheitere er nun, und zwar weil das klassi-
sche »Reservoir an integrativer Symbolik […] verbraucht« ist und weil er die not-
wendigen wohlstandsorientierten Ersatzleistungen nicht zu erbringen vermag.98
Offe führte so drei Dimensionen an, die seiner Ansicht nach zu einer »kumulati-
ven Selbstblockierung« führen:99 Die finanziellen, administrativen und integrati-
ven Steuerungsressourcen werden immer knapper, und diese Verknappungen ver-
stärken sich gegenseitig – bis sogar die Fähigkeit des Staats zur Selbstorganisation
zusammenbricht.
Offe hatte damit eine »Rationalitätskrise«100 des gesamten sozialen Systems
beschrieben, für die innerhalb des Kapitalismus keine Lösung zur Verfügung ste-
he. Die Konsequenz müsste also sein, eine andere Rationalität zu entwerfen. Einen
solchen Versuch blieb Offe schuldig.101 Dass er in einem Aktionismus steckenblei-
be, der keine konsistente, rechtfertigbare Grundlage hat, dafür hat ihn dann auch
Jürgen Habermas in einer ausführlichen Fußnote seiner Legitimationsprobleme im
Spätkapitalismus scharf kritisiert. »[I]nkonsistent« und in dieser Form »überflüs-
sig« sind nur zwei der Attribute, die Habermas Offes »experimentierende[n] Über-
legungen« für eine neue Theorie des Aktionismus hier zuwies.102
In seinem Band über die Krisensituation griff Habermas aber selbst ein letztes
Mal auf neomarxistische Analyseraster zurück, um eine Zeitdiagnose auszustellen.
Diese teilte zunächst sehr viel mit Offe, weil sie ebenso eine multiple Krise der
Gegenwart aus den internenWidersprüchen des kapitalistischen Staates herleitete.
Für Habermas führte allerdings nicht die Rationalitätskrise zum Zusammenbruch:
97 Offe: »›Krisen des Krisenmanagements‹«, S. 219. Hervorhebung entfernt.
98 Offe: »›Krisen des Krisenmanagements‹«, S. 220.
99 Offe: »›Krisen des Krisenmanagements‹«, S. 217.
100 Habermas: Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus, S. 68.
101 Sehr offensichtlich ist dies in seiner Kritik der »konservativen« Unregierbarkeitstheoretiker
(Offe: »›Unregierbarkeit‹«). Ihnen warf er vor, dass ihre Therapievorschläge beliebig und zu-
sammenhanglos seien, ihre Diagnosen denen der »Linken« unterlegen, dann aber benannte
er selbst keine einzige Alternative.
102 Habermas: Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus, S. 195f. Zur oft eingeebneten Differenz
von Offe und Habermas vgl. auch Klenk/Nullmeier: »Politische Krisentheorien und die Re-
naissance von Konjunkturprogrammen«.
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»Soweit jene Entwicklungen tatsächlich zu krisenrelevanten Engpässen führen,
handelt es sich nicht um Defizite der Planungsrationalität, sondern um Folgen
unangepaßter Motivationslagen: die Verwaltung kann ihre Partner nicht zur Zu-
sammenarbeit motivieren. Grob gesagt: der Spätkapitalismus muß nicht Scha-
den nehmen, wenn das Steuerungsmittel externer Stimulierung […] versagt; er
gerät allenfalls in Schwierigkeiten, […] weil ihm die Kontrolle über planungsre-
levante Verhaltensbereiche überhaupt […] entgleitet. Allein, diese Prognose läßt
sich nicht aus einem Rationalitätsschwund der Verwaltung ableiten, sondern al-
lenfalls aus einem Schwund an systemnotwendigen Motivationen«.103
Das entscheidende Moment war für Habermas der Motivationsschwund der Men-
schen. Ihre Motivation, das ist die zweite, noch wichtigere Abgrenzung zu Offe,
stelle aber gerade keine verfügbare Ressource des Staates dar. Ganz im Gegenteil
lasse gerade der Versuch, Legitimation strategisch zu organisieren, die Motivation
zerfallen.104 Die legitimationsspendenden Motivationen müssen also jenseits des
administrativen Systems in einer von der Intervention befreiten Sphäre entstehen.
Ausgehend von diesem negativ-liberalen Argument skizzierte Habermas sei-
nen Lösungsvorschlag, der seit der Technokratie-Debatte deutlich an Konturen ge-
wonnen hatte: die Weiterentwicklung der utilitaristischen und der formalistischen
Moraltheorie zur kommunikativen Ethik.105 Das Ziel war, die aufklärerische Ratio-
nalität in einem universalistischen Diskursmodell neu zu fassen. Das Projekt der
»alteuropäischen Menschenwürde« sollte weder neomarxistisch noch systemtheo-
retisch überwunden, sondern durch den stärkeren Rückgriff auf liberale Moraltheo-
rien revitalisiert und vollendet werden.106
103 Habermas: Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus, S. 96.
104 Habermas: Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus, S. 99: »es gibt keine administrative Erzeu-
gung von Sinn. […] Die Legitimationsbeschaffung ist selbstdestruktiv, sobald der Modus der
›Beschaffung‹ durchschaut wird.«
105 Siehe Habermas: Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus, S. 123-125. Die später in der Theo-
rie des kommunikativenHandelns ausformulierte Argumentation lag damit schon fast vollstän-
dig vor, inklusive des universalpragmatischen Diskursbegriffs und der berühmten Formulie-
rung, »daß kein Zwang außer dem des besseren Argumentes ausgeübt wird« (S. 148).
106 Habermas: Legitimationsprobleme imSpätkapitalismus, S. 196. Es ist durchaus paradox, dass
Habermas nun gerade damit sehr nah beiWilhelmHennis war. Beiden ging es um eineWie-
derherstellung der Sittlichkeit. Die wilden Angriffe von Hennis auf Habermas resultierten
aus dem universalistischen Anspruch von Habermas, der unvereinbar ist mit der historisch-
traditionellen Ethik von Hennis. Schon Birch beklagte sich aber über den ausschließlichen
Fokus auf Wert- und Moralfragen, der sowohl Habermas als auch »Neokonservative« präge
(Birch meinte damit Bell und Huntington). Offensichtlich schienen sie auf die konkrete ge-
sellschaftspolitische Problemstellung keine überzeugende Antwort zu liefern. Insofern wäre
eine andernorts zu verfolgende Frage, ob diese nur in einer Diskurskoalition mit anderen
Ansätzen erfolgreich sein konnten. Ein gutes Beispiel hierfür wäre der dezidiert neoliberale
Nevil Johnson, der hinter der ökonomischen Argumentation auch eine Verteidigung hierar-
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(Neo-)Liberale Staatskritik: Zivilgesellschaft und mangelnde Rationalität
Habermas’ Entwicklung war alles andere als ein Sonderfall. Die Abkehr vom Neo-
marxismus hin zu einem reformierten Liberalismus lässt sich vielmehr als eine
typische Bewegung linker Intellektueller in den Krisen der 1970er Jahre beschrei-
ben. Ein zweites prominentes Beispiel, das in der Ausgestaltung der Wende ei-
nen ganz anderen Weg als Habermas ging, ist Chantal Mouffe: »In the mid-1970s,
Marxist theoretization had clearly reached an impasse«, erläutern sie und ihr Ko-
Autor Ernesto Laclau den Anlass für ihr BuchHegemony and Socialist Strategy.107 Dar-
in rechneten sie mit den universellen Subjekten der marxistischenTheorie undmit
ihrer »illusorischen Erwartung eines vollkommen einheitlichen und gleichartigen
Willens« ab: »Heute ist die Linke Zeuge des letzten Aktes der Auflösung dieses
jakobinischen Imaginären.«108 In den 1970er Jahren, so lässt sich ihre Diagnose
pointieren, zeigte sich in Ost und West, wie der Marxismus realpolitisch an einem
grundlegenden theoretischen Problem scheitere: Er konnte Kontingenz und Plu-
ralität nicht einbeziehen. Um hierauf eine Antwort zu formulieren, wendeten sie
sich an einen pluralistischen Liberalismus, weil »liberale politische Institutionen
[…] die notwendige Bedingung für einen wirklichen Pluralismus sind«.109
Dass es sich hier um eine typische Bewegung handelt, die im Detail freilich äu-
ßerst heterogen war, ist in den letzten Jahren für das intellektuelle Feld Frankreichs
mehrfach herausgearbeitet worden. Dort fällt diese grundlegende Transformation
besonders ins Auge, weil die marxistische Position von allen westeuropäischen De-
mokratien in Frankreich am stärksten ausgeprägt war. In diesen Studien wird die
Abkehr der linken Intellektuellen auf drei verbundene Aspekte zurückgeführt:110
chischerWerte lieferte, die Hennismehrfach zitierte. SieheHennis: »Legitimität«, S. 263-272;
Birch: »Overload, Ungovernability and Delegitimation«, S. 146f.
107 Siehe Laclau/Mouffe:HegemonyandSocialist Strategy, S. viii. Dabei bezogen sie auchdie Frank-
furter Schule explizit ein. Für eine detaillierte Darstellung vgl. Rzepka/Straßenberger: »Für
einen konfliktiven Liberalismus«.
108 Laclau/Mouffe: Hegemonie und radikale Demokratie, S. 32.
109 Laclau/Mouffe: Hegemonie und radikale Demokratie, S. 23. In der Tat finden sich bei Mouffe
auch alle Aspekte, die die im folgenden Absatz dargestellten Studien über den liberalen
Wandel des französischen kulturellen Feldes herausgearbeitet haben: die Abkehr vom Mar-
xismus, die intensive Lektüre Tocquevilles, dieAuseinandersetzungmit Aufklärungund Fran-
zösischer Revolution (v.a. Mouffe: The Democratic Paradox). Die Diskurstheorie aus dem Auf-
taktwerk steht allerdings stärker im Zeichen poststrukturalistischer Elemente. Dies wurde
eher zum Fokus Laclaus, wohingegen Mouffe sich zunächst auf die ontische Ebene und den
liberal pluralism konzentrierte. Infolge der Finanzkrise hat Mouffe ihr Projekt jedoch auf ei-
nen ›neuen Linkspopulismus‹ neu ausgerichtet, dessen Kohärenz mit den vorangegangen
Schriften umstritten ist. Vgl. Straßenberger: »Linkspopulismus als Gegengift?«.
110 Vgl. imFolgendenSawyer/Stewart: »Introduction«, vonwo ich auchdenBegriff liberalmoment
übernommen habe, aber deutlich weiter fasse; Stewart: »France’s Anti-68 Liberal Revival«;
Chabal: »Introduction«; Chabal: »French Political Culture in the 1970s«; vgl. auch die ältere
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Einerseits hatten die gewalttätigen Proteste des Mai 1968, die vielfachmit der frag-
lichen Lektüre Fanons gerechtfertigt wurden, die kommunistische Linke politisch
geschwächt und selbst frühere Sympathisant:innen abgestoßen. Zweitens rückten
im Laufe der 1970er Jahre immer stärker die repressiven Maßnahmen kommunis-
tischer Regime in den Fokus der intellektuellen Öffentlichkeit. So lenkte etwa die
Zeitschrift Libération den Blick auf die Kulturelle RevolutionMaos, dessen Schriften
ebenfalls Inspirationsquelle der 1968er gewesen waren.111 Unter den so sensibili-
sierten linken Intellektuellen wurde die scharfe ›antitotalitaristische‹ Abgrenzung
zum Marxismus dann schließlich dadurch angetrieben, dass sie das Bündnis der
Kommunistischen Partei (Parti communiste français) und der gemäßigten Sozialisti-
schen Partei (Parti socialiste) in eine stalinistische Richtung abdriften sahen.
Der zentrale Anstoßpunkt der linksintellektuellen Selbstverständigungsdebat-
te wurde die Veröffentlichung von Solschenizyns Archipel Gulag, insbesondere weil
die Kommunistische Partei die Darstellung der physischen und psychischen Re-
pression scharf kritisierte. Die ›antitotalitaristische‹ Bewegung war derart heraus-
gefordert, eine Alternative zum staatszentrierten Sozialismus zu entwickeln, mit
der Antworten auf die Krisen der 1970er Jahre möglich waren. Wie die genannten
Studien überzeugend belegen, setzte daher die Relektüre eines dezidiert französi-
schen Liberalismus ein. Insbesondere die Französische Revolution und die Schrif-
ten Tocquevilles rückten ins Zentrum »to rethink the past, present, and future of
modern democracy.«112
Die politischmotivierte Neulektüre der historischen Ereignisse und des aufklä-
rerischen Liberalismus schlägt sich im Aufstieg eines Konzeptes nieder, das seither
eine sagenhafte politische und politiktheoretische Karriere erlebt hat: die Zivilge-
sellschaft.113 ›Älteren‹ Liberalen wie Aron und ›neuen‹ Liberalen aus dem linken
Studie Reader: Intellectuals and the Left since 1968. Die parteipolitischen Kämpfe thematisiert
insbesondere Christofferson: French Intellectuals Against the Left, Kap. 3 und 4, zusammenfas-
send S. 2-21, 90f. Statt historisch zu beschreiben, verfällt dieser jedoch des Öfteren in eine
Kritik an der Engstirnigkeit der französischen Linken, worunter auch seine ideengeschichtli-
chen Lesarten arg leiden (etwa bei Foucault).
111 Vgl. Reader: Intellectuals and the Left since 1968, S. 20f.
112 Sawyer/Stewart: »Introduction«, S. 13. Zentral sind etwa Furets Revision der Französischen
Revolution, die schulenbildenden, divergierenden Tocqueville-Lektüren von Aron und Lefort
und die Einlassungen von Marcel Gauchet und Pierre Rosanvallon. Neben den oben Genan-
nten vgl. Christofferson: »›The Best Help I Could Find to Understand Out Present‹«; Rosen-
blum: »Rethinking the French Liberal Moment«; Audier: Tocqueville retrouvé.
113 Für Frankreich vgl. Chabal: »French Political Culture in the 1970s«, der auch die politische
Wirksamkeit der Ansätze demonstriert; für die Zivilgesellschaftsforschung vgl. Richter: »Zi-
vilgesellschaft – Überlegungen zu einem interdisziplinären Konzept«; auch bei Habermas ist
dies freilich evident. Die Konjunktur ebensowie die dezidiert liberalePrägungdes Zivilgesell-
schaftsbegriffs in den 1980er und 1990er Jahren wurzelt also in den Krisen der 1970er Jahre.
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Spektrum diente es dazu, eine privat initiierte, eigenständige Sphäre gesellschaft-
licher Organisationen klar jenseits des Staates zu verorten und teils sogar explizit
gegen dessen arkane politisch-administrative Prozesse zu konturieren.Was in den
Niedergangsnarrativen der Unregierbarkeitsdebatte als Gefahr für die Steuerungs-
fähigkeit des Staates erschien,wurde in diesen Arbeiten ideenpolitisch unterfüttert
und neu in Stellung gebracht. In dem Lösungsvorschlag, den Staat von außen zu
begrenzen, traf sich das Konzept aber mit einer anderen liberalen Tradition, die
ein eigenes, liberales Krisennarrativ aufbieten konnte.
Dieser zweite Strang des liberalen Moments konnte sich dafür auf zwei eng
verwandte Theoriestränge beziehen, die im Schatten des souveränen Regierungs-
denkens eine ökonomische Kritik dieses Ansatzes formuliert hatten: die neoklas-
sischen Ansätze der Chicago School, insbesondere der Zweiten Chicago School
um Gary Becker und Milton Friedman, der 1976 den Nobelpreis erhielt, und die
Rational- und Public-Choice-Theorien, initiiert von Anthony Downs und vor allem
James Buchanan.114
In Frankreich versammelte daraufhin zum Beispiel der Band L’économie retrou-
vée neoliberale Perspektiven auf die Gestaltung von Politik, Ökonomie und Gesell-
schaft.115 Auch in den beiden Regierbarkeitsbänden von Hennis, Kielmansegg und
Matz sind neoliberale Perspektive stark vertreten. Und in Großbritannien wur-
de die neoliberal inspirierte Krisendiagnose unter anderem durch den Financial-
Times-Journalisten Samuel Brittan verbreitet. Dabei standen erneut die inneren
Widersprüche der Demokratie im Fokus der Aufmerksamkeit: »The conjecture to
be discussed […] is that liberal representative democracy suffers from internal con-
tradictions, which are likely to increase in time, and that, on present indications,
the system is likely to pass away within lifetime of people now adult.«116
Die Motive der Krisendiagnose ähneln zunächst den beiden anderen Diagno-
sen. Brittan hielt ebenfalls die überzogenen Erwartungen und die zerstörerischen
Effekte starker Gruppen für die beiden »endemic threats«117 der Demokratie. Dabei
resultieren die überzogenen Erwartungen einerseits aus der Un-Informiertheit der
Wählerschaft: »Voters simplify the problems of choice by shifting attention from
policies to consequences«.118 Unter diesen Bedingungen bliebe dem politischen
Personal nur »to encourage false expectations«, wenn es denn Wahlen gewinnen
An seiner staatskritischen, privatbürgerlichen Prägung entzündete sich auch eine kommu-
nitaristische Kritik (vgl. Haus: Kommunitarismus, S. 231-235).
114 Für deren Interventionen siehe u.a. Buchanan: Die Grenzen der Freiheit; Friedman/Friedman:
Free to choose; Friedman: »Inflation and Unemployment«.
115 Rosa/Aftalion (Hg.): L’Économique retrouvée.
116 Brittan: »The Economic Contradictions of Democracy«, S. 129.
117 Brittan: »The Economic Contradictions of Democracy«, S. 129.
118 Brittan: »The Economic Contradictions of Democracy«, S. 135.
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wolle.119 Auch das Verhalten der Wählerschaft sei aber durchaus rational. Da den
Menschen ihr Alltag in aller Regel nicht die notwendigen Erfahrungen bereitstellte,
um eine informierte Entscheidung zu treffen, müssten sie dafür zusätzlichen Auf-
wand betreiben. Angesichts des geringen Einflusses einer einzigen Stimme mache
dies aber für die Einzelnen keinen Sinn: »it is irrational to be too rational«.120 Die
Demokratie ist also in einem Dilemma rationaler Irrationalität gefangen.
Die Anspruchsspirale des politischen Marktes wurde laut der neoliberalen Kri-
sendiagnose noch durch einen zweiten Grund angefeuert. Nur wenn pressure groups
–wie die britischen Gewerkschaften – auf dem ökonomischenMarktMonopolstel-
lungen genießen, können sie politischen Druck ausüben, ohne dadurch selbst allzu
großen Schaden zu nehmen.121 Dadurch werde es sehr unwahrscheinlich, dass sich
eine Gewerkschaft auf eine Selbstbegrenzung einlässt, statt Streiks immer weiter
auszuweiten:
»Agreement on such relativities is extremely unlikely on any self-interested basis.
The basic difficulty is that the benefits from restraint in the use of group market
power are ›public goods‹. They consist of things such as price stability, fuller em-
ployment or faster economic growth, which are thinly diffused among the whole
population, while the costs are incurrent by the group which exercises restraint.
It is therefore in the interest of each union group that other unions should show
restraint while it exploits its own monopoly power to the full.«122
Beide Argumente bedienten sich des semantischen Rahmens der Public-Choice-
Theorie. Auf dieser Basis erklärten sie, weshalb man aus der bestehenden Misere
nicht herauskam: Unter den gegebenen Bedingungen sei es für alle rational so zu
handeln, wie sie es tun. Die Akteure ziehen sich auf die Position des free riders zu-
rück, weil sie den größten Nutzen verspreche, während sie sich darauf verlassen,
dass jemand Anderes die Kosten für die Produktion der Güter tragen werde, von
119 Brittan: »The Economic Contradictions of Democracy«, S. 140.
120 Brittan: »The Economic Contradictions of Democracy«, S. 138; s.a. 139f.
121 Brittan nannte dies die politico-economic spiral. Die These der Verschränkung von politischer
und ökonomischer Macht aufseiten der Marktakteure war also in dieser Hinsicht identisch
mit einer neomarxistischen Analyse. Der Unterschied bestand darin, dass diese das für bei-
de Seiten (Kapital und Arbeit) veranschlagten, während die liberalökonomische Argumen-
tation auf dem Auge des Kapitals gewissermaßen blind war: Gewerkschaften unterscheide
nämlich von Unternehmensmonopolen, dass diese üblicherweise nicht einfach ihr Produkt
vom Markt nehmen können, bis die öffentlichen Repräsentanten einlenken, argumentierte
Brittan: »The Economic Contradictions of Democracy«, S. 143.
122 Brittan: »The Economic Contradictions of Democracy«, S. 145.
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denen alle profitieren.Dadurch dass sich darauf aber alle imMoment der Entschei-
dung verlassen, zerfallen langfristig die Kollektivgüter (public goods).123
Neben dieses formal-logisch begründende Argumentationsgebäude setzten
die neoliberalen Ansätze ein historisches Narrativ. Mit ihm erklärten sie die Ent-
stehung der gegenwärtigen Rahmenbedingungen und argumentierten, dass das
Scheitern des Nachkriegsstaates absehbar gewesen wäre, wennman ihrer Perspek-
tive gefolgt wäre. So polemisierte etwa Nevil Johnson gegen die »herkömmliche
Betrachtungsweise«, in der Großbritannien als ein Vorbild für die Verbindung
von politischer Führung, bürgerlicher Freiheit und Anpassungsfähigkeit stand.124
Diese Vorstellung hätte nur den Blick auf schwerwiegende Krankheitssymptome
verdeckt, die schon länger bestehen würden.125
In dieser Gegenerzählung übernimmt der permanente Verweis auf Autoren der
Zwischen- und Nachkriegsjahre eine strategische Funktion: Er macht darauf auf-
merksam, dass es längst eine liberale Theorie der politischen Ökonomie gegeben
hätte, die erst in den 1930er Jahren und dann nach 1945 weitgehend übergangen
worden sei.126 Statt die Erkenntnisse von Schumpeter, Downs und Arrow, Röpke,
Eucken und Friedman über die Stabilitätsbedingungen von Demokratien anzuer-
kennen, hätte sich eine andere Vorstellung von Demokratie bahngebrochen. Diese
Konzeption setze Demokratie mit sozialer Gleichheit gleich und führe so dazu,
dass immer mehr Güter als öffentliche Güter ausgewiesen werden, die der Staat
dann mit immer mehr »Ge- und Verboten« organisieren und verteilen will: »Der
Preis dieser Auffassung sind die wachsenden Ineffizienzen des staatlichen Leis-
tungsangebotes, die daraus resultierenden Probleme des Dirigismus, die nicht en-
123 Siehe neben Brittan auch Starbatty: »Was kann derMarktmechanismus leisten?«, S. 203;Wa-
trin: »Zur Überlastung des Staates mit wirtschaftspolitischen Aufgaben«, S. 249.
124 Siehe Johnson: »Politische Stabilität und Unregierbarkeit in Großbritannien«, S. 381 (Hervor-
hebung entfernt). Ein zweites Beispiel wäre Watrin: »Zur Überlastung des Staates mit wirt-
schaftspolitischen Aufgaben«, S. 237-242.
125 Johnson: »Politische Stabilität undUnregierbarkeit inGroßbritannien«, S. 391f., sprach von ei-
ner »seit über fünfzehn Jahren andauerndenUnfähigkeit«.Wie bereits gesagt, war die Krank-
heitsmetaphorik typisch für den englischen Fall.
126 Die Verweise finden sich in fast allen neoliberalen Texten. Für eine explizite Schelte der
Ignoranz für diese Tradition siehe z.B. Johnson: »Politische Stabilität und Unregierbarkeit
in Großbritannien«, S. 426. Die neoliberalen Ansätze pflegten eine schwierige Beziehung zu
ihrer Theoriegeschichte, die stets zwischen ideenpolitischem Anschluss und konzeptionel-
ler Diskrepanz oszillierte. Dies hat Stedman Jones:Masters of the Universe, S. 85-133, vor allem
am Bezug auf Smith herausgearbeitet und dabei etwa auf die explizite Relevanz der Morali-
tät bei Smith hingewiesen. Sonja Amadae: Prisoners of Reason sieht das Distinktionsmerkmal
neoliberaler Ansätze sogar darin, dass sie sich von den klassisch-liberalen Werten zuguns-
ten der Spieltheorie verabschiedet hätten. Dagegen hat Stedman Jones auf unterschiedliche
Positionen innerhalb der neoliberalen Tradition aufmerksam gemacht, in denen sich auch
ausdrücklich Wertebekenntnisse finden.
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dende Flut von Gesetzen und Verordnungen, die Verschärfung der Spannungen
zwischen Einzelinteressen und Gemeinwohl und schließlich die Probleme der Un-
regierbarkeit.«127
Mit diesen »verkrusteten Denkgewohnheiten«128 musste man brechen, wollte
man die Demokratie stabilisieren, so die Schlussfolgerung der neoliberalen Bei-
träge. Sie forcierten daher eine prozedurale Definition der Demokratie, die nicht
»popular support«, sondern den kompetitiven Prozess des Werbens um Stimmen
bei einem breiten Elektorat zum entscheidenden Kriterium macht.129 Infolgedes-
sen wird der Staat auch nicht mehr mit substanziellen Aufgaben beladen, sondern
zu einem Instrument der Individuen: Alle Aufgaben, die ihm übertragen werden,
werden ihm übertragen, um den Nutzen aller Einzelnen zu maximieren und das
Free-Rider-Dilemma zu umgehen. Keine der Aufgaben ist demnach per se im Staat
angelegt. Damit wurde das teleologische Regierungskonzept abgelegt.
Ein zentraler Teil dieser Abrechnung mit dem teleologischen Modell war auch,
die grundlegenden Prämissen individuellen Verhaltens für falsch zu erklären. So
wie der Staat nicht der Hort des Gemeinwohls sei, dürfe man auch »die Politiker«
nicht als Verwalter des Gemeinwohls verstehen, wie es der Keynesianismus stets
getan habe.130 Stattdessenmüsseman davon ausgehen, dass jeder Politiker rational
im Sinne eines Nutzenmaximierers handle. Sie versuchen demnach stets, ihren
Machtbereich zu vergrößern.
Dem Steuerungsanspruch der Politiker und des Staates müsse man daher aus
zwei Gründen stetsMisstrauen entgegenbringen: Einerseits ordnen sie ihr Eigenin-
teresse nicht dem Gemeininteresse unter; andererseits verfüge keiner der Akteure
über ausreichendWissen, um tatsächlich steuern zu können. Sowohl die Freiheits-
grade aller Handelnden als auch die Kosten der Informationsbeschaffung seien
schlicht zu groß. Selbst wohlwollender Steuerung fehle daher die vom Keynesia-
nismus immer angenommene Grundlage, nämlich eine ausreichende Prognosefä-
higkeit.131
Diese Probleme könnte man aber lösen. Dafür müsse man sich auf ein sta-
bilitätspolitisches Neuarrangement einigen, das sich »an der ordnungspolitischen
Idee« des Marktes orientiert und darüber hinaus nur noch bestimmte Grundprin-
zipien festlegt.132 Die Politik soll in erster Linie über die »neutrale[n], von den Ge-
127 Watrin: »Zur Überlastung des Staates mit wirtschaftspolitischen Aufgaben«, S. 253.
128 Starbatty: »Was kann der Marktmechanismus leisten?«, S. 207.
129 »It is the competitive bidding for votes among an extensive electorate […] not popular support
for the regime.« (Brittan: »The Economic Contradictions of Democracy«, S. 136).
130 Starbatty: »Was kann der Marktmechanismus leisten?«, S. 196f., s.a. S. 203 und Watrin: »Zur
Überlastung des Staates mit wirtschaftspolitischen Aufgaben«, S. 239f.
131 Siehe Starbatty: »Was kann der Marktmechanismus leisten?«, S. 205-207.
132 Starbatty: »Was kann derMarktmechanismus leisten?«, S. 198.Währendman davon ausging,
dass allgemeinwohlorientierte Entscheidungen im Konkreten unwahrscheinlich sind, waren
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sellschaftsmitgliedern akzeptierte[n] Regeln«wachen, damit keinem ›das‹ Gemein-
wohl vorgegeben werde.133
Die freien Mitglieder der Gesellschaft einigen sich also in dieser Vorstellung
auf allgemeine Regeln; diese Regeln sollen dann die Politik domestizieren und das
eigeninteressierte Verhalten in die richtige Bahn lenken. Dadurch erfülle der Staat
zuverlässig notwendige Aufgaben, nämlich insbesondere den Schutz von Verträ-
gen und die Bereitstellung von Kollektivgütern, »die vom Markt nicht oder nur
unzureichend bewältigt werden können«.134 Alles Weitere solle den freien Verein-
barungen der einzelnen Individuen überlassen werden, die ihr Leben entweder auf
dem Markt oder in »freiwillige[n] Vereinigungen« selbst verwalten können.135 Die
»schwere Hand des Staates« werde so »gegen die unsichtbare Hand des Marktes«
ausgetauscht.136
Für die wirtschaftliche Ordnung müsse dabei das regulierende Prinzip »Geld-
wertstabilität« lauten.137 So wie die Demokratietheorie der sozialen Gleichheit die
langfristigen Folgen einer kurzfristig scheinbar guten Idee ignoriert hatte, hat-
te auch die keynesianische Konjunkturpolitik ihre langfristige Selbstzerstörung
übersehen: Wenn man versuche, die Beschäftigungsquote durch eine Erhöhung
der Geldmenge anzuheben, funktioniere das nämlich nur solange, bis die Arbeit-
nehmenden merken, dass dies auch ihren Lohn entwertet, woraufhin sie Lohner-
höhungen fordern.Wie die Überlastung des Staates sei daher auch die Lohn-Preis-
Spirale der Stagflation eine logische Folge der keynesianischen Wirtschaftssteue-
rung.
neoliberalen Ansätze hingegen optimistisch imHinblick auf langfristige Regelungen. In die-
sen Fällen wäre nämlich die eigene Betroffenheit nicht abzuschätzen. Diese Zweiseitigkeit,
das betonten sie immer wieder, charakterisiere ihr skeptizistischesMenschenbild. Die Situa-
tion der Regelbindung modellieren dann Buchanan und Tullock, in ganz anderer Art Rawls.
Indemder Kontrakt bei Buchanan und Tullock aber nicht auf einen qualifizierten Konsens, son-
dern durch einen situativen Kompromiss zweier Interessensparteien zustande kommt und nur
deshalb auch gewahrtwird,wennes keinen schützenden Leviathangibt,wird dieser Kontrak-
tualismus kompatibel mit Jeremy Bentham, der das gleiche Argument zum Ausgangspunkt
seiner Theorie genommen hatte (vgl. Rzepka: Die Ordnung der Transparenz).
133 Starbatty: »Was kann der Marktmechanismus leisten?«, S. 205.
134 Watrin: »Zur Überlastung des Staates mit wirtschaftspolitischen Aufgaben«, S. 250.
135 Watrin: »Zur Überlastung des Staates mit wirtschaftspolitischen Aufgaben«, S. 250.
136 Watrin: »Zur Überlastung des Staates mit wirtschaftspolitischen Aufgaben«, S. 253; siehe
auch Brittan: »The Economic Contradictions of Democracy«, S. 151-155. Folgerichtig geht da-
mit imbritischen Fall eine scharfe Kritik der Parlamentssouveränität einher (siehe z.B. Johnson:
»Politische Stabilität und Unregierbarkeit in Großbritannien«, S. 410f.).
137 Siehe Starbatty: »Was kann der Marktmechanismus leisten?«; Brittan: A Restatement of Eco-
nomic Liberalism, S. 151-162. Sie brachten damit Friedmans Monetarismus in die Debatte um
die Unregierbarkeit ein. Zu Friedman vgl. Biebricher:Neoliberalismus zur Einführung, S. 70-74.
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Der Gegenvorschlag lautete, die Geldmenge möglichst parallel mit dem Wirt-
schaftswachstum zu führen. Dann blieben die Preise frei von inflationären Verzer-
rungen und könnten denWirtschaftsakteuren als verlässlicher Orientierungsmaß-
stab dienen. Um das verlässlich umzusetzen, sollte man die Geldwertsteuerung
dem politischen Alltagsgeschäft entziehen, argumentierten die Neoliberalen. Da-
für lässt sich gesetzlich ein »re-aktive[r] Regelmechanismus« verankern, mit dem
»die Geldmenge automatisch verknappt« oder vergrößert wird.138 Durch die über-
geordneten Regeln wird die Neutralität des Staates festgelegt und die Ausführung
streng hierarchisch an die Institutionen, in dem Fall die Notenbanken, delegiert.
Wie bereits deutlich wird, verfügten die Neoliberalen nicht nur über eine
Krisendiagnose für Ökonomie und Politik und über eine Theoriesprache, um die
Dilemmata von Effizienz und Legitimität zu erklären. Sie hatten auch bereits
sehr konkrete Vorstellungen, wie diese zu überwinden seien, und zwar durch
eine Neuformulierung der gesellschaftlichen Ordnung mit den Begriffen der
Rational-Choice-Theorie und ihrer Regelmechanik.
Der Gestus, mit dem sie sich als Revolutionäre gegen verkrustete und veralte-
te Denkgewohnheiten präsentierten, passte daher zum ideenpolitischen Projekt;
er passte aber auch zu der Ratlosigkeit jener Diagnosen, die eine Neuformulie-
rung für nötig hielten, aber über keine konzeptionellen Ressourcen dafür verfüg-
ten. Insbesondere den Konservativeren unter ihnen bot das ausgeprägte hierarchi-
sche Denken im neoliberalen Ansatz einen Anschlusspunkt; durch die Offenheit für
(bestimmte) zivilgesellschaftliche Arrangements gab es solche aber auch für ent-
täuschte Neomarxist:innen.139
Andere hatten hingegen eine kritische Haltung zum neoliberalen Lösungsan-
satz. Kielmansegg argumentierte etwa, dass die ökonomische Theorie der Politik
an zwei grundlegenden Problemen scheitern müsse: Erstens benötige man für die
rationale Wahl von Entscheidungsregeln Informationen, die niemand besitzt. Sie
wäre nur kollektiv zu bewältigen. Das wiederum ist aber mit der Prämisse des In-
dividualismus unvereinbar, wenn man nicht die unhaltbare »aufklärerische Utopie
einer prästabilisiertenHarmonie aller Interessen« zur Grundlagemachenwollte.140
Für Kielmansegg nutzte die neoliberale Argumentation daher – zweitens – selbst
»das alte Denkschema der Begründung von Legitimität aus dem Ursprung«.141 Ob
138 Starbatty: »Was kann derMarktmechanismus leisten?«, S. 219. Starbatty will dabei einen dis-
kretionären Spielraum für die Politik wahren, um auf plötzliche Konjunkturschwankungen
reagieren zu können. Innerhalb des Monetarismus war dies ein Streitpunkt (siehe Brittan: A
Restatement of Economic Liberalism, S. 161f.).
139 Ein Beispiel für Letzteres wäre der spätere Nobelpreisträger Vargas Llosa: Der Ruf der Horde.
140 Kielmansegg: Volkssouveränität, S. 227.
141 Kielmansegg: Volkssouveränität, S. 228.
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nun aber über die Souveränität der Einzelnen oder des Kollektivs: Dieses Denk-
schema ist für ihn völlig unbrauchbar »in einer Zeit, in der es keine unbezweifelten
Geltungenmehr gibt, wohl aber eine Fülle vonMöglichkeiten, unter denen gewählt
werden muß«.142
Ausgerechnet Kielmansegg hielt einen anderenWeg zumindest für vielverspre-
chender, auch wenn er in seiner Sicht noch nicht weit genug entwickelt war: die
Systemtheorie. Wie wir sehen werden, variiert die Systemtheorie aber ein Krisen-
narrativ, das in der Forschung noch nicht registriert worden ist.
Technologische Gesellschaftskritik: Die veraltete Rationalität der Moderne
Das technologische Krisennarrativ konstatierte eine wachsende Komplexität der
Gesellschaft, auf die man nicht mit den alten, zu einfachen Denkweisen und Me-
thoden reagieren könne.143 In der einschlägigen Sekundärliteratur wird aber der
vielleicht prominenteste Text der technologischen Krisendiagnose fast nie als ei-
genständiger Ansatz zur Kenntnis genommen, weil er im Report der Trilateral Com-
mission zusammen mit Huntingtons und Watanukis Beiträgen erschienen ist. Mi-
chel Crozier war aber in Frankreich und den Vereinigten Staaten längst selbst zu
großer Prominenz aufgestiegen. Seine Krisendiagnose beruhte dabei ausdrück-
lich auf kybernetischen Konzepten und verfolgte eine Zielstellung, die dem Projekt
Huntingtons diametral entgegengesetzt ist, nämlich eine radikale Kritik der Hier-
archie.
Ein Ausgangspunkt des technologischen Krisennarrativs war wie bei den
anderen drei Narrativen die Überlastung des politischen Systems. Der Begriff des
overload, den andere Narrative ebenfalls verwendeten, suggerierte in der technisch
imprägnierten Sprache kybernetischer Ansätze eine Überladung des Systems, die
zum Kurzschluss führt. Crozier sah diese Gefahr an zwei Stellen: »The European
political systems are overloaded with participants and demands, and they have
increasing difficulty in mastering the very complexity which is the natural re-
sult of their economic growth and political development.«144 Für ihn waren das
Legitimations- und das Effektivitätsdefizit des politischen Systems zwei Seiten der
gleichen Medaille, nämlich der Komplexität. Diese ist aber zunächst ein Resultat
des ökonomischen Wachstums und der politischen Entwicklung, die die Anzahl
der Optionen pluralisiert und damit Komplexität gesteigert hatten.
Dass dies zu einer Krise führte, lag für Crozier am hierarchischen Denkmuster
der bürokratischen Herrschaft in Staaten und Unternehmen. Einen zentralen
Auslöser sah er darin, dass Bürokratien sich in ihren starren Verfahren und
in intrabürokratischen Konflikten verfangen, sodass sie nicht die notwendigen
142 Kielmansegg: Volkssouveränität, S. 228.
143 Siehe beispielsweise schon La Porte: »Organized Social Complexity«, S. 18-21.
144 Crozier: »Western Europe«, S. 12.
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Informationsverarbeitungs- und Lernkapazitäten aufbauen können, um der
neuen Situation zu begegnen.145 In der deutschen Debatte hatte Scharpf diese
Kooperations- und Koordinationsprobleme so pointiert, dass der Verwaltung
die ›Komplexität‹ zur ›Schranke politischer Planung‹ werde.146 Wie aber bereits
in dem Kapitel zur Kybernetik zu sehen war, gab es durchaus unterschiedliche
Positionen, wie man Komplexität bestmöglich begegnen könne. Dabei gerieten
solche Ansätze in die Defensive, die (wie auch Scharpf) glaubten, Komplexität
durch Kalkulationen – etwa auf Basis eines ökonomischen Akteurs – auflösen zu
können.
Schon früh hatte dieser Konflikt auch zu Auseinandersetzungen um politi-
sche Planung geführt. Ein Beispiel dafür bietet der einflussreiche Artikel A city is
not a tree des Architekten Christopher Alexander, dessen systemische Ideen spä-
ter auch maßgeblich die Softwareentwicklung beeinflussten.147 Alexander wandte
sich schon 1965 gegen modernistische Verfahren der Stadtplanung, die eine Stadt
durch hierarchische Organisationsmuster erfassen und entwickeln wollten. Dass
sich Komplexität meist in hierarchische Strukturen zerlegen lasse, hatte auf abs-
trakterer Ebene auch Herbert Simon behauptet. Infolgedessen könnten soziale
Probleme dekomponiert werden, um die Effizienz der Verarbeitung zu maximie-
ren.148 Alexander hatte hingegen einen anderen Blick auf Komplexität. SeineThese
war, dass sich eine Stadt gerade nicht mit einem hierarchischen Organigramm er-
fassen lasse. Vielmehrmüssteman bei der Stadtplanung stets die volle Komplexität
eines Netzes berücksichtigen.
In der Krisensituation der 1970er Jahre spitzte sich dieser schwelende Kon-
flikt um ›Komplexität‹ noch einmal zu und es bot sich die Gelegenheit, die ›simpli-
zistischen‹ Ansätze der Dekomposition von Problemen abzukanzeln. Die einfluss-
reichste und radikalste Beschreibung derDilemmata der Stadtplanung stammt von
den Stadtsoziologen und Designtheoretikern Horst Rittel und Melvin Webber. In
ihremAufsatzDilemmas in aGeneralTheory of Planning rechneten siemit den Planern
der Nachkriegszeit ab: Diese hätten immer behauptet, klüger als ihre Klienten in
Regierung und Industrie zu sein und die nicht-intendierten Effekte politischer Pla-
nung problemlos in den Planungsprozess einkalkulieren zu können. Dafür hätten
sie dann die Systemgrenzen immer weiter ausgedehnt, nur um am Ende immer
wieder an der Nichtkalkulierbarkeit sozialer Probleme zu scheitern:
»This was the professional style of the systems analysts, who were commonly
seen as forebearers of the universal problem-solvers. With arrogant confidence,
145 Crozier: »Western Europe«, S. 16f.
146 Scharpf: »Komplexität als Schranke der politischen Planung«.
147 Siehe Alexander: »A city is not a tree«, zurWirkung die Beiträge der Jubiläumsausgabe Alex-
ander: A city is not a tree.
148 Siehe Simon: »The Architecture of Complexity«, S. 475-479.
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the early systems analysts pronounced themselves ready to take on anyone’s
perceived problem, diagnostically to discover its hidden character, and then,
having exposed its true nature, skillfully to excise its root causes. Two decades
of experience have worn the self-assurances thin. These analysts are coming to
realize how valid their model really is, for they themselves have been caught by
the very same diagnostic difficulties that troubled their clients.«149
Die Idee eines rationalisierten Planungsprozesses, wie sie die RAND Corporati-
on entworfen hatte, scheiterte laut Rittel und Webber am Konzept der Rationali-
tät selbst.150 Unter Rückgriff auf die kybernetischen Narrative argumentierten sie,
seit Newton durchdringe alle Wissenschaften und die praktischen Handlungsfel-
derWirtschaft und Politik einmechanistischesWeltbild, an das ein kausales Steue-
rungsversprechen geknüpft sei. Die Veränderung einer Variablen führe zu einem
isolierbaren Effekt, den man – die Rechenkapazitäten vorausgesetzt – berechnen
könne. Es fehlt aber nicht an den technischen Ressourcen, meinten Webber und
Rittel, sondern diese Rationalität sei für soziale Probleme schlichtweg nicht halt-
bar. Soziale Probleme sind ›wicked problems‹.151
DieseThese sollte immens einflussreich werden: Sie wurde zu einem zentralen
Diskussionspunkt der Policy-Forschung und zumAusgangspunkt politischer Refor-
men.152 Nach Rittel und Webber sind wicked problems zuerst dadurch gekennzeich-
net, dass es für sie keine fixe Formulierung gibt.Die Definition des Problems hänge
bereits von der Lösung ab, die man sich vorstellen konnte, und diese hänge wie-
derum von der Perspektive ab, von der man auf das Problem blicke: Aus der einen
Richtung sähe Armut beispielsweise wie ein ökonomisches Problem aus, das man
durchWirtschaftsförderung beheben könne; aus der anderen wie ein Bildungspro-
blem; aus einer wieder anderen könne es als Folge mentaler und gesundheitlicher
Schwierigkeiten oder als Problem sozialer und räumlicher Segregation erscheinen,
und dabei hängen diese Probleme wiederum miteinander zusammen und produ-
149 Rittel/Webber: »Dilemmas in a General Theory of Planning«, S. 159.
150 Laut Rittel und Webber besteht der Prozess aus folgenden Schritten: Ziele festlegen, dann
Probleme der Zielerreichung isolieren, Nebenfolgen kalkulieren, Alternativen entwickeln,
eine Handlung empfehlen und schließlich die getroffene Entscheidung beobachten, um sie
in den Prozess zurückzuspeisen (»feed back«).
151 Rittel/Webber: »Dilemmas in a General Theory of Planning«, S. 161: »There is no definitive
formulation of a wicked problem« (Hervorhebung entfernt).
152 Siehe etwa das Programm der australischen Regierung Australian Public Service Commis-
sion: Tackling wicked problems; zur Forschung vgl. Crowley/Head: »The enduring challenge of
›wicked problems«; Head/Alford: »Wicked Problems«. Zur Bearbeitung von wicked problems
werden – folgerichtig – network-Ansätze propagiert (vgl. Ferlie et al.: »Public Policy Networks
and ›Wicked Problems‹«).
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zieren Folgefragen: »Every wicked problem can be considered to be a symptom of
another problem«.153
Rittel und Webber formulierten auf diese Weise die Problemlagen so, dass sie
per definitionem unlösbar waren. Man verfügt daher über kein Kriterium, wann ein
Problem angemessen verstanden und beschrieben sei, sondern muss das Ende des
Verstehensprozesses selbst festlegen.154 Undweil schon die Formulierung des ›Pro-
blems‹ selbst ›problematisch‹ ist, sei es auch unmöglich, ein festgelegtes Set an
Lösungen zu isolieren. Es gebe keinen one best way. Stattdessen könne man jeder-
zeit neue, ebenso mögliche Problemperspektiven und -lösungen ins Spiel bringen:
»Anything goes«, lautete die später oft falsch verstandene Pointierung.155
Dieses Erkenntnisdilemma habe zwei entscheidende Folgen. Erstens verliere der
Experte seinen Status als universeller Problemlöser, wo es keine universellen Pro-
blemlösungen mehr gibt. Er werde – in kybernetischer Diktion – zum Spieler: »it
should be clear that the expert is also the player in a political game«.156 Noch pro-
blematischer seien aber – zweitens – die sachlichen Folgen: Denn wenn alles zu-
sammenhänge, könne man weder alle Folgen absehen noch ohne weiteres mehrere
Versuche zur Lösung eines Problems unternehmen. Jede Handlung ist eine »one-
shot operation«, bei der man sich aufgrund der unabsehbaren Folgen keine Feh-
ler erlauben dürfe.157 Während also alles möglich ist, lässt sich doch immer weni-
ger mit guten Gründen machen. Diese Beschreibung der Situation erinnert bereits
sehr an die später von Niklas Luhmann gerne bemühte Formel: »[W]eil alles anders
sein kann, [kann] alles auch so bleiben, wie es ist.«158
Was allerdings passiert, wenn man auf die Komplexität sozialer Probleme mit
dem alten universellen Planungsmodell reagierte, hatte Crozier für sein Heimat-
land Frankreich eingehend beschrieben und im Bericht der Trilateralen Kommissi-
on fürWesteuropa generalisiert:159 Umunter diesen Bedingungen Entscheidungen
treffen und durchsetzen zu können, greifen die Bürokratien weiterhin auf ›halb-
geheime‹ Entscheidungsverfahren zurück. Damit geraten sie in Konflikt mit der
153 Rittel/Webber: »Dilemmas in a General Theory of Planning«, S. 165 (Hervorhebung entfernt).
154 Rittel/Webber: »Dilemmas in a General Theory of Planning«, S. 162.
155 Rittel/Webber: »Dilemmas in a General Theory of Planning«, S. 164. Hier liegt eine Ähnlich-
keit zu Foucault, dermit dem analytischen Konzept der ›Problematisierung‹ ebenfalls auf die
unterschiedlichen Weisen der Problemkonstruktion hinweist.
156 Rittel/Webber: »Dilemmas in a General Theory of Planning«, S. 169.
157 Rittel/Webber: »Dilemmas in a General Theory of Planning«, S. 163; s.a. S. 166.
158 Luhmann: Die Politik der Gesellschaft, S. 293.
159 Es gab für ihn allerdings durchaus Differenzen, insbesondere Schweden verfügte über eine
Kombination von lokaler Entscheidungsfindung, pluralen Verhandlungsstrukturen und ei-
nem Ombudsmann-Modell, dass die Bürokratien begrenzte und Regierbarkeit gewährleis-
tete (siehe Crozier: »Western Europe«, S. 15, 18).
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Komplexität der Probleme, sodass Konsens und Unterstützung erodieren. Infolge-
dessen müssen sich Bürokratien immer mehr Kontrollmechanismen bedienen.
Diese Coping-Strategien der Bürokratien führen in einen zweiten Teufelskreis:
Statt Veränderungen einzubeziehen, blockieren Bürokratien diese, und je mehr
gesellschaftliche Veränderungen eintreten, desto rigider wird die Blockade.160 Die
Individuen spielen dieses »collective game« aber immer noch mit, weil sie auf der
lokalen Ebene gewisse Freiheiten und Privilegien genießen: »Everyone is a prisoner
of it, but each member gains something in return.«161 Insgesamt entsteht so aber
eine ›blockierte Gesellschaft‹: »centralized«, »oppressive and inefficient«, »autho-
ritarian«, »based on dependence and passivity«, »caus[ing] exclusion and favori-
tism«.162
Im Unterschied zum institutionalistischen und neomarxistischen Krisennar-
rativ geht das technologische Krisennarrativ also nicht von der Ökonomie oder
der Demokratie aus. Es setzt stattdessen an einer dahinterliegenden Rationalität an.
Darin scheint eine gewisse Nähe zum neoliberalen Krisennarrativ zu bestehen,
das eine mangelnde Rationalität als Ursache der Krisen sah. Allerdings war ja die
weitere Rationalisierung im technologischen Krisennarrativ gerade keine Lösung.
Dies hatten Rittel und Webber mit ihrer Kritik an den universellen Problemlösern
zumAusdruck gebracht.Michel Crozier pointierte diese Position noch einmal:Man
befinde sich in einer kulturellen Krise, weil man sich immer noch auf ein Modell so-
zialer Kontrolle berufe, das auf Hierarchie und Fragmentierung beruhe.163
Für das technologische Krisennarrativ bestand das Problem also nicht in der
mangelnden Rationalität des Staates, sondern in der veralteten Rationalität der Moder-
ne. Diese Kritik mündete in eine doppelte Absage an die Rational-Choice-Theorie
der Ökonomie und an die Souveränitätstheorie der Politik:
»Western Europe […] has lived during the last two or three centuries with a certain
model of rationalitywhich has had a decisive influence on values, at least by giving
them the basic structure within which they could be expressed. This kind of ratio-
nality, which can be considered as the most powerful tool humanity had discov-
ered for managing collective action, is founded upon a clear distinction between
160 Siehe Crozier: »Western Europe«, insb. S. 17, auch S. 47. Durch diese Situation entstehe außer-
dem ein immenses Potenzial für Korruption. Hier besteht ein klarer Unterschied zu neolibe-
ralen Erklärungsmustern: Diese hatten Korruption immer wieder auf die schädliche Eigen-
nützigkeit des politischen Personals geschoben; Crozier hingegen begründete sie durch die
Zwänge unangepasster Systemstrukturen (vgl. Crozier/Thoenig: »The Regulation of Complex
Organized Systems«).
161 Crozier/Thoenig: »The Regulation of Complex Organized Systems«, S. 559.
162 Crozier/Thoenig: »The Regulation of Complex Organized Systems«, S. 556-558; siehe auch
Crozier: La Société bloquée.
163 So wörtlich in Crozier: »Western Europe«, S. 30, 37.
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ends andmeans and an analytical fragmentation of problems within a world that
could be considered infinite. […] Every problem can be redefined in such a way
that ends andmeansmay be clearly separate and so that a rational solution could
easily be found. [… I]n the economic sphere analytical structuring will help sort out
single deciders to whom others will be linked by definite contracts (into which
they will enter according to their orders of preference). And in the political sphere
democratic procedures organized around the twin concepts of general will and
sovereignty give the rationale for the same logic. […] The system has worked well
enough […]. But once the explosion of communication and social interaction has dis-
turbed thenecessary barriers thatmade societiesmore simple and thereforemore
manageable, this basic pattern of rationality disintegrates.«164
Das technologische Krisennarrativ nahm auf diese Weise unverkennbar die Motive
der Kybernetik auf, die sich ebenfalls gegen die so charakterisierte Rationalität der
Moderne gewandt hatte. DieModerne war zwar, so das Narrativ,mit ihremmecha-
nistischen Steuerungsmodell sehr erfolgreich gefahren. Dieser Erfolg hatte aber
zu einer Komplexität geführt, die im Modell der modernen Rationalität nicht hin-
reichend durchdacht werden kann. Diese Unfähigkeit wiederum habe nun gesell-
schaftlich gesehen schwerwiegende Folgen, weil die politischen Probleme sachlich
nicht mehr hinreichend verarbeitet werden können und sozial ein immer größerer
Druck auf die Individuen und Systeme entstehe. Um dieser Krise zu entkommen,
braucheman eine neueTheorie. Denn die post-industriellen Gesellschaften, so for-
mulierten Rittel undWebber, sind »far more differentiated« und haben daher auch
eine »diversity of goals«, die soziale Integration und politische Problemlösung mit
den alten Theorien unmöglich machen.165
In diesem Sinne forderten auch Crozier und sein Kollege Jean-ClaudeThoenig,
man solle von institutionalistischen Untersuchungen auf einen »systems approach
of interorganizational networks« um- und die Regulation von komplexen organi-
sierten Systemen ins Zentrum stellen.166 Dies bedeute, dass man die klassischen
Begriffe von Regierung und Macht neu durchdenken müsse. Zum einen dürfe ›Re-
gierung‹ nicht mehr »in its legal or formal meaning« verwendet werden, »but in
its cybernetic sense.«167 Infolgedessen müsse man von ineinander verschachtelten
Netzwerken ausgehen, in denen die Akteure unterschiedliche ›Spiele‹ spielen kön-
nen. Macht ließe sich nicht mehr über die individuellen Ressourcen bestimmen,
164 Crozier: »Western Europe«, S. 40.
165 Rittel/Webber: »Dilemmas in a General Theory of Planning«, S. 167f. Dort findet sich auch die
gleiche Kritik an politischen und ökonomischen Theorien wie bei Crozier.
166 Crozier/Thoenig: »The Regulation of Complex Organized Systems«, S. 561 (Großschreibung
entfernt).
167 Crozier/Thoenig: »The Regulation of Complex Organized Systems«, S. 564.
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sondern müsse sich auf den strategischen Umgang der Spielenden mit den Un-
gewissheiten und Optionen in den Spielen beziehen. Vertrags- oder Besitzlogiken
greifen zu kurz.168
Auch in normativer Hinsicht stellte sich das technologische Krisennarrativ da-
her gegen einen Rückfall ins »traditional game«.169 Die bloße Wiederaneignung
einer hierarchischen Rationalität, wie sie Croziers Kollege Huntington vorgeschla-
gen hatte, konnte ebenso wenig einen Ausweg aus der Krise bieten wie eine weitere
Rationalisierung. Ganz im Gegenteil meinte Crozier, die modernen Gesellschaften
»should try to accelerate the shift away from their old model […] and experiment
with more flexible models that could produce more social control with less coer-
cive pressure«.170 Eine neue Rationalität zu finden, sei die zentrale Aufgabe der
Gegenwart:
»The search for a broader kind of rationality, as well as the search for new kinds of
social and organizational games that can embody it, is themajor problemofWest-
ern societies. New social and psychological Utopias, such as the community drive,
the encounter group philosophy, and the self-government dreams are useful tools
for this search as well as dangerous illusions. Conversely, political reemphasis of
local and regional tiesmay be asmuch a conservative ›retro‹ fashion as a necessary
axis for the renewal of governmental processes.«171
In Croziers Kritik der Hierarchien wird deutlich, dass die neuen ›Spiele‹ ein hö-
heres Maß an Kooperation, Kommunikation, Aktivität und Flexibilität umfassen
müssten, als es die alte Rationalität der Moderne zuließ. Sein Vorschlag läuft
darauf hinaus, die alten Blöcke ›konservativer‹ oder ›linker‹ Programmatiken zu
durchbrechen, um ›Spiele‹ mit dieser Stoßrichtung zu entwickeln. Dabei sol-
len die sinnvollen Elemente unabhängig von ihrem überkommenen Kontext als
›tools‹ für eine neue Rationalität verwendet werden. Mit diesem experimentellen
tools approach bewegte sich Crozier im Rahmen des kybernetischen Denkens der
Counterculture, auf die er mit dem Hinweis auf ›community drive‹ und ›self-
government‹ erkennbar anspielte.
Dieser Bezug war im Übrigen auch biografisch kein Zufall. Denn als Michel
Crozier den Report für die Trilaterale Kommission anfertigte, war er zum wie-
derholten Mal an der Stanford University. Webber und Rittel entwarfen zeitgleich
ihre Überlegungen nur wenige Meilen entfernt, nämlich an der University of Cali-
fornia in Berkeley. An beiden Universitäten arbeiteten auch weitere sozialwissen-
schaftliche Forschungsgruppen mit dem Netzwerk-Ansatz. Darunter waren zum
168 Siehe Crozier/Thoenig: »The Regulation of Complex Organized Systems«, S. 553, 562f.
169 Crozier/Thoenig: »The Regulation of Complex Organized Systems«, S. 560.
170 Crozier: »Western Europe«, S. 54f. Hervorhebung hinzugefügt.
171 Crozier: »Western Europe«, S. 43.
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Beispiel die Entwürfe für eine soziologische Netzwerk-Analyse von Mark Grano-
vetter und eine einflussreiche politikwissenschaftliche Arbeitsgruppe um Todd La
Porte, die die steigende Komplexität der Gesellschaft als ein Ausgangsproblem der
Organisations- und Policy-Forschung etablieren wollte.172 Die Bay Area war nicht
nur (gegen-)kulturell, sie war auch wissenschaftlich ein hot spot für die Weiterent-
wicklung kybernetischer Ideen.
In den Deutungskämpfen der 1970er Jahre verfügte das technologische Krisen-
narrativ über einen ganz eigenen Begriffsapparat, um seine Darstellung der Krise
zu präsentieren. Durch die kybernetischen Figuren der Netzwerke, Systeme und
Spiele und die Argumente zur Komplexität und Diversität moderner Gesellschaf-
ten konnte es die Krisenphänomene in ein neues Licht rücken. Es prägte dabei die
heute ubiquitäre Diagnose, dass zentrale und kausale Steuerung aufgrund der so-
zialen Interdependenzen nicht möglich sei – weder durch den Staat noch durch
den Markt.173 Dieses Narrativ interpretierte die Krisen so, dass es die konkurrie-
renden Deutungsmuster ins historische Abseits rückte und ein neues Zeitalter mit
einer neuen Rationalität in Aussicht stellte. Diese neue Rationalität konnte gleich-
zeitig für die ›Komplexität‹ der vernetzten Welt sensibilisieren und für Flexibilität,
Diversität und Innovationsfähigkeit werben. Das technologische Regierungsden-
ken bot damit nicht nur ein Gegenmodell zu den Zwängen der Nachkriegsgesell-
schaften, sondern auch eine Antwort auf die Krise der Moderne.
3. Die Krise der Moderne und die zwei Chancen der Neuordnung
Die Krisenphänomene und -diskurse der 1970er und frühen 1980er Jahre lassen
sich als einen entscheidenden Wendepunkt in der jüngeren Geschichte der west-
europäischen Gesellschaften lesen. Denn in dieser Zeit brachen die Selbstverständ-
nisse weg, die die Nachkriegsgesellschaften geprägt hatten, und dadurch rissen
172 Siehe La Porte (Hg.): Organized Social Complexity; vgl. dazu Leendertz: »Das Komplexitäts-
syndrom«. Die Arbeitsgruppe, deren Einfluss bis in network governance-Konzepte fortwirkt,
verstand dabei die immensen sozialen Konflikte in ihrer Stadt als die Folge eines Missver-
hältnisses von sozialer Komplexität und den simplizistischen Modellen in Planungs-, Policy-
undOrganisationsforschung. Dies konnte in La Portes Augen zu einer Gefahr für das gesamte
soziale Gefüge werden (siehe La Porte: »Preface«). Wie man daran sieht, wurde die Bay Area
auch deshalb zu einem hot spot des theoretischen und praktischen Experimentierens, weil
sich an den Ballungszentren San Francisco und Los Angeles sowohl die neuen Planungspro-
bleme als auch die neuen Freiheitsräume aus erster Hand beobachten ließen.
173 Mit einer solchen Formulierung hat dann auch Powell: »Neither Market nor Hierarchy« 1990
das Netzwerk als Organisationsform berühmt gemacht. Powell forschte übrigens ebenfalls
1986/87 in Stanford und nahm 1999 dort eine Professur an; gleichzeitig wurde erMitglied des
Santa Fe Institute, einem Forschungszentrum zu Komplexitäts- und Systemtheorie.
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grundlegende Fragen der sozialen und politischen Ordnung wieder auf. Dass dabei
die ökonomischen Einbrüche, massive Konflikte zwischen den gesellschaftlichen
Gruppen und die Rückkehr der Gewalt in die Lebensrealität der Menschen gleich-
zeitig auftraten, führte dazu, dass die Krisenphänomene zu einer zusammenhän-
genden Krise der modernen Politik- und Gesellschaftsideen verdichtet wurden. In
den Worten des technologischen Krisennarrativs: »We have come to the collective
conviction that the degree of social complexity, particularly that confronting mod-
ern industrial nations, has seriously eroded the quality of our traditional concep-
tions about social and political realities.«174
Diese technologische Kritik an der Ontologie derModerne fiel auf einen frucht-
baren Boden. Denn wie tief die Krise der gesellschaftlichen Selbstbeschreibungen
reichte, zeigt, dass sich parallel zu den eben diskutierten Krisen der Regierbarkeit
eine Selbstbeschreibung der Zeit als ›Post-Moderne‹ oder ›andere Moderne‹ durch-
setzte.175 Die Krisenerfahrungen wurden damit auf einen ähnlichen Rang gehoben
wie jene Umbruchszeit, aus der die modernen Konzepte sozialer Ordnung und
politischer Steuerung hervorgegangen waren, und die man nach 1945 noch einmal
ausdrücklich bestärkenwollte, indemman den Leitideen von Souveränität undMo-
dernisierung folgte.
Gerade diese Konzepte erschienen nun aber den Menschen selbst fragwürdig,
wie ein zeitgenössisches Zitat des Historikers Dan Diner aus der Zeitschrift links,
einem Forum der Neuen Linken, eindrücklich demonstriert:
»Daß die zumindest seit der Aufklärung in unterschiedlicher Weise kulturell und
politisch wirksamen linearen Fortschrittsvorstellungen nicht mehr tragend sind,
ist allgemein ersichtlich. Das Ende der Zukunft ist paradoxerweise selbst zumMo-
tiv von Zeiterklärungen geworden. Und ohne Zukunft bzw. Zukunftsvorstellungen
[…] läßt sich kein Leben sinnvoll, d.h. vernünftigerweise entwerfen. Die Wahrneh-
mung vom Ende der Zeit, von linearer Zeit, findet seine Entsprechung in einem
sich verengenden Lebensgefühl – dem Lebensgefühl von no future – konkret im
erwarteten Ende unserer Zivilisation.«176
Diners Einschätzung gibt den Blick auf die epistemische Verunsicherung einer Zeit
frei, die ihre eigene Zeitkonzeption verloren hatte.177Hartmut Rosa hat diesen tem-
174 La Porte: »Organized Social Complexity«, S. 4.
175 Siehe Lyotard: La condition postmoderne; Beck: Risikogesellschaft. Zu weiteren analogen Be-
schreibungen vgl. Rosa: Beschleunigung, S. 47, der zurecht darauf hinweist, dass die Wahr-
nehmung des Bruchs noch keine Einigkeit über den Charakter des Bruchs impliziert. Zu Kar-
riere und Abgrenzung der ›anderen‹ oder, wie Beck später sagte, ›zweitenModerne‹ vgl. auch
Schroer: »Theorie Reflexiver Modernisierung«.
176 Diner: »Hier stimmt was nicht«, S. 21.
177 Der Einbruch der Zeitvorstellungen und die grassierende Kontingenzwahrnehmung sind gut
dokumentiert und erforscht. Vgl. insb. Esposito: »Von no future bis Posthistoire« (der auch auf
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poralen Strukturwandel der Moderne und seine Folgen bisher am deutlichsten her-
ausgearbeitet. Dabei betonte er vor allem, dass der Verlust kontinuierlicher, linea-
rer Zeitkonzeptionen zu einer ›Verzeitlichung der Zeit‹ und einer ›Entzeitlichung
der Geschichte‹ geführt habe, die durch eine subjektive und strukturelle Desyn-
chronisierung der Zeithorizonte geprägt sei: Man stellte von den kontinuierlichen
Identitäts- und Politikkonzeptionen der Hochmoderne, die auf ein zusammenhän-
gendes Gestaltungsprojekt abzielten, auf situative Identitäten und situative Politik
um, die durch eine Steigerung der Positionswechsel gekennzeichnet sind.178
Dass es zu dieser Umarbeitung der modernen Politik-, Subjekt- und Gesell-
schaftsvorstellungen gekommen ist, hängt auch damit zusammen, dass die zeitge-
nössischen Akteure selbst diese Vorstellungen für nicht mehr tragfähig befanden.
In dem obigen Zitat verband Dan Diner den Verlust der modernen Zeitkonzepti-
on unmittelbar mit der daran hängenden Möglichkeit eines ›vernünftigen‹, zielge-
richteten Lebensentwurfs, die durch die Krisenwahrnehmung unterlaufen werde.
Diese teleologische Gestaltung der Welt lag im Kern der Souveränitätskonzeption
der Nachkriegszeit.
Wie das erste Kapitel gezeigt hat, lag diese Souveränitätskonzeption wiederum
im Kern des gesellschaftlichen Selbstverständnisses der Nachkriegszeit, in der das
Individuum angehalten wurde, sich zu einer ›souveränen Persönlichkeit‹ zu bilden,
und der Staat als eine solche souveräne Persönlichkeit für die Integration, Gestal-
tung und Entwicklung der Gesellschaft ›verantwortlich‹ war. In temporaler Hin-
sicht war er dabei ausdrücklich zur Ausbalancierung gesellschaftlicher Beschleu-
nigungsprozesse bestellt worden, um die Gesellschaft zu stabilisieren. Wenn diese
Konzeption erodierte, hatte das gesamtgesellschaftliche Folgen und extrapolierte
die Ungewissheit.
Die Regierbarkeitsdebatten waren daher nicht nur ein Indikator, sondern auch
ein Katalysator des Strukturwandels derModerne. Alle vier Krisennarrative verbin-
det eine Kritik am souveränen Staat der Nachkriegszeit, nicht selten einschließlich
der dahinterstehenden Zeit-, Raum- oder Subjektkonzeptionen. Sie attestierten
Diner verweist); außerdem etwa Henne: »Das Ende der Welt als Beginn einer neuen Zeit«;
zur Wende in der Zukunftsforschung Seefried: Zukünfte, S. 452-490. Zu einem damit einher-
gehenden Pessimismus siehe King: »Overload«, S. 296, Crozier: »Western Europe«, S. 51, Rose:
»Ungovernability«, S. 352; St. John-Stevas: »The disappearing consensus«, S. 72; vgl. sekundär
auch Rosanvallon: Demokratische Legitimität, S. 101, 106; Leendertz: »Das Komplexitätssyn-
drom«, S. 95, 120f.; Dipper: »Die Epoche der Moderne«, S. 103; am Beispiel der Ingenieurs-
berufe Hertzog: »Pragmatische Politisierung«; am Beispiel konservativer Parteien Steber: »A
Better Tomorrow«.
178 Vgl. Rosa: Beschleunigung, zusammengefasst auf S. 49f., 450; dabei greift Rosa auf Luhmanns
Systemtheorie zurück, die – wie zu sehen sein wird – in den Deutungskämpfen der Zeit frei-
lich selbst aktiv auf diese Umstellung der Selbstbeschreibung und eine Umstrukturierung
der Politik hinwirkte.
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gleichermaßen eine Überdehnung des Staates, die umgekehrt zu einer erdrücken-
den, normierenden Last für das Individuum werden konnte. Selbst die institutio-
nalistischen und neomarxistischen Krisennarrative, die bereits das Feld politischer
Auseinandersetzungen in der Nachkriegszeit abgesteckt hatten, legten dabei die
inhärenten Dilemmata dieser Ordnung frei, auch wenn die einen dabei den Kon-
flikt zwischen Führung und Bürger:innen, die anderen den zwischen Kapital und
Arbeit ins Zentrum rückten.
Obwohl die ›klassischen‹ Deutungsansätze damit durchaus bemerkenswerte
Analysen vorbrachten, gelang es ihnen aber – teils eingestandenermaßen – nicht,
eine Antwort auf diese Krisen zu formulieren, die dem Verlust der Wirklichkeitsord-
nung selbst entsprach, den die obigen Zitate noch einmal zum Ausdruck gebracht
haben.Dies war die Gelegenheit, in der zwei neue Deutungsansätze ihre Argumen-
tation auf die Schwäche der ›herkömmlichen Betrachtungsweise‹ ausrichteten und
ihre alternativen Vorschläge präsentieren konnten: Die Vertreter:innen des tech-
nologischen und des neoliberalen Narrativs hatten bereits vor der Krise begonnen,
programmatische Alternativen zur Weltsicht der Nachkriegszeit zu formulieren,
und konnten diese nun durchsetzen.
Die Analyse der politischen Krisennarrative der Zeit stützt damit zunächst die
These, die Andreas Rödder in seiner großen Studie über die Genese des 21. Jahr-
hunderts aufgestellt hat. Demnach haben in Reaktion auf die Krisenerfahrungen in
den 1980er Jahren zwei Prozesse der Renormativierung eingesetzt, die die Struk-
tur und Debatten des 21. Jahrhunderts prägen. Auf der einen Seite sieht er dabei
das »Modernisierungsparadigma der Marktorientierung«, auf der anderen Seite
ein postmodern-dekonstruktivistisches Projekt, das Diversität und Gleichstellung
in den Mittelpunkt stellt.179 Offenkundig handelt es sich bei diesen beiden Rich-
tungen umWeiterentwicklungen der neoliberalen und technologischen Krisennar-
rative der 1970er und frühen 1980er Jahre.
Allerdings übersieht Rödder dabei nicht nur die technologischen Ressourcen
der zweiten Renormativierung, er grenzt sie auch viel zu stark ein, indem er die
»philosophischen Seminare in Paris und Berkeley« und die zugehörige Counter-
culture für sie verantwortlich macht.180 Zwar adaptierte die Counterculture die ky-
bernetischen Figuren und ventilierte sie so in einem spezifischen Personenkreis,
gleichzeitig diffundierten die kybernetischen Konzepte der Diversität und Diffe-
renz aber auch in informationstechnologische, stadt- und organisationssoziologi-
sche ebenso wie in managementtheoretische Texte.181 Auch Niklas Luhmann, der
179 Vgl. Rödder: 21.0, S. 96-126, zu These und Zitat S. 108. Rödder verweist ausdrücklich auf die
Krisen der 1970er Jahre.
180 Rödder: 21.0, S. 101.
181 Neben den diskutierten Texten vgl. Boltanski/Chiapello: Der neue Geist des Kapitalismus.
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im Folgenden als ein Beispiel für die Entwicklung des technologischen Regierungs-
denkens untersucht wird, dürfte einer subversiven »Kultur des Regenbogens«,182
wie sie Rödder mit erkennbarer Distanz skizziert, eher unverdächtig sein.
Blickt man genauer auf die Krisennarrative, muss man im Übrigen auch das
liberale Moment etwas breiter fassen. Wie die Untersuchung der Krisennarrative
gezeigt hat, besteht das liberale Moment der 1970er Jahre aus zwei Ansätzen, dem
ökonomischen Liberalismus und einem breitgefächerten zivilgesellschaftlichen Li-
beralismus, zu dem man in politiktheoretischer Perspektive so widersprüchliche
Ansätze wie den von Jürgen Habermas und Chantal Mouffe rechnen könnte. Wäh-
rend jene liberalen Revitalisierungen der Zivilgesellschaft in den folgenden Jahr-
zehnten das Selbstverständnis einer politischen Öffentlichkeit mitprägten, wirkte
der ökonomische Liberalismus als Regierungsprogramm fort.
Das politische Vorhaben des Neoliberalismus, das die folgenden Jahrzehnte
prägen sollte, lässt sich in der policy-Dimension durch die Trias Deregulierung, Pri-
vatisierung, Liberalisierung beschreiben.183 Allerdings darf dabei nicht übersehen
werden, dass diese Abgabe staatlicher Aufgaben an die Wirtschaft nicht einem Ab-
bau des Staates als solchem entspricht. Wie bereits in den Krisennarrativen deut-
lich geworden ist, bestand das Anliegen der neoliberalen Beiträge vielmehr in ei-
nem Umbau des Staates. Dabei sollten die teleologischen Regierungskonzepte durch
ein instrumentelles Staatsverständnis ersetzt werden. Dem Staat kommt hierbei
eine Schutzfunktion (protective state) und eine Kollektivgutfunktion zu (productive
state).184 In dieser Rekonfiguration verschwindet die Idee der Souveränität nicht
gänzlich. Stattdessen wird hierarchische Kontrolle mit Hilfe der Theorie rationaler
Wahl umgedeutet.
Diese hierarchische Dimension in ordo- und neoliberalen Theorien hat Tho-
mas Biebricher in einer ideengeschichtlichen Perspektive von den 1930er bis zu
den 1970er Jahren nachverfolgt und dabei gezeigt, dass sich zwei zentrale Figuren
der Souveränität ausmachen lassen: die des neutralen Schiedsrichters und die der
Regelbindung.185 Um die Figur der Regelbindung zu illustrieren, ziehen Neolibera-
le wie James Buchanan gerne die Geschichte des Odysseus heran, der sich selbst an
182 Rödder: »›Als Historiker kann ich nur sagen, es kommt nichts zurück‹«.
183 Für die Trias neoliberaler Policies, die gelegentlich leicht variiertwird, vgl. anstelle vieler Röd-
der: 21.0, S. 231-233; Ther: Die neue Ordnung auf dem alten Kontinent, S. 22-26.
184 Vgl. Krisendiagnose und Programm bei Buchanan: Die Grenzen der Freiheit.
185 Vgl. zum Folgenden Biebricher: »Sovereignty, Norms, and Exception inNeoliberalism«. Siehe
dazu Buchanan:DieGrenzen der Freiheit, S. 76-105, 129-151. Statt des Schiedsrichters kann auch
die Metapher des Schlichters gewählt werden, statt der Erzählung von Odysseus die von Ro-
binson Crusoe, der sich selbst einen Wecker stellt. Buchanan thematisierte diese Regelbin-
dung als das »Paradox, ›regiert zu werden‹« (S. 129). Biebricher sieht im Pendeln zwischen
regellosem Ausnahmezustand und Regelzustand zudem eine rudimentäre dritte Figur des
neoliberalen Souveränitätsdenkens.
212 Technologisches Regieren
den Mast fesseln lässt, um die selbstverschuldete Herbeiführung des vorhergesag-
ten Niedergangs zu verhindern. In dieser Perspektive sind entweder die Individu-
en auf demMarkt souverän, insbesondere in demMoment der Regelvereinbarung;
alternativ sind die Regelmechanismen selbst souverän, die sich als formale, unper-
sönliche Kraft hierarchisch durchsetzen.
Auch die Figur des neutralen Schiedsrichters beruht auf der Idee freier Re-
gelvereinbarung, aber sie wird mit Referenz auf den Hobbes’schen Leviathan mo-
delliert.186 In der Public-Choice-Theorie von James Buchanan ist er die Antwort
auf das Gefangenendilemma der einzelnen Spieler: Obwohl für beide Spieler im
Falle der Kooperation Gewinne entstehen, lohne sich für jeden Einzelnen die Ko-
operation nicht. Wenn man nämlich die vereinbarten Regeln unterläuft, während
der andere sich daran hält, fahre man selbst den größten Gewinn ein. Da dieses
Dilemma den Spielern klar sei, beschließen sie die Gründung eines Leviathans,
der sicherstellt, dass die Kooperationsgewinne eines Vertragsschlusses tatsächlich
eingefahren werden können. Der Schiedsrichter sichere dann die Kooperations-
gewinne durch die hierarchische Durchsetzung vereinbarter Interaktionsregeln.
Diese instrumentelle Rationalität begründet bei Buchanan die Schutz- und Kollek-
tivgutfunktion des Staates.
Der Umbau des Staates im Sinne dieses instrumentellen Staatsverständnisses
ist in den 1980er und 1990er Jahren maßgeblich durch das administrative Reform-
programm des New Public Managements vorangetrieben worden.187 Die Neuord-
nung der Institutionen sollte die staatliche Aufgabenerfüllung effizienter gestalten
und zugleich dafür sorgen, dass die Handelnden nicht ihr eigenes Wohl maximie-
ren, sondern den (markt-)gesellschaftlich festgelegten Regeln folgen. Um dies zu
erreichen, wurden drei größere Maßnahmenbündel angestrebt.
Erstens sollte der Staat Aufgaben abgeben (contracting out/outsourcing) und große
staatliche Organisationen in einzelne eigenständigere Agenturen umwandeln (de-
centralization). Dadurch könnte er sich auf seine Kernfunktionen konzentrieren und
zugleich die Effizienz der Aufgabenerfüllung steigern, weil die Vergabe der Auf-
gaben nun über Märkte und Quasi-Märkte läuft, auf denen privatwirtschaftliche
Organisationen und öffentliche Agenturen im Wettbewerb miteinander stehen.
Damit nun aber sichergestellt wird, dass die staatlichen Stellen ihre Aufgaben
tatsächlich auch effizient und im Sinne der Öffentlichkeit ausführen, sollten zwei-
186 Vgl. weiterhin Biebricher: »Sovereignty, Norms, and Exception in Neoliberalism«. Siehe dazu
Buchanan: Die Grenzen der Freiheit, S. 76-105, 129-151.
187 Bevir: Democratic Governance, S. 27-31, 40-45, 67-75, arbeitet hervorragend den Zusammen-
hang zwischen Rational-Choice-Theorie, New Public Management und neoliberalen Refor-
men heraus. Vgl. zumNew Public Management hier und in den folgenden Absätzen über die
Maßnahmenbündel außerdemAugust: »Theorie und Praxis der Transparenz«; Boston: »Basic
NPM Ideas and their Development«; Christensen/Lægreid: »Introduction«; Kegelmann: New
Public Management, S. 126-148.
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tens Politik und Verwaltung hierarchisch durchstrukturiert werden. Dazu wurden sie
in Form von Principal-Agent-Beziehungen reformuliert, sodass eine hierarchische
»Kette« entsteht, die vom obersten Principal – »dem Bürger« – bis zur untersten
Verwaltungsstelle, dem letzten Agenten reicht.188 Auf diese Weise hätte jede Stel-
le eine klare definierte Handlungskompetenz, was die Effizienz steigere, während
Fehlverhalten ebenso klar verortet und unmittelbar abgestraft werden könnte.
Um die Bindung der Agenten an die Principale aber tatsächlich durchsetzen
zu können, mussten diese schließlich unter permanente Beobachtung gestellt wer-
den. Denn selbstverständlich verfügen die Agenten in jeder Situation zunächst
über mehr Informationen als die kontrollierenden Principale. Dieser Informati-
onsasymmetrie kommt das New Public Management bei, indem es umfangreiche
Transparenzpflichten einführt, die sich in der Verbreitung von auditing, benchmar-
king und performance measurements niedergeschlagen haben.189 Sie haben zur Folge,
dass sich die Agenten an die festgesetzten Regeln halten, und sollten zugleich ge-
nutzt werden, um ›bessere‹ Entscheidungen zu treffen.
Mit diesen Maßnahmenbündeln setzte das New Public Management die neoli-
berale Staatskritik in ein administratives Programm um und bot durch die veröf-
fentlichten Informationen außerdem einen Anschlusspunkt für Zivilgesellschafts-
konzeptionen.190 Es griff dabei das Misstrauen auf, das der Steuerungskompetenz
von Politik und Verwaltung entgegengebracht wurde, und setzte ihm das Verspre-
chen entgegen, die persönliche Unzuverlässigkeit durch formale Mechanismen der
Verhaltenskontrolle zu kompensieren. Zugleich diene die professionalisierte Ver-
arbeitung der freigesetzten Informationen zur Steigerung von Effizienz und Ef-
fektivität.
Die Antwort, die vom (neo-)liberalen Moment ausging, setzte also nicht auf ei-
ne Revision moderner Basisannahmen, sondern auf deren (einseitige) Radikalisie-
rungmithilfe einer neuen institutionellenOrdnung, diemehr Informationen schnel-
ler verarbeitet, ummehr Sicherheit und Gewinn zu produzieren.191 Sie versucht, die
188 Moe: »The New Economics of Organization«, S. 765f. (eigene Übersetzung).
189 Siehe Moe: »The New Economics of Organization«, S. 766. In der Folge ist eine Quantifizie-
rungsforschung entstanden, vgl. z.B. Mau: Das metrische Wir; Rottenburg et al. (Hg.): The
World of Indicators.
190 Dies führt auch zum Aufstieg von Nichtregierungsorganisationen. Diese ›NGOisierung der
Öffentlichkeit‹ ist infolgedessen mehrfach kritisiert worden (vgl. Lang: NGOs, Civil Society,
and the Public Sphere). Für den US-amerikanischen Fall hat Theda Skocpol: Diminished Demo-
cracy die Umwandlung vonMitgliedschaft in Assoziationen zumManagement der Organisa-
tionen im Detail nachgezeichnet. Zur Karriere der Nichtregierungsorganisationen insg. vgl.
Frantz/Martens:Nichtregierungsorganisationen (NGOs). In Zusammenhangdamit steht freilich
auch die Liberalismus-Kommunitarismus-Debatte der 1980er und 1990er Jahre.
191 Zum Modernismus dieses Ansatzes vgl. ideengeschichtlich Bevir: Democratic Governance.
Rödder: 21.0, S. 109, nennt ihn daher treffend eine »Modernisierungsideologie«. Und schon
Jürgen Habermas hat gegen dieses Projekt einer rational-choice-Moderne den Vorwurf erho-
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verlorengegangene Gewissheit durch Rationalisierungspraktiken zurückzugewin-
nen.
Für dieses Verfahren hat der Neoliberalismus ideengeschichtlich gesehen ei-
nen Vorläufer in dem britischen Juristen Jeremy Bentham, den Christopher Hood
zurecht als locus classicus des New Public Management bezeichnet hat.192 Bentham
hatte die epistemische, soziale und politische Ungewissheit am Beginn der Moder-
ne – ähnlich wie die Neoliberalen in der Krise der Moderne – als eine bedrohliche
Unsicherheit interpretiert. In Anlehnung an Newtons Mechanik entwarf er eine
utilitaristische Moraltheorie, die den Menschen als rationalen Nutzenmaximierer
zeigt, der stets versuche, sein eigenes Wohl (pleasure) zu steigern und Leid (pain)
zu vermeiden. Über diese beiden Hebel sei menschliches Verhalten dann kausal
steuerbar. Die demokratische Ordnung könnte daher so eingerichtet sein, dass
das größte Glück der größten Zahl entstehe. Dafür müsse man die Akteure dar-
an hindern, ihre Macht zu missbrauchen. Daher bedürfe es einer hierarchischen
Institutionenordnung, umfänglicher Berichtspflichten und einer wachsamen Öf-
fentlichkeit, die als oberstes Ende der Hierarchie Sanktionen und Gratifikationen
vergibt. Weil diese institutionelle Kontrolle durch Transparenz aber auch bessere
oder, wie Bentham in modernetypischer, hygienischer Sprache sagte, ›reine‹ Infor-
mationen produziere, würde der politische Prozess ein neutrales, rationales Urteil
generieren.193
Der Neoliberalismus brachte also eine Antwort auf die Krisen der Moderne, die
bereits amBeginn derModerne entwickelt wordenwar, nun aktualisiert wurde und
nach den Krisen in politische Programme übertragen werden konnte. Im Rahmen
des Liberalismus ersetzte er damit die christlich-liberale und die sozial-liberale
Tradition, die die Nachkriegszeit durch die keynesianische Wirtschaftssteuerung
oder Programme wie den Beveridge-Plan geprägt hatten.
Gegen diese teleologischen Regierungskonzepte richtete sich auch das techno-
logische Krisennarrativ. Wie die Analyse der Krisendebatte gezeigt hat, tritt damit
ben, dass es sich um ein halbiertes Moderneverständnis handelt, das sich auf instrumen-
telles, erfolgsorientiertes Handeln fokussiert und darüber das Gesamtprojekt der Moderne
gerade gefährdet (vgl. Habermas: »Drei normative Modelle der Demokratie«).
192 Vgl. Hood: »Public Management, New«, S. 12554. Innerhalb der neoliberalen Ansätze der
1970er Jahrewurde derUtilitarismus aber auch desÖfterenmit derGefahr des Paternalismus
verbunden. Dass es sich dabei um ein Missverständnis handelt und Benthams Utilitarismus
grundlegend für den liberalökonomischen Ansatz ist, bewarb in der Debatte bereits Samuel
Brittan (Brittan: A Restatement of Economic Liberalism, S. xii; Brittan: »Two Cheers for Utilitaria-
nism«). Auch der Theoretiker der Humankapitaltheorie, Gary Becker, mit dem sich Foucault
beschäftigte, bezog sich explizit auf Bentham (siehe Becker: The Economic Approach to Human
Behavior; vgl. auch Hurtado: »Jeremy Bentham and Gary Becker«).
193 Zu Benthams Demokratietheorie vgl. Rzepka: Die Ordnung der Transparenz.
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ein zweiter Deutungsansatz auf, der sich grundsätzlich von den ›klassischen‹ insti-
tutionalistischen und neomarxistischen Analysen unterschied. Allerdings wusste
das technologische Regierungsdenken offensichtlich auch um die historische Tie-
fendimension des neoliberalen Denkens und grenzte sich gezielt von dessen epis-
temologischen und politik- bzw. ökonomietheoretischen Grundlagen ab, nämlich
der Newton’schen Mechanik und der Rational-Choice-Theorie.
Dass dieses technologische Krisennarrativ in historischen und sozialwissen-
schaftlichen Genealogien des 21. Jahrhunderts bisher so schwer zu fassen war, und
das oft trotz des Wissens um die gegenwärtige Stärke netzwerktheoretischer An-
sätze in Politik und Sozialwissenschaften, liegt sicherlich auch daran, dass hinter
dem Narrativ keine so klar erkennbare Personengruppe stand, wie dies bei den
anderen drei Krisennarrativen der Fall war.
Zu dieser personalen Streuung des technologischen Krisennarrativs kommt ei-
ne weitere Schwierigkeit hinzu. Denn die ideengeschichtlichen Ressourcen, die die
unterschiedlichen Ansätze dieses Krisennarrativ verbinden, liegen in einer ›Dis-
ziplin‹, die nicht aus dem typischen Rahmen philosophisch-ideengeschichtlicher
Traditionen kommt, die als Hilfestellung bei der Rekonstruktion dienen könnten.
Trotz dieser Schwierigkeiten konnte in diesem Kapitel gezeigt werden, dass in den
Ansätzen des technologischen Krisennarrativs systematisch auf die Überlegungen
der Kybernetik zurückgegriffen wurde, um eine Interpretation und eine Antwort
auf die Krise der Moderne zu entwickeln.
Dabei sind bereits vierMerkmale dieser technologischen Antwort aufgefallen: Erstens
führt die Beobachtung von Komplexität – und der Probleme, die die modernen In-
stitutionen mit ihr haben, – hier zur einer Neubeschreibung der sozialen Welt in
den Begriffen von Netzwerken, Systemen und Spielen, die einen besonderen Fo-
kus auf Differenz und Diversität legen. Auf Basis dieser Neubeschreibung wird
dann zweitens eine neue, flexiblere Rationalität in Aussicht gestellt, die diesen Be-
dingungen von Differenz und Diversität gerecht wird. Dieser normativ-politischen
Forderung entspricht drittens eine analytische Rekalibrierung der Konzepte Macht
und Regierung, die vom Rahmen des government abgelöst werden müssten.
Diese Rekalibrierung steht schließlich im Zeichen einer skeptizistischen Kritik
an Aufklärung und Moderne: Der technologische Begriffsapparat kann die Unge-
wissheitsgefühle der Zeit mit einer Theorie konstitutiver ›Kontingenz‹ und ›Kom-
plexität‹ beantworten und bietet paradoxerweise gerade so Orientierung an. Dabei
werden die Wahrheits-, Klarheits- und Steuerungsversprechen der Moderne so-
wohl institutionell als auch individuell aufgelöst. Die Souveränität der Intellektuel-
len gerät dadurch ebenso in Probleme wie die herausgehobene Stellung des Staates
(oder auch des Marktes). Sie werden, wie besonders an Rittel und Webber zu se-
hen war, in ein Kausalitätennetzwerk eingespannt, in dem niemand den Anspruch
erheben kann, eine universelle Perspektive oder eine universelle Problemlösung
anzubieten. Dadurch rücken situative Innovation, Kooperationen und Kommuni-
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kation unterschiedlicher – ›diverser‹ – Akteure in den Fokus, wie bei Crozier zu
sehen war.
Im Folgenden wird es darum gehen, diese Skizze der technologischen Neuord-
nung systematisch zu vertiefen. Dafür wird einerseits die ideenpolitische Durch-
setzung des Netzwerk-Denkens anhand der individuellen Auseinandersetzungen
von Michel Foucault und Niklas Luhmann nachvollzogen. Andererseits geht es da-
bei darum, durch die Fallstudien die epistemischen, gesellschafts- und politiktheo-
retischen Positionen des technologischen Regierungsdenkens schärfer erfassen zu
können. Auf Basis dieses besseren Verständnisses lässt sich am Schluss das tech-
nologische Regierungsdenken in Systemen und Netzwerken konturieren, es lassen
sich zugehörige administrative Reformprogramme aufspüren und die Probleme
dieser Reformulierung von Politik und Gesellschaft diskutieren.
Dafür hat dieses Kapitel die Grundlagen gelegt. Dabei hat es gezeigt, dass die
Jahre von ca. 1973 bis 1984 ideengeschichtlich gesehen eine außerordentlich pro-
duktive gesellschafts- und politiktheoretische Zeit darstellten, die zu einer Ideen-
emission führte, die auch strukturell eine Transformation der demokratischen Ge-
sellschaften anleitete. Für diese ideenpolitische Produktivität war nicht zuletzt der
Eindruck der zeitgenössischenAkteure verantwortlich, dass man sich in einer episte-
mischen Krise befand, in der die bekannten Deutungsmuster aus dem Rahmen der
Souveränität keine befriedigenden Antworten bereithielten.Wenn man daher eine
dringliche Aufgabe der politischen Theorie darin sieht, eine »ideen-logische Ana-
lyse der die gegenwärtigen sozialen Entwicklungsprozesse steuernden, sedimen-
tierten normativenMuster« zu entwickeln,194 muss man auf die Krise der Moderne
und den Zerfall der Souveränität blicken.
Die beiden neuen Deutungsmuster, die in dieser Krisendebatte ihren Aufstieg
erlebten, profitierten dabei gleichermaßen davon, dass die Verbreitung der Infor-
mationstechnologie und der zugehörigen Industrie ein Teil des strukturellenWan-
dels dieser Zeit war. Denn imBereich vonMikroelektronik und Computertechnolo-
gie waren die 1970er Jahre alles andere als eine Niedergangsperiode. Sie waren viel-
mehr der Wendepunkt in der Geschichte einer Technologie, die bisher nur für den
Staat und große Unternehmen verfügbar war: Sie wurde nun gleichzeitig massen-
und alltagstauglich, und der Aufstieg dieses Industriezweigs stellt die krisentypi-
sche Kehrseite zum Niedergang der klassischen Industrie der Moderne dar.195
Auf der technischen Seite gelangen dabei in den 1970er Jahren neue Durch-
brüche. Im Rahmen der staatlichen Advanced Research Project Agency (ARPA),
einer Behörde des US-Verteidigungsministeriums, die die Luft- und Raumfahrt-
forschung koordinieren sollte, entstand das ARPANET, das im September 1969
194 Rosa/Willems: »Politische Theorie im Spiegel der Herausforderungen der Politik«, S. 466
(Hervorhebung entfernt).
195 Vgl. Raithel: »Neue Technologien«.
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online ging und in den 1970er Jahren massiv expandierte.196 Den Anstoß dafür
hatte Joseph C. R. Licklider gegeben, ein Kybernetiker und Teilnehmer der Macy-
Konferenzen, der von 1962 bis 1964 eine ARPA-Division leitete. Das ARPANET
stellte sich praktisch als eine Vernetzung von Universitätsrechnern dar, in dem
erstmals die materielle und immaterielle Infrastruktur des heutigen Internets
erprobt wurde. Im Zusammenhang mit der Nutzung und Weiterentwicklung
dieses Netzwerks entstanden dann auch die E-Mail, die Paketvermittlung und
die TC/IP-Protokolle, die bis heute die dominante Protokollfamilie des Internets
bilden.
Gleichzeitig zu diesen Vernetzungsbestrebungen entwickelten sich Mikroelek-
tronik und Computertechnik. Dafür kamen zentrale Vorarbeiten von Douglas En-
gelbart, der eine Forschungseinheit am Stanford Research Institute leitete, dort
einen der ersten ARPANET-Standorte betreute – und der Kybernetik folgte.197 En-
gelbart verstandComputer nicht nur als Rechner, sondern als tools zur Kooperation,
die über ein Netzwerk verbunden seinmussten, um die intellektuellen Kapazitäten
von Menschen mit einem technischen System zu integrieren und so zu ›vermeh-
ren‹ (augment). Um dieses Ziel zu erreichen, wurden in seiner Forschungseinheit
die erste Software zum kollaborativen Arbeiten an einemDokument undHardware
wie Tastatur und Maus entwickelt. Diese Erfindungen wurden zur Grundlage für
jene kleinen ›Personal Computer‹, die in den 1970er Jahren auf den Markt kamen.
In den 1970er Jahren nahm dann die Leistungsfähigkeit der Mikroelektronik in
rasantem Tempo zu. Die Dichte der Transistoren auf einem Chip und die Zahl der
Bauelemente in einem Rechner wurden seitdem immer höher. Einen entscheiden-
den Schritt machte dabei Texas Instruments 1971, als es dem Unternehmen gelang,
erstmals einen gesamten Hauptprozessor auf einem einzigen Chip zu integrieren
– derMikrochip war geboren.198 Seitdem ist die Anzahl von Transistoren auf einem
Chip und damit deren Leistungsfähigkeit massiv angewachsen. Noch in den 1970er
Jahren erhöhte sich die Transistorenzahl um das Dreißigfache: Während der Intel
4004 ›nur‹ 2300 Transistoren verbaute, brachte es ein Motorola-Chip am Ende des
Jahrzehnts auf 68000 Transistoren. Seit 2010 werden im Übrigen über 1 Milliarde
Transistoren verbaut, fünf Jahre später kamen Prozessoren bereits auf weit über 5
Milliarden.199
196 Vgl. zum gesamten Absatz Bunz: Vom Speicher zum Verteiler, S. 70-108; Castells: Der Aufstieg
der Netzwerkgesellschaft, S. 53f. In einer Rekonstruktion der Geschichte bestreiten maßgebli-
che Akteure im Übrigen, dass das ARPANET der Versuch eines atomwaffenresistenten Ver-
teidigungsnetzwerkes gewesen sei und schreiben diese ›Story‹ einer Publikation der RAND
Corporation zu (Leiner et al.: Brief History of the Internet, hier S. 3).
197 Vgl. zu diesem Absatz Turner: From Counterculture to Cyberculture, S. 106-110.
198 Vgl. Rödder: 21.0, S. 21.
199 Vgl. Castells:Der Aufstieg derNetzwerkgesellschaft, S. 48; Gumm/Sommer: Programmierung,Al-
gorithmen und Datenstrukturen, S. 44-47; Malone: Der Mikroprozessor, S. 10-12, 170-173, 349.
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Parallel zu diesen technischen Weiterentwicklungen veränderten sich die
Produktions- und Vertriebsbedingungen. Die frühen Computer- und Vernet-
zungsprojekte wie das ARPANET waren nahezu durchgehend durch eine Koope-
ration von Militär und Spezialist:innen entstanden. Der Staat fungierte hier als
Risikoinvestor und ermöglichte damit erst die technologischen Innovationen.200
Ab den 1970er Jahren wurden diese Verbünde mehr und mehr durch privat-
wirtschaftliche Unternehmen abgelöst: 1975 gründeten Bill Gates und Paul Allen
Microsoft, 1976 entstand Apple Computers. 1981 brachte IBM, das noch wenige
Jahre zuvor den heimischen PC für nicht zukunftsfähig gehalten hatte, den ersten
PC mit MS-DOS heraus; zwei Jahre später erschien der erste Macintosh. Auch das
ARPANET wurde ab den 1980er Jahren nach und nach privatisiert. Im Verbund
mit der Verkleinerung der Produkte und der Verbilligung der Produktion wurde
die Ver-Marktung zum Katalysator der Computertechnologie, die nunmehr in die
Alltagspraxis eindrang.201
Der durchdringende Erfolg neoliberaler wie kybernetischer Deutungsmuster
wäre vielleicht ohne diesen take-off von Mikroelektronik und Computertechnolo-
gie nicht möglich gewesen. Denn von dieser Popularisierung der technologischen
Arbeitsmittel profitierte die Glaubwürdigkeit beider Krisenbewältigungsprogram-
me. Für die liberalökonomische Seite unterstützte die Computertechnologie das
Versprechen, dass man nur mehr und bessere Informationen mit einem Steue-
rungsapparat zu verbinden brauchte, um effektivere und rationalere Politik zu ge-
nerieren. Die steigenden Rechenkapazitäten und der immer breitere Zugang zu
ihr suggerierten, dass die Maschinen tatsächlich in der Lage wären, immer mehr
Informationen in immer kürzerer Zeit zu erheben, zu verarbeiten und dann ei-
ne neutrale und rationale Auswertung zu produzieren. Für die neoliberale ›Utopie‹
maximaler individueller Freiheit bei maximaler Effizienz und Transparenz dienten
Computertechnologie und Internet daher instrumentell und symbolisch als Träger-
medien.202
200 Vgl. Staab: Digitaler Kapitalismus, S. 63f.
201 Vgl. zu den Unternehmen und zur Kommerzialisierung Rödder: 21.0, S. 22-24, 98; Castells:
Der Aufstieg der Netzwerkgesellschaft, S. 50.
202 Für die bis heute andauernde euphorische Verknüpfung von Informationsverarbeitungstech-
nologie, Effizienz- und Legitimitätsglaube siehe z.B. Sifry: WikiLeaks and the Age of Trans-
parency; MacKinnon: Consent of the Networked; vgl. auch die Geschichte der New Economy
bei Turner: From Counterculture to Cyberculture. Die Verbindung von neoliberaler Kalkulati-
on und Computer-Technik hat auch dazu geführt, dass Mirowski die neoliberale Spieltheo-
rie und Ökonomie kritisch als eine »Cyborg Science« bezeichnet hat, in der der ökonomische
Agent als virtueller Computer entworfen werde, dem es um eine Optimierung der rationalen
Wahl durch beschleunigte, effizientere Informationsverarbeitung geht (vgl.Mirowski:Machi-
ne Dreams). Weil zum Beispiel die ältere, nicht zuletzt utilitaristische Idee einer Ist-Sollwert-
Regulierung nun mit dem Begriff des ›Feedbacks‹ belegt werden konnte und die Spieltheo-
rie in einer gewissen Nähe zur Operations Research stand, suggeriert Mirowskis Geschichte
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In ähnlicher Weise lieferte die Ausbreitung von Schaltkreisen und Netzwerken
semantischen und materiell greifbaren Rückhalt für die System- und Netzwerk-
Modelle der Kybernetik, aus denen diese Artefakte freilich selbst erst hervorgegan-
gen waren. Das Internet und das netzwerkartige Regierungsdenken, das es im Fol-
genden weiter zu untersuchen gilt, sind also zwei parallele Produkte kybernetischer
Grundlagenforschung mit unterschiedlichen Entwicklungspfaden. Dass diese Pfa-
de sich immer wieder kreuzten, lässt sich aber zum Beispiel an der kalifornischen
Counterculture ablesen. Nicht nur dass aufstrebende Unternehmen wie Apple Com-
puter ihren Standort in Menlo Park, Kalifornien, wählten. Auch der Werbespot für
den ersten Macintosh inszenierte den Aufbruch gegen die alte, konformistische
und männliche Ordnung der Souveränität.
Bewaffnet mit einem Vorschlaghammer stürmt in dem Spot eine junge Frau
vorbei an einer stummen Masse grauer Menschen. Sie rennt auf einen riesigen
Fernsehbildschirm zu, auf dem der Herrscher »one goal«, »one cause«, »one peop-
le« propagiert, und schleudert den Hammer gegen ihn.203 Als Kontrast zur alten
Ordnung zeigt das letzte Bild das Apple-Logo in Regenbogenfarben und setzt der
Uniformität damit symbolisch ein Denken in Differenzen und Diversitäten entge-
gen. Diese Abgrenzung charakterisiert das technologische Regierungsdenken bis
hin zu den aktuellen network governance-Modellen; es brauchte dafür aber nicht
zwingend das Pathos der Counterculture, sondern konnte auch als kühle Beob-
achtung von Komplexität auftreten.
eine Wahlverwandtschaft. Sowohl in Kapitel 2 als auch in den Krisennarrativen dürfte hier
aber dieDistanz der Kybernetik deutlich geworden sein, die auf zirkuläreWerteheterarchien,
Differenz und Diversität bedacht ist und die eindimensionale Rational-Choice-Rationalität
daher kritisiert.
203 Es folgt der Werbeslogan: »On January 24th, Apple Computer will introduce Macintosh. And
you’ll see why 1984 won’t be like ›1984‹.« Der Werbespot ist auf YouTube abrufbar, vgl. aber
auch seine Transkription bei Rid: Maschinendämmerung, S. 233, der kommentiert: »Der Per-
sonal Computer war zum ultimativen Elektrowerkzeug der Befreiung geworden.« Ideenge-
schichtlich interessant ist der Bezug auf 1984, das hier als dystopische Beschreibung für die
Entwicklung der westlichen Nachkriegsordnung gelesen wird, in dem eine personalisierte
übergeordnete Organisationseinheit mit einförmiger Vision von Planung und Gemeinschaft
zum Feindbild wird.

IV. Das Netzwerkmodell der Macht: 
Michel Foucault
Ab 1975 reiste Michel Foucault immer wieder nach Kalifornien. Dort, wo die kyber-
netischenTheorien weiterentwickelt wurden und in die Counterculture einflossen,
woMikroelektronik und Computersoftware vorangetrieben wurden, fand auchMi-
chel Foucault sein Glück, zumindest laut seinem ersten Biografen Didier Eribon.1
Kalifornien bot Foucault – neben einem stimulierenden intellektuellen Umfeld –
eineUmgebung, um freier zu leben als im französischenNachkriegsstaat, um seine
Homosexualität ausleben zu können und ummit neuen Lebensentwürfen zu expe-
rimentieren. Zu diesem Zeitpunkt war Foucault wegen seiner Schriften und seines
politischen Engagements längst zu einem Star geworden, und seine Konzepte sind
heute ein fester Bestandteil unterschiedlichster Disziplinen in den Geistes- und
Sozialwissenschaften. Im Folgenden soll es darum gehen, die Einflüsse des kyber-
netischen Denkens auf Foucaults so bahnbrechende Konzepte zu rekonstruieren
und zugleich ihre Stellung in den politischen Deutungskämpfen der Zeit heraus-
zuarbeiten.
Damit geht die Arbeit zu den Fallstudien über.Dafür wurden in den letzten drei
Kapiteln die Grundlagen gelegt. Ich habe in ihnen zunächst den dominanten poli-
tischen Deutungsrahmen der Nachkriegszeit konturiert und gezeigt, wie das dort
vorhandene Steuerungsdenken die kybernetische Forschung gefördert hat, wäh-
rend genau hier aber eine Kritik der modernen Steuerungstheorie entstand. Diese
kybernetische Kritik begründete einen neuen Begriffsapparat, der um Informa-
tionen und Technologien, Spiele und Zirkulation, Systeme und Netzwerke kreiste.
Der kritische Apparat wurde, wie das vorangegangene Kapitel gezeigt hat, in den
1970er Jahren genutzt, um die Staats- und Modernekrisen der 1970er Jahre zu in-
terpretieren und eine Antwort zu entwickeln, die sich von der Souveränitätstheorie
vollständig verabschiedete.
Der Verlauf der Studie skizzierte so bereits den Aufstieg des Netzwerk-
Denkens. In den folgenden beiden Kapiteln werden die drei Kontexte – die
Gegenfolie der Souveränität, die Technologiken der Nachkriegszeit und die Krisen
1 Eribon:Michel Foucault, S. 457.
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der 1970er Jahre – in der Analyse zweier Fälle zusammengeführt. Auf diese Weise
wird es einerseits möglich, zwei sehr unterschiedliche konzeptionelle und ide-
enpolitische Anwendungen des Netzwerk-Denkens zu beobachten; andererseits
lassen sich die Konturen dieser Antwort auf die Staats- und Modernekrisen im
Detail rekonstruieren. Dadurch können die Fallstudien sowohl zum Verständnis
der Werke von Niklas Luhmann und Michel Foucault als auch zum Verständnis
des Netzwerk-Denkens beitragen.
Im Falle vonMichel Foucault ist die zentrale Aufgabe zunächst, den Einfluss ky-
bernetischer Denkfiguren systematisch nachzuweisen.2 Obwohl es, Foucaults Sta-
tus als Ikone entsprechend, eine kaum zu überblickende Literatur über sein Werk
gibt, ist dieser Aspekt bisher kaum systematisch untersucht worden. Dies liegt
auch daran, dass Foucault sich nicht explizit auf die kybernetischen Ansätze be-
zog.3 Womöglich ist gerade der Fakt, dass kybernetisches Denken oft nicht mehr
direkt zu erkennen ist, ein Faktor für die immense Verbreitung seit den 1970er Jah-
ren. Um das kybernetische Netzwerk-Denken für Foucault nachweisen zu können,
werden daher im Folgenden seine Referenzen in Interviews und Schriften geprüft,
vor allem aber wird die Heuristik verwendet, die im zweiten Kapitel entwickelt
wurde.
Die bisherige Forschung kann bei diesem Vorhaben nur gewisse Hinweise ge-
ben. Zum einen haben einige Untersuchungen den Einfluss der Kybernetik auf die
sogenannte FrenchTheory insgesamt thematisiert, wobei Foucault aber nie im Zen-
trum stand.4 Zumzweiten gibt es einigewenige Aufsätze, die auf dieNähe von Fou-
caults Konzepten zur Kybernetik hinweisen, aber die kybernetischen Figuren nicht
systematisch rekonstruieren.5 Dabei ist es durchaus paradox, dass es bisher keine
2 Dass der Fokus hier auf dem großen Einfluss kybernetischer Figuren liegt, ist der Fragestel-
lung der Arbeit geschuldet und soll in keinerWeise die Relevanz anderer wichtiger Einflüsse
verneinen (etwa Heideggers oder Nietzsches). Es ist hier nur nicht das Ziel, Foucaults Den-
ken in seiner Gesamtheit zu rekonstruieren, wie es eine Foucault-Monografie tun müsste. In
ähnlicher Weise werden auch bei Luhmann andere Einflüsse nicht ausführlich rekonstruiert
(z.B. Gehlen oder die Organisationssoziologie). Die Datengrundlage bildet in den folgenden
Kapiteln Foucaults und Luhmanns Texte. Aufgrund des historisch-kontextualistischen Ansat-
zes wird dabei den zeitgenössisch veröffentlichten Texten ein Vorrang vor den erst posthum
veröffentlichten Texten gegeben.
3 Foucault legte seine zeitgenössischen Inspirationsquellen bekanntlich eher sporadisch of-
fen. Allerdings ist die Frage, ob es kybernetische Denkfiguren in seiner Theorie gibt, auch
unabhängig von einer intentionalen Verwendung zu beantworten.
4 Vgl. Geoghegan: »From Information Theory to French Theory«; Lafontaine: »The Cybernetic
Matrix of ›French Theory‹«; Johnson: »›French‹ Cybernetics«; Bartels: »Kybernetik als Meta-
pher«.
5 Vgl. Gessmann: »Foucaults Theorie der Macht«; Deuber-Mankowsky: »›Nichts ist politisch.
Alles ist politisierbar‹«. Referenzen gibt es außerdem in zeitgenössischen Auseinanderset-
zungen, die ich im ersten Teil des Kapitels anspreche.
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solche systematische Rekonstruktion gibt. Denn sein Konzept der ›Regierungs-
technologien‹ diente immer wieder dazu, technische Fragen wie die Geschichte
des Regelkreisdenkens oder sogar der Kybernetik zu untersuchen; dass auch Fou-
cault von diesemDenken beeinflusst sein könnte,wird dabei aber nicht diskutiert.6
Wie ich zeigenwerde, baut insbesondere Foucaults Netzwerkmodell derMacht ein-
schließlich der ›Technologien des Selbst‹ auf den kybernetischen Konzepten zirku-
lärer, reflexiver Regulation auf und entwickelt ein eigenständiges technologisches
Regierungsdenken.
Ein zweiter Aspekt der folgenden Rekonstruktion besteht darin, diese Theo-
riebildung im Handgemenge der politischen Auseinandersetzungen zu verfolgen.
Foucault interveniertemit seinem technologischen Regierungsdenken in die sozio-
politischenDebatten seiner Zeit, verteidigte sie gegen alternative Deutungsansätze
und entwickelte sie weiter. Dabei werde ich nicht nur zeigen, dass Foucault die ky-
bernetischen Konzepte – ähnlich wie Luhmann – explizit gegen das Souveränitäts-
und Steuerungsdenken der Moderne richtete. Meine These ist außerdem, dass er
mit dem Netzwerk-Modell der Macht gegen Institutionalismus, Marxismus und
Neoliberalismus argumentierte, mit denen er sich im Laufe der 1970er Jahre inten-
siv auseinandersetzte. ImGegensatz zu den Spekulationen umFoucaults vermeint-
lichen Neoliberalismus kann hier durch die enge Textlektüre vor dem Hintergrund
der Kybernetik gezeigt werden, dass Foucaults Krisendiagnose große Ähnlichkei-
tenmit der technologischen Krisendiagnostik hat, die im vorangegangenen Kapitel
rekonstruiert wurde.
Seine Vorschläge zielten dann folgerichtig darauf, Netzwerke zu vervielfälti-
gen, möglichst viel Wissen ohne moralische Vorbewertung bereit zu stellen und
dadurch gesellschaftliche Experimente zu ermöglichen. Foucault richtete sich da-
mit gegen jedwede Form einer eindimensionalen Rationalität und bestärkte Ab-
weichungen von bestehenden Normen. In seiner letzten Werkphase hat er diese
Experimentier- und Innovationsfreudigkeit als ›Technologien des Selbst‹ in den
Blick genommen. Das Selbst wird dabei zu einer ästhetischen Form, die nicht nur
der Fremdführung ausgesetzt ist, sondern sich immer auch mit eigenen Technolo-
gien selbst führt. Dabei votierte Foucault dafür, sich durch eine permanente Selbst-
6 Vgl. Vogl: »Regierung und Regelkreis«; Seibel: Cybernetic Government; ähnlich Wolf: »Das
Schiff, eine Peripetie des Regierens«. Im Unterschied dazu ist Kybernetikern diese Nähe
durchaus aufgefallen, auch wenn sie sie nicht rekonstruieren (Schmidt: »Einladung, Matu-
rana zu lesen«, S. 5; kritisch Dupuy: The Mechanization of the Mind, S. 17-19, 158f.). Nach Fer-
tigstellung dieser Arbeit erschien von Sprenger: Epistemologien des Umgebens. Der Band un-
tersucht Milieu- und Umweltkonzeptionenmit einem foucaultianischen Ansatz und erkennt
dabei das methodologische Problem der kybernetischen Figuren bei Foucault (S. 71-81). Al-
lerdings bleibt es auch hier – dem Zweck entsprechend – bei »einigen Hinweisen« (S. 74). Sie
zeigen, dassCanguilhemdie Kybernetik rezipierte, und legen einen Einfluss auf Foucault nahe
(S. 76), freilich ohne Foucaults Konzepte und Referenzen insgesamt analysieren zu können.
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kritik ständig neu zu erfinden, immer neue Stile und Praktiken zu ermöglichen.
Die Neubestimmung von Macht als zirkuläre ›Führung der Führungen‹, die Be-
tonung von Differenz und Diversität ebenso wie die Befürwortung permanenter
Selbstkritik und Kreativität zeichnen ihn als einen Vertreter des technologischen
Regierungsdenkens in Systemen und Netzwerken aus.
Um diese Thesen im Folgenden darzulegen, führt das erste Kapitel zunächst
in Foucaults frühe Konzepte und seine Forderung nach einem neuen Begriffsap-
parat ein. Dabei werde ich zugleich mögliche Kontaktpunkte mit der Kybernetik
hervorheben und die Frontstellung gegen die Zeit-, Raum- und Subjektkonzeption
der Nachkriegszeit konturieren. Auf dieser Basis thematisiert das zweite Kapitel
das Netzwerk-Modell der Macht und seine Stellung in den politischen Auseinan-
dersetzungen der 1970er Jahre. Im dritten Teil wird dann Foucaults Krisennarrativ
vergleichend diskutiert und seine späte Subjekttheorie als eine Antwort auf die
Zwänge der modernen Steuerungstheorie dargestellt. Damit folgt die Darstellung
den drei bekannten Werkphasen von Foucault,7 baut aber zugleich eine Systema-
tik auf, die auch im darauffolgenden Fall von Niklas Luhmann verwendet wird:
Sie rekonstruiert zunächst die epistemologischen Grundlagen, dann die Neube-
stimmung von Politik und Gesellschaft im Handgemenge der Krisendiskurse und
schließlich die Vorschläge, die die Autoren daraus entwickelten.
1. Die Geschichte der ›Denksysteme‹
Ein neuer Begriffsapparat
Der Band, der Foucault im Jahr 1966 schlagartig berühmt machte, lieferte eine
beeindruckende, materialreiche Auseinandersetzung mit den Wissenschaften und
7 Foucaults Ansatz hat sich im Laufe seiner Arbeit bekanntlich recht stark verändert. Um sich
in dem umfänglichen, sich selbst immer wieder korrigierenden Werk zu orientieren, hat es
sich durchgesetzt, drei großeWerkphasen zu unterscheiden: Die erste, archäologische Phase
fokussiert auf die wissensgeschichtliche Kritik der Humanwissenschaften, einschließlich der
beiden HauptwerkeDie Ordnung der Dinge (1966) undDie Archäologie desWissens (1969). In der
zweitenWerkphase, den 1970er Jahren, ergänzte Foucault den Blick auf das Wissen um eine
Beschäftigung mit der Macht und das Diskursive um das Außer-Diskursive. Schließlich bil-
den die Arbeiten zu einer Geschichte der Gouvernementalität am Ende der 1970er Jahre das
Scharnier zu einer drittenWerkphase. Diese wird häufig unter den Begriff der Ethik gestellt,
weil hier nun – nachWissen undMacht – das Subjekt und die Techniken seiner Selbstführung
in den Vordergrund treten. Dabei darf allerdings nicht übersehenwerden, dass Foucault dies
nicht als eine Ersetzung der Machtfragen verstanden hat. Vielmehr verschob er die Macht-
analytik vomModell des Krieges hin zumModell des Regierens (gouverner) und der Führung
(conduite), sodass zugleich ein Raumentstand, umdas bisher stets etwas passiv erscheinende
Subjekt in seiner aktiven Selbstführung zu durchdenken. Vgl. anstelle vieler Saar: Genealogie
als Kritik, S. 161.
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ihren Formationsbedingungen seit der Renaissance. Es waren jedoch nicht die Ge-
lehrsamkeit und Materialfülle, die Die Ordnung der Dinge zum Ruhm verhalfen. Es
war seine beißende Kritik der modernen Humanwissenschaften, denen Foucault
auf den letzten Seiten ein neues Zeitalter und ein »künftiges Denken« entgegen-
stellte.8 Das Denken einer neuen Generation richtete sich laut Foucault gegen den
»völlig veraltete[n] Humanismus«,9 um aus dem anthropologischen Schlummer
der Moderne aufwachen zu können: »[W]ir haben etwas anderes entdeckt, eine
andere Leidenschaft: die Leidenschaft für den Begriff und für das ›System‹«.10
Den Systembegriff verwendete Foucault dabei keineswegs beliebig. Ganz im
Gegenteil: Er hatte er einen sehr klaren Begriff vom System, der mit der Definition
der Kybernetik fast wortwörtlich übereinstimmte: »Ein System ist eine Menge von
Beziehungen, die unabhängig von den verknüpften Elementen fortbestehen und
sich verändern.«11 An dieser »Gesamtheit [des ensembles] von Beziehungen« in-
teressiert auch Foucault daher nicht die »Natur« der Elemente, sondern »die Form
der Beziehung«, die von den Elementen gerade nicht determiniert wird.12
In den Interviews unmittelbar vor und nach Erscheinen von Die Ordnung der
Dinge betonte Foucault, dass die Einführung dieser Begrifflichkeiten in die fran-
zösischen Humanwissenschaften ein Verdienst der Psychoanalyse und der Ethno-
logie sei, insbesondere von Jacques Lacan, Claude Lévi-Strauss und Georges Du-
mézil, der nicht nur akademischer Lehrer, sondern auch enger Freund Foucaults
wurde.13
Die engen Verbindungen dieser ›Strukturalisten‹ zur Kybernetik sind gut be-
legt.14 Im Rahmen eines sehr einflussreichen Seminars im Jahr 1955 versuchte etwa
Lacan, einen Zusammenhang von Psychoanalyse und Kybernetik herzustellen und
darüber das Unterbewusste in Form eines formalistischen Sprachmodells zu refor-
8 Foucault:Die Ordnung der Dinge, S. 462. In Deutschland erschien der Band erst 1974, also wäh-
rend der Krisendebatten. Zur »rhetorische[n] Verve« auch Saar: Genealogie als Kritik, S. 175,
183f.
9 Foucault: Dits et Ecrits, I, 37, S. 669.
10 Foucault: Dits et Ecrits, I, 37, S. 664 [frz. I, 37, S. 514]. In eckigen Klammern gebe ich die Stel-
le in der französischen Ausgabe an (Foucault: Dits et Écrits), allerdings nur, wenn es für die
Interpretation relevant ist (z.B. aufgrund der Wortwahl).
11 Foucault: Dits et Ecrits, I, 37, S. 665. Vgl. die Bestimmungen im Kapitel »Systeme«.
12 Foucault: Dits et Ecrits, I, 70, S. 1045 [frz. I, 70, S. 823].
13 Siehe z.B. Foucault: Dits et Ecrits, I, 34; I, 37; Foucault: Die Ordnung der Dinge, S. 447-460; vgl.
Eribon: Michel Foucault, insb. S. 123-127, 250f.; Eribon: Michel Foucault und seine Zeitgenossen,
S. 117-171.
14 Vgl. für die folgenden Absätze insg. Geoghegan: »From Information Theory to French The-
ory«; Lafontaine: »The Cybernetic Matrix of ›French Theory‹«; Dupuy: TheMechanization of the
Mind, S. 17-20; 107f.; Johnson: »›French‹ Cybernetics«; deutlich undifferenzierter auch Bartels:
»Kybernetik als Metapher«.
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mulieren.15 Solche Adaptionen der Kybernetik haben demStrukturalismus imRah-
men der Technokratie-Debatte scharfe Kritik eingebracht. Vor allem von marxis-
tischer Seite hat man versucht, ihn damit als Unterstützer einer technokratischen
Ideologie zu überführen, und dabei wurde Foucault in den Kreis der Strukturalis-
ten eingeschlossen.16 Allerdings waren diese Auseinandersetzungen polemischer
Art und das Kybernetik-Verständnis der Technokratie-Debatte hatte mit den Ent-
wicklungen in der Grundlagenforschung der Kybernetik nur bedingt zu tun.
Dagegen hatte Claude Lévi-Strauss durchaus enge Verbindungen zur kyber-
netischen Forschung. Er stand nicht nur im permanenten Austausch mit Roman
Jakobson, der selbst Teilnehmer der Macy-Konferenzen war und seine formale Lin-
guistik mithilfe der kybernetischen Informations- und Kommunikationstheorien
weiterentwickelte; Lévi-Strauss erhielt auch von Warren Weaver selbst Kopien der
gemeinsam mit Shannon veröffentlichten Ausgabe der Mathematical Theory of Com-
munication.17 In seinen Schriften zitierte er diese Theorie ausführlich, ebenso wie
die Bücher von Norbert Wiener und die Spieltheorie von Neumann und Morgen-
stern. Mit den kybernetischen Überlegungen solle die Ethnologie eine formalisti-
sche Neuausrichtung erfahren. Auf diese Weise, so argumentierte Lévi-Strauss im
Einklang mit der frühen Kybernetik, käme man dem großen Ziel einer Vereinheit-
lichung der Denkmethoden näher.18
Michel Foucault verwies aber nicht bloß auf den Strukturalismus, sondern sah
dahinter eine größere intellektuelle Bewegung, die die Grundlage für die Erneue-
rung des Denkens liefern könnte. Diese Bewegung ziele auf eine nicht-dialekti-
sche Kultur, und ihre Anfänge konnte man laut Foucault bereits in den Werken
von Nietzsche, Heidegger, Russell und Wittgenstein sehen. Bis in die Gegenwart
15 Vgl. Lafontaine: »The Cybernetic Matrix of ›French Theory‹«, S. 33-36.
16 Zum Technokratie-Vorwurf von u.a. Henri Lefebvre und Cornelius Castoriadis vgl. Dosse: Ge-
schichte des Strukturalismus, Bd. 1, S. 130-132, 241, 246, Bd. 2, S. 246. Im Anschluss an Lefebvre
diskutierte auch Baudrillard: Oublier Foucault die Verbindung von Foucault zur Kybernetik,
wobei er Deleuze und Lyotard einschließt. Das Essay bleibt aber in dieser Hinsicht wie ins-
gesamt wenig systematisch und ist vor allem eine hochgradig polemische Abrechnung mit
Foucaults Machttheorie. Daneben gab es auch nüchternere Hinweise auf die Verbindung,
z.B. Senghaas: »Systembegriff und Systemanalyse«, S. 190-192.Mit der Technokratie-Debatte
schien aber die Relevanz der Frage zu verschwinden.
17 Vgl. Geoghegan: »From Information Theory to French Theory«, S. 117, zu Jakobson S. 104-121,
und Gerovitch: »Roman Jakobson und die Kybernetisierung der Linguistik in der Sowjetuni-
on«.
18 Siehe Lévi-Strauss: »Die Mathematik vom Menschen«, S. 188. Ähnlich explorierte er schon
1951 diese Möglichkeiten in Lévi-Strauss: »Language and the Analysis of Social Laws«. 1954
trug er ein solches Projekt mit explizitem Verweis auf Kybernetik und Mathematik auch der
UNESCO an (siehe Lévi-Strauss: »Les mathématiques de l’homme«). Zur Realisierung dieses
Programms vgl. Le Roux: »Lévi-Strauss, une réception paradoxale de la cybernétique«; Almei-
da: »Symmetry and Entropy: Mathematical Metaphors in the Work of Levi-Strauss«.
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stecken diese Ansätze aber noch »in den Kinderschuhen« und geben nur ein »zer-
streutes Bild« von jener »analytischen Vernunft« ab, die Foucault am Horizont auf-
scheinen sah.19 Daher warnte er, dass man einer »gefährliche[n] Versuchung« wi-
derstehen müsse, der »schlichte[n] Rückkehr ins 18. Jahrhundert, nämlich«, und
forderte stattdessen: »Wir müssen versuchen, die eigentümliche, absolut heutige
Form dieses nichtdialektischen Denkens zu entdecken.«20
Mit dieser neuen Form analytischen Denkens hing für Foucault auch die In-
formationstheorie eng zusammen, die einen »wesentlichen Teil unserer heutigen
Kultur« ausmache.21 Und tatsächlich gaben Kybernetik und Informationstheorie
nicht nur entscheidende Impulse für den Strukturalismus;man bezog sich in ihnen
auch auf die von Foucault genannten Vorläufer.22 Das so entstehende neue Den-
ken zeichnete sich nun für Foucault durch eine ganz eigene Fragestellung aus. Im
Unterschied zu den früheren Versuchen, die sich mit der Natur (18. Jahrhundert)
oder der Existenz (19. Jahrhundert) beschäftigt hätten, sei der zentrale Gegenstand
jetzt ein ganz anderer: Es ist »die Frage, was Wissen ist«.23
Bei dieser Frage zielen Kybernetik, Informationstheorie und die strukturalis-
tischen Ansätze laut Foucault in eine ähnliche Richtung, nämlich darauf, dass die
Wissenschaften »ein reflexives Verhältnis […] zu sich selbst« einnehmen können.24
Man widme sich nicht mehr einem konkreten Wissen, sondern analysiere die ver-
änderlichen systemischen Beziehungen, die ein Wissen konstituieren. Indemman
fragt, was Wissen ist, »wird dieses Wissen von nachgeordnetem Rang in Bezug
auf das gesamte, allgemeine Netz [!] unserer Erkenntnisse sein [au résau général
de nos connaissances].«25
Wie Foucault noch im gleichen Interview ausführte, zielte diese reflexive Wen-
de von Wissen auf eine Revision jener Aufklärung, die in den Souveränitätstheori-
en emphatisch aufgeladen war. Foucault hielt den Glauben an die fortschreitende
Aufklärung und den stetigen Rückgang des Nichtwissens zwar für »verführerisch«
und »tröstlich«, sah darin aber nicht die Aufgabe der Philosophie.26 Er forderte im
Gegenteil dazu auf, das veränderliche Gleichgewicht von Wissen und Nicht-Wissen
zu untersuchen. Man müsse »das fortdauernde Verhältnis zwischen Nichtwissen
19 Foucault: Dits et Ecrits, I, 39, S. 699f.
20 Foucault: Dits et Ecrits, I, 39, S. 700.
21 Foucault: Dits et Ecrits, I, 39, S. 699.
22 Vgl. neben den obigen Ausführungen z.B. auch Dupuy: The Mechanization of the Mind, S. 51,
105, 123. Heinz von Foerster hat seine starke Prägung durch Wittgenstein, der auch sein
»Nennonkel« war, stets betont (Foerster/Pörksen: Wahrheit ist die Erfindung eines Lügners,
S. 129).
23 Foucault: Dits et Ecrits, I, 39, S. 700.
24 Foucault: Dits et Ecrits, I, 30, S. 584.
25 Foucault: Dits et Ecrits, I, 39, S. 700 [frz. I, 39, S. 542f.].
26 Foucault: Dits et Ecrits, I, 39, S. 701.
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und Wissen positiv begreifen, denn sie unterdrücken einander nicht; sie stehen
vielmehr in einer ständigen Wechselbeziehung«.27 Diesen Versuch unternahm er
bereits in Die Ordnung der Dinge, indem er die ›Isomorphismen‹ zwischen den Er-
kenntnissen definierte, ihre nicht-teleologische Transformation zeigte und ihnen
einen Namen gab: episteme.
Dass Foucault für die Erneuerung des Denkens von der Epistemologie aus-
ging, weist ihn als Schüler der französischen Wissensgeschichte um Georges Can-
guilhem aus. Canguilhem hatte seinen Forschungsschwerpunkt auf die Geschichte
von Biologie undMedizin gelegt. Auf diesen Gebieten war es wiederum fast unum-
gänglich, auf die Diskussionen der Kybernetik zu stoßen, da hier ›Leben‹ mithilfe
der kybernetischen Regulierungs- und Informationstheorie neu gefasst wurde.28
Canguilhembezog diese Entwicklung nicht nur in seine Geschichte der Lebens-
und Regulationsbegriffe ein, er stand ihr auch für seine eigenen Entwürfe offen ge-
genüber.29 Bereits in einem Vortrag von 1947, der dann in La Connaissance de la Vie
erschien, argumentierte Canguilhem gegen den Cartesianismus, dass man Organe
alsWerkzeuge undWerkzeuge als Organe verstehenmüsse.30 Für seine Idee, Tech-
nologie als universelles biologisches Phänomen zu betrachten, sah er die Vorreiter
außerhalb Frankreichs, nämlich amMIT – wo zu dieser Zeit eine proto-kyberneti-
sche Forschungsgruppe um Norbert Wiener arbeitete.31
27 Hier und im Folgenden Foucault:Dits et Ecrits, I, 39, S. 701. An anderer Stelle verwendete Fou-
cault auch explizit den Begriff des Gleichgewichts, z.B. zur Beschreibung der Denksysteme
in seiner Bewerbung für das Collège de France (I, 71, S. 1074), wo er aber das Konzept episteme
bereits durch die Diversität der Diskurse ersetzt hat.
28 Vgl. nochmals Kay:WhoWrote the Book of Life; Fox Keller:Making Sense of Life.
29 Vgl. Sprenger: Epistemologien des Umgebens, S. 75f. Erst mit Fertigstellung der Arbeit erschien
außerdem ein Band, der das Verhältnis von Kybernetik und französischerWissensgeschichte
darstellt und womöglich weitere Anschlusspunkte eröffnet hätte. Vgl. Erdur: Die epistemolo-
gischen Jahre, hier insb. S. 93-116.
30 Siehe Canguilhem: »Machine and Organism«. Vgl. auch Barbara: »L’étude du vivant chez
Georges Canguilhem«.
31 Canguilhembenannte dabei eine ›neueDisziplin‹: die Bionik. Diese sieht sich bis heute in der
Tradition der Kybernetik; der oft als Gründungsereignis bezeichnete Kongress im Jahr 1960
wurde von Heinz von Foerster geleitet (vgl. Nachtigall: Bionik, insb. S. 6). Für die Geschichte
der Disziplin ist Canguilhems Aufsatz aufschlussreich, denn er zeigt, dass der Begriff Bio-
nik nicht erst 1960 von Jack E. Steele eingeführt wurde, wie üblicherweise angenommen,
sondern bereits zuvor kursierte. Die Bionik eignet sich hervorragend, um das Mitführen der
kybernetischenMotive zu untersuchen, begonnen bei derMensch-Maschine-Kopplung bis zum
dezidierten Fokus aufDesign. In der Erstauflagedes genanntenStandardwerks begegnetman
schließlich noch vor der Widmung derWerkzeugmetapher, die als Merkmal der Bionik gegen
eine alles erklärende Theorie gerichtet wird: »Bionik ist kein Allheilmittel und kein Glau-
bensbekenntnis. Bionik stellt ein Werkzeug dar. Man kann es benutzen, mißbrauchen oder
im Schrank liegen lassen, wie jedes Werkzeug.« (o.S.).
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Als Foucault später die Einleitung für die englische Übersetzung von Canguil-
hems Über das Normale und das Pathologische schrieb, kam er auf das besondere In-
teresse seines Lehrers an »Code, Information, Informationsträger usw.« zurück.32
Ein Hinweis von Didier Eribon legt außerdem nahe, dass Foucault sich auch selbst
mit diesem Thema beschäftigt hatte, da er in einem Brief an Dumézil im Oktober
1954 angab, eine »Untersuchung über die Psycho-Physik des Signals und die sta-
tistische Interpretation der Wahrnehmung« als seine thèse complémentaire vorlegen
zu wollen.33 Auch studierte er fortlaufend Publikationen, die Geschichte, Biologie
und Kybernetik verbanden. So schrieb er beispielsweise eine euphorische Rezensi-
on über François Jacobs La logique du vivant, in dem der Medizin-Nobelpreisträger
Kybernetik und Informationstheorie als Verfahren für Biologie undGeschichte prä-
sentierte. Foucault zitierte das Buch im Laufe der 1970er Jahre des Öfteren und
verglich es zustimmend mit seinen eigenen Arbeiten.34
Ein Schwerpunkt von Jacobs Darstellung lag auf jenem Punkt, der Foucault
auch in Canguilhems Arbeit besonders zentral erschien, nämlich der Betonung
des Zufälligen und Diskontinuierlichen, die man durch die Informationstheorie
endlich erfassen konnte: »[A]uf dem fundamentalen Niveau des Lebens geben die
Spiele des Codes und der Decodierung einem Zufall Raum, der, bevor er Krankheit,
Mangel oder Missbildung ist, so etwas wie eine Störung im Informationssystem ist
[…]. Letztlich ist das Leben das, was zum Irrtum fähig ist.«35 Canguilhems Arbei-
ten, so rekonstruierte Foucault weiter, zeigen Evolution und Geschichte daher als
eine Serie von Zufällen, von Irrtümern und Korrekturen, als eine ständige »Neu-
verteilung des Wahren und des Falschen«.36
In seinem Vorwort stellte Foucault so die immense Bedeutung von Canguil-
hems Arbeiten für die französische Wissenschaftslandschaft dar. Dabei betonte er
vor allem, wie Canguilhem durch die Einführung des informationstheoretischen
Vokabulars eine völlig neue Perspektive auf die Humanwissenschaften und ihre
Geschichte eröffnete. Sie stellte, so Foucault, zahllose neue Herausforderungen:
weil man in der Medizin nun die Kategorie der Krankheit relativieren musste, weil
Geschichte nun nichtmehr als ein lineares Zurückdrängen des Nicht-Wissens gele-
sen werden konnte und weil die Erkenntnis des Subjekts nun nicht mehr Wahrheit
verbürgte, sondern ein Produkt von Zufällen war. Daher überrascht es nicht, dass
die beschriebene Grundfrage nach der zufälligen Verteilung von wahr und falsch
32 Foucault: Dits et Ecrits, III, 219, S. 565.
33 Eribon:Michel Foucault und seine Zeitgenossen, S. 123f.
34 Siehe Jacob: La logique duvivant; Foucault:Dits et Ecrits, II, 81, S. 123-128; II, 85, S. 197 (fürweitere
Bezüge siehe das Register). Zur Relevanz Jacobs vgl. auch Kay: »How a Genetic Code Became
an Information System«. Auch Luhmann bezieht sich übrigens auf Jacobs Werk in Luhmann:
»Temporalization of Complexity«, S. 110.
35 Foucault: Dits et Ecrits, III, 219, S. 565.
36 Foucault: Dits et Ecrits, III, 219, S. 566.
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sehr nah an Foucaults eigenem Projekt war, die zufällige Neuverteilung von Wis-
sen und Nicht-Wissen auf den Gebieten der Humanwissenschaften einschließlich
Medizin und Psychologie freizulegen.
Ein frühes und sehr eindrückliches Beispiel dafür ist der Aufsatz Botschaft oder
Rauschen? von 1966, in dem Foucault explizit für den Einsatz von informations- und
kommunikationstheoretischen Begriffen plädierte. Der Aufsatz richtete sich gegen
die »segensreichen Humanismen« der Medizin, die immer noch glauben würden,
»der Kranke sende eine ›Botschaft‹ […] aus«, die der Arzt nur noch interpretieren
müsse. Für seinen Angriff auf diese Vorstellung griff Foucault nun auf die kyber-
netischen Begriffe Rauschen (noise) und Code zurück und erläuterte, dass es am
Anfang stets nur Rauschen gebe. Damit daraus eine Botschaft werde, müsste das
Rauschen aus »verschiedenen diskontinuierlichen […] Elementen ›bestehen‹«, dann
müsste es ein zweites Set an verknüpften Elementen geben, die eine Bedeutung
vorhalten, und schließlich müssten diese Sets nach bestimmten Regelmäßigkeit
miteinander verknüpft sein. All dies sei in der Medizin überhaupt nicht gegeben,
kritisierte Foucault: »Nun sendet aber die Krankheit keine ›Botschaft‹ aus, denn
Botschaften basieren auf einem ›Code‹, der nach den oben beschriebenen Regeln
geschaffen ist. In der Natur gibt es keine Codes […]. Die Krankheit erzeugt allen-
falls ein Rauschen, und das ist bereits viel. Alles Übrige tut die Medizin hinzu«.37
Dies zeigt, dass Foucault bereits eine Vorstellung davon hatte, dass der medizi-
nische Diskurs diskursintern generiert wird, dass Informationen auf der Systemin-
nenseite entstehen, während in der Umwelt ›allenfalls‹ Rauschen herrscht. Heinz
von Foerster hatte dies bereits 1960 als order from noise – Ordnung aus Rauschen
– beschrieben, und Foucault wusste offenbar zumindest, dass der Konstruktivis-
mus der Diskursanalyse jedenfalls in dieser Hinsicht Vorläufer in der Informati-
onstheorie hatte. Denn er beendete seinen Artikel mit der forschen Frage, die eher
eine Forderung ist, nämlich »ob dieTheorie der medizinischen Praxis nicht auf der
Grundlage von Begriffen neu durchdacht werden kann, die nicht mehr positivis-
tisch sind, sondern aus der Sprachanalyse und der Datenverarbeitung stammen.«38
Man kann an diesen Ausführungen und an Foucaults Vorwort für Canguilhem
gut sehen, dass sein Projekt im Dialog mit Informationstheorie und Kybernetik
stand. Gerade daran sieht man aber auch, dass es von Beginn an über die Zielvor-
stellungen des Strukturalismus hinausschoss. Einerseits ging es im Format deut-
lich über den Anspruch des Strukturalismus hinaus, eine Formalisierung ihrer je-
weiligen Wissenschaft zu leisten. Bei Foucault waren hingegen, wie Martin Saar
es fasste, fast »›geschichtsphilosophische‹ Ambitionen im Spiel«.39 Es wurde eine
grundsätzlich andere ›Kultur‹ anvisiert, für die die moderne Kultur der westlichen
37 Foucault: Dits et Ecrits, I, 44, S. 719.
38 Foucault: Dits et Ecrits, I, 44, S. 722.
39 Saar: Genealogie als Kritik, S. 175.
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Gesellschaften mit ihrem Glauben an wahres Wissen, an das souveräne Subjekt
und an lineare Zeitabläufe umzukrempeln war. Andererseits war auch der konzep-
tionelle Schwerpunkt anders gelagert als im Strukturalismus, denn er lag – Can-
guilhem und der Informationstheorie folgend – nicht bei der Suche nach einer
vorgängigen Struktur, sondern auf der Zufälligkeit und Diskontinuität von Ereig-
nissen – und wie erst daraus Regelhaftigkeiten und Muster entstanden.
Der Strukturalismus war daher bei der Anwendung seiner eigenen (kyberneti-
schen) Konzepte in einem doppelten Sinne nicht radikal genug. Dieses Unbehagen
explizierte Foucault schon ein Jahr nach Erscheinen vonDieOrdnung derDinge (1966)
und umriss sogleich die Möglichkeit für eine Weiterentwicklung:
»Ich habe versucht, eine strukturalistisch geprägte Analyse in Bereiche einzufüh-
ren, in die sie bisher noch keinen Eingang gefunden haben, das heißt in die Ge-
schichte der Ideen, die Geschichte der Erkenntnis, die Geschichte der Theorien.
Das hat mich veranlasst, auch die Entstehung des Strukturalismus selbst in Be-
griffen der Struktur zu untersuchen. Darum ist mein Verhältnis zum Strukturalis-
mus zugleich durch Distanz und durch eine Verdopplung geprägt. Distanz, weil
ich eher über ihn spreche, als ihn unmittelbar anzuwenden; und Verdopplung,
weil ich nicht über ihn sprechen möchte, ohne seine Sprache zu sprechen.«40
Er markierte hier bereits deutlich, dass seine Herkunft aus dem Bereich der »Ge-
schichte der Ideen« die Herausforderung enthielt, auch den Strukturalismus selbst
in diese Geschichte einordnen zumüssen, freilich ohne sich der ›veralteten‹ Instru-
mente der Ideengeschichte zu bedienen. Dafür müsse er eine »Verdopplung« des
Strukturalismus betreiben, mit der es möglich werde, Distanz zum Strukturalis-
mus aufzubauen. Diese reflexive Wende des Strukturalismus – eine »strukturalistisch
geprägte Analyse« des Strukturalismus – förderte in den Folgejahren immer mehr
Elemente zutage, die den Strukturalismus selbst als Teil der alten Ordnung kenn-
zeichnen, und führte zur Präzisierung von Foucaults eigenen Begriffen.
Das lässt sich besonders deutlich am Modell der Sprache skizzieren.41 Der
Strukturalismus nimmt laut Foucault stets eine universelle Struktur im Hinter-
grund an, und zwar die Sprache im Saussure’schen Sinne von langue. Dementspre-
chend lässt sich die Struktur als ein fixes Muster von Elementen begreifen, das
dann unendlich viele Anwendungen seiner Regeln zulässt (parole). Man klärt also in
dieser Vorstellung die Möglichkeitsbedingungen von Sinnerzeugung, indem man
40 Foucault: Dits et Ecrits, I, 47, S. 748.
41 Siehe zum Folgenden z.B. Foucault: Dits et Ecrits, I, 48, S. 762f.; 50, S. 772f.; 58, S. 860-869; 70,
S. 1063f. ›Modell‹ ist dabei eine Formulierung Foucaults, womit er das Begriffsraster der Ky-
bernetik verwendete. Vgl. zur Kritik am Modell Sprache im Folgenden insbesondere Reck-
witz: Die Transformation der Kulturtheorien, S. 264-266, und außerdem Dreyfus/Rabinow: Mi-
chel Foucault, S. 108f.
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die universelle Struktur im Hintergrund dechiffriert. Dies macht deutlich, dass
auch der Strukturalismus noch nicht gänzlich von der Fiktion eines einheitlichen
Systems frei ist, das in den Köpfen der Menschen kausal wirksam ist.
Davon verabschiedete sich Foucault nun sukzessive, und so auch vom Modell
der Sprache. Die Diskursanalyse – Foucaults Gegenvorschlag – richtete ihren Blick
direkt auf die materiellen Positivitäten, auf sprachliche Aussagen als Ereignisse
und auf die Frage, in welchen Beziehungen sie zueinanderstehen.42 Foucault zog
dafür eine Reihe vonmethodischen Vorkehrungen ein, die verhindern sollten, wie-
der auf die Ebene des Strukturalismus zurückzufallen: Erstens sei von einer Plura-
lität von Systemen auszugehen. Systeme konnten daher nicht universell sein, son-
dern haben je eigene Grenzen. Zweitens waren diese ›Formationssysteme‹ nicht
mehr starre Strukturen, sondern ein veränderliches »Spiel [!] von Regeln«.43 Und
drittens waren die vorfindlichen Aussagen keine Exekutionen von mentalen Struk-
turen, sondern ließen sich schlicht als Funktionen der beobachtbaren Systeme in ei-
nem bestimmten Moment beschreiben.
Indem Foucault einen Diskurs als »Formationssystem« bestimmte,44 grenzte er
sich gezielt von anderen Diskursbegriffen ab. In der Archäologie unterschied Fou-
cault drei Ebenen der Beziehungen: Auf der »primären oder wirklichen« Ebene be-
finden sich demnach die Beziehungen, die »unabhängig von jedem Diskurs oder
jedem Diskursgegenstand« bestehen.45 Davon seien die »sekundären oder reflexi-
ven Beziehungen« zu unterscheiden, »die man im Diskurs selbst formuliert finden
kann«.46 Auf dieser Beobachtungsebene lasse sich prüfen,was derWahnsinn gewe-
sen ist, was er bezeichnete und ob es sich um eine korrekte Bezeichnung handelte.
42 Programmatisch siehe Foucault: Archäologie des Wissens. Eine gute Klärung der archäologi-
schen Begrifflichkeiten liefert Gehring: Foucault – die Philosophie im Archiv; zur Abgrenzung
vom Strukturalismus vgl. Bevir: »Foucault, Power, and Institutions«, S. 348; Saar: Genealogie
als Kritik, S. 190; Reckwitz:Die Transformation der Kulturtheorien, S. 264-266, 269-276. Reckwitz’
Darstellung (S. 166), Foucault wechsele von der Ebene der langue zur parole ist zwar instruk-
tiv, trifft aber die Härte der Abgrenzung nicht: Foucault verabschiedete sich grundsätzlich
von allen Modellen der Sprache. Systematisch lehnt er Grammatik, Aussagenlogik und die
Sprechakt-Theorien als Wegweiser für seine ›Aussagenanalyse‹ ab (Foucault: Archäologie des
Wissens, S. 115-127, insb. S. 120-122).
43 Foucault: Dits et Ecrits, I, 58, S. 862 (Hervorhebung hinzugefügt). Immer wieder kontrastier-
te Foucault explizit den Begriff der Struktur und den der Funktion (z.B. Foucault: Archäologie
des Wissens, S. 126, oder Foucault: Dits et Ecrits, I, 48, S. 763). Allerdings wurde schon früh dar-
auf hingewiesen, dass in seinen Formulierungen letztlich nicht klar ist, ob es sich nur um
beobachtbare Regelhaftigkeiten handelt oder diese doch regulative, mithin sogar kausale
Kraft haben. Vgl. Dreyfus/Rabinow:Michel Foucault, insb. S. 119; Reckwitz: Die Transformation
der Kulturtheorien, S. 276-292.
44 Foucault: Archäologie des Wissens, S. 156.
45 Foucault: Archäologie des Wissens, S. 69 (Hervorhebung entfernt).
46 Foucault: Archäologie des Wissens, S. 69 (Hervorhebung entfernt).
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Indem sie die Diskurse interpretiert und ihre Ergebnisse evaluiert haben, kritisier-
te Foucault, haben sich bisher alle Diskursbegriffe auf dieser Ebene bewegt. Ihm
selbst aber ginge es um eine dritte Ebene, die man »eigentlich diskursiv« nennen
könne.47 Diese Ebene entferne sich von den Dingen und den Worten, um sie als
zufällige Elemente zu erfassen, die zugleich in einer bestimmten, regelhaften Art und
Weise (Modalität) auftreten.48 Anders gesagt: Bei der Diskursanalyse handelt es sich
um eine Beobachtung zweiter Ordnung.
Diese Methodologie zielte bereits auf die angekündigte reflexive Wende des
Strukturalismus, insofern sich Foucault von der strukturalen Analyse distanzierte
und sie zugleich verallgemeinerte. Wie er in einem Vortrag erläuterte, hatte die struk-
turale Linguistik Sprache letztlich wie alle »Phänomene der Informationen« ana-
lysiert – nämlich in den Begriffen »Sender und Empfänger, Kodierung und Deko-
dierung«.49 An dieser Grundidee hielt er fest und argumentierte sogar, dass man
in diesen Begriffen auch »das Soziale« insgesamt untersuchen könne, indem man es
als »Gesamtheit von Kodes und Informationen definiert«.50 Allerdings befreite er
die Analyse einerseits von überschüssigen Annahmen des Strukturalismus, die das
Modell wieder verflachten. Und er führte andererseits »die Annahmen des Dis-
kontinuierlichen und der Transformation«51 wieder ein, die Canguilhem mit der
informationstheoretisch geschulten Betonung des Zufalls vorbereitet hatte.
Diese durchaus entscheidenden Verschiebungenmachen es verständlich,wenn
er sein Vorhaben in erster Linie als eine Fortführung dieser wissensgeschichtlichen
Perspektive sah und zugleich argumentierte, dass nur auf diese Weise auch eine
radikale Abkehr vom Modell der Souveränität möglich wurde.52 Denn sie verab-
schiedeten sich von den Einheits- und Kausalvorstellungen, die für Foucault noch
hinter dem Strukturalismus erkennbar waren. Er möchte daher von »[s]einer Ar-
beit als einem Versuch sprechen, ›die Diversität der Systeme und das Spiel der Dis-
kontinuitäten in der Geschichte der Diskurse‹ einzuführen.«53 »Dieses ganze Spiel
der Dependenzen möchte ich an die Stelle der uniformen Simplizität [!] von Kau-
salordnungen setzen; und […] das polymorphe Bündel von Zusammenhängen her-
vortreten lassen.«54
Die Bewegung zum Poststrukturalismus, die Foucault hier langsam vollzog, ist
überaus bemerkenswert. Denn sie ist nahezu identisch mit den Verschiebungen,
47 Foucault: Archäologie des Wissens, S. 69 (Hervorhebung entfernt).
48 Siehe Foucault: Archäologie des Wissens, S. 70-73, 154-171. Die Analyse sei »ohne Beziehung
zum Grund der Dinge« (S. 72).
49 Foucault: Dits et Ecrits, I, 70, S. 1047.
50 Foucault: Dits et Ecrits, I, 70, S. 1048.
51 Foucault: Dits et Ecrits, I, 70, S. 1050.
52 Siehe Foucault: Archäologie des Wissens, S. 23, 27.
53 Foucault: Dits et Ecrits, I, 58, S. 871.
54 Für die Zitate siehe Foucault: Dits et Ecrits, I, 58, S. 868.
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die die second-order cybernetics vornahmen, um einer gefährlichen Vereinfachung der
Kybernetik zu entgehen und ihren radikalen Kern wieder freizulegen. Wie die se-
cond-order cybernetics attackierte der Foucault’sche Poststrukturalismus die ›Unifor-
mität‹ und ›Simplizität‹ ›traditioneller‹ Analysen, und setzte dagegen einen neuen
begrifflichen Apparat, der Kontingenz, Differenz und Diskontinuität in synchro-
ner und diachroner Perspektive betont. Dadurch bediente sich Foucault nicht nur
des gleichen Vokabulars wie die second-order cybernetics, er initiierte diese Verschie-
bungen in seinem Programm auch, indem er – wie sie – eine reflexive Wende des
Basisprogramms ankündigte.
Hierin dürfte einer der Gründe liegen, weshalb Foucault – der bekanntlich sel-
ten Referenzen auf gegenwärtige Texte machte – in den Folgejahren immer wieder
auf die Arbeiten von zwei Kollegen und Freunden verwies, die explizit die Kyber-
netik, und im Spezifischen die Kybernetik zweiter Ordnung, rezipierten: Der Ma-
thematiker und ›Neokybernetiker‹ Michel Serres und der Philosoph Gilles Deleuze
traten als neue Referenzpunkte für ein informationstheoretisch informiertes Den-
ken neben den Strukturalismus und Georges Canguilhems Epistemologie.55
Man kann das Ergebnis dieser Verschiebung daher auch etwas zuspitzen: Der
Poststrukturalismus steht zum Strukturalismus wie die Kybernetik zweiter Ord-
nung zur Kybernetik erster Ordnung. Nur diese reflexive Wende garantiert hier,
dass man die alte Zeit überwindet. Daher ist der cultural turn in dieser Variante
nicht nur eine Wende hin zur ›Kultur‹;56 er sollte auch ein kultureller Wandel hin
zu Diversität und Diskontinuierlichkeit sein.
55 Vgl. Eribon:Michel Foucault, S. 216; vgl. zu Deleuze/Guattari und ihren Verbindungen zur Ky-
bernetik Hubatschke: »Maschinelle Revolte«; Wolfe: »In Search of Post-Humanist Theory«,
S. 50-52; Lister et al.: New Media, S. 384-390; Lafontaine: »The Cybernetic Matrix of ›French
Theory‹«, S. 39f. Vgl. zu Serres als »Neokybernetiker« Clarke:Neocybernetics andNarrative. Ser-
res undDeleuzewerden imÜbrigen auch von Boltanski/Chiapello:Der neueGeist des Kapitalis-
mus als Vertreter des Netzwerk-Denkens gehandelt und zudem von Luhmann zitiert. Serres
war ebenfalls in Kalifornien, nämlich als Professor in Stanford, und beeinflusste auch Bruno
Latour.
56 Andreas Reckwitz und StephanMoebius verorten den Poststrukturalismus in drei Kontexten:
einemnach-mechanistischenWissenschaftstrend, dem cultural turn und einemavantgardis-
tischen Ästhetisierungstrend (vgl. Moebius/Reckwitz: »Einleitung«). Diese Einordnung lässt
sich nun präzisieren, da gezeigt wurde, dass a) eine Rezeption der Kybernetik stattfand und
b) aus der Anwendung kybernetischer Ideen eine spezifische Variante des cultural turn her-
vorgeht. Schließlich wird im Weiteren auch deutlich werden, dass auch die Ästhetisierung
einen engen Zusammenhang mit der Kybernetik hat. Die Generalisierbarkeit dieser Thesen
für andere poststrukturalistische Ansätze müsste freilich geprüft werden (und ist davon ab-
hängig, was man als solchen zählen will).
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Die kybernetische Ordnung des Diskurses
Als die Professoren des Collège de France am 30. November 1969 zusammentrafen,
um über die Nachfolge von Jean Hyppolite zu beschließen, waren Michel Foucaults
methodologische Überlegungen zur Diskursanalyse gerade erschienen. Sie posi-
tionierten ihn unmittelbar in Gegnerschaft zu den beiden anderen Bewerbern, die
Foucault wohl der veralteten Reproduktion der Diskurse zugeordnet hätte: Paul
Ricœur, der einen Lehrstuhl für die Philosophie des Handelns einrichten wollte,
und Yvon Belaval, der einen Lehrstuhl für die Geschichte rationalen Denkens an-
strebte.57 Foucaults Vorschlag hingegen setzte seine bisherigen Überlegungen fort,
eine Geschichte der Denksysteme zu schreiben.
Das letzte Kapitel hat gezeigt, dass Foucault dabei den kybernetisch-informati-
onstheoretischen Hintergrund des System-Begriffs durchaus kannte. Foucault ver-
wendete den Systembegriff auch genau in diesem Sinne, um eine Gesamtheit von
Relationen zu beschreiben, die formale Elemente miteinander verbinden. Neben
dem Systembegriff verwendete Foucault dafür auch eine weitere Metapher, die aus
Kybernetik und Informationstheorie bekannt ist: Er beschrieb ein System auch als
ein Netzwerk (réseau).58
Mehr noch: Foucault hielt in Beiträgen wie Botschaft oder Rauschen? und Lingu-
istik und Sozialwissenschaften sogar explizit fest, dass die Analyse der Diskurse an
eine »wenn nicht universale[], so doch zumindest außerordentlich weitreichen-
de[]« Perspektive aus der Informations- und Kommunikationstheorie anschloss.59
Aber während er wusste, dass etwa Biologie, Genetik und Linguistik diese Perspek-
tive auf ihre Gebiete anwandten, zielte er auf etwas Grundsätzlicheres, nämlich auf
eine reflexive Analyse des Wissens und seiner Konstitutionsbedingungen.
In seiner Bewerbung für das Collège de France hatte Foucault nun versprochen,
diese Arbeit über die »Kanäle und […] Kodes« des Wissens fortzusetzen, und er
gewann damit im zweiten Wahlgang die erforderliche Mehrheit von 25 Stimmen
für sich.60 Während er in der Archäologie des Wissens den Diskurs überhaupt erst
als Untersuchungseinheit definiert und von anderen Ansätzen abgegrenzt hatte,
widmete er sich in seiner Antrittsvorlesung den tatsächlichen Produktionsmecha-
nismen des Diskurses. Am Beginn des Vortrags über die ›Ordnung des Diskurses‹
nannte Foucault die Prämisse der Untersuchung:
57 Eribon:Michel Foucault und seine Zeitgenossen, S. 303f.
58 Siehe z.B. Foucault: Dits et Ecrits, I, 71, S. 1069; mehrfach auch in I, 59. In der französischen
Ausgabe der Archäologie findet sich der Netz-Begriff im Übrigen sehr viel häufiger als in der
deutschen Übersetzung u.a. auch am Beginn im Zusammenhangmit Canguilhem (siehe z.B.
Foucault: L’Archéologie du Savoir, S. 11, 34, 71).
59 Foucault: Dits et Ecrits, I, 70, S. 1051; für Verweise auf Informationstheorie, Biologie, Genetik
auch S. 1042 und 1048.
60 Foucault: Dits et Ecrits, I, 71, S. 1074. ZumWahlergebnis Eribon:Michel Foucault, S. 310.
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»Ich setze voraus, daß in jeder Gesellschaft die Produktion des Diskurses zugleich
kontrolliert, selektiert, organisiert und kanalisiert wird – und zwar durch gewis-
se Prozeduren, deren Aufgabe es ist, die Kräfte und Gefahren des Diskurses zu
bändigen, sein unberechenbar Ereignishaftes zu bannen, seine schwere und be-
drohliche Materialität zu umgehen.«61
Für die Analyse der Diskurse galten also die gleichen Annahmen, die die Kyberne-
tik als Grundlage für die Analyse von Kommunikations- und Kontrollvorgänge prä-
sentiert hatte: Erstens sind Kontrollprozeduren konstitutiv für jeden Diskurs und
für jede Gesellschaft, und zweitens verläuft diese Selbst-Organisation nicht über
kausale Zwänge, sondern über eine Vielzahl an selektierenden und regulierenden
Prozessen.
Zu der Analyse der inneren Kontrollmechanismen kam in der Antrittsvorlesung
ein zweiter neuer Aspekt: Foucault blickte über die interne Ordnung des Diskurses
hinaus auf die gesellschaftliche Ordnung, der der Diskurs angehört. Die Antritts-
vorlesung stellt daher ein Dokument des Übergangs dar, an dem sich das Thema
der Macht abzeichnet.62 Damit entstand auch ein Problem, das Foucault bis zu
seinem Tod begleiten würde: das Verhältnis von Selbst-Organisation (Autonomie)
und Eingebundenheit in das Machtnetz. Dabei unterscheidet sich Foucaults späte-
re Machtanalyse in zumindest einem Punkt sehr deutlich von den Andeutungen in
seiner Antrittsvorlesung: Obwohl ihm,wie das Zitat zeigt, das Konzept der Produk-
tion bereits zur Verfügung stand, beschrieb er die interne und die externe Ordnung
des Diskurses noch nur als eine Repression seiner Unberechenbarkeit.63
In der Analyse dieser Kontrolle unterschied Foucault drei Prozeduren.Die erste
Sorte bilden die »Ausschließungssysteme«.64 Sie wirken von außen auf den Diskurs
ein, indem sie die Grenze zwischen Sagbarem und Nicht-Sagbarem imDiskurs or-
ganisieren. Seine Gegenwart sei dabei durch drei asymmetrische binäre Grenzzie-
hungen geprägt, nämlich Gebot/Verbot, Vernunft/Wahnsinn und die Unterschei-
dung wahr/falsch. Diese drei Ausschließungssysteme stützen sich auf eine insti-
tutionelle Basis außerhalb des Diskurses, die selbst ein Netz (réseau) von Praktiken
bildet und permanent »verstärkt und ständig erneuert« wird.65 In diesen Bemer-
kungen zum Verhältnis von Macht und Diskurs scheinen bereits die kybernetisch
imprägnierten Umrisse der späteren Machttheorie auf: Macht – wird es dort hei-
ßen – ist ein Netzwerk von Elementen, das sich durch die Elemente ständig selbst
reproduziert und zugleich die Elemente erst hervorbringt.
61 Foucault: Die Ordnung des Diskurses, S. 10f. (Hervorhebungen hinzugefügt).
62 Vgl. etwa auch Saar: Genealogie als Kritik, S. 195-197.
63 Vgl. Biebricher: Selbstkritik der Moderne, S. 296.
64 Foucault: Die Ordnung des Diskurses, S. 15.
65 Foucault: Die Ordnung des Diskurses, S. 15.
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Auch an der zweiten Gruppe an Prozeduren zeichnet sich das Untersuchungs-
programm der Folgejahre ab. Denn diese Prozeduren regulieren laut Foucault den
Zugang der Subjekte zu den Diskursen. Dieser Gruppe widmete Foucault in seiner
Antrittsvorlesung kaum Aufmerksamkeit. Er konstatierte lediglich, dass die Kräfte
des Diskurses nicht nur von außen gebändigt werden, sondern auch der Zugang zu
Diskursen verknappt wird. Darüber ergeben sich wiederum Steuerungsoptionen,
weil man manche Diskurse schließen könne, während man andere weit offenhält.
Viel mehr konnte Foucault zu diesem Zeitpunkt über das Subjekt des Diskurses
und seine Formung durch die außerdiskursive Macht noch nicht sagen.
Demgegenüber dokumentiert die dritte Gruppe der Prozeduren die vergange-
nen Arbeitsjahre Foucaults und richten sich auf die Selbstregulierung des Diskurses,
die sich schon in dem obigen Beispiel Botschaft oder Rauschen? angedeutet hat. Mit
den internen Prozeduren, erklärte er nochmals, üben »die Diskurse ihre eigene
Kontrolle selbst« aus.66 Es geht hier also nicht darum, das Auftreten des Diskur-
ses zu kontrollieren, sondern das Auftreten eines Ereignisses imDiskurs durch in-
terne Klassifikations-, Anordnungs- und Verteilungsprinzipien zu bändigen.67 Sie
beschränken die »offene Vielfalt […] von dem, was gesagt zu werden droht«.68
Für diese internen Kontrollen nannte Foucault wiederum drei Beispiele. Das
Genre des Kommentars begrenze die Möglichkeiten, indem er den freien Umgang
mit einem Text untersagt und zunächst eine korrekte Wiederholung des zuvor Ge-
sagten einfordert,mit der ein tieferer Sinn freigelegt werden soll. In ähnlicherWeise
›disziplinieren‹ die wissenschaftlichen Disziplinen, wie etwas gesagt werden kann,
indem sie Regeln für die Produktion vonWahrem festlegen.69 Schließlich begrenzt die
»Funktion des Autors« den Zufall innerhalb des Diskurses, indem er der gespro-
chenen Sprache einen einheitlichen Ursprung zuweist.70
Wie Foucaults Beispiele zeigen, nutzte er die Analyse der internen Kontroll-
prozeduren, um den Angriff auf die humanistischen Ideale der Souveränität fort-
zusetzen, der bereits Die Ordnung der Dinge und Die Archäologie des Wissens geprägt
hatte. Dabei hatte er auch gezielt ihre Verbindung zu einer bestimmten Zeitvor-
stellungen herausgearbeitet. Denn die kontinuierliche Geschichte schütze die »die
Souveränität des Bewußtseins«, und wenn Geschichtsschreibung ein »Ort der un-
unterbrochenen Kontinuitäten bleiben« würde, dann stütze man immer weiter die
»die Souveränität des Subjekts und Zwillingsgestalten der Anthropologie und des
Humanismus«.71
66 Foucault: Die Ordnung des Diskurses, S. 17.
67 Foucault: Die Ordnung des Diskurses, S. 17.
68 Foucault: Die Ordnung des Diskurses, S. 20.
69 Siehe Foucault: Die Ordnung des Diskurses, S. 25.
70 Foucault: Die Ordnung des Diskurses, S. 21.
71 Foucault: Archäologie des Wissens, S. 23.
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Deshalb richtete er seine Geschichte der Denksysteme gegen die kontinuierliche
Geschichtsschreibung aus: Sie ist eine »kleine (und widerwärtige) Maschinerie [!],
welche es erlaubt, den Zufall, dasDiskontinuierliche und dieMaterialität in dieWurzel
des Denkens einzulassen.«72Mit ihr wollte er zeigen, dass Identität, Einheitlichkeit
und Kontinuität nicht natürlich sind, sondern durch »die Form einer permanenten
Reaktualisierung der Regeln« hervorgebracht werden.73
Foucault ersetzte also wie die Kybernetik das vermeintlich stabile ›Wesen‹ der
Dinge durch das ständige Operieren des Systems. Am Beispiel des Autors hat er
sich daher auch von einer allzu einfachen Auslegung seiner berühmten These vom
Tod des Menschen abgegrenzt. Der Tod des Menschen und des Autors bedeute
eben nicht, dass diese einfach verschwinden, sondern dass man eine bestimmte,
funktionale Perspektive auf sie einnehmenmüsse.74Manmüsse fragen, welche Funk-
tionen der ›Autor‹ oder ›der Mensch‹ erfüllt. Dann lasse sich beschreiben, dass der
›Autor‹ zur Einteilung von Diskursen (nach fingierten einheitlichen Personen), zur
Aneignung der Gegenstände eines Diskurses (als Urheber von Büchern u. ä.) und
als Hinweis auf Kohärenz und Zuverlässigkeit (persönliche Identität) diene. Damit
er diese Funktionen für die diskursiven Systeme erfüllen könne, müsse der Autor
aber selbst als Funktion systemischer Prozeduren hervorgebracht werden. Ganz im ky-
bernetischen Sprachduktus wird also die Realität des Diskurses zu einem Effekt
der Systemoperationen: »Die Autor-Funktion […] ist das Resultat einer komplexen
Operation, die ein bestimmtes vernünftiges Wesen konstruiert, das man als Autor
bezeichnet.«75
Angesichts des Fokus auf Kontrollprozeduren, der relational-funktionalen Ana-
lyseperspektive und des Blicks auf die systeminterne Reproduktion durch perma-
nent ablaufende, komplexe Operationen ist es plausibel, dass in der Forschung
auf eine gewisse Ähnlichkeit der Diskurse zu den autopoietischen Systemen bei
Luhmann hingewiesen wurde.76 Andreas Reckwitz schreibt sogar, es sei »ganz of-
fensichtlich«, dass »eklatante Parallelen« bestehen.77 Nach der Rekonstruktion der
72 Foucault: Die Ordnung des Diskurses, S. 38.
73 Foucault: Die Ordnung des Diskurses, S. 25; siehe insg. S. 20-25. Vgl. zur Formulierung in der
Kybernetik oben S. 154, 134.
74 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, I, 69, S. 1012. Wie oben gezeigt, ist dies ein typisches Merkmal
der Kybernetik, zu der die funktionale Perspektive der Ethnologie hinsichtlich der Genese
und bei Foucaults Zeitgenossen in enger Beziehung stand.
75 Foucault: Dits et Ecrits, I, 69, S. 1017 (Hervorhebung hinzugefügt).
76 Vgl. außerdem Rempel: »Systems Theory and Power/Knowledge«, insb. S. 78; Gehring: Fou-
cault – die Philosophie im Archiv, S. 75 (hier allerdings mit Fokus auf den Geschichtsbegriff);
für einen spezifischen Vergleich von ›Sozialstruktur und Semantik‹ auf der einen und ›Dis-
kursanalyse‹ auf der anderen Seite vgl. Reinhardt-Becker: »(Luhmannsche) Systemtheorie –
(foucaultsche) Diskurstheorie«; Stäheli: »Semantik und/oder Diskurs«.
77 Reckwitz: Die Transformation der Kulturtheorien, S. 277.
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letzten beiden Kapitel lässt sich bereits erkennen, woher diese Parallelen kommen:
aus Informationstheorie und Kybernetik.
Während Foucault diese Herkunft des neuen Begriffsapparats »aus der Sprach-
analyse und der Datenverarbeitung«78 anfangs noch gelegentlich besprach, lassen
die Referenzen in den Jahren nach der Antrittsvorlesung nach. Gerade die Antritts-
vorlesung zeigt aber, dass sich Foucault amCollège de France keinesfalls von seinen
– kybernetisch inspirierten – Prämissen und Denkfiguren abwenden wollte. Ganz
im Gegenteil: Sie werden auf das Feld der Macht ausgeweitet, wo sie auch weiter-
hin nicht nur der Analyse, sondern auch der scharfen Abgrenzung von einer Kultur
der Souveränität dienen würden.
Anti-souveränes Ordnungsdenken: Subjekt, Zeit, Raum
Man könnte Foucault so verstehen, dass er nur einen alternativen methodischen
Ansatz entwickeln wollte, mit dem andere Probleme als mit der konventionellen
Geschichtsschreibung in den Blick geraten. Auch wenn er dies gelegentlich in In-
terviews als Rückzugsposition genutzt haben mag, zeigt schon die Schärfe von
Foucaults Attacken, dass die begriffliche Konstruktion der Welt in seiner Sicht po-
litische Implikationen hat und dass die methodologische Ablösung dieser Welt-
sicht reale Konsequenzen in der Welt hätte. Bereits die Archäologie machte klar,
dass auch Theorien eine Diskurspraxis sind. Und spätestens mit seiner Antritts-
vorlesung stellte Foucault heraus, dass Macht undWissen verschränkt sind, sodass
es keine ›objektive‹ Position der Beschreibung geben konnte und daher auch me-
thodologische Äußerungen Machteffekte haben. Auf dieser Ebene bezog Foucault
aber schon seit längerem eine Position, wie man die Welt betrachten soll. Diese
Sicht bevorzugte das Diverse, das Singuläre, das Zufällige und musste daher die
Konzeptionen von Subjekt, Zeit und Raum grundlegend neu denken.
Das Gegenmodell zu diesen Neukonzeptionen benannte Foucault klar als je-
ne Verbindung von Humanismus und Souveränität, die er Mitte der 1960er Jahre
als »die kleine Hure des gesamten Denkens […], der gesamten Politik der letzten
zwanzig Jahre« bezeichnete.79 Vor dem Hintergrund des ersten Kapitels über das
Paradigma der Souveränität wird deutlich, wie eng Foucaults ›Feindbild‹ an die-
ser zeitgenössischen Souveränitätstheorie ausgerichtet war. Denn er identifizierte un-
terschiedliche Spielarten des Souveränitätsparadigmas, verstand dessen internen
Konflikte aber nicht als prinzipielle Unterschiede. Während nämlich die Leitideen
78 Foucault: Dits et Ecrits, I, 44, S. 722.
79 Foucault: Dits et Ecrits, I, 50, S. 788. Der Beitrag ist von 1967. Wie schon in der Archäologie des
Wissens (s.o.) stellte Foucault auch hier einen expliziten Zusammenhang zwischen Souveräni-
tätstheorie undHumanismus her, denn er kamüber die Kritik der Souveränität des Subjektes
zur Kritik des Humanismus (S. 779-788).
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von Humanismus und Souveränität im Osten zur »Rechtfertigung des Stalinis-
mus« gedient haben, haben sie imWesten zur »Hegemonie der Christdemokraten«
geführt, denen »bei Camus und in Sartres Existenzialismus« wiederum nur eine
andere Spielart des Ewiggleichen entgegenstehen würde.80 Damit hatte Foucault
auf zwei der drei Narrative hingewiesen, die ich im ersten Kapitel aufgezeigt habe,
nämlich das subversive und das christlich-liberale Narrativ.
Doch damit nicht genug: Im gleichen Interview schlug Foucault auch die Tech-
nokraten diesem Souveränitätsdenken zu. »Es stimmt, dass niemand humanisti-
scher ist als die Technokraten«, erklärte er und setzte sich folgerichtig gegen den
verbreiteten Vorwurf zur Wehr, »Fürsprecher eines technokratischen Humanis-
mus« zu sein.81 Ausgerechnet in technologischem Vokabular grenzte sich Foucault
daraufhin nochmals von ›den Technokraten‹ ab und verteidigte die Möglichkeit,
»eine linke Politik zu betreiben, die nicht an all diesen wirren humanistischen My-
then festhält. Ich glaube, man kann das Optimum sozialen Funktionierens definieren, in
dem man es erreicht, […] ohne sich jemals auf die Idee des Menschen zu stützen.
Ein Funktionsoptimum lässt sich intern definieren, ohne dass man sagte, ›für wen‹ es das
Optimum darstellt.«82
Diese erstaunliche Positionierung ist kein Plädoyer für effizienteres Regieren.
Vielmehr ging es Foucault zu allererst darum, auch politische Probleme in den Be-
grifflichkeiten des »sozialen Funktionierens« zu durchdenken,83 anstatt eine Vor-
stellung des menschlichen Glücks zu erfinden, die dann als Zweck der Politik her-
halten muss. Dies nämlich verband für Foucault alle Humanismen, einschließlich
des technokratischen Humanismus: In ihrer je eigenen Weise glaubte jede Spiel-
art zu wissen, »wie man das ›Glück der Menschen‹ definiert und verwirklicht«.84
Demgegenüber machte Foucault eine Perspektive stark, die nicht versuchte, einen
höheren Zweck hinter dem Dasein zu erblicken, sondern schlicht vom Funktionie-
ren ausging.
80 Foucault: Dits et Ecrits, I, 50, S. 788.
81 Foucault: Dits et Ecrits, I, 50, S. 790. Hervorhebung hinzugefügt.
82 Foucault: Dits et Ecrits, I, 50, S. 790.
83 Foucault: Dits et Ecrits, I, 50, S. 791f.
84 Das Glücksversprechen des Staates war dabei der Zielpunkt unterschiedlichster Kritiken am
Souveränitätsmodell der Nachkriegszeit. Auch Hannah Arendts Kritik am politischenModus
der modernen Gesellschaft attackierte gerade das falsch verstandene Glücksversprechen, das
vor allem die Französische Revolution in die Welt gesetzt hatte und das das Glück freiheit-
lichen Handelns durch das Glück sozialer Sicherheit ersetze (vgl. Arendt: Über die Revolution,
Kap. 2). Schließlich fokussierte auch die neoliberale Kritik genau auf diese Allwissenheitshy-
bris des Staates. Sowohl bei Foucault als auch bei Teilen der neoliberalen Kritik führte dies zu
der heftigen Kritik am Bentham’schen Utilitarismus, der dem greatest-happiness-principle ver-
bunden war. Die radikale, individualistische und regierungskritische Stoßrichtung von Ben-
thams Denken musste erst wieder freigelegt werden (vgl. dazu Kap. III.2.).
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Die Idee, dass ein System als nicht-zweckgerichteter Zufallsmechanismus funktio-
niere, der ein (fließendes) Gleichgewicht zur Umwelt herstelle, hatte sich freilich
in der Kybernetik entwickelt, und zwar ausgehend von Ross Ashby. Sie bedeutete,
dass man von Systemen schlichtweg nicht mehr in den Begriffen der Teleologie
sprechen konnte. Denn nun war es nur noch eine Beschreibung des Beobachten-
den, das sich ein System verhalte, als ob es sich auf einen Zweck hinbewegenwürde.
Und Foucault dechiffrierte den Humanismus genau als eine solche nachträgliche
Zweckbeschreibung, die sich das selbst nicht eingesteht:
»Wir entdecken diesen Zweck in dem Maße, wie wir unser eigenes Funktionie-
ren zu steuern vermögen. Aber damit verkehren wir die Sachlage. Wir sagen uns:
Da wir einen Zweck haben, müssen wir unser Funktionieren steuern; in Wirklich-
keit können aber erst auf Basis dieser Steuerungsmöglichkeiten all die Ideologien,
Philosophien, Metaphysiken und Religionen entstehen […]. Erst die Möglichkeit
der Steuerung bringt die Idee des Ziels oder Zwecks hervor. InWirklichkeit hat die
Menschheit kein Ziel und keinen Zweck; sie funktioniert, sie steuert ihr eigenes
Funktionieren, und sie produziert ständig Rechtfertigungen für diese Steuerung.
Wir müssen uns eingestehen, dass es sich dabei um Rechtfertigungen handelt.
Der Humanismus ist eine dieser Rechtfertigungen, die letzte.«85
Diese Stelle ist aber nicht nur wegen ihres kybernetisch formulierten Anti-
Humanismus und der damit verbundenen Zurückweisung der Teleologie interes-
sant; sie dokumentiert auch, dass Foucault seine methodologischen Überlegungen
immer wieder als quasi-ontologische Setzungen präsentierte.86 Der Humanismus
erscheint so im starken Sinne als ein Scheinzusammenhang, hinter dem man das
Rauschen des Diskurses wieder freilegen müsste. Nur dieser andere Zugriff kann
die Welt dann »in Wirklichkeit« erfassen.
Daher betonte Foucault immer wieder, dass der begriffliche Bezugsrahmen
ausgetauscht werden müsse.87 Die Wirklichkeit, die dieser neue Begriffsrahmen
– ob als methodologische Prämisse oder mit ›ontologischem‹ Beigeschmack –
bei Foucault produziert, unterscheidet sich grundlegend von der Wirklichkeit des
Souveränitätsdenkens. Im Zentrum der frühen Arbeiten von Foucault stand dabei
zweifelsohne eine Neubeschreibung des Subjekts.88
Seine Abrechnung mit dem souveränen Subjekt lässt sich in drei Schritten dar-
stellen. Zunächst, das war die zentrale These von Les mots et les choses, wies er den
humanistischen Perspektiven einen Fehlschluss nach. Die Moderne, die Foucault
85 Foucault: Dits et Ecrits, I, 50, S. 792 (Hervorhebung hinzugefügt).
86 Vgl. zur sozialontologischen Qualität auch Saar: Genealogie als Kritik, S. 207, 211, 286.
87 Siehe als weiteres Beispiel etwa Foucault: Die Ordnung des Diskurses, S. 36.
88 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, I, 31, S. 590; II, 85, S. 201; II, 98, S. 276f.; Foucault: Archäologie des
Wissens, S. 23. Vgl. zu Foucaults früher Subjektkritik Saar:Genealogie als Kritik, insb. S. 177, 180.
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um 1790 beginnen ließ und die in diesen frühen Arbeiten schon 1950 ihr Ende fand
(beziehungsweise finden sollte),89 konstruiere demnach den Menschen als Objekt
der Erkenntnis, brauche ihn aber zugleich als Ursache und Ursprung aller Erkennt-
nisse. Diese paradoxe Doppelbedeutung lasse sich, so Foucault bald darauf, auch
in denMachttheorien der Souveränität beobachten. Sie würden demMenschen sa-
gen, er könne auch ohne Macht souverän sein, »ja, je mehr du auf Macht verzich-
test und dich der vorhandenen Macht beugst, desto souveräner wirst du sein.«90
In Wissenschaft und Gesellschaft entstehen so nur »unterworfene[] Souveräne«.91
Der zweite Schritt bestand daher darin, das souveräne Subjekt als den ursäch-
lichen und ursprünglichen Grund von Erkenntnis zu zersetzen. Dafür abstrahierte
Foucault das Subjekt zu einer ›beliebigen‹ Form und präsentierte es neu als Knoten-
punkt eines systemischen Netzwerkes. Der Knotenpunkt, also die Form des Subjekts,
ist nun bedingt durch dieses Netzwerk: »Heute fragt man vielmehr, unter welchen
Bedingungen ein beliebiges Subjekt in das systemische Netz eindringen, funktionieren
und dort als Knotenpunkt fungieren kann.«92 Foucault löste das alte Subjekt auf, in-
dem er ihm die naturalisierenden Metaphoriken des Lebens und Erlebens entriss
und in ein neues Umfeld technologischer Begriffe übertrug. Die französische For-
mulierung macht den Schnitt dabei noch radikaler, denn im Deutschen fungiert
das Subjekt immer noch als Subjekt des Satzes. Im Französischen aber wird auch
syntaktisch die Subjektfunktion mithilfe reflexiver Verben aufgelöst. Dieser cha-
rakteristische Stil Foucaults markiert programmatisch sowohl die Reflexivität der
diskursiven Operationen als auch die damit verbundene Ent-Subjektivierung des Sub-
jekts.
Der dritte Schritt von Foucaults früher Subjektkritik bestand nun darin, die
Konsequenzen einer solchen Neubeschreibung des Subjekts zu skizzieren. Dabei
fokussierte er die Haltlosigkeit sämtlicher Identitäts- und Stabilitätsphantasien.93
Wenn das Subjekt kein ursprüngliches Subjekt ist, sondern ein konditionierter
Knotenpunkt in einem Netzwerk, dann gibt es eine Vielzahl – Foucault sagt ma-
thematisch: Multiplizität – an Bedingungen. Daraus wiederum folgt logisch, dass
es eine Vielzahl an Transformationsmöglichkeiten und daher letztlich Zuständen
gibt, die ein Knotenpunkt annehmen kann. Das metaphorische Begriffsraster sys-
temischer Netzwerke zieht also eine Reihe von Schlussfolgerungen nach sich, mit
89 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, I, 48, S. 767.
90 Foucault: Dits et Ecrits, II, 98, S. 277; s.a. I, 50, S. 781-789 und II, 132, S. 599-601 (Debatte mit
Chomsky).
91 Foucault: Dits et Ecrits, II, 98, S. 277.
92 Foucault: Dits et Ecrits, II, 85, S. 201 (Hervorhebung hinzugefügt) [frz. II, 85, S. 165: »quelles
sont les conditions imposées à un sujet quelconque pour qu’il puisse s’introduire, fonction-
ner, servir de nœud dans le réseau systématique de ce qui nous entoure«].
93 Beispielsweise Foucault: Dits et Ecrits, II, 84, S. 187; Foucault: Archäologie des Wissens, S. 30.
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denen der Rückweg zur alten Subjektkonzeption paradigmatisch verstellt wird.
Stattdessen muss die Diversität und Variabilität des Subjekts anerkannt werden.
Allerdings blieb die Ausformulierung des neuen Subjektmodells eine Lebens-
aufgabe von Michel Foucault, auf die ich im dritten Teil dieses Kapitels zurück-
kommen werde. Die frühe Subjekt-Kritik bleibt in erster Linie eine Ablehnung
des humanistischen Subjektmodells.94 Vor dem Hintergrund der Multiplizität an
Möglichkeiten musste das humanistische Subjekt wie eine unzulässige Glättung
und Einebnung der Komplexität wirken. Die Formulierung des Subjekts als Effekt
führte Foucault zunächst dazu, diese Abhängigkeit und Formatierung des Sub-
jekts durch ein ausdifferenziertes Set an Regeln nachzuweisen, und dabei enthielt
sich Foucault selbst in den 1970er Jahren nicht immer der von ihm deklarativ abge-
lehnten Repressionshypothese. Erst als er Ende der 1970er Jahre zur Subjekttheorie
zurückkehrte, entwickelte er eine komplementäre Perspektive darauf, wie der Kno-
tenpunkt – das Subjekt – selbst an der Konditionierung des restlichen Netzwerkes
mitwirkt.
Bereits bei der Kritik des souveränen Subjekts betonte Foucault aber, dass die
humanistischeKonzeption der Zeit eine zentrale, stützende Funktion für dessen Kon-
ditionierung übernimmt. Zeit werde hier in der gleichen biologistisch-organisch-
mentalistischen Metaphorik erfasst und dabei als eine Kontinuität verstanden. Sie
laufe dementsprechend direkt auf ein Ziel (télos) zu oder sei ein fortlaufender, dia-
lektischer Prozess der Höherentwicklung und Bewusstwerdung.95 Beide Perspekti-
ven konstruieren sich laut Foucault eine lineare Geschichte, die er scharf kritisierte:
»Wirmüssenuns vor einer allzu simplen, linearenAuffassung vonGeschichtehüten. […]
Die Geschichte gilt außerdem vielen als privilegierter Ort der Kausalität; danach
muss jeder geschichtswissenschaftliche Ansatz kausaleWirkungszusammenhän-
ge aufzeigen. Aber seit mehreren Jahrhunderten wissen die Naturwissenschaften
– und seit mehreren Jahrzehnten wissen die Humanwissenschaften –, dass Kau-
salzusammenhänge sich nicht im Sinne formaler Rationalität beweisen und steu-
ern lassen; in der Logik gibt es letztlich keine Kausalität.«96
Foucault machte hier gegen die Simplizität, Kausalität und Linearität bisheriger
moderner ›Wissenschaften‹ geltend, dass sie die eigentlich konstitutive Komple-
xität, Kontingenz und Diskontinuität von Zeit verdecken. Damit bediente er sich
der gleichen Topoi wie die Kybernetik, die ihre Zeitkonzeption freilich der statisti-
schen Mechanik, Relativitätstheorie und Quantenphysik entlehnt hatte (Einstein,
Heisenberg, Boltzmann, Maxwell). Sie sind sich daher einig, dass eine neue Zeit-
94 Vgl. dazu auch Saar: Genealogie als Kritik, S. 176-180.
95 Neben den obigen Beispielen siehe z.B. auch Foucault: Dits et Ecrits, I, 59, S. 891f.
96 Foucault: Dits et Ecrits, I, 50, S. 777; zur Kritik von Linearität und Kausalität s.a. II, 84, S. 166.
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konzeption mithilfe einer »Theorie der diskontinuierlichen Systematizitäten« aus-
gearbeitet werden müsse.97
Foucaults Anliegen war es, auf diese Weise das Wechselspiel von Zufall und Re-
gelhaftigkeit in die Geschichte der Ideen einzuführen, um dieser ihre trügerischen
Illusionen auszutreiben und »Geschichte ohne Kausalität«98 und in »Formen der
Nicht-Identität zu erzählen.«99 Diese neue Zeitvorstellung hat drei zentrale Merk-
male, die man im Umfeld der Archäologie, der Antrittsvorlesung und in dem pro-
grammatischen Aufsatz Nietzsche, die Genealogie, die Historie von 1971 immer wieder
antrifft.
Zunächst lässt sich dabei gewissermaßen von einer digitalen Zeitkonzeption
sprechen. Denn Foucault zersetzte die kontinuierliche Dauer in die Diskontinuität
von Ereignissen. Ereignisse sind laut Foucault Singularitäten: Sie sind einzigartige,
kontingent auftretende, diskrete – und das heißt: digitale – Momente. Er folgte
damit den eben genannten postmechanistischen Vorstellungen.
Wie in diesen systemischen Modellen steht dann auch bei Foucault die prinzi-
pielle Zufälligkeit von Ereignissen in Spannung zu einer spezifischen Regelhaftig-
keit ihres Auftauchens.Diesmarkiert die zweite genuine Eigenschaft von Foucaults
Zeitbegriff, nämlich dass er Ereignisse und auch Regelmäßigkeit (›Strukturen‹) als
emergente Phänomene begriff.100 Man könne dann simultan und sukzessive bestimm-
te ›Serien‹ von Ereignissen herauspräparieren und so deutlich machen, dass das
singuläre Ereignis durch historische und potentielle Zustände des Systems kondi-
tioniert ist. Umgekehrt kann aber auch ein auftretendes Ereignis einen Umbau des
Systems initiieren. Diesen Umbau systemischer Regelmäßigkeiten fasste Foucault
in dem mathematisch-maschinellen Begriff der Transformation, der auch in der
Kybernetik für diesen Vorgang verwendet wurde, etwa bei Ross Ashby.
Mit diesem Konzept ersetzte Foucault (wie die Kybernetik) mentalistische Er-
klärungen von Veränderungen als Bewusstseinswandel. Er erfasste dagegen Ver-
97 So die explizite Aufforderung bei Foucault: Die Ordnung des Diskurses, S. 38. Foucault kann-
te die post-mechanistische Entwicklung aus den Arbeiten von Canguilhem und Jacob (z.B.
Foucault: Dits et Ecrits, I, 59; insb. II, 81, S. 126-128).
98 Foucault: Dits et Ecrits, I, 50, S. 778.
99 Foucault: Dits et Ecrits, I, 58, S. 873.
100 Siehe programmatisch Foucault: Dits et Ecrits, II, 84, S. 174-191 [frz. II, 84, 143-156]. Vgl. zum
Emergenzkonzept bei Foucault Wägenbaur: »Emergenz«, S. 2-4. In der deutschen Schriften-
ausgabe verschwindet der Begriff der émergence. Damit verschwindet aber auch ein wichti-
ges Konzept, das bei Nietzsche zwar in der Sache Vorläufer hat (wovon man auch in der Ky-
bernetik wusste), dort aber weder begrifflich noch im Rahmen des semantischen Feldes von
Netz, Relation, Element, System, Transformation etc. entfaltet wird. DaMartin Saar:Genealo-
gie als Kritik eindrücklich gezeigt hat, dass Foucault Nietzsche intensiv, aber auch hochgradig
selektiv rezipiert hat, wäre es interessant, inwiefern dieses semantisch-konzeptionelle Feld
relevant für seine Rezeption war.
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änderung als Umformung infolge von interdependenten Prozessen zwischen den
Elementen eines Systems. In Analogie zur mathematischen Modellierung war es
zumindest der Anspruch von Foucaults Diskursanalyse, die Transformationsregeln
von einem zum anderen Zustand zu bestimmen. Dies erfordere, die Bedingthei-
ten von Objekten und Operationen zu bestimmen, die Möglichkeiten zu »internen
Modifikationen« zu definieren und schließlich festzulegen, ab wann eine »Trans-
formationsschwelle« erreicht wird, die »neue Regeln ins Spiel« bringt.101 Damit war
eine Transformation aber keineswegs zwangsläufig: Zwischen der Möglichkeit ei-
ner Umformung und ihrem tatsächlichen Auftreten blieb entsprechend der Idee
der Emergenz eine gewisse Lücke.
Auch das dritte Merkmal seines Zeitverständnisses steht in polemischer Ab-
grenzung zum »alten Begriff der Zeit«, denn Foucault wollte schließlich die Fiktion
einer einzigen Dauer, die einheitlich und kontinuierlich abläuft, durch »mannig-
faltige Dauern« ablösen.102
Diese Forderung baut auf den ersten beiden Aspekten auf. Wenn sowohl zwi-
schen den Ereignissen Lücken sind (deswegen sind sie Singularitäten) als auch zwi-
schen Ereignissen und ihren Regelhaftigkeiten (was man Emergenz nennt), dann
kann auch für die Gesamtstruktur der Zeit nicht Kontinuität, sondern nur Diskon-
tinuität gelten. Anders gesagt: Die diskontinuierlichen Singularitäten lassen sich in
unterschiedliche Serien einbauen und kreieren daher sehr unterschiedliche Dau-
ern. Zeit besteht »in Wirklichkeit« aus der Multiplizität und Überlagerung dieser
ausdifferenzierten Dauerhaftigkeiten (durées différentes).103
Diese Definition einer ›neuen‹ Zeit erreichte Foucault letztlich durch eine
grundsätzliche Verschiebung des Verhältnisses von Raum und Zeit. Während die
alte Theorie des Subjekts ihre quasi-natürliche Grundlage laut Foucault in der
Zeit finde, mit der sie ihre Annahmen abstützen konnte, entwickelte er seine
Darstellung von Subjekt und Zeit ausgehend vom Raum. Man müsse, so Foucaults
Plädoyer, die Dominanz des Raumes durchsetzen, um sich der Moderne des 19.
Jahrhunderts zu entledigen, die ihre Themen durch die Fixierung auf Zeitlichkeit
101 Foucault: Dits et Ecrits, I, 58, S. 862.
102 Foucault: Dits et Ecrits, II, 103, S. 345 [frz. II, 103, S. 279f.], dort insb.: »Die Geschichte ist dem-
nach nicht eine Dauer, sondern eine Mannigfaltigkeit [multiplicité] von sich verflechtenden
und einander einschließenden Dauern. Man muss [!] daher den alten Begriff der Zeit durch
den Begriff einer mannigfaltigen Dauer ersetzen […]; es gibt in Wirklichkeit mannigfaltige
Dauern, und jede dieser Dauern ist Trägerin einer gewissen Art von Ereignissen.« Wie in der
Kybernetik passiert hier ein partieller Anschluss an Bergsons Begriff der Dauer, der aber zum
einen auf alle Arten der Ereignisse ausgedehnt wurde, andererseits pluralisiert wurde. Man
kann dieses Modell später in Foucaults materialen Analysen wiederentdecken, wenn er Sou-
veränitätsmacht, Disziplinarmacht und Sicherheitsdispositiv unterscheidet und dabei keine
Ablösung, sondern eine Überlagerung und Verschränkung diagnostiziert.
103 Foucault: Dits et Ecrits, II, 103, S. 345 [frz. II, 103, S. 279f.].
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erhielt und ihre Niedergangsphantasien aus der Entropie speiste.104 Dafür dürfe
man Ereignisse und Transformationen nicht mehr in temporalen Vokabeln fassen,
sondern müsse Zeit selbst als Streuung in einem Raum dechiffrieren.
Dafür musste aber auch das moderne Raumverständnis ausgetauscht werden.
Wie Markus Schroer rekonstruiert hat, ersetzte Foucault das klassisch-moderne
Containermodell des Raumes mit einem relationalen Raum-Modell.105 Demnach
kann Raum nicht mehr als ein abzugrenzender Container mit festen Wänden ver-
standen werden, in den man dann Menschen und Dinge hineinfüllt. Dieses Modell
der leeren Räume, das für die Beschreibung von Nationalstaaten Pate stand, wurde
durch das Modell eines Raumes ersetzt. Dieser Raum spannt sich nun als ein Ko-
ordinatensystem auf, in dem die einzelnen Punkte verstreut liegen. Die Lagen der
Punkte lassen sich dann einerseits über ihre Beziehung beschreiben, die sich laut
Foucault »formal als mathematische Reihen, Bäume oder Gitter« zeigen.106 An-
dererseits lassen sich Knotenpunkte erkennen, wo sich mehrere Beziehungen zu
Bündeln verdichten und so außergewöhnliche Orte definieren.107
Die Veränderung des Raum-Verständnisses könnte radikaler nicht ausfallen:
Die Vielzahl von Räumenmit Menschen und Dingen, die ihre jeweils eigenen Qua-
litäten besitzen, wird durch die Vorstellung von einem mehrdimensionalen Raum
mit Punkten, Relationen und Orten ersetzt. Letztlich liefert das Netzwerk selbst
ein Raummodell. Foucaults Formulierungen tragen dabei unverkennbar die Spuren
des kybernetischen Netzwerkdenkens, das ebenfalls zu mathematischen Modellie-
rungen (Matrizen) oder diagrammatischen Modellen griff (Bäume, Gitter, Netze),
und dabei ebenso den Unterschied von Menschen und Dingen einebnete.
Es ist daher nur logisch, dass Foucault an die obige Passage mit dem Verweis
anschließt, dass die »Probleme der Lage« vor allem in der Technik durchdacht wer-
den: »Man denke etwa an die Speicherung von Information oder von Teilergebnis-
sen […] im Speicher einer Maschine, an die zufallsbestimmte Zirkulation diskreter
Elemente (zum Beispiel von Autos im Straßenverkehr oder von Tönen in einer Tele-
104 Foucault beschrieb dies erst für das Schreiben, das noch im Bann der Zeit stehe, selbst wenn
es die lineare Ordnung der Erzählung aufhebt; dagegen solleman Sprache inMetaphern des
Raumes denken (Foucault: Dits et Ecrits, I, 24, S. 533f.). Dies generalisierte er in seinem 1967er
Radiovortrag Von anderen Räumen (Foucault:Dits et Ecrits, IV, 360, S. 931-933). Und auch später
hielt er daran fest: »Metaphorisiert man die Transformation des Diskursesmittels eines tem-
poralen Vokabulars, so führt das notwendig zur Verwendung des Modells des individuellen
Bewusstseins mit seiner eigenen Zeitlichkeit. Der Versuch, es im Gegenteil durch räumliche,
strategische Metaphern zu entschlüsseln, erlaubt es, die Punkte genau zu erfassen, durch
die die Diskurse sich […] transformieren.« (Foucault: Dits et Ecrits, III, 169, S. 45).
105 Zum Folgenden vgl. Schroer: »Raum«.
106 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 360, S. 932.
107 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, IV, 360, S. 934.
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fonleitung), an das Auffindenmarkierter oder codierter Elemente«.108 Foucault war
sich offensichtlich im Klaren darüber, dass die von ihm vorgeschlagene, informa-
tionelle Umdeutung des Raumkonzeptes andernorts entwickelt worden war, und
dort außerdem längst auf soziale Probleme angewandt wurde – etwa auf die urba-
nen Probleme eines verdichteten Straßenverkehrs und die Verteilung, Verdichtung
und »Zirkulation […] der menschlichen Elemente«.109
In seinem Frühwerk hatte er diese neue, technologisch imprägnierte Sozial-
theorie vornehmlich auf sprachliche Artefakte angewandt und nur in Interviews
und Vorträgen gelegentlich erwähnt, dass man die Gesellschaft insgesamt als ein
System oder Netzwerk zu betrachten hätte.110 In den folgenden Jahren sollte er
seine Arbeiten hingegen auf jene Orte konzentrieren, die er als Heterotopien vor-
stellte. Es handelt sich dabei um »reale, wirkliche, zum institutionellen Bereich
der Gesellschaft gehörige Orte«, die das Andere der Gesellschaft bündeln, wie etwa
Sanatorien oder Gefängnisse.111
Zurück bei der historisch-spezifischen Bearbeitung des Materials produzierte
Foucault keine Dokumente mehr, die explizit einer Theoretisierung des Raumes
gewidmet sind. Dies ändert nichts daran, dass die wenigen Ausführungen Fou-
caults – so die einhellige Einschätzung der Forschung112 – zum entscheidenden
Impuls für den spatial turn werden, der so die kybernetische Idee des Raums als
Netzwerk weiterträgt. Wie Foucault schrieb: »Die Welt wird heute […] als ein Netz
[verstanden], dessen Stränge sich kreuzen und Punkte verbinden.«113
2. Macht und Machtkämpfe
Am Anfang der 1970er Jahre politisierte sich Foucault. Zuerst nahm diese Politisie-
rung praktische Formen an: In den frühen 1970er Jahren engagierte sich Foucault
in radikalen, aber lokalen Aktionen gegen Institutionen des französischen Nach-
kriegsstaates, insbesondere gegen das Gefängnissystem. Seinen praktisch-politi-
schen Aktivismus, der phasenweisemilitante Züge annahm,überführte er erstMit-
te der 1970er Jahre wieder in eine analytisch-theoretische Form. Schon die ersten
108 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 360, S. 932f.
109 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 360, S. 933.
110 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, I, 70, S. 1048.
111 Foucault:Dits et Ecrits, I, 360, S. 935 (Zitat), 937; vgl. auch Schroer: »Raum«, S. 148-150. Schroer
zeigt außerdem einen zweiten, mit Foucault eng verwandten Katalysator für dieses Raum-
denken auf, nämlich Deleuze und Guattari.
112 Vgl. z.B. Christians: »Landschaftlicher Raum«, S. 255f.; Sasse: »Poetischer Raum«, S. 302;
Schroer: »Raum«, S. 146.
113 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 360, S. 931.
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Seiten dieser Dokumente tragen stets erkennbar die Zeichen der praktischen Ak-
tivitäten.
Mit Foucaults Politisierung politisierte sich auch sein Souveränitätsbegriff. Ins-
besondere seine 1976er Vorlesung In Verteidigung der Gesellschaft und die beiden
großen Bände Überwachen und Strafen und Sexualität und Wahrheit I konfrontier-
ten gleich am Beginn die Machttheorie der Souveränität mit einem neuen Modell.
Die Machttheorie der Souveränität wird bei Foucault allerdings nicht nur recht
eigenwillig, sondern auch ziemlich lückenhaft dargestellt, so die generelle Ein-
schätzung der Foucault-Forschung. Foucault habe das Recht unzulässig auf Straf-
recht reduziert und komme dadurch zu einer »geradezu haarsträubend naiven […]
Verbotssatztheorie des Rechts«, die das charakteristische Merkmal für die sou-
veräne Macht abliefere.114 Diesem Urteil kann man sich vor allem für die frühen
machttheoretischen Schriften durchaus anschließen, in denen der konkrete poli-
tische Kampf gegen die Strafinstitutionen der Nachkriegsgesellschaft besonders
deutlich ist.
Dennoch lässt sich auch ein gehaltvolleres Souveränitätsverständnis bergen,
wenn man die Kritik der Souveränität aus den früheren Schriften einbezieht, die
nicht in Zusammenhang mit dem Institutionensystem standen.Wie zu sehen war,
verband Foucault Souveränität darin zu allererst mit der Philosophie des Huma-
nismus, ihrem Zeit- (Kontinuität, Entwicklung) und Subjektverständnis (Identität,
Kohärenz). Sie waren in der Nachkriegsdebatte ein notwendiges Korrelat zur staat-
lichen Souveränität. Und es ist gerade die epistemologische Perspektive aus Fou-
caults früher Werkphase, mit der er die klassischen ›Fangfragen‹ der staatlichen
Souveränität – ›Wo liegt sie? Wer übt sie aus? Gibt es sie faktisch überhaupt noch?‹
– umgehen konnte. Diesen Impuls setzte Foucault nun machttheoretisch fort.
Seine Macht-Theorie ist der Versuch, die souveränitätstheoretische Bindung
von Politik an den Staat aufzuheben. Auf diese Weise können die Kontrollprozedu-
ren der Gesellschaft insgesamt analysiert werden, und durch diese Analyse werden
wiederum andere Formen politischer Praxis denkbar. Die Souveränität, als Denk-
system und als gegenwärtige Praxis, wurde für Foucault zu einer Abgrenzungsfo-
lie: Weil die Welt »viel komplexer und vor allem viel positiver ist«, muss man sich
zu »einer anderen Theorie der Macht« vorarbeiten.115 Wie ich im Folgenden zei-
gen will, basiert diese andereTheorie auf kybernetischen Figuren wie Komplexität,
Zirkulation und Selbstorganisation in dezentralen Netzen. Mit ihnen entwickelte
Foucault seine Netzwerk-Theorie der Macht (Teil 1).
114 Vgl. Gehring: »Foucaults ›juridischer‹ Machttyp, die Geschichte der Gouvernementalität und die
Frage nach Foucaults Rechtstheorie«, Zitat auf S. 175; Biebricher: »Souveränität und Recht in
der Staatsanalytik Foucaults«.
115 Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 91f.
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Mit dieser Netzwerk-Theorie bezog er zugleich Stellung in den Deutungskämp-
fen der 1970er Jahre (Teil 2). Dabei wandte er sich immer mehr auch gegen die
Protest- und Regierungsformen der marxistischen Linken, bei denen er den glei-
chen Machttypus entdeckte, der auch die Institutionen noch mitpräge. Erst durch
diese politische Auseinandersetzung entwickelte er letztlich eine historisch fun-
dierte Analyse der Gegenwart der liberalen Sicherheitsgesellschaft, in der er unter-
schiedliche Schichten des Regierungsdenkens der Nachkriegszeit historisch abtrug
(Teil 3). Foucault verteidigte das Netzwerk-Modell, weil es theoretisch-analytisch
und praktisch-politisch eine Alternative lieferte, um Regieren anders zu denken
und Protest anders zu organisieren.
Eine neue Theorie der Macht
Der Ausgangspunkt der Kybernetik war die Verschiebung vomWas zumWie. Man
sollte laut Ross Ashby nicht mehr fragen, was eine Maschine ist, aus welchen Teilen
sie bestehe, man sollte fragen, was sie tut und wie sie funktioniert. Die Elemente
seien daher zweitrangig, sondern es komme auf die Relationen zwischen ihnen und
deren Variation an. Durch diese Verschiebung wurde es möglich, sich gegen die
Newton’sche Mechanik auf der einen und gegen das humanistische Souveränitäts-
denken auf der anderen Seite zu wenden. Man konnte die alte Grenze ›Intention,
Identität und Bewusstsein versus determinierte Mechanik‹ ablegen und stattdes-
sen Kontroll- und Regelungsmechanismen in allen beliebigen Systemen untersu-
chen.
Es ist diese Verschiebung vom Was zum Wie, die auch der Ausgangspunkt für
Michel Foucaults Zugang zur Machtfrage war: »Was ich zu durchqueren versucht
habe, seit 1970-1971, war im Großen und Ganzen das ›Wie‹ der Macht«.116 Damit
verwies Foucault darauf, dass er seit seiner Antrittsvorlesung das Problem der Ver-
bindung von Macht und Wissen aufgenommen hatte, und die ›Lösung‹ dieses Pro-
blems implizierte einen frontalen Angriff auf die souveräneMachttheorie: »Es ging
nicht darum, die Macht auf der Ebene der Intention oder der Entscheidung zu
analysieren« und die »Frage zu stellen: Wer hat die Macht? Was hat er im Kopf?
[…] Sondern:Wie geschehen die Dinge in genau dem Moment, […] in diesen konti-
nuierlichen Prozessen, die die Körper unterwerfen, die Gesten leiten [dirigent] und die
Verhaltensweisen lenken?«117
116 Foucault: Dits et Ecrits, III, 194, S. 232. Foucault ließ die ersten beiden Vorlesungen aus dem
Zyklus von 1976 direkt in dem italienischen Band über dieMikrophysik der Macht abdrucken.
Ich beziehemich auf diese, weil sie die sofort zirkulierenden Textewaren; derenÜbersetzung
in der deutschen Schriftenausgabe ist zudem semantisch vielfach treffender als die der Vor-
lesung (s.a. Foucault: In Verteidigung der Gesellschaft, S. 13-57).
117 Foucault: Dits et Ecrits, III, 194, S. 236f. [III, 194, S. 179], Hervorhebung hinzugefügt, Überset-
zung ans Original angepasst.
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Die kybernetische Sicht auf Kontrolle wird in dieser programmatischen For-
mulierung bereits mehr als deutlich, und zwar nicht nur in der Verschiebung vom
Was zumWie. Die Machtanalyse wird auch unmittelbar als eine Frage der Kontrolle
gedeutet, in der es um die Lenkung, Führung und Steuerung von Subjekten und
ihren Verhaltensweisen geht.118 Diese kann aber gerade nicht als eine intentionale
Steuerung gefasst werden, die von einem Kopf oder einem Zentrum ausgehe und
die Gesellschaft durchwirke.119
Auch Foucaults Machtmodell impliziert insofern eine Steuerungsskepsis. So
wie die Kybernetik die kausale Steuerungsidee für »naiv« und »primitiv«120 hielt,
bezeichnete auch Foucault die Theorie der Souveränität ausdrücklich als primi-
tiv.121 Er verbannte daher ebenfalls die Vorstellung, dass jemand Macht besitzen,
repräsentieren oder alleine ausüben würde und stand auch der umgekehrten Vor-
stellung einer Gesellschaft ohne Regulation kritisch gegenüber, wie bereits seine
Antrittsvorlesung gezeigt hat. Der bekannte Gegenvorschlag lautete, dass Macht
ein Effekt allgegenwärtiger, permanenter und dezentraler Selbstorganisation ist:
»Allgegenwart der Macht: nicht weil sie das Privileg hat, unter ihrer unerschütter-
lichen Einheit alles zu versammeln, sondern weil sie sich in jedem Augenblick und
an jedem Punkt – oder vielmehr in jeder Beziehung zwischen Punkt und Punkt – er-
zeugt. […] Und ›die‹ Macht mit ihrer […] Selbsterzeugung ist nur der Gesamteffekt
all dieser Beweglichkeiten«.122
In dieser Idee einer reflexiven Selbstorganisation der Macht fällt nicht nur die ky-
bernetische Terminologie ins Auge, es deuten sich auch vier Kernelemente von Fou-
caults Machtbegriff an, die sich mit kybernetischen Kontrollvorstellungen über-
schneiden.
Erstens behält Foucault die Prämisse aus Die Ordnung des Diskurses bei, dass es
kein Außerhalb der Macht, kein Außerhalb der Kontrollmechanismen gibt. Die-
se Allgegenwart beruht – zweitens – in zeitlicher und räumlicher Hinsicht darauf,
dass sich Macht in jedem Moment und überall neu (re-)produzieren muss. Sie ›ist‹
nur, insofern sie sich reproduziert. Diese Reproduktion erfolgt dabei – drittens
118 Der Begriff der sozialen Kontrolle fällt in Foucaults Texten häufig und in den späten 1970er
Jahren waren Lenkung und Führung Ausgangspunkt für eine Anpassung der Machttheorie
unter dem Label des Regierens. Soziale Kontrolle auf soziologischer und Regieren auf poli-
tikwissenschaftlicher Seite sind gewissermaßen zwei zentrale Einfallstore der Kybernetik in
die Sozialwissenschaften. Damit sind aber sehr spezifische Verständnisse der Konzepte ver-
bunden, denn sie sehen kein Außerhalb von Kontrolle vor und ermöglichen dadurch, ›Politik‹
bzw. ›Regieren‹ auf alle möglichen Interaktionen auszuweiten.
119 Neben dem Zitat etwa auch Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 53, 90.
120 Beer: Kybernetik und Management, S. 36.
121 Foucault: In Verteidigung der Gesellschaft, S. 59.
122 Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 94.
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– dadurch, dass die Elemente eines Netzwerks sich selbst zueinander in Bezie-
hung setzen. Die ›Selbsterzeugung‹ der Macht basiert also auf der Konnektivität
zwischen den einzelnen Punkten, weswegen Foucault von dem »strikt relationalen
Charakter«123 der Macht spricht. Als Macht erscheint dann nur noch das Muster,
das aus dieser Konnektivität emergiert. Daher sagt Foucault schließlich, Macht sei
nur »der Name einer komplexen strategischen Situation«.124
Die Selbstorganisation der Macht wird im Übrigen auch in Foucaults weiterer
Rhetorik deutlich. Denn bei der Beschreibung von Macht dominieren reflexive
Verbformen: Die Macht erzeugt sich, verteilt sich, sie übt sich aus (s’exercer),
sie verlagert und verändert sich. Dies bringt nicht nur die Selbstbezüglichkeit
zum Ausdruck, sondern verdrängt zugleich ein einheitliches, steuerndes Subjekt
aus der Satzkonstruktion. Diese zirkuläre Funktionsweise von Macht brachte
Foucault dann auch in ein Modell, das Netzwerk-, Schaltplan- und Zirkulations-
begriffe überblendete und damit die eben genannten kybernetischen Denkfiguren
fortführte. Macht erscheint als »ein feines Netz […], das unter Strom gesetzt
wird«:125
»DieMachtmuss, wie ich glaube, als etwas analysiert werden, das zirkuliert [circu-
le] oder […] das nur in einer Kette funktioniert; sie ist niemals lokalisiert hier oder
da, sie liegt nie in den Händen einiger, sie ist niemals angeeignet wie ein Reich-
tum oder ein Gut. DieMacht funktioniert, dieMacht übt sich alsNetz aus, und über
dieses Netz zirkulieren die Individuen nicht nur, sie sind stets auch in der Position
des Hinnehmens und auch der Ausübung dieser Macht […] sie sind immer auch
deren Schaltstelle [relais].«126
Die Metapher des Netzwerks macht hier – wie in der Kybernetik – die recht abs-
trakte Rede von der Relationalität eines Systems besonders anschaulich und plau-
sibilisiert auf diese Weise die theoretischen Folgerungen von Foucaults Machtmo-
dell. Denn sie suggeriert ein Diagramm der Punkte, zwischen denen Beziehungen
bestehen, die je nach gezeichneter Beziehung ein anderes Muster, einen anderen
Effekt hervorrufen. Damit illustriert sie die Abhängigkeit der Elemente und ih-
rer Beziehungen untereinander (Komplexität, Konnektivität). Zugleich zeigt sie,
123 Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 96.
124 Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 94 (Hervorhebung hinzugefügt).
125 Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 75.
126 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, III, 194, S. 238 [frz. III, 194, S. 180] (siehe auch Foucault: In Vertei-
digung der Gesellschaft, S. 44); Hervorhebung hinzugefügt. Im letzten Teil ist die Übersetzung
angepasst, um enger am französischen Original zu sein: »[…] Le pouvoir fonctionne, le pou-
voir s’exerce en réseau et, sur ce réseau, non seulement les individus circulent, mais ils sont
toujours en position de subir et aussi d’exercer ce pouvoir ; ils ne sont jamais la cible inerte
ou consentante du pouvoir, ils en sont toujours les relais«.
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dass Macht keine Substanz hat und kein Gut ist, sondern nur in den jeweils ak-
tuellen Prozessen besteht. Diese Prozesse und ihre Ergebnisse können sich aber
verändern (Kontingenz und Variabilität). Vor diesem Hintergrund müssen nun al-
le ›klassischen‹ Theorien der Macht, die von Vertrag und Besitz ausgehen, abgelegt
werden; allzu einfache Adressierungen an Großsubjekte und Großverläufe werden
unplausibel.
Gleichzeitig hat die technologische Metaphorik aber auch Folgen für die Rolle
des Subjekts. Denn auf dem Schaltplan der Macht ließ Foucault dabei das ›Indivi-
duum‹ als ein Relais auftreten, durch das der Stromfluss einerseits hindurchgeht,
das den Stromfluss aber andererseits auch weiterreicht. Die doppelte Rolle des Re-
lais als ›Empfänger‹ und ›Sender‹ von Strom bringt die Verbindung von Abhängig-
keit und Aktivität im Netzwerk-Denken der Macht zum Ausdruck. Im Modell des
Netzwerks kann das Individuum kein ursprüngliches, unabhängiges, souveränes
Element sein. Vielmehr stellt es ein völlig abhängiges Teil des Schaltkreises dar,
das durch seine Position geformt wird. Dies hat Foucault als die Produktivität der
Macht bezeichnet: Das Individuum mit seinem Körper, auf seinen Wünschen und
seinem verfügbaren Wissen ist »[i]n Wirklichkeit […] eine der ersten Wirkungen
der Macht«.127
Die beiden großen Arbeiten der Zeit waren dem Versuch gewidmet, diese Pro-
duktivität am historischen Material zu demonstrieren. So zeigte Foucault in Über-
wachen und Strafen, dass jedem Gefängnissystem ein Netzwerk von Produktions-
apparaten entspreche, in dem ein spezifisches Wissen zum Sinn und Verfahren
des Strafens erzeugt werde. In ähnlicher Weise argumentierte er in Sexualität und
Wahrheit, dass auch die Sexualität ihr je eigenesmedizinisches und politischesWis-
sen produziere. Erst in diesemWissen werden die entsprechenden Verhaltenswei-
sen für das Individuummöglich, selbst Delinquenz und sexuelle Perversion. Dafür
schließen die Produktionsapparate direkt an die Körper an: Sie extrahieren Lüste
und Begierden, verarbeiten sie und bringen sie dann wieder in Gestalt von Körper
und Seele beim Individuum in Form.128
Foucault hatte schon früh gefordert, den einheitlichen und unversehrten Kör-
per aufzulösen, dem die Sorge des Souveränitätsdenkens galt. Nun wurde er tat-
sächlich in die Vielzahl der maschinellen Prozesse der Macht, in ihr Ensemble von
»Schaltstationen, Verbindungskanälen und Auflagepunkten« aufgelöst,129 die sich
127 Foucault: Dits et Ecrits, III, 194, S. 238. Für eine ausführliche Rekonstruktion der Aspekte der
Produktivität (Körper, Wissen, Seele) vgl. Saar: Genealogie als Kritik, S. 213-224.
128 Siehe Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 64f., 146f. (auch für die konkrete Wortwahl).
129 Foucault: Überwachen und Strafen, S. 40; Übersetzung angepasst, denn sie überging die tech-
nische Konnotation aller drei Begriffe im frz. Original: »de relais, de voies de communication
et de points d’appui« (Foucault: Surveiller et Punir, S. 33).
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Anschlusspunkte im Körper suchen: »die Macht zieht sich […] durch unseren Kör-
per hindurch«.130 An dieser Stelle treffen sich zwei Einflüsse auf Foucault. Zum ei-
nen schloss er an Nietzsche an, indem er mit der Genealogie die Künstlichkeit der
eigenen moralischen Vorstellungen in drastischen Worten zutage treten lässt.131
Zum anderen trifft dies hier auf die konzeptionellen und rhetorischen Strategien
der Technologie. Bereits Warren McCulloch und Walter Pitts hatten darauf abge-
stellt, dass die Logik in das Gehirn eingeschrieben ist. Dabei diente die mecha-
nische Semantik schon in der Kybernetik dazu, sich von der Repräsentationsidee
mit ihren phänomenologischen Darstellungen zu distanzieren. Eine ähnliche Ma-
terialisierung der technischen Logik findet sich nun auch bei Foucault und seiner
Analyse der »politischen Technologie des Körpers«.132 Sie verstellt den Weg zurück
zu ›alten‹ Subjektvorstellungen.
Dass Foucault das Individuum in dieser Weise präsentierte, hatte aber eben
nicht nur eine passive, unterwerfende Seite. Denn ein Relais leitet den Strom auch
aktiv weiter und nimmt dabei immer auch eine Weichenstellung vor: Es lenkt den
Strom (um). Die Beschreibung zeigt daher, dass Foucault bereits Mitte der 1970er
Jahre prinzipiell die Vorstellung hatte, dass es einen aktiven Part bei jedemElement
gibt.Weil die »infinitesimalen Mechanismen« in den Verästelungen des Netzwerks
»ihre eigene Geschichte, ihren eigenen Verlaufspfad, ihre eigene Technik und Tak-
tik haben«, kann man die Machtanalyse nicht als »eine Art Deduktion« vorneh-
men, »die vom Zentrum ausgehen« würde.133 Man muss sie als eine »aufsteigende
Analyse« durchführen, die von lokalen Punkten in den Verästelungen des Netzes
ausgeht.134
130 Foucault: Dits et Ecrits, II, 194, S. 239.
131 Vgl. für Nietzsches Einfluss Saar: »Genealogie und Subjektivität«; noch ausführlicher Saar:
Genealogie als Kritik, S. 204-246. Vermutlich von Nietzsche importierte Foucault auch die
Semantik des Kampfes bzw. Krieges, die er vor allem in den frühen 1970er Jahren an das
Netzwerk-Modell koppelte und dann um 1977/78 fallen lässt. In diesemZusammenhangwer-
de ich später auf das Kriegsmodell zurückkommen. Auch bei der Kybernetik bestand im Üb-
rigen erst eine Verbindung zumKrieg, der ihr strategischesDenkenmitgeprägt hat, und auch
in der Kybernetik fand eine Hinwendung zum Spiel statt – wie bei Foucault. Auch wenn also
die Kampf-Semantik nicht aus der Kybernetik stammte, so lässt sich eine Wahlverwandt-
schaft ausmachen, die es erlaubte, beide Stränge zu verbinden. Zu Foucaults Kriegs-Modell
vgl. Richter: Grenzen der Ordnung, S. 117-126; Bröckling: »›Nichts ist politisch, alles ist politi-
sierbar‹«, S. 416; Dean: Governmentality, S. 35f.
132 Foucault: Überwachen und Strafen, S. 34.
133 Foucault: Dits et Ecrits, III, 194, S. 239.
134 Foucault: Dits et Ecrits, III, 194, S. 239. Die berühmte These »Wo es Macht gibt, gibt es Wider-
stand« kann – auch – als eine Folge der Analogie von Macht und Schaltkreis gelesen werden.
Denn in jedem Schaltkreis gibt es einen elektronischen Widerstand, der durch die Vielzahl
der Elemente zustande kommt, über die der Strom fließen muss (Foucault: Sexualität und
Wahrheit I, S. 96; vgl. auch Gerrie: »Was Foucault a Philosopher of Technology?«).
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Die Gleichzeitigkeit von Abhängigkeit und Autonomie stellte Foucault vor das
klassische Problem,135 emergente Effekte von Selbstorganisation plausibel zu ma-
chen: Die Macht-Analyse müsste dem Eigenverhalten und der Effekthaftigkeit der ele-
mentaren Mechanismen gerecht werden. Und sie müsste zugleich erläutern, wie
diese beiden Aspekte zusammenhängen.Wenn Foucault dieses Problem diskutier-
te, überlagerte er oft die maschinen-nahen Terminologien des Netzwerk-Modells
mit der Terminologie von Strategie und Taktik.
Diese Semantik pendelte vorerst zwischen Spiel und Krieg.Mit ihr konnte Fou-
cault eine lokale Perspektive einnehmen, in der eine Vielzahl eigenständiger Tak-
tiken sichtbar werden, um dann zu einer globaleren Perspektive überzugehen, mit
der er beobachten konnte, wie sich lokale Taktiken zu Strategien bündeln. Zwi-
schen den lokalen Taktiken und den komplexen globalen Strategien bestehe dabei
ein »zweifaches Bedingungsverhältnis«:136 Jede lokale Taktik agiere unter dem Ein-
druck, den Zwängen und Möglichkeiten einer Gesamtstrategie; diese Gesamtstra-
tegie aber wird zugleich von der Vielzahl der lokalen Taktiken ständig umgestaltet.
Macht, um dieses Zitat mit Betonung auf die Metapher zu wiederholen, ist dann
der Name »einer komplexen strategischen Situation in einer Gesellschaft«.137
Durch diese Reformulierung der Macht in den Begriffen von Taktik und
Strategie hatte Foucault ein zweites semantisches Feld, um die Merkmale seiner
Netzwerk-Begrifflichkeit zu erläutern. Mit beiden konnte Foucault drei zentrale
Weichenstellungen plausibel machen: In erster Linie konterkarieren sie beide
die Repräsentationslogik. Keine lokale Taktik würde demnach einfach nur eine
übergeordnete Strategie wiederholen, sondern beide würden stets eine gewisse
135 Zu dieser Debatte in der Kybernetik vgl. das Kapitel Komplexität.
136 Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 99.
137 Foucault: Sexualität und Wahrheit I, S. 94 (Hervorhebung hinzugefügt). Richter: Grenzen der
Ordnung, S. 111-117, liegt also m.E. falsch mit der These, dass es sich um zwei widersprüch-
liche Aspekte handelt, Macht einmal als Gesamtkonstellation und einmal als ›beziehungs-
immanentes Wirkungsvermögen‹ zu betrachten. Ganz im Gegenteil: Folgt man der techno-
logischen Theorie, sind es tatsächlich zwei Seiten derselben Medaille, nämlich der These,
dass Macht reine Prozessualität zwischen interagierenden Elementen ist. Macht ist dann
ein Vermögen, weil sie in einen systemischen Zusammenhang eingebettet ist. Das kritische
Potenzial ergibt sich aus der konstitutiven Variabilität von Systemen: Sie können immer so
oder anders sein, sodass man diese Potenz, die Ashby nicht ohne Grund power nannte, ge-
gen historisch-spezifische Konstellationen wenden kann. Vor diesem Hintergrund ist daher
auch Martin Saars Vorschlag plausibler, Foucaults Machtverständnis keiner handlungstheo-
retischen, sondern einer systemischen Traditionslinie zuzuordnen (vgl. Saar: Genealogie als
Kritik, S. 234-246). Nur reicht der philosophische Blick auf Spinoza und Nietzsche nicht aus,
weder für die Rekonstruktion und gegenwartsbezogene Historisierung dieser Linie noch für
die Einordnung Foucaults.
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Eigenständigkeit bewahren müssen, denn erst die Kombination unterschiedlicher
lokaler Vorgehensweisen bildet eine (erfolgreiche) Strategie.138
Durch die Eigenständigkeit der Taktiken unterstreicht die Strategie-Termino-
logie zweitens die Flexibilität der Kräfteverhältnisse, die permanent ungleich sind
und sich daher permanent neu austarieren. Es handelt sich also nicht um starre
Strukturen, sondern um ständige gegenseitige Beeinflussungen. In dieser »steti-
gen Variation«139 kann dann jedes Element mal die eine, mal die andere Funkti-
on übernehmen: Alle vorfindlichen Elemente sind taktisch polyvalent; sie können
in unterschiedlichen ›Serien‹ vorkommen, sodass insgesamt ein »komplexes und
wechselhaftes Spiel« entsteht.140
Wie man sieht, haben Differenzierungen und Variabilität schließlich die Kom-
plexität der Machtbeziehungen zur Folge, die Foucault immer wieder explizit be-
tont. In seiner Strategie-Semantik findet man dementsprechend auch die typische
Kombination aus Kausalitätskritik und Komplexitätsbehauptung: Die Machtbezie-
hungen haben nur lokal bestimmte Ziele und diese können sich mit anderen Ebe-
nen verbinden oder auch aufheben. Die globalen Effekte der Macht lassen sich da-
her nicht »im kausalen Sinn [als] Wirkung einer anderen […] Instanz«141 erklären,
sondern nur so lesen, als ob es eine intentionale Strategie gegeben hätte.142 Diese
beobachtergenerierte Quasi-Teleologie hatte auch die kybernetische Debatte um
Selbstorganisation geprägt.
Wie eng die kybernetischen Begriffsfelder von Foucault verwoben werden, um
seine neue Machttheorie zu erklären, zeigt sich auch am Begriff des Dispositivs.
In Sexualität und Wahrheit verwendete Foucault den Begriff, der im Französischen
138 Siehe Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 99f.
139 Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 98 (Hervorhebung entfernt).
140 Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 100.
141 Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 95.
142 Vgl. auch Saar: Genealogie als Kritik, S. 212. Dort distanzierte Saar Foucault auch von System-
theorien, weil er keine Vorstellung funktionaler Differenzierung habe. Auch wenn – selbst-
verständlich! – richtig ist, dass Foucault keine Systemtheorie betrieb, würde ich doch auf zwei
Aspekte hinweisen: Erstens grenzte Foucault – wie die Systemtheorie – seine »differentielle
Analyse« explizit über Komplexität von der simplizistischen und daher veralteten Souveräni-
tätstheorie ab (Foucault: Dits et Ecrits, II, 163, S. 1011). Zweitens kippt diese Komplexitätsthe-
se sowohl in Überwachen und Strafen als auch in Sexualität und Wahrheit I dann auch in eine
historische Dimension der steigenden Ausdifferenzierung. So heißt es dort am Anfang bei-
spielsweise, dass man die Analyse der Sexualität nicht nur in binären Begriffen fassen dürfe,
sondern sie in »eine komplexere und globalere Strategie« einordnen muss. Später im Band
hielt Foucault dann mit Bezug auf »die modernen industriellen Gesellschaften« fest: »nie-
mals gab esmehrMachtzentren, niemalsmehr Berührungs- undVerbindungskreise, niemals
mehr Brennpunkte« (Foucault: Sexualität und Wahrheit I, S. 8, 53). Für die Gegenüberstellung
siehe auch S. 95 sowie Foucault: Dits et Ecrits, III, 194, S. 235; III, 197, S. 304.
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sowohl mechanische als auch militärische Konnotationen hat,143 um unterschied-
liche historisch-spezifische Machtformationen beschreiben zu können. Als er im
Interview gebeten wurde, diesen Begriff zu definieren, kamen alle Metaphern noch
einmal zusammen:
»Das, was ich mit diesem Begriff zu bestimmen versuche, ist eine entschieden
heterogene Gesamtheit, bestehend aus Diskursen, Institutionen, architektonischen
Einrichtungen […], wissenschaftlichen Aussagen, […] kurz, Gesagtes ebenso wie
Ungesagtes, das sind die ElementedesDispositiv. DasDispositiv selbst ist dasNetz,
dasman zwischen diesen Elementen herstellen kann. Zweitens ist das, was ich im
Dispositiv festhalten möchte, gerade die Natur der Verbindung, die zwischen die-
sen heterogenen Elementen bestehen kann. […] Kurz, zwischen diesen diskursi-
ven und nicht-diskursiven Elementen gibt es gleichsam ein Spiel, gibt es Positions-
wechsel undVeränderungen in den Funktionen, die ebenfalls sehr unterschiedlich
sein können. Drittens verstehe ich unter Dispositiv eine Art – sagen wir – Gebilde
[formation], das zu einem historisch gegebenen Zeitpunkt vor allem die Funktion
hat, einer dringenden Anforderung nachzukommen. […] Es hat damit einen stra-
tegischen Imperativ gegeben, der alsMatrix […] fungierte«.144
Die drei Begriffscluster – die dominante Netzwerk-Begrifflichkeit, die Strategie-
und Spiel-Begrifflichkeit und die mathematische Begrifflichkeit der Matrix – ka-
men in gleicher Weise bereits in der Kybernetik vor. Dort wurden sie ebenfalls
überkreuzt, um eine neue Theorie gegen die veraltete Steuerungstheorie durch-
zusetzen. Und unabhängig davon, ob Foucault die Begriffe bewusst übernahm, lebt
auch seine neue Theorie der Macht davon, dass die kybernetischen Begriffe der
Souveränitätstheorie ein Set an Denkmodellen entgegensetzen, die sich untereinan-
der stützen und damit die konzeptionellen Aspekte der Theorie festigen. Sie stei-
gern die Intelligibilität derTheorie, weil sich die eine Überlegung, etwa im Rahmen
der Netzwerk-Terminologie, mit einer anderen Terminologie erläutern lässt. Das
ist die Funktion, die der permanente Metaphernwechsel übernimmt.
In der Rückschau lässt sich daher eine verhältnismäßig kohärente Verbindung
eines Begriffsapparats mit Prämissen über die Wirkungs- und Funktionsweise von
Macht erkennen, der man den Status einer Theorie zuschreiben kann.145 Diese
Theorie der Macht wird systematisch anhand des Netzwerk-Modells entwickelt.
Man kann gewissermaßen sagen, dass Foucaults Mikrophysik der Macht dezidiert
mit derMikroelektronik verwandt ist, weil beide von den konzeptionellen Entwick-
lungen der Kybernetik inspiriert wurden.
143 Link: »Dispositiv«, S. 238.
144 Foucault: Dits et Ecrits, III, 206, S. 392f. [frz. III, 206, S. 299] (Hervorhebung hinzugefügt).
145 Vgl. Saar: Genealogie als Kritik, S. 206, 223; Kabobel: Die politischen Theorien von Luhmann und
Foucault im Vergleich, S. 16-18, 33-35.
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Infolgedessen trägt sie aber auch starke sozialontologische Annahmen in sich,
die in der Regel beim Anschluss an Foucault mit seinem metaphorischen Rastern
übernommen werden. So postuliert das Netzwerk-Modell eine strikte Relationalität
und Konnektivität der Dinge; es geht von der Ubiquität sozialer Kontrolle aus, die sich
in räumlicher Hinsicht durch eine Verteilung der Netzwerkpunkte manifestiert
und in zeitlicher Hinsicht eine permanente, in Echtzeit ablaufende Selbstorganisa-
tion konstituiert.
Diese Macht-Netzwerke sind per definitionem flexibel, divers, variabel und
produktiv. Die Identitäts-, Kausalitäts-, Repräsentationslogik der Souveränität
sollte einer genau entgegengesetzten Technologik der Macht weichen. Das aber
ist selbst ein (ideen-)politischer Vorgang.
Im Handgemenge der 1970er Jahre
Foucaults Machttheorie wollte zugleich ein nur analytisches Modell sein, eine der
Realität angemessene Beschreibung liefern und als Instrument im politischen
Kampf dienen. In ihr überlagern sich daher heuristischer Anspruch, sozialon-
tologische Behauptungen und die ideenpolitische Stoßrichtung seiner Modelle
und Analysen. Foucault nutzte diese unterschiedlichen Perspektiven nicht nur,
um sich je nach Situation auf den einen oder anderen Anspruch zu beziehen,
man kann auch beobachten, wie sich die politische Dimension, die historische
Analyse und der methodisch-theoretische Zuschnitt der Machttheorie gegenseitig
beeinflussen. Im Folgenden soll daher nachgezeichnet werden, wie Foucault seine
Machttheorie und die damit zusammenhängende Befürwortung dezentraler, kom-
plexer Selbstorganisation durch die immer schärfer werdenden Krisendebatten
der 1970er Jahre manövrierte.
Dabei fand sich Foucault nicht selten zwischen den Fronten, weil er die Macht-
theorie einerseits nutzte, um die repressiven Strukturen, die sich durch veraltete
Machtmodelle in der Nachkriegsgesellschaft abgelagert hatten, in lokalen Aktionen
anzugreifen. Andererseits sah er die Spuren dieser veralteten Modelle aber auch in
den Rationalitäten und Aktionsformen von anderen Gegner:innen dieser Struktu-
ren, mit denen er bei seinen militanten Aktionen nicht selten gemeinsame Sache
machte.
Die Ambivalenzen, die der gemeinsame Angriff mit sich brachte, werden schon
in Foucaults Kampf gegen die Gefängnisse deutlich. Auslöser des Engagements
waren die massenhaften Inhaftierungen, nachdem die maoistische Gauche proléta-
rienne im Mai 1970 verboten worden war; um die Hungerstreiks der Gefangenen
zu unterstützen, gründete Foucault zusammen mit Jean-Marie Domenach, Daniel
Defert undweiteren eine Aktionsgruppe. Als Namen für die Gruppe lehnte Foucault
aber den in linken Kreisen gängigen, juridischen Begriff ›Untersuchungskommis-
sion‹ ab und setzte einen anderen durch: Groupe d’Information sur les Prisons (GIP).
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Die Gruppe schloss also in der Namensgebung an das informationstheoretische
Vokabular seit der Archäologie an und formulierte in kybernetischem Vokabular ih-
re Zielsetzung: Sie forderte »Informationen«, um Einblick in die »Blackbox unseres
Lebens« zu erhalten.146
Auch die Organisationsstruktur war erkennbar von den Imperativen einer
Netzwerk-Theorie geprägt (Foucault arbeitete bereits an dem Band, der später
Überwachen und Strafen heißen sollte): Ganz im Gegensatz zum hierarchischen
Aufbau der Gauche Prolétarienne mit ihren an der Spitze – bei Nationalkongress,
Initiativkomitee und Zentralsekretariat – konzentrierten Steuerungsbefugnissen
wollte die GIP eine ausschließlich lokale Gruppe sein, die konkretes Alltagswissen
sammelt, statt die Zustände der Gefängnisse als Repräsentation eines universellen
Klassenkampfes zu stilisieren.147 Getreu der technologischen These einer ›Auto-
nomie‹ lokaler Regelungsmechanismen waren die dezentralen Kämpfe in ihrer
Singularität anzuerkennen. Die globalere Kraft würde durch die Vielzahl lokaler
Kämpfe – von Gefangenen, Kranken, Homosexuellen, Frauen etc. – entstehen, so
Foucault, und zwar durch das »System der Macht selbst«, das ja Strom durch alle
diese lokalen Mechanismen schicken müsste.148
Daraus folgten zwei organisatorische Prämissen. Erstens hatten sich die ver-
sammelten Intellektuellen nicht als Sprachrohr der Gefangenen und als Interpre-
ten ihrer Situation aufzuspielen, und zweitens sollte die Gruppe sich nicht zu einer
Großorganisation auswachsen, sondern alle regionalen Nachahmer sollten ihre Ei-
genständigkeit wahren. »Nicht wir führen die Untersuchung durch«, bekräftigte
Foucault seine Vorstellung: »Es bedurfte nur einer Initialzündung. Jetzt sind wir
eine Relaisstation für die Gruppen, die in der Provinz und in Paris entstehen. […]
Die Information muss zirkulieren«.149
Allerdings zeigt sich in den Dokumenten der GIP auch, dass man ohne die ›al-
ten‹ Vorstellungen der liberalen Demokratien und der sozialistischen Kritik nicht
ganz auskam. Verbürgt durch dieMenschenrechtserklärung von 1789, so argumen-
tierte das Manifest, hätte »die Gesellschaft das Recht und die Pflicht, Rechenschaft
zu verlangen«;150 man habe ein Recht auf Wissen und wende sich mit dem Wis-
sen an »die Öffentlichkeit«, um sie zu »alarmieren«.151 Damit nahm man, und sei
es nur für strategische Zwecke, ganz klar die universellen Rechtsvorstellungen und
die liberaldemokratischen Steuerungsvorstellungen in Anspruch, die manmit dem
146 Foucault: Dits et Ecrits, II, 86, S. 212.
147 Vgl. Kindtner: »Strategien der Verflüssigung«, insb. S. 382-388. Kindtner zitiert dort auch Fou-
caults Freund Domenach, der die GIP explizit als loses Netzwerk bezeichnete (S. 383).
148 Foucault: Dits et Ecrits, II, 106, S. 393.
149 Foucault: Dits et Ecrits, II, 88, S. 216 (Hervorhebung hinzugefügt).
150 Foucault: Dits et Ecrits, II, 93, S. 246.
151 Foucault: Dits et Ecrits, II, 86, S. 213.
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anti-universellen, anti-repräsentativen Denken der Netzwerke unterlaufen wollte.
Und ebenso verwendete man auch die ›alte‹ Zweiteilung der Gesellschaft, in der
sich Herrschende und Beherrschte, ›der‹ Staat und die Unterdrückten gegenüber-
stehen, um die Situation zu dramatisieren.152
Es ist des Öfteren bemerkt worden, dass auch Überwachen und Strafen sich von
diesen Ambivalenzen nicht ganz freimachen konnte, ist es doch auch ein Instru-
ment des Kampfes gegen die Strafinstitutionen des Nachkriegsstaats gewesen.153
Wie in keinem anderen Buch setzte Foucault hier den genealogischen Imperativ
um, nach demman nicht die eine wahre Geschichte, sondern die eigene Geschich-
te so erzählen soll, »daß ich beim Zuhören so, wie ich glaube, unwiderruflich zu
sein, nicht mehr sein will und beim Zuhören selbst begreife, daß ich so auch nicht
sein muß«.154 Wie in der praktischen Arbeit der GIP ging es also darum, ein Wis-
sen wieder freizulegen, das bisher unter dem Druck der offiziellen Geschichte ver-
schwunden war.155 Überwachen und Strafen entlarvte die humanistische Wohlfahrts-
staatlichkeit der Nachkriegszeit als eine Maschinerie der Disziplinierung.
Dafür verwendete Foucault die Dispositiv-Analyse und entzifferte die Strafme-
chanismen als eine »komplexe gesellschaftliche Funktion«, in der Machtverhält-
nisse und Erkenntnisbeziehungen eine »gemeinsame Matrix« bilden und die so
entstehende Technologie in den Körper einschreiben.156 Die Disziplinarmacht war,
so die erste These des Buches, von der Souveränitätsmacht grundverschieden. Die
Souveränität definierte Foucault als ein spezifisches »Netz von Beziehungen«,157 in
dem binäre Gegenüberstellungen vorherrschen. In einer solchen Gesellschaft rich-
te sich die Tat eines Verbrechers immer unmittelbar gegen Person, Körper und
Recht des Souveräns. Die Strafe sei daher gar nicht als Gleichgewicht angelegt,
sondern diene dazu, die Übermacht des Souveräns faktisch und zeremoniell durch
eine »differenzierte Produktion von Schmerzen« wiederherzustellen.158 Sie ist al-
so unmittelbar Ausdruck der Macht des Souveräns. Im Unterschied zu dem eher
großmaschigen Netz der Souveränität sei das Netz der Disziplinarmacht, die sich
mit der Moderne am Beginn des 19. Jahrhunderts durchsetzte, dichter und die
152 Foucault: Dits et Ecrits, II, 88. S. 217; s.a. S. 219 (sexuelle Unterdrückung); II, 91, S. 238f.; II, 94,
S. 249. Damit ist nicht gesagt, dass im Netzwerk-Modell kein Zwang denkbar ist (so wollte
Foucault ja auchnie verstandenwerden); er durfte nur nicht einfachüber eine großeBinarität
erklärt werden.
153 Vgl. Richter: Grenzen der Ordnung, S. 109; Simons: Foucault & the political, S. 83; auch Foucault
vermerkte später seine Probleme, siehe Foucault: Dits et Ecrits, III, 192, S. 197.
154 Saar: »Genealogie und Subjektivität«, S. 170.
155 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, III, 193, S. 117-121.
156 Foucault: Überwachen und Strafen, S. 34.
157 Foucault: Überwachen und Strafen, S. 111; zur Binarität auch Foucault: Sexualität und Wahrheit
I, S. 84-86.
158 Foucault: Überwachen und Strafen, Zitat S. 47; siehe insg. S. 47-75.
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Strafmaßnahmen zahlreicher: Alles zielt auf eine »infinitesimale Verteilung der
Machtbeziehungen«159 und eine »differenzierte[] Behandlung der Gesetzwidrigkei-
ten«, der man nicht entkommen kann.160
Anders gesagt, lautete die zweite These:Mit der Moderne findet eine Ausdifferenzie-
rung statt, die die Produktivität des Strafsystems immens steigert. In dieser Hinsicht war
Foucault also gar nicht außerordentlich innovativ, er hob nur einen Bereich her-
vor, in dem die typisch moderne Ausdifferenzierung überaus unbehaglich ist, und
versuchte, seine Hegemonie zu belegen. Dabei geht die Netzwerk-Analyse aber in
die Tiefe: Die Disziplinen organisieren nämlich eine »straffe[] Hierarchie«, die »alle
Formen horizontaler Verbindung« zerstört und so Widerstand neutralisiert: »der
inneren Widerstandskraft der Vielfältigkeit setzen sie das Verfahren der stetigen
und individualisierenden Pyramide entgegen«, mit dem sich zugleich die Nütz-
lichkeit der Elemente hochtreiben lässt.161 Für diese Strategie und Form des Netz-
werks lieferte Foucault zufolge Jeremy Bentham das »Funktionsmodell« oder »Dia-
gramm« und den zugehörigen Titel – das Panopticon und den Utilitarismus.162
Foucaults Kritik der mechanischen Nützlichmachung entspricht hier der ky-
bernetischen Kritik der Mechanik.163 Es sei daran erinnert, dass die Kybernetik
gegen die klassische Mechanik einen neuen Begriff des Mechanismus eingeführt
hatte, der mit einer Verschiebung von kausaler Linearität zu komplexen Netzwer-
ken einherging. Es fällt außerdem auf, dass Foucault offensichtlich das Netzwerk
als ein generellesModell verwendete (etwa auch für Hierarchien), andererseits aber
davon auch ein netzwerkartiges Netzwerk unterschied, das Diversität und Flexi-
bilität tatsächlich zulasse, so wie es die Logik hinter der GIP war.164 Vor diesem
Hintergrund erscheint die Disziplinarmacht dann als unerträglich, weil sie die
Vielfältigkeit unterbindet, indem sie die komplexe Welt durch hierarchische und
kausale Ordnungen rationalisieren will.
Diese mechanistische Nützlichmachung war aber für Foucault noch nicht der
Gipfel, so seine dritte These in Überwachen und Strafen: Das eigentlich Perfide be-
stehe nämlich darin, dass dieser Funktionsmechanismus durch ein anderes Re-
gister verdeckt wird, das die Zeichen- und Rechtstechnik der Souveränität in der
modernisierten Fassung der Vertragstheorie fortführt. Die juridische Souveränität
159 Foucault: Überwachen und Strafen, S. 277; zum Vorangegangenen siehe auch S. 99.
160 Foucault: Überwachen und Strafen, S. 113.
161 Foucault: Überwachen und Strafen, S. 282.
162 Foucault: Überwachen und Strafen, S. 263f.
163 Dass Foucault diese Formen im Lichte der klassischen Mechanik las, zeigt etwa Foucault:
Überwachen und Strafen, S. 320.
164 Diese Doppelstruktur ist typisch für das technologische Regierungsdenken. Rhetorisch lässt
sie eine Zeitdiagnose zu, die einen neuen, aber vorzuziehenden, gar ›natürlichen‹ Typus ge-
gen die alte, starre Form abgrenzt. Ich komme darauf zurück.
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stelle einen »gesetzlichen Schutzbrief« aus,165 hinter dem dann die humanistischen
Techniker der Disziplinen ihre Therapeutisierung der Gesellschaft vollziehen kön-
nen, so die brennende Diagnose Foucaults auf den letzten Seiten des Buches.
Ein Jahr danach veröffentlichte Foucault den ersten Band von Sexualität und
Wahrheit, der diese Thesen aufgriff.166 Der Disziplinarmacht wurde darin eine
zweite Dimension der gegenwärtigen Machtformation zur Seite gestellt. Zusam-
men ergaben Bio-Politik und Disziplinen die Bio-Macht. Bio-Politik, das war
die Entdeckung, die Foucault anhand der Untersuchung des Sexualitätsdispo-
sitivs machte, ergänzt die individualisierenden Techniken der Disziplinen um
eine Machtform, die auf den Gattungskörper insgesamt gerichtet ist: Statt den
einzelnen Körper zu dressieren, wie die Disziplin, zielt sie auf die »sorgfältige
Verwaltung der Körper und die rechnerische Planung des Lebens«.167 Darin kehre
sie das alte Recht des Souveräns, die Menschen zu töten, zu der neuen Macht um,
sie leben zu machen. In einem Vortrag adressierte er konkret den Beveridge-Plan
und die Periode von 1940-1950 als einen Kristallisationspunkt für diese Macht.168
Damit hätte Foucault alle Elemente für einen typischen Angriff auf den Nach-
kriegsstaat versammelt gehabt, der im Einklang mit linken und linksradikalen Va-
rianten der Technokratiekritik stand: Er attackierte die Unterwerfung durch die
Wohlfahrtsinstitutionen, die das Leben derMenschen zu einem berechenbaren Ge-
genstand von Planung und Verwaltung machen; er zeigte, wie diese Technokratie
die Menschen verformt, um sie im Dienste des Kapitalismus nützlich zu machen;
und er illustrierte, wie die liberale Demokratie diese ›eigentlichen‹ Zusammen-
hänge verschleiere. Es war eine ernst gemeinte Verurteilung, die Foucaults tief-
sitzender Aversion gegen die französische Nachkriegskultur entspricht.169 Und sie
begründet ganz fraglos seinen Erfolg bei den Aktivist:innen der Zeit.
Das Problem war nur: Foucaults Denk-Kategorien vertrugen sich nicht mit de-
nen der anderen Staatskritiken.Während dieser Konflikt in Überwachen und Strafen
165 Siehe Foucault: Überwachen und Strafen, S. 389; siehe insg. S. 389-397.
166 Siehe Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 131-140. Die Bio-Politik ist eines der viel diskutier-
ten Themen, insbesondere weil der seltene und wechselnde Begriffsgebrauch bei Foucault
zu viel Spekulation einlädt. Für zwei werknahe Rekonstruktionen vgl. Saar: Genealogie als Kri-
tik, S. 228; Lemke: Eine Kritik der politischen Vernunft, S. 134-139.
167 Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 135.
168 Foucault: Dits et Ecrits, III, 170, S. 57-59. Siehe dazu auch das unten ausführlich besprochene
Interview mit Robert Bono.
169 Didier Eribons Biografie zeigt eindrücklich die Abneigung, die Foucault gegen die franzö-
sische Nachkriegsgesellschaft hatte. Sie veranlasste ihn bereits 1955, Frankreich für längere
Zeit zu verlassen; später überlegte Foucault sogar, gänzlich nach Kalifornien auszuwandern,
wozu es aber nicht mehr kam. Ein maßgeblicher Faktor für dieses tiefsitzende Unbehagen
waren freilich die Gängelungen und Repressionen, die Foucault als Homosexueller erfahren
musste (vgl. Eribon:Michel Foucault, insb. S. 54, 124f., 455-457).
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nur am Rande relevant war, weil sich hier die Kritik der Repressionshypothese eher
gegen die Legitimationsstrategien der Institutionen wandte, machten die folgen-
den Interviews und dann Der Wille zum Wissen sehr deutlich, dass Foucault auch
Marxismus und Psychoanalyse in diese Kritik einschloss: »Der Marxismus und die
Psychoanalyse sind genau deshalb die beiden großen Besiegten dieser letzten fünf-
zehn Jahre, weil sie sich viel zu sehr zwar nicht auf die an der Macht befindliche
Klasse, aber auf die Mechanismen der Macht eingelassen hatten.«170
Erneut setzte Foucault also bei der Souveränität an und zeigte nun, dass die
freudomarxistische Repressionsthese die binäre Logik der Souveränität nur wie-
derholt und daher Teil der herrschenden Macht ist.171 Die Psychoanalyse bediene
sich demnach der Teilung von Bewusstem und Unbewusstem, Erlaubtem und Ver-
botenem und bot sich selbst an, mit therapeutischen Mitteln die Befreiung des
Bewusstseins anzuleiten. Damit reproduzieren die »erbarmungswürdigen Techni-
ker des Begehrens« nicht nur die stabilisierende Machtdarstellung des Systems,
sondern sie verlängern auch die Disziplinarmechanismen.172 Ein ähnlicher Vor-
wurf traf auch den Marxismus und seine Gefolgsleute, waren sie Maoisten oder
»Paramarxisten wie Marcuse«, die eine verschleierte Repression von Wissen und
Bewusstsein im Spätkapitalismus diagnostizieren.173
Am heftigsten fallen die Attacken auf den Marxismus aus, wo es um deren Lö-
sungsvorschläge für die gesellschaftliche Situation geht. Schon zu Zeiten der GIP
hatte Foucault den Maoisten entgegengehalten, dass ihre Idee eines Volkstribu-
nals doch sehr nahe an den juridischen Mechanismen der herrschenden Macht
sei.174 Die Töne Foucaults waren nun noch schärfer geworden. Für den revolutio-
nären Kampf gegen den Staat und die Errichtung des utopischen Zustands nach
der Revolution müsste sich der Marxismus »mit denselben Disziplinarmechanis-
men, denselben Hierarchien, derselben Organisation der Gewalten« ausstatten.175
Gerade die Sowjetunion demonstriere demnach, wie genau dieselbe Kombination
aus Souveränität, Disziplinarmechanismen und Bio-Politik etabliert wurde.176 Es
handele sich hier um eine dezidiert moderne Form der Machtausübung, die im
Westen wie im Osten bestehe, und von der man sich nur freimachen könne, wenn
man sich zuerst von der Macht-Analytik der Souveränität befreie. Immer wieder
warnte Foucault eindringlich, dass,
170 Foucault: Dits et Ecrits, II, 153, S. 894.
171 Foucault: Sexualität undWahrheit I, zusammenfassend S. 83-92.
172 Foucault: Dits et Ecrits, III, 189, S. 178
173 Foucault: Dits et Ecrits, II, 157, S. 937; siehe für die Debatte mit zwei Maoisten insb. II, 108,
S. 455-461; zur Kritik an Althusser siehe II, 160, S. 956; explizit zum Spätkapitalismus auch
Foucault: Sexualität undWahrheit I, S. 113.
174 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, II, 108.
175 Foucault: Dits et Ecrits, II, 157, S. 937.
176 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, II, 157, S. 938; s.a. III, 172.
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»damit man nicht aufs Neue in die sowjetische Erfahrung hineinläuft, damit der
revolutionäre Prozess nicht versandet, man als Erstes verstehen muss, dass die
Macht nicht im Staatsapparat lokalisiert ist und dass nichts in der Gesellschaft
sich ändern wird, solange nicht die Mechanismen der Macht verändert werden,
die außerhalb der Staatsapparate […] auf einem sehr viel niedrigeren, alltäglichen
Niveau funktionieren.«177
Diesen Aufforderungen, »eine Ausübung der Macht zu erfinden, die keine Furcht
bereitet«,178 ist der Marxismus nie nachgekommen. Für Foucault zeigte sich vor
allem mit den Debatten um die Kulturrevolution und den Gulag, dass der Mar-
xismus nicht bereit war, andere, neue Wege zu gehen. Stattdessen weigere er sich
strikt, Phänomene wie den Gulag als Teil der Kräfteverhältnisse eines sozialisti-
schen Staates zu analysieren und interpretiere Massaker und Martern lieber als
Fehler im Umgang mit den heiligen Schriften des Marxismus.179 Infolgedessen
wiederholen die Gefolgsleute des Marxismus diese Fehler, anstatt ihnen mit einer
neuen Konzeption zu begegnen.
Das belegten für ihn dann auch einerseits die mit Waffengewalt entschiedene
Nachfolge von Mao Tse-tung und andererseits der Terror, der nun von linksextre-
men Gruppen aus Palästina, Irland oder Deutschland ausging.180 Foucault stellte
also letztlich das gleiche fest wie Habermas gegenüber Offe: Der Marxismus hat-
te schlicht auf die Probleme der Gegenwart keine Lösung; er hatte für Foucault
nicht einmal eine Problembeschreibung, die der Komplexität der Machtbeziehun-
gen entsprechen würde: »Mit einem Wort«, so Foucaults polemische Schlussfolge-
rung, »alles, was diese Tradition […] hervorgebracht hat, ist zu verdammen.«181
Die liberale Sicherheitsgesellschaft
In den späten 1970er Jahren wollte Foucault an der überzogenen Staatsphobie der
Linken keinen Anteil haben, insbesondere dann nicht, wenn ihre Lösung nur dar-
in bestand, diesen ›bösen‹ Staat zu übernehmen und so automatisch zu einem
›guten‹ Staat zu transformieren; ebensowenig wollte er aber an der Diffamierung
der Aufklärung Anteil haben, die in Frankreich allerorts als Grundlage eines ver-
meintlich neuen Totalitarismus ausgemacht wurde. Während die extreme Linke
den Totalitarismus-Vorwurf gegen den Staat benutzte, um den Terrorismus zu
177 Foucault: Dits et Ecrits, II, 157, S. 938.
178 Foucault: Dits et Ecrits, III, 172, S. 98.
179 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, III, 192, S. 188f. ; III, 212, S. 488; III, 218, S. 539-541.
180 Siehe Foucault:Dits et Ecrits, III, 215, S. 511f.; III, 213, S. 495f.; zur Affäre Croissant III, 210, S. 473.
Zu letzterem und den Folgen für die Freundschaft mit Deleuze vgl. Eribon: Michel Foucault,
S. 371-374.
181 Foucault: Dits et Ecrits, III, 215, S. 514.
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rechtfertigen (worüber bekanntlich Foucaults persönliche Freundschaft mit De-
leuze zerbrach), benutzten ihn andere wie der ehemalige Marxist André Glucks-
mann, um den Marxismus zu überführen. Foucault hingegen kritisierte beide Sei-
ten harsch, weil sie ›Totalitarismus‹ und ›Faschismus‹ zu einem »flottierenden Si-
gnifikanten« gemacht hätten, »dessen Funktion imWesentlichen in der Denunzia-
tion besteht«.182
Da eine sinnvolle Analyse der Gegenwart und eine Politisierung der Macht-
verhältnisse davon nicht zu erwarten sei, setzte Foucault noch einmal neu an:183
»Sollen wir der Vernunft den ›Prozess‹ machen? Meiner Meinung nach wäre nichts
unfruchtbarer«, stellte er klar.184 Stattdessen müsste man die Pluralisierung und
Verschränkungen von Rationalitäten untersuchen. Erneut bestand Foucault also
darauf, dass die Machtbeziehungen komplexer sind, als die Diagnosen in seinem
Umfeld glauben wollen.
Dies galt auch für die Machtform der Gegenwart, die geschickter und subtiler
sei als irgendein Totalitarismus: »Das Verhältnis zwischen Staat und Bevölkerung
hat imWesentlichen die Form eines ›Sicherheitsvertrages‹«, konterte Foucault den
Totalitarismusverdacht.185 Der Staat übernehme Garantien für die Bevölkerung,
zum Beispiel über Arbeitslosen- oder Krankenversicherung und mit der Absiche-
rung gegen Gewalt. Die Staaten zeichnen sich daher durch eine »allgegenwärtige
Fürsorge« aus, sie akzeptieren aber auch »eine Reihe unterschiedlicher, abweichen-
der und sogar gegensätzlicher Verhaltensweisen«.186
Damit hatte Foucault auch seine eigene Analyse aus den vorangegangenen Jah-
ren korrigiert. Das Anliegen vonÜberwachen und Strafenwar gerade gewesen, hinter
der strahlenden Fassade derModerne den »Unterbau« sichtbar zumachen, der »die
Unterwerfung« garantiere – es ging um eine Entlarvung der humanistischen Auf-
182 Foucault: Dits et Ecrits, III, 218, S. 543, s.a. 213, S. 498; vgl. zur Antitotalitarismus-Debatte
Schmidt: Lettre internationale, S. 177-214. Dies zeigt die Abwegigkeit der These, Foucault ha-
be den Anti-Totalitarismus von André Glucksmann und den Neuen Philosophen vollständig
unterstützt (vgl. Christofferson: French Intellectuals Against the Left, S. 198-200). Die positive
Rezension von GlucksmannsMeisterdenker sollte als strategischer Zug gegen denMarxismus
verstandenwerden; danach versuchte Foucault Distanz zu dieser zu einfachen Interpretation
der Dinge zu halten (etwa der Staatsphobie der Neuen Philosophen), wie die obigen Zitate
zeigen. Schon in der Rezension gibt es im Übrigen einen Kontrapunkt, nämlich den abschlie-
ßenden Verweis auf »einige der großen Philosophiebücher (Wagner, Nietzsche)« – gerade
diese wurden ja in Glucksmanns Buch angegriffen (Foucault: Dits et Ecrits, III, 204, S. 370).
183 Foucault:Dits et Ecrits, III, 213, S. 498: »jede Analyse, die politischeWirkung entfaltenmöchte,
indem sie alte Gespenster auferstehen lässt, wäre zum Scheitern verurteilt«.
184 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 291, S. 166.
185 Foucault: Dits et Ecrits, III, 213, S. 498.
186 Foucault: Dits et Ecrits, III, 213, S. 499f.
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klärung.187 Jetzt aber präsentierte Foucault die Gesellschaften nicht mehr in erster
Linie als normierende ›Disziplinargesellschaften‹, sondern als tolerante ›Sicher-
heitsgesellschaften‹.
Diesen ›Bruch‹ darf man allerdings nicht überbetonen, denn es handelte sich
nicht um eine prinzipielle Abkehr. Zum einen nahm diese Analyse ihren Ausgangs-
punkt von dem Verhältnis zwischen Regierung und Bevölkerung, das bereits am
Ende von Sexualität und Wahrheit I gestanden hatte; zum anderen verschwanden
auch die Einsichten aus Überwachen und Strafen nicht völlig, sie wurden allerdings
im Rahmen einer anderen Genealogie neu sortiert. Auch diese neue Genealogie
hatte die Stoßrichtung, eine Gegen-Erzählung zur Souveränität zu sein. Dafür
konterkarierte sie methodisch die Eindimensionalität souveräner Analyse (so wie es
die Dispositivanalyse vorschrieb) und erzählte materiell eine Geschichte der Regie-
rungsrationalitäten, die sich aus der Kritik der Souveränität heraus entwickelten
und den Staat dann übernommen hatten.
Die Geschichte der Gouvernementalität hatte laut Foucault drei zentrale Etappen:
Die erste Etappe ist das christliche Pastorat.188 Im Unterschied zur griechisch-römi-
schen Tradition, die die Grundlagen für das Souveränitätskonzept sei, hatte der
Hirte der christlichen Gemeinde die Aufgabe, für das Wohlergehen aller und eines
jeden Einzelnen zu sorgen (omnes et singulatim), wobei das Jenseits das regulative
Prinzip bereitstellte. »Das berühmte ›Problem des Fürsorgestaats‹«, so Foucault,
hat eine seiner Wurzeln in dieser christlichen Pastoralmacht und den Techniken,
die sie verwendete.189 Denn hier wurden Formen des Bekenntnisses, der Beichte
und der Seelsorge entwickelt, die später in den Formen der Wissensgenerierung,
187 »Die Entwicklung und Verallgemeinerung der Disziplinaranlagen bildeten jedoch die dunk-
le Kehrseite […]. Wenn es das repräsentative Regime formell ermöglicht, daß der Wille aller
[…] die fundamentale Instanz der Souveränität bildet, so garantieren doch die Disziplinen im
Unterbau die Unterwerfung der Kräfte und Körper. Die wirklichen [!] und körperlichen Diszi-
plinen bildeten die Basis und das Untergeschoß zu den formellen und rechtlichen Freiheiten
[…]. Die ›Aufklärung‹, welche die Freiheiten entdeckt hat, hat auch dieDisziplinen erfunden.«
(Foucault: Überwachen und Strafen, S. 285).
188 Die pastorale Macht tritt ab 1977, also bereits im Umfeld von Sexualität und Wahrheit I, re-
gelmäßig auf (siehe etwa Foucault: Dits et Ecrits, III, 212; III, 233). Eine Gesamtdarstellung des
Pastorats bot 1979 die Stanford Tanner LectureOmnes et Singulatim (IV, 291). Am ausführlichs-
ten behandelte Foucault sie freilich in den Vorlesungen am Collège de France im gleichen
Jahr (Foucault: Sicherheit, Territorium, Bevölkerung, insb. Vorl. 5-9). Daraus koppelte Foucault
auch Teile der vierten Vorlesung aus und veröffentlichte sie. Der Plan der Analyse der Re-
gierungsrationalitäten, einschließlich des Angriffs auf die Staatsphobie, der Darstellung des
Pastorats, der Staatsraison und des liberalen Sicherheitsstaates waren also auch ohne die
erst 2004 erschienene Transkription der Vorlesungsreihe durchaus bekannt. Dennoch blei-
ben seine Ausführungen stets tastend, explorativ und werden immer wieder korrigiert – es
sind Dokumente eines offenen Forschungsprozesses.
189 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 291, S. 177.
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der humanistischen Subjektivität und der Therapeutisierung der Gesellschaft neu
anverwandelt wurden.
Die zweite Etappe bildete laut Foucault die Staatsräson.190 Sie stellte sich gegen
die fürstliche Souveränität, die auf die Beziehung des Fürsten zum Territorium
fixiert sei. Der Fürst könne ein Gebiet erobern oder erben, er könne es an Vasal-
len verteilen und die Güter wieder eintreiben. Ganz im Gegensatz dazu würde die
Staatsräson nicht den Fürsten stärken, sondern den Staat selbst, und dafür be-
dürfe es nicht der Klugheit des Fürsten, sondern eines rationalen Kalküls. Dazu
werden zwei technologische Komplexe erfunden: Auf der äußeren Seite stehe das
militärisch-diplomatische Dispositiv, mit dem ein sicherndes Gleichgewichtssys-
tem zwischen den Staaten hergestellt wird; auf der inneren Seite stehe das Dis-
positiv der Polizey, das ein System einrichten soll, das die maximale Produktivität
aller Sachen zum Ziel hat. Dafür bediene sie sich einer alles überwachenden Statis-
tik und einer in alles intervenierenden Reglementierung. Den Polizeistaat, »eine[]
Welt der Disziplin«, so Foucaults unüberhörbarer Seitenhieb, das finde man nicht
in der Gegenwart, sondern in Absolutismus und Merkantilismus.191
Die dritte Etappe nahm laut Foucault gerade von der Kritik dieser Reglementie-
rung ihren Ausgang und dauere bis in die Gegenwart an.192 Der Liberalismus formu-
lierte mithilfe der politischen Ökonomie seinen Einspruch laut Foucaults Rekon-
struktion wie folgt: Der Polizeistaat habe nicht nur die versprochenen Ergebnisse
nie abgeliefert, sondern er sei auch deshalb völlig nutzlos, weil sich die Dinge auto-
matisch regulieren. Man würde daher nicht mehr den Wohlstand des Staates näh-
ren, um ihn dann an die einzelnen Menschen weiterzuverteilen. Stattdessen sollte
der Staat nur noch als »Regler von Interessen und nicht mehr als gleichermaßen
transzendentes wie auch synthetisches Prinzip« auftreten.193 Damit war Foucault
zurück bei Jeremy Bentham, der diese Vorstellung als interest-junction principle in
Reinform formuliert hatte.194
Tatsächlich unterschied Foucault 1979 in seiner Vorlesung am Collège de France
zwei große Stränge des Liberalismus.195 Dem juridisch-revolutionären Liberalis-
mus, der aus Frankreich komme und im Diskurs über allgemeine Menschenrechte
präsent sei, stellte Foucault den englischen Utilitarismus gegenüber, den er zu-
gleich als den erfolgreicheren und bedeutenderen Zweig des Liberalismus charak-
terisierte. Diese Unterscheidung findet man bereits in Überwachen und Strafen: Ge-
190 Zum Folgenden siehe Foucault: Dits et Ecrits, insb. IV, 291, S. 182-198; daneben III, 239, sowie
Foucault: Sicherheit, Territorium, Bevölkerung, S. 331-520.
191 Foucault: Sicherheit, Territorium, Bevölkerung, S. 489; s.a. Foucault: Die Geburt der Biopolitik,
S. 20.
192 Zum Folgenden siehe Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 493-512.
193 Siehe Foucault: Sicherheit, Territorium, Bevölkerung, S. 497.
194 Vgl. Rzepka: Die Ordnung der Transparenz, S. 89-114.
195 Siehe Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 65-76.
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gen die souveräne Strafmacht hatte sich demnach eine juridisch-bürgerliche und
eine disziplinarische Strafmacht entwickelt, von denen die letztere dominant ge-
worden sei.196 Nur hatte sich Foucaults Blick auf diese Macht jetzt durchaus stark
verändert.
Der erste große Unterschied liegt darin, dass er früher die Freiheit als einen
nützlichen Schein dargestellt hatte.197 Jetzt behauptete er hingegen, dass die Frei-
heit »zu einem unverzichtbaren Bestandteil der Gouvernementalität selbst gewor-
den [ist]. Man kann jetzt nur noch unter der Bedingung gut regieren, daß die Frei-
heit oder bestimmte Formen der Freiheit wirklich geachtet werden.«198 Foucault
war natürlich vorsichtig: Es ist eine bestimmte Form der Freiheit und sie dient
zugleich als Möglichkeit des Regierens, aber der Liberalismus wollte die Freiheit
»wirklich« achten. Ausgehend von diesem Regulativ definierte Foucault den Libe-
ralismus daher als die »kritische[] gouvernementale[] Vernunft«, die permanent
fragt, »wie man es anstellt, nicht zu viel zu regieren«.199
Ähnliche Formeln hatte die neoliberale Staatskritik der 1970er Jahre tatsächlich
zur Selbstbeschreibung verwendet.200 Foucault legte aber ihre historische Entste-
hung frei: Die »Vernunft des minimalen Staates« war als eine Kritik am übermäßi-
gen Regieren der omnipräsenten Staatsräson entstanden und grenzte sich gerade
dadurch ab, dass sie »keine direkte Einflussmöglichkeit mehr auf die Dinge und
Menschen« hatte; stattdessen hielt sie die Regierung dazu an, sich nur am »Spiel
der Interessen« zu orientieren und für dieses Spiel einen Nutzen zu erbringen.201
Daraus entsteht –das ist der zweite großeUnterschied – eine andere Geschich-
te der Disziplinarmechanismen. Denn die Aufgabe, die Freiheit der Einzelnen be-
reitzustellen, so Foucault, stellt die Regierung im liberalen Denken vor ein großes
Problem: Ein Leben in Freiheit bedeutet auch ein Leben in Gefahr, und wenn der
Liberalismus sich zur Aufgabe macht, die Möglichkeit der Freiheit zur Verfügung
stellen zu wollen, müsse er mit dieser Gefährdung der Freiheit durch die Gefahren
des Freiseins umgehen. Kurz gesagt: Die (erneute) Ausbreitung von Disziplinar-
mechanismen und die anschließende Ausbreitung von Sicherheitsmechanismen
sind eine nicht-intendierte Folge der Regierung im Namen der individuellen Frei-
heit, weil die Bereitstellung der Freiheit nur durch die Einrichtung von Sicherheit
möglich ist.202
196 Vgl. weiter oben in diesem Teil sowie Foucault: Überwachen und Strafen, S. 169f.
197 Siehe Foucault: Überwachen und Strafen, S. 286, 296.
198 Siehe Foucault: Sicherheit, Territorium, Bevölkerung, S. 506.
199 Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 29, zum Freiheitsverständnis beider Liberalismen S. 69.
200 Siehe etwa die Kritik an dem ›Hang, zu viel zu regieren‹ bei Starbatty: »Was kann der Markt-
mechanismus leisten?«, S. 200, der dafür Robert Malthus herbeizitierte.
201 Siehe Foucault: Die Geburt der Biopolitik, alle Zitate des Satzes S. 74; s. insg. S. 71-76.
202 Hier und zum Folgenden siehe Foucault:DieGeburt der Biopolitik, S. 97-107. Damit griff er eine
Anmerkung auf, mit der er am Beginn der Vorjahresvorlesung eine Teilrevision der Diszipli-
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DieseThese zeichnete Foucault historisch nach: Mit Bezug auf das Subjekt brin-
ge das liberale Denken im 19. Jahrhundert eine »ganze Kultur der Gefahr« hervor,
in der sich die Individuen »als Träger von Gefahren zu empfinden« lernen – Spar-
kassen, Kriminalromane, ein Interesse anHygiene, Krankheit und Verbrechen sind
Effekte dieser »Aufstachelung der Angst vor der Gefahr, die gewissermaßen […] das
psychologische und innere kulturelle Korrelat des Liberalismus ist.«203
Noch wichtiger ist im Zusammenhang mit der Regierung eines Staates aber, dass
dieser selbst Risikokalkulationen anstellen müsse, welche Gefahren zu gefährlich
sind. Das führe im 19. Jahrhundert zu einer »gewaltige[n] Ausweitung von Ver-
fahren der Kontrolle, der Beschränkung, des Zwangs, die das Gegenstück und Ge-
gengewicht der Freiheiten bilden.«204 Im 20. Jahrhundert werde dies schließlich
zum treibenden Prinzip des liberalenWohlfahrtsstaates. Die »Politik des Welfare«,
so Foucault, »war eine Form, in einer gefährlichen Situation der Arbeitslosigkeit
mehr Freiheit zu garantieren […] zu dem Preis einer ganzen Reihe von […] künstli-
chen, voluntaristischen Interventionen«, die zugleich von Liberalen als Bedrohung
eines neuen Despotismus kritisiert wurden und werden.205
Damit war die Genealogie wieder in der Gegenwart angelangt, von der sie mit
der These ausgegangen war, man befinde sich nicht in einem totalitären Polizei-
staat, sondern in einer toleranten Sicherheitsgesellschaft. Gegenüber den grassie-
renden Staatsphobien hat sie demonstriert, dass sehr wohl eine Analyse des Staates
möglich ist, die den Staat selbst als beweglichen Effekt heterogener Rationalitä-
ten und Technologien darstellt. Bei der Durchsetzung einer solchen technologi-
schen Haltung in den Kämpfen der 1970er Jahre hatte Foucault aber gegen größere
Schwierigkeiten ankämpfen müssen – zumal auf der linken Seite des politischen
Spektrums.
Neben der kybernetischen Beschaffenheit der Machttheorie standen diese
Schwierigkeiten im Zentrum dieses Kapitels. Zunächst einmal sind diese Schwie-
rigkeiten dem kybernetischen Modell selbst inhärent. Denn dieses geht von der
Universalität der Regulationsmechanismen aus und hält dennoch daran fest,
daraus einen kritischen Maßstab gewinnen zu können. Dafür musste man keine
normativ-utopische Vision entwickeln, sondern es reichte, die historisch-spe-
zifische Einschränkung von Variationsbreiten aufzuzeigen. In einer politischen
Konfrontation war eine solch diffizile Position aber sehr viel schwieriger zu halten.
narthese angekündigt hatte: »Nun gut, ich glaube, ich hatte unrecht. […] Ich denke, etwas
ganz anderes ist im Spiel. In Wirklichkeit muß diese Freiheit […] im Inneren der Mutationen
und Transformationen derMachttechnologien verstandenwerden.« (Foucault: Sicherheit, Ter-
ritorium, Bevölkerung, S. 78).
203 Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 101f.
204 Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 102.
205 Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 103.
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Das gilt zumal dann, wenn man – wie Foucault – mit dem neuen Begriffsinventar
explizit tools für die Kämpfe zur Verfügung stellen wollte. Dieses Problem hatte
sich im Spezialdiskurs der Kybernetik nicht in der gleichen Schärfe gestellt. Erst
die politische Situation machte es scharf.
Daneben zeigten sich Veränderungen auch dadurch, dass Foucault in die-
ser Zeit selbst eine Entwicklung durchmachte, die eng an die wechselnden
Problemlagen der krisengebeutelten 1970er Jahre gebunden war – von den
Gefängnis-Aufständen und der ›sexuellen Revolution‹, der Psychiatriekritik und
der Staatskritik über die Affäre Croissant und die Totalitarismus-Debatte bis
hin zur Debatte um Sicherheit und Risiko. Der eine Pol dieser Entwicklung ist
der militante Angriff auf die Institutionen des Wohlfahrtsstaates. In der ersten
Hälfte der 1970er Jahre ging damit die Ablehnung von Reformvorschlägen und
eine Neigung einher, den dezentralen Kampf gegen Institutionen und Machtme-
chanismen weiter in Begriffen von Repression und Krieg zu fassen. Den anderen
Pol zeichnet hingegen eine Bereitschaft zu konkreten Reformvorschlägen für eine
neue, andere Form von Politik und Gesellschaft aus.206 Hierfür hatte die Genea-
logie der Gouvernementalität den Weg geebnet, weil sie auch die Staatsphobien
historisierte und ihren Anhänger:innen vorführte, dass ihre Staatsphobien – ob
liberaler, sozialistischer oder nationalistischer Coleur – selbst Teil der dominanten
Regierungsrationalität(en) waren.207
Dieses Teilkapitel sollte damit gezeigt haben, dass der neue Begriffsapparat der
komplexen, netzwerktheoretischen Machtanalyse nicht nur gezielt gewählt wurde,
um sich von den simplifizierenden Ansätzen in der Tradition der Souveränität ab-
zugrenzen; er musste gegen diese Ansätze auch im politischen Deutungskampf
verteidigt werden, um eine bestimmte Problemdefinition durchzusetzen. Es greift
also deutlich zu kurz, die Art von Foucaults Interventionen einfach nur als seman-
tische Manöver zu bezeichnen, die dem Ziel dienten, Popularität zu erlangen oder
zurückgewinnen, wie es in der Forschung gelegentlich getan wurde.208 Foucaults
206 Siehe etwa: »Doch letztlich bin ich ein wenig verärgert über eine Haltung, die im Übrigen
lange Zeit auch meine eigene war und die ich jetzt nicht mehr unterschreibe, und die darin
besteht zu sagen: Unser Problem ist es, anzuprangern und zu kritisieren; sollen sie doch allei-
nemit ihrer Gesetzgebung und ihren Reformen klarkommen. Dies scheint mir keine richtige
Haltung zu sein.« (Foucault: Dits et Ecrits, III, 209, S. 467).
207 Siehe Foucault: Sicherheit, Territorium, Bevölkerung, S. 510-512.
208 Für eine fundierte Variante dieser These vgl. Kindtner: »Strategien der Verflüssigung«, S. 381,
für eine völlig abstruseDeutung vgl. Christofferson: French Intellectuals Against the Left, S. 198f.
Man kann dies einerseits als Defizit der Cambridge-School-Methode sehen, wenn sie sich al-
lein auf das intellektuelle Feld konzentriert; dass es ein anderes Motiv als eine Positionsver-
besserung in diesem Feld geben kann, bleibt dann außen vor. Abgesehen davon, dass dies
m.E. eine unbefriedigende Erklärung ist (insbesondere im Bereich der Sozialwissenschaf-
ten), kann ein solcher Ansatz auch kein Angebot machen, warum ein bestimmtes Begriffsras-
ter gewählt wurde, da man hierfür die Wahl der Ressourcen (Kybernetik) und die Abhängig-
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technologische Machtanalyse hatte vielmehr eine andere Lesart der Geschichte de-
monstriert, um damit den Imaginationsraum für eine neue Zukunft zu öffnen. Von
den späten 1970er Jahren an bis zu seinem Tod 1984 machte Foucault diesen Imagi-
nationsraum zumThema–mit historischen Analysen und politischen Vorschlägen.
3. Technologien des Regierens
DasThema des Regierens, das sich im letzten Kapitel bereits bei der Genealogie des
liberalen Sicherheitsstaates abzeichnete, wurde das große Thema der letzten Le-
bensjahre von Michel Foucault. Die Geschichte der Gouvernementalität hatte ihm
Gelegenheit gegeben, seine früheren Studien für eine Krisendiagnose fruchtbar
zu machen. Die Probleme der Gegenwart folgen demnach aus der erfolgreichen
Anwendung des keynesianischen Liberalismus:
»Genau das ist die gegenwärtige Krise des Liberalismus, d.h., daß die Gesamtheit
der Mechanismen, die ungefähr seit den Jahren 1925, 1930 versucht haben, […] je-
nes Mehr an Freiheit hervorzubringen […]. Man kann sagen, daß im Umkreis von
Keynes […] alle diese Interventionen etwas herbeigeführt haben, was man eine
Krise des Liberalismus nennen kann, und diese Krise des Liberalismus manifes-
tiert sich in einer Reihe von Neubewertungen, […] in neuen Projekten der Regie-
rungskunst«.209
Im Folgenden soll gezeigt werden,wie es Foucault über die Analyse des Regierungs-
denkens gelang, selbst einen Beitrag zur Neubewertung der Regierungskunst zu
liefern. Dafür sortierte er die Erkenntnisse seiner technologischen Machtanalytik
neu um den Begriff der Regierung.Das erlaubte ihm, unter den Regierungstechno-
logien eine neue Kategorie der Selbst-Führung zu finden. Mit diesem analytischen
Raster konnte er dann nachweisen, dass völlig andere Subjektformen als die der
Gegenwart möglich waren. Er hat so nicht nur ein Plädoyer abgeliefert, sondern
auch die tools entwickelt, um die modernen Formen sozialer Kontrolle durch die
Entdeckung einer neuen, vielfältigen Praxis von Politik- und Subjektformen abzu-
lösen.
Das Kapitel zeichnet diese Umarbeitung von Foucaults Theorie aber nicht nur
nach, es kontextualisiert und historisiert auch Foucaults technologische Antwort
auf die Krisen der 1970er Jahre. Dabei grenzte er sich explizit von anderen Nar-
rativen ab und forcierte eine Interpretation, deren Darstellung und Forderungen
entlang der Eckpunkte anderer technologischer Interpretationen verliefen. Auf die
keit vom sozialen Ziel des semantischen Manövers thematisieren müsste (Bearbeitung der
Krisensituation der 1970er Jahre).
209 Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 105f.
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Diagnose der veralteten Rationalität der Moderne folgte der Ruf nach einer Viel-
falt neuer Rationalitäten und Subjektformen. Politisch setzte Foucault dafür auf
eine Begrenzung staatlicher Interventionen, eine Pluralisierung von Netzwerken
und die Innovationskraft von Experimenten. Wie die darauffolgenden Kapitel zei-
gen, waren dabei sowohl die neu konfigurierte Analytik als auch Foucaults ethische
Forderungen stark von kybernetischen Figuren der Reflexivität und von der tech-
nologischen Counterculture geprägt.
Das Krisennarrativ des Michel Foucault im Vergleich
Michel Foucault war in den späten 1970er Jahren der Überzeugung, dass das euro-
päische Modell der sozialen Kontrolle an einemWendepunkt steht, der so grundle-
gend sei wie der Übergang vom Mittelalter zur Neuzeit.210 Schon in seinen frühen
Werken hatte Foucault ein neues Zeitalter, ein ›künftiges Denken‹,wie es inDieOrd-
nung der Dinge hieß, anbrechen sehen.Wie der erste Teil der Fallstudie gezeigt hat,
waren die damit verbundenen Hoffnungen stark von kybernetischen Figuren in-
spiriert, die Foucault vomStrukturalismus und vor allem vonGeorges Canguilhem,
dann aber auch von Deleuze und Serres übernehmen konnte. Der Diagnose, nach
der sich Zeit-, Raum- und Subjektkategorien erneuern würden, widersprach aller-
dings, dass Foucault gleichzeitig eine Diagnose ausstellte, die keinen Zweifel an
der Vorherrschaft der humanistischen Souveränität ließ. Mit den Machtanalysen
korrigierte er die Diagnose, indem er die Gegenwart als eine heterogene Verbin-
dung darstellte, in der vor allem juridisch-souveräne und sozial-liberale Elemente
zusammenkamen.
Die 1970er Jahre schienen nun endlich das Ende dieser Konzeption einzuläu-
ten: »Mir scheint in der Tat, dass sich hinter der gegenwärtigen ökonomischen
Krise […] eine Krise der Regierung abzeichnet«, sagte Foucault, »die Gesamtheit
der Institutionen und Praktiken, mittels derer man Menschen lenkt, […] scheint
mir heute in die Krise geraten zu sein, und zwar sowohl in der westlichen wie in
der sozialistischen Welt«.211
In einem langen Gespräch mit Robert Bono, dem Sekretär der Confédération
française démocratique du travail, einer Gewerkschaft, die damals der anti-marxis-
tischen Zweiten Linken nahestand,212 erläuterte Foucault im Anschluss an seine
210 Siehe Foucault:Dits et Ecrits, IV, 281, S. 117. Foucaults Verhältnis zumKrisenbegriff ist wechsel-
haft: Nochwenige Jahre zuvor hatte er sich über das Krisengerede lustig gemacht, sei es doch
nur ein Zeichen der intellektuellen Unfähigkeit, die Gegenwart in den Griff zu bekommen (II,
148, S. 864). Auch entstammte der Begriff seiner Ansicht nach der Medizin und gehörte da-
mit in das alte Vokabular des Humanismus. Gleichzeitig hatte er freilich selbst den Begriff
schon damals verwendet (II, 147, S. 858).
211 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 281, S. 116.
212 Zum Kontext der Zweiten Linken vgl. Behrent: »Liberalism Without Humanism«, S. 552; auf
dessen Deutung von Foucault als Neoliberalen komme ich zurück.
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Thesen zum liberalen Sicherheitsstaat, wie es zu dieser Krise der sozialen Kon-
trolle gekommen war. Das »System sozialer Garantien, so wie es 1946 eingerichtet
wurde, gerät heute in Konflikt mit den bekannten ökonomischen Puffern«, beob-
achtete Foucault die ökonomische Krise der 1970er Jahre.213 Darüber stößt es »an
seine Grenzen, indem es an der politischen, ökonomischen und sozialen Rationalität der
modernen Gesellschaft ins Stolpern kommt. Schließlich hat die Sozialversicherung ne-
ben ihren möglichen positiven Effekten auch ›perverse Effekte‹ gehabt: eine zu-
nehmende Starrheit bestimmter Mechanismen und Abhängigkeitssituationen.«214
Michel Foucaults Krisennarrativ verläuft hier unverkennbar in den Bahnen, die
auch die Diagnose von Michel Crozier und den technologischen Strang der Kri-
sendiagnostik insgesamt auszeichneten: Die Krise bestehe in einer Krise der moder-
nen Rationalität, die zu einer immer größeren Starrheit und Abhängigkeit geführt
hat.Daraus entstehe einerseits eine zunehmende Ratlosigkeit,wiemanmitWider-
stand umgehen soll.215 Andererseits produziere diese Starrheit immer mehr Zwänge
für das Individuum. Die hierarchische Steuerungskonzeption der Moderne, so das
Narrativ, hatte eine immer größere Freiheit an Möglichkeiten produziert; zugleich
blockierte die Art der Produktion immer stärker, dass die vielfältigen Möglichkei-
ten auch genutzt werden konnten: »Unsere sozialen Absicherungssysteme erlegen
eine bestimmte Lebensweise auf, denen die Individuen unterworfen werden,« re-
sümierte auch Foucault, »und jede Person oder jede Gruppe, die sich […] dieser
Lebensweise nicht fügen will oder kann, erfährt genau durch das Spiel der Insti-
tutionen seine oder ihre Marginalisierung.«216
Dieses Dilemma der Moderne hatte Foucault in seinen Studien immer wieder
vor Augen geführt. Zunächst konzentrierte er sich dabei auf die Unterwerfung des
Individuums durch die immerweiter ausdifferenzierte, aber hierarchisch angeord-
nete Kontrollpyramide der Disziplin. Wie in den Krisenerzählungen von Crozier,
Rittel und Webber prägte die Darstellung eine heftige Kritik der Mechanik: Sie
hatte den »Traum von einem Funktionalismus« und einer »funktionalistische[n]
Konzeption der Transparenz von Macht« in die Welt gesetzt, der sich dann in Ben-
thams Panopticon abzeichne.217
Mit der Analyse der Sicherheitsmechanismen war es Foucault dann gelungen,
die gleichzeitige Produktion von Freiheitsgraden und Starrheit herauszuarbeiten.
213 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 441.
214 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 441 (Hervorhebung hinzugefügt).
215 Auch Foucault beklagte immerwieder denMangel anpolitischer Einbildungskraft angesichts
der neuen Probleme, siehe z.B. Foucault: Dits et Ecrits, III, 235, S. 752.
216 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 446.
217 Foucault: Dits et Ecrits, III, 238, S. 788. Dagegen präsentierte Foucault – in Anverwandlung ei-
ner anti-mechanistischenMechanik –Macht als Netz »komplexer, schwieriger, niemals funk-
tionalisierter Beziehungen«, das auf die »undurchsichtige […] Realität« ziele.
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Die Anstrengungen des souveränenWohlfahrtsstaates zur ›Integration‹ der Gesell-
schaft waren zwar, wie das erste Kapitel gezeigt hat, die Lehre aus den Folgen der
Großen Depression, aber laut Foucault produzieren diese scheinbar ›guten‹ An-
strengungen nur zwei Optionen für das Subjekt.Mit beiden begibt es sich gleicher-
maßen in Abhängigkeit: »ein Effekt des Abhängigmachens durch Integration und ein
Effekt des Abhängigmachens durch Marginalisierung oder Ausschließung.«218
Schließlich verdeutliche Foucault nun im Gespräch mit Bono, wie aus diesen
Verhältnissen »Dysfunktionen«219 für das System entstehen und die moderne Ra-
tionalität scheitert: Wo sich die Subjekte dem Druck der Integration nicht beugen,
entstehe ein Widerstand gegen das System, mit dem die Subjekte ihren Anspruch
auf Autonomie geltend machen (worauf das System, so lautete Croziers Analyse,
mit noch härteren, noch hierarchischeren Kontrollformen reagiere). Selbst aber
wenn die Integration gelänge, erläuterte Foucault am typischen Beispiel des Ge-
sundheitssystems, produziere es »eine Ordnung von Werten«, in der »eine unend-
liche Nachfrage mit einem endlichen System« konfrontiert ist.220 Dieses Motiv des
overload findet man bei allen Krisennarrativen der Zeit – nur eines erklärt es aber
als Folge der Kontrollmechanismen der Moderne: das technologische Krisennarra-
tiv.
Was das Gespräch von Foucault und Bono besonders interessant macht, ist,
dass Foucault darin nicht nur seine Krisendiagnose in sehr konziser Form darlegte
und dabei erkennbar wird, wie seine Studien auf diese Kritik des modernen In-
tegrationsmechanismus hinauslaufen; er kritisierte in diesem Gespräch auch die
anderen Krisennarrative, die ich im dritten Teil der Arbeit aufgezeigt habe.
Eine Ausnahme bildet der (neo-)marxistische Ansatz, dem er 1983 in dieser
Angelegenheit offensichtlich keinerlei Aufmerksamkeit mehr widmen wollte. Das
vorangegangene Kapitel hat seine völlige Abkehr vomMarxismus deutlich nachge-
zeichnet, mit der Foucault selbst freilich nur Teil einer breiteren historischen Be-
wegung war. Seine Suche nach denMöglichkeiten für eine Neuordnung von Politik
und Gesellschaft sah im Marxismus keinerlei Potenzial mehr. Ganz im Gegenteil
ist der Marxismus für Foucault geradezu »die Ursache der Verarmung, der Aus-
trocknung der politischen Einbildungskraft«,221 und er sorgt dafür, dass »wichtige
Probleme, die in der wirklichen Gesellschaft auftauchen, vom politischen Horizont
weggewischt werden.«222
Die gleiche Ideenlosigkeit warf Foucault nun im Gespräch mit Bono auch den
institutionalistischen Ansätzen vor. Dabei zeichnete er ihre Geschichte sogar noch
218 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 443.
219 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 443.
220 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 457.
221 Foucault: Dits et Ecrits, III, 235, S. 753.
222 Foucault: Dits et Ecrits, III, 235, S. 757.
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einmal in würdigenden Worten ausgehend vom Anbruch der Moderne nach. Sie
haben demnach immer wieder für konzeptionelle Neuerungen gesorgt, zuerst En-
de des 18. Jahrhunderts mit der Erfindung des Parlaments und den zugehörigen
Steuer- oder Zollprojekten, dann in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts mit
der Institutionalisierung des gesellschaftlichen Lebens in Parteien, Gewerkschaf-
ten und politischen Verbänden und schließlich sei etwa von Keynes und Beveridge
noch einmal Mitte des 20. Jahrhunderts eine konzeptionelle Erneuerung geleistet
worden. Aber dann watschte Foucault sie ab: »Doch stimmen wir darin überein,
dass die Krise, die wir durchlaufen, und die bald zehn Jahre alt sein wird, nichts
Interessantes und auch nichts Neues von Seiten dieser Milieus hervorgebracht hat.
Es scheint, als sei diese Seite gewissermaßen steril geworden: Man macht keine
bedeutsame Erfindung aus.«223
Foucault aber interessierte sich explizit für die »Herausarbeitung dieser neuen
politischen Vorstellung«,224 und er zeigte zwei notwendigeWeichenstellungen auf.
Gesellschaftspolitisch müsste man zu einem empirischen Experimentalismus über-
gehen: »Man muss das Feld der gesellschaftlichen Einrichtungen in ein weites Ex-
perimentierfeld verwandeln, sodass sich herausfinden lässt, welche Hebel umzu-
legen und welche Schrauben hier oder da zu lösen sind«;225 dafür wiederum wä-
re auf jeden Fall eine Dezentralisierung nötig, um die Nutzer (»usagers«) an die
Entscheidungszentren und -prozesse heranzuführen, erörterte Foucault in tech-
nologischer Sprache. Ideenpolitisch seien parallel zu dieser ›Restrukturierung‹ die
begrifflichen Kategorien zu erneuern. Weil man alle gegenwärtigen Probleme im-
mer noch in einem gedanklichen Rahmen angehe, der »unter dem Einfluss von
Beveridge« geprägt wurde, brauche man dringend »neue Analyseformen und neue
Begriffsrahmen«.226
Konnte der Liberalismus für diese Vorhaben nützlich sein? In den letzten Jahren
ist eine erregte Debatte entbrannt,wie nah Foucault demNeoliberalismus stand.227
223 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 449.
224 Foucault: Dits et Ecrits, III, 235, S. 752.
225 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 447.
226 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 448.
227 Vgl., auch für die folgende Darstellung der Ambivalenzen, zur These eines neoliberalismus-
affinen Foucaults u.a. Behrent: »LiberalismWithoutHumanism«; Zamora/Behrent (Hg.): Fou-
cault and Neoliberalism; Deuber-Mankowsky: »›Nichts ist politisch. Alles ist politisierbar‹«; Sa-
rasin: Michel Foucault zur Einführung, S. 180-183; kritisch etwa Seebach/Feustel: »Freiheit im
Vollzug«; Vogelmann: »Reading Practices – How to read Foucault?«; eher rekonstruierend
oder abwägend Audier: »Neoliberalism Through Foucault’s Eyes«; Dean: »Michel Foucault’s
›apology‹ for neoliberalism«; Dean: »Foucault Must Not Be Defended«; Heidenreich: »Fou-
caults Rekonstruktion des Liberalismus und die Rolle des Staates«; Lagasnerie: La dernière
leçon de Michel Foucault; Erb: »Becker über Foucault über Becker – und Ewalds ›Joker‹«. Eine
gute Zusammenfassung bietet Simmerl: »Foucault, ein Neoliberaler?!«.
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Die Schärfe der Auseinandersetzung gründet freilich darauf, dass die Foucault-
Rezeption auf der einen Seite gelegentlich aus der historischen Person den un-
antastbaren »Saint Foucault«228 gemacht hat, während auf der anderen Seite die
Historisierung Foucaults auch eher als Vorwand genutzt wurde, etwa um einen
neuenMarxismus als Alternative zu einem ebenso schemenhaften Neoliberalismus
zu präsentieren – kurz: Es wurde Geschichtspolitik betrieben.
Betrachtet man die ganze Sache etwas nüchterner, ist nicht von der Hand zu
weisen, dass Foucaults Rekonstruktion des (Neo-)Liberalismus in seiner Geschichte
der Gouvernementalität Ambivalenzen aufweist. Dass Foucault sich dem Neolibe-
ralismus thematisch zugewandt hatte, lag nahe, weil er in der Krisendebatte, auch
der Frankreichs, nicht mehr zu übersehen war.229 Der Eindruck der inhaltlichen
Nähe entsteht dadurch, dass Foucault den Liberalismus als eine kritische Regie-
rungskunst mit dem Ziel ›nicht derart regiert zu werden‹ präsentierte, während er
sein eigenes kritisches Projekt zeitgleich mit sehr ähnlichen Begriffen belegte. Ein
zweiter Ankerpunkt für die Nähe ist, dass im Vorlesungszyklus über die Gouverne-
mentalität nicht immer ganz klar wird, wo Foucault paraphrasiert und wo er eine
eigene Deutung der Geschichte anbietet.230 Schließlich, und das scheint mir der
wichtigste Punkt zu sein, äußerte sich Foucault ausdrücklich wohlwollend über be-
stimmte Aspekte des Neoliberalismus, insbesondere wenn er den amerikanischen
Neoliberalismus rekonstruierte.
Dabei argumentierte Foucault, dass der amerikanische Neoliberalismus – im
Gegensatz zum deutschen Ordoliberalismus – einerseits »ein ökonomisches und
soziologisches Analyseraster« und andererseits auch »eine ganze Seins- und Denk-
weise« anbiete, die »viel eher eine Art der Beziehung zwischen Regierenden und
Regierten als eine Technik der Regierenden gegenüber den Regierten« ist.231 Der
amerikanische Neoliberalismus erfüllte also die Bedingungen, die Foucault selbst
für eine angemessene Lösung der Krise aufstellte: Er bot ein grundsätzlich anderes
Analyseraster und ein innovatives Regierungsdenken.
228 So der ironische Titel von Halperin: Saint Foucault; zur Kritik der Rezeption vgl. Farzin: »Post-
strukturalismus«, S. 210.
229 Foucault verwies darauf, dass Frankreich unter Giscard d’Estaing und Barre noch vor Groß-
britannien mit neoliberalen Konzepten arbeitete (Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 274).
Gleiches gilt im Übrigen für die Bundesrepublik (vgl. Kap. 3 der vorliegenden Arbeit). Der
amerikanische Neoliberalismus wurde zudem prominent durch die Gruppe der nouvelles éco-
nomistes vertreten, die Foucault rezipierte (vgl. die Anmerkungen zu Foucault: Die Geburt der
Biopolitik, auf S. 363f.).
230 Dieses Problem wird auch vonmanchen gesehen, die an Foucault anschließen und ihn nicht
als Neoliberalen verorten. Vgl. etwa Simmerl: Die Gründerkrise, S. 119; aber auch Sprenger:
Epistemologien des Umgebens, S. 64.
231 Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 304f.
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Im Zentrum von Foucaults Interesse stand dann, dass der amerikanische Neo-
liberalismus den »utilitaristischen Filter« von Beccaria und Bentham wieder auf-
setzte, ohne deren Fehler zu begehen, nämlich »diese Problematik unmittelbar in
die Begriffe und Formen einer juristischen Struktur zu übersetzen.«232 Stattdessen
übernehme Becker den homo oeconomicus als rein formale Annahme, um darüber
Zusammenhänge zu erörtern. Dass sich dieser Ansatz von der herkömmlichen Be-
trachtung im Kern unterscheidet, wurde für Foucault am Kriminalitäts- und am
Drogenproblem besonders deutlich. Im Gegensatz zur Pathologisierung von Ver-
brechen und Drogenkonsum bedurfte es »keinerlei moralische[r] Definition« und
»keine[r] anthropologischen Assimilierung« des Verhaltens,233 weil auch sie jetzt
als Märkte mit Angebot und Nachfrage interpretiert werden mussten. Die neoli-
berale Theorie, so Foucaults Rekonstruktion, verlange nur, dass man Verhalten so
analysiere, als ob es sich um einen Markt mit homini oeconomici handele, und nur
von dieser formalen Annahme dürfe Regierungshandeln ausgehen.
Der Effekt dieses Ansatzes imponierte Foucault durchaus, denn am Horizont
dieser Analyse entstehe »überhaupt nicht das Ideal oder das Projekt einer er-
schöpfend disziplinarischen Gesellschaft«, sondern »alle Unterscheidungen, die
man zwischen geborenen Verbrechern, Gelegenheitsverbrechern, Perversen und
Nicht-Perversen, Rückfalltätern gezogen hat, haben keinerlei Bedeutung«.234
Es ist also offensichtlich, dass Foucault keine völlige Abneigung gegenüber den
Ideen des Neoliberalismus verspürte. Die punktuelle Würdigung von Ideen ist al-
lerdings auch keine völlige Zustimmung, sondern ließe sich ebenso sehr als Zei-
chen intellektueller und politischer Redlichkeit sehen. Auf der anderen Seite war
Foucault nämlich auch dem Neoliberalismus gegenüber skeptisch: Wie bereits im
vorhergehenden Kapitel gezeigt, hatte er die historische Entwicklung des Nutzen-
kalküls durchaus kritisch gesehen. Sie brachte einerseits eine Kultur der Gefahr
auf Seiten des Subjekts hervor und teilte andererseits auch jene Staatsphobie, die
Foucaults Ansatz eigentlich überwinden wollte.
In diese Kerbe schlug er auch zum Abschluss der Gouvernementalitäts-
Vorlesungen noch einmal, indem er eine Kurz-Genealogie des Begriffs homo
oeconomicus entwickelte. Dabei stellte er fest, dass die Neugestaltung des Regierens
ausgehend vom homo oeconomicus immer voraussetzte, eine Zivilgesellschaft (société
232 Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 346f.
233 Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 348f.
234 Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 358f. Es bleibt unklar, warum Foucault meinte, die neue
Ausgestaltung von Benthams Idee würde nicht zu disziplinarischen Technologien führen.
Letztlich hätte gerade die Feststellung, dass der ökonomische Liberalismus immer auf eine
moralisch höhere Zivilgesellschaft angewiesen ist, zu dieser Schlussfolgerung führen müs-
sen. Tatsächlich ließe sich durchaus argumentieren, dass mit demNeoliberalismus des New
Public Management der Zwang zur Regel-Compliance eher zu- denn abgenommen hat.
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civile) anzunehmen, die dem Staat oder der Regierung entgegengesetzt sein muss-
te. Sie ist nichts anderes als der fingierte und moralisch überlegene Gegenspieler
des Staates.235 Diese Erkenntnisse leiteten auch Foucaults Einschätzung des Li-
beralismus in dem Gespräch mit dem Gewerkschaftssekretär. Robert Bono fragte
Foucault gezielt, ob man die Staatsgesellschaft mit einer Zivilgesellschaft ablösen
könnte. Damit nahm er eine inzwischen sehr bekannte und seit den 1980ern sehr
einflussreiche Idee auf. Foucault lehnte diese Idee jedoch ab:
»Die Bezüge [rapports] zwischen der politischen Macht, den Systemen der Ab-
hängigkeit, die sie erzeugt, und den Individuen sind zu komplex, um sich diesem
Schema zu fügen. In der Tat ist die Vorstellung von einem Gegensatz zwischen
Zivilgesellschaft und Staat in einem gegebenen Kontext formuliert worden, um
einer genau bestimmten Intention zu entsprechen: Liberale Ökonomen schlugen
sie Ende des 18. Jahrhunderts in der Absicht vor, die Handlungssphäre des Staates
zu begrenzen, wobei die Zivilgesellschaft als der Ort eines autonomen ökonomi-
schen Prozesses begriffen wird. Das war quasi ein Kampfbegriff […]. Doch etwas
stört mich noch mehr: dass der Bezug auf dieses antagonistische Paar niemals
frei von einer Art Manichäismus ist, der den Staatsbegriff mit einer abwertenden
Konnotation belegt und gleichzeitig die Gesellschaft als ein gutes, lebendiges und
warmes Ganzes idealisiert.«236
Foucault hatte den heilvollen Begriff der »Zivilgesellschaft« als ein dezidiert li-
berales, moralisch aufgeladenes Antwortmuster dechiffriert, und er vertrat dabei
die These, dass jeder Neoliberalismus auf dieses moralische Muster zurückgreifen
musste. Daher konnte der Neoliberalismus für ihn keine Lösung sein, schon gar
keine völlig neue Antwort auf die Regierungskrisen der 1970er Jahre, auch wenn
das Subjekt und die Gesellschaft dadurch sicherlich wieder »in eminenter Weise
regierbar« würden.237
Neben dem moralischen Manichäismus brachte Foucault in dem Zitat außer-
dem den kritischen Topos kybernetisch inspirierter Ansätze gegen den Neolibera-
lismus in Anschlag: Auch dessen Analyse der Machtbeziehungen ist nicht komplex
genug; auch mit ihr, betonte er nochmals, »verkennt man die Komplexität und
Mannigfaltigkeit [multiplicité] der Auseinandersetzungen.«238 Foucault nutzte die-
se Kritik an der mangelnden Komplexität (neo-)liberaler Ansätze als Einstieg, um
235 Siehe Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 399-430 [frz. Foucault: Naissance de la biopolitique,
S. 295-317]. In der deutschen Übersetzung heißt es ›bürgerliche Gesellschaft‹, was historisch
akkurat ist, aber die Überblendung mit Zivilgesellschaft durch das französische société civile
verdeckt. Gerade das ist aber die Gegenwartsdebatte, in die Foucault mit seiner Historisie-
rung intervenierte.
236 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 449f. [frz. IV, 325, S. 374].
237 Foucault: Die Geburt der Biopolitik, S. 372.
238 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 449 [frz. IV, 325, S. 374].
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seinen Gegenvorschlag zu umreißen. Ihm gehe es im Unterschied dazu darum,
dass jede menschliche Beziehung auch eine Machtbeziehung ist. Machtbeziehun-
gen seien aber weder gut noch schlecht, sondern können immer nur mehr oder
weniger gefährlich werden.
Diesen Gedanken führte er am Beispiel des Gesundheitssystems aus. Es stehe
außer Frage, dass es nicht möglich sein wird, die »unendliche Nachfrage« voll-
ständig zu befriedigen.239 Das heißt, es müssen Wahlentscheidungen nach einer
bestimmten Rationalität getroffen werden, und so schlüssig eine solche Rationa-
lität sein mag, sie wird immer unerträglich sein, muss sie doch entscheiden, wer
und wie viele etwa mit einer Dialyse behandelt werden. Die Gefährlichkeit jedwe-
der Rationalität mache es zur analytischen Aufgabe, die Rationalität(en) immer wie-
der zu überprüfen und alternative Wege aufzuzeigen. Die politische Aufgabemüsste
es dann sein, »einen optimalen Abstand zwischen einer getroffenen Entscheidung
und dem von ihr betroffenen Individuum« zu ermöglichen, damit die Einzelnen
nicht von einer Rationalität eingezwängt werden.240
Die Idee eines optimalen, selbstregulierten Gleichgewichts hatte Foucault be-
reits 1967 einmal vage angeschnitten, als er den gefährlichen Anspruch humanis-
tischer Politikmodelle kritisierte. Jetzt lag sein Fokus jedoch deutlicher auf den
Freiheitsgraden der Einzelnen, die es zu stärken gelte. Foucault erklärte sich daher
mit dem Vorschlag Bonos »völlig einverstanden«, die »Verantwortung eines jeden
für seine Wahlentscheidung anzusprechen«.241 Ausgehend davon stellte er sich »so
etwas wie eine Wolke von Entscheidungen vor, die sich um eine Achse anordnet,
die im Großen und Ganzen die bestehende Norm definieren würde.«242
Dabei war sich Foucault bewusst, dass er mit seinen singularisierenden, flexi-
bilitätsorientierten Vorschlägen in den Verdacht eines »wilden Liberalismus« ge-
raten könnte, den er aber »selbstverständlich nicht« vertreten wolle.243 Man müsse
schlichtweg dem Fakt Rechnung tragen, dass eine Sache wie die Gesundheit ei-
ne »komplexe«, »kulturelle« und bewegliche Sache sei: »Jedes einförmige rationale
Modell endet sehr schnell in Paradoxien!«244
Mit diesen Argumenten übertrug Foucault erkennbar die Prämissen des
Netzwerk-Modells auf politische Vorschläge, die – wie seine Analytik – auf die
Multiplizität und Komplexität der Rationalitäten bestanden. Dabei präsentierte
er seine Machtanalytik als Gegenmodell, mit dem durch die permanente Kritik
239 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 451-457 (Zitat S. 457).
240 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 451.
241 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 457.
242 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 457.
243 Foucault: Dits et Ecrits, IV; 325, S. 458.
244 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 458.
IV. Das Netzwerkmodell der Macht: Michel Foucault 279
von Rationalitäten auch politisch eine Flexibilisierung der bestehenden Ord-
nung angestrebt werden könne. Um die einengenden Integrationsnormen des
scheiternden Wohlfahrtsstaates aufzulösen, mussten die Einzelnen aber letztlich
politisch entsichert werden.
Die Schwierigkeiten, dies vom (Neo-)Liberalismus abzugrenzen, liegt darin,
dass zum einen alle vier Krisennarrative ihre Kritik am Nachkriegsstaat mit ähnli-
chen Motiven vortrugen und zum anderen dann die technologischen und die neoli-
beralen Vorschläge durchaus Lösungselemente teilten, auch wenn sie diese in ei-
ne je andere Richtung einbetteten. Foucault erweist sich als ein exemplarisches
Beispiel für die Nähen und Distanzen, die sich in der gesellschaftlichen und politi-
schenNeuausrichtung seit den 1970er Jahren einschrieben. Letztlich ist die Debatte
um seinen Neoliberalismus selbst nur ein Indiz dafür, dass diese Transformation
ideengeschichtlich nicht hinreichend aufgearbeitet wurde.
Die technologische Ausprägung von Foucaults Gegenvorschlag wird wohl am
deutlichsten in jenem berühmten Interview, das er als ›der maskierte Philosoph‹
gab. Auch hier bekämpfte er aktiv die Gefahr, dass sich eine Rationalität durch-
setzen könnte und attackierte die »traditionellen Hierarchien«.245 Damit ein neues
Zeitalter anbricht, so Foucaults politische Forderung, brauche es eine Ausdifferen-
zierung und Vervielfältigung von Netzwerken. Denn die alten Hierarchien lassen sich
nur mit einem Überfluss an Informationen unterlaufen, einem Rauschen des Wis-
sens, wie er es schon früher anvisiert hatte. Foucault forderte daher eine exzessive
Multiplikation von Informationen, Kommunikationskanälen undNetzwerken, und
meinte dies sowohl im Sinne der Artefakte als auch sozialer Interaktion:
»Ich träume von einem neuen Zeitalter der Neugier. Die technischen Möglichkei-
ten dazu haben wir. Der Wunsch ist vorhanden. Es gibt unendlich viel zu wissen.
[…] Worunter leiden wir? An zu wenig: an zu engen, nahezu monopolistischen,
unzureichenden Kanälen. Wir brauchen keinen Protektionismus, der ›schlechte‹
Informationhinderte, die ›guten‹ zu überschwemmenund zu erdrücken.Wirmüs-
sen vielmehr die Wege und Möglichkeiten des Austauschs vermehren. […] Das
bedeutet […] Differenzierung und ein Nebeneinander unterschiedlicher Netzwer-
ke.«246
Die zwei großen Forderungen nach einer Pluralisierung von Netzwerken und nach
lokalen Experimenten illustrierte Foucault in dieser Zeit an mehreren Beispielen.
Im Bereich der ›klassischen‹ Politik lehnte er die Organisation in Parteien ab, weil sie
Formen der alten, der traditionellen Lösungen seien. Sie beanspruchen, wie der
245 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 285, S. 134.
246 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 285, S. 134. Die Herausgeber merken an, dass Foucault in dem be-
rühmten Interview sogar die Fragenmitschrieb und größte Sorgfalt auf die Formulierung der
Antworten verwandte – man darf den Aussagen also erhebliches Gewicht zuschreiben.
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universelle Intellektuelle, die Allgemeinheit vertreten zu können. Das führe beim
einzelnen Mitglied dazu – und das ist ein bekanntes Motiv aus der Parteienkritik
des 21. Jahrhunderts –, »etwas vertreten zu müssen, das in diametralem Wider-
spruch zu dem steht, wasman für plausibel hält«.247 Parteien sind also für Foucault
einer der Orte, an dem die Integrationsmechanismen der alten Moderne ausgeübt
werden.
Dass die Zeit der Parteien abgelaufen ist, zeigte sich für Foucault auch darin,
dass sie den Problemen der 1970er Jahre völlig ratlos gegenüberstehen: Sie seien po-
litisch »steril« geworden.248 Hierin unterschieden sie sich grundsätzlich von den
vielzähligen neuen sozialen Bewegungen, die Foucault offen unterstütze und bei
denen seine analytischen und politischen Vorschläge auch besonders großen Zu-
spruch fanden.249 Die Bewegungen waren für Foucault – ähnlich wie spezifische
Intellektuelle – Experten für ein lokales Problem mit lokal autonomen Aktions-
formen, die dann in Austausch miteinander treten konnten. Als Beispiel für diese
neuen netzwerkartigen Organisationformen ließ sich natürlich auf die GIP und ih-
re Nachahmer verweisen. In diesen Vorschlägen wird Politik von der allgemeinen
Repräsentationsidee abgelöst und das zugehörige, aggregierende Institutionenge-
füge durch zerstreute lokale Initiativen ersetzt.250
Auch für die Institutionalisierung gesellschaftlicher Experimente brachte Foucault
Beispiele, und diese waren zutiefst von der kalifornischen Counterculture geprägt:
»Die zukünftige Gesellschaft zeichnet sich vielleicht in Experimenten wie den Dro-
gen, der Sexualität, das Leben in Gemeinschaften [la vie communautaire], einem
anderen Bewusstsein, einer anderen Art von Individualität ab«, sagte er schon
1971.251 Die Akzeptanz von Drogenexperimenten, von Experimenten mit der Se-
xualität und mit anderen Formen der Bewusstseinsbildung wurden ihm nun zum
Gradmesser politischer Vorschläge. So verteidigte er gegenüber einer offiziellen
Kommission den Vorschlag, dass man bei der Reform des Sexualstrafrechts den
247 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 281, S. 63 ; s.a. III, 235, S. 755-757; IV, 358, S. 923f. Vgl. zu der Passage
auch Dean/Villadsen: State phobia and civil society, S. 51, die jedoch über das Ziel hinausschie-
ßen und unmittelbar eine anti-institutionelle Positionierung Foucaults sehen.Wie ich gleich
zeige, ist dies m.E. falsch, zumal für diese späteren Einlassungen Foucaults.
248 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 353, S. 851.
249 Siehe Foucault:Dits et Ecrits, IV, 306, S. 273; IV, 355; IV, 358, S. 923f.; vgl. Felsch:Der lange Sommer
der Theorie, S. 136-148; Dean/Villadsen: State phobia and civil society, Kap. 4; Biebricher: Selbst-
kritik der Moderne, S. 340.
250 Dean/Villadsen: State phobia and civil society argumentieren, dass Foucault damit akzidentiell
zu einer Ausbreitung der kritisierten Zivilgesellschaft beigetragen habe. Dies ist nicht ganz
von der Hand zu weisen, auch wenn die enorme Professionalisierung der Nichtregierungsor-
ganisationen und die ›NGO-ization‹ der Öffentlichkeit noch nicht stattgefunden hatten (vgl.
Lang: NGOs, Civil Society, and the Public Sphere).
251 Foucault: Dits et Ecrits, II, 98, S. 286 [frz. II, 98, S. 234] (Übersetzung geändert).
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Verkehr von Kindern und Erwachsenen tolerieren müsse, solange gegenseitiges
Einverständnis vorliege, weil alles andere auf eine Psychiatrisierung des Erwach-
senen und des Kindes hinausliefe.252 Im Gespräch mit Bono wiederum verteidigte
er außerdem das Recht auf Selbsttötung.253 An beiden Beispielen wird auch die
geänderte Haltung Foucaults zum Recht deutlich: Rechtsregeln müssen nicht dis-
ziplinarisch ausfallen, sie können auch disziplinarischen Zwang verringern.254
Schließlich wurde dieser Experimentalismus auch zum Leitfaden seiner eige-
nen Praxis. Er reiste wie viele Counterculture-Ikonen nach Asien, um sich in die
Praktiken des buddhistischen Zens einführen zu lassen, er nahm LSD im Death
Valley und experimentierte in San Francisco mit unterschiedlichen sexuellen Prak-
tiken.255 Gleichzeitig arbeitete diese Counterculture selbst mit dem kybernetischen
Vokabular, um ihre Praktiken zu theoretisieren. Obwohl Foucault stets behaupte-
te, er wolle keine Subjekt- oder Gesellschaftsform vorgeben, entsprach seine per-
sönliche Selbstbeschreibung als »Experimentator«256 zumindest formal auch der
Forderung nach gesellschaftspolitischen Experimenten.
Diese Ideen für die Bearbeitung der Krisensituation sind Attacken auf die Ein-
förmigkeit der modernen Rationalität. Auch ›private‹ Experimente hatten schon
deshalb politische Implikationen.257 Foucaults Vorschläge gehören dabei zum Re-
pertoire des technologischen Krisennarrativs, auch wenn sie eine spezifische und
radikale Ausformung haben. So hatte etwa auch Michel Crozier, wie oben gezeigt,
selbst einen Experimentalismus jenseits der klassischen Parteilinien eingefordert,
der sich an die kommunalen Praktiken der Counterculture anlehnen könnte.
Der anti-repräsentative, anti-integrative Ansatz bei Foucault war eine plausi-
ble Reaktion auf die Problembeschreibung, die das technologische Denken ermög-
lichte. Wenn alle Probleme wicked problems sind, für die es weder die eine richtige
Formulierung noch die eine Lösung gibt, wie Rittel und Webber es pointiert hat-
ten, dann blieben zwei Schritte: Erstens konnteman die unterschiedlichenMöglich-
keiten der Problematisierung wissenschaftlich analysieren und politisch multiplizie-
ren.258 Dafür musste man das Wissen und die Kapazität zur Wissensverarbeitung
erhöhen, indemmanNetzwerke schuf und Zugänge bereitstellte. Das ›Rauschen‹ des
252 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, III, 209, S. 462f.; III, 263, S. 965.
253 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 460.
254 Neben den Beispielen siehe auch Foucaults Verteidigung der Rechte der Regierten, etwa im
Fall Croissant oder anlässlich der Schaffung eines Internationalen Komitees gegen Piraterie
(Foucault: Dits et Ecrits, III, 210, S. 473; IV, 355). Vgl. auch Biebricher: Selbstkritik der Moderne,
S. 337f., 340.
255 Vgl. Eribon:Michel Foucault, S. 455-457.
256 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 281, S. 52.
257 Dazu in anderem Zusammenhang auch Saar: Genealogie als Kritik, S. 290.
258 Zur ›Problematsierung‹ siehe Foucault: Dits et Ecrits, IV, 344, S. 751.
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Wissens versprach dann aber – zweitens – keine Aufklärung über rational oder mo-
ralisch richtiges Handeln, denn es gab keinen one best way mehr. ›Lösungsansätze‹
waren Experimente, die stets an Fragen von Ästhetik und Stil hängen. Solche Expe-
rimente zu ermöglichen, war Sinn der Wissensvervielfältigung. In seinen letzten
Lebensjahren sollte Foucaults Forschungsprogramm beide Impulse aufnehmen.
Selbst-Regierung: Macht als Interaktionssystem
Die erste Bibliografie, die zu Foucaults Werken erschien, trug den passenden Un-
tertitel A tool kit for a new age.259 Die wohl wichtigsten Instrumente von Foucaults
tool kit sind im technologischen Macht-Modell miteinander verbunden. Macht, um
dies noch einmal zusammenzufassen, wurde von Foucault als ein überall anzu-
treffendes Netzwerk von Kontrollmechanismen entworfen, dem jedwede zentrale
Steuerung abgeht. Stattdessen organisieren sich die Machtbeziehungen selbst. In
räumlicherHinsicht zeigt sich die Ubiquität derMacht als ein infinitissimal ausdif-
ferenziertes Netz, das lokale Knotenpunkte mit eigener Komplexität und Autono-
mie hat (›Orte‹), und in zeitlicher Hinsicht muss dieses Netz der Macht permanent
durch singuläre Ereignisse reproduziert werden.
In den späten 1970er Jahren durchdachte Foucault seine Machtanalytik neu un-
ter dem Begriff des Regierens. Er trug zunächst einmal der Intuition Rechnung,
dassMacht nicht staatlich zentriert ist, sondern überall und in jeder Gesellschaft zu
finden sei: Semantisch umfasste Regieren einen »sehr weiten« Bereich, wie Fou-
cault meinte.260 Dazu gehöre neben dem Einfluss auf andere auch der Einfluss,
den man auf sich selbst nahm. In der Ambivalenz von gouverner steckte daher die
Chance, das Problem der Selbstorganisation auf mehreren Ebenen in einem einzigen
Begriff zu erfassen. Eben deshalb hatte ja auch die Kybernetik auf diesen Begriff
zurückgegriffen, mit dem die Gouvernementalität mehr teilt als nur die Etymolo-
gie.261
259 Clark:Michael Foucault, an annotated bibliography.
260 Foucault: Sicherheit, Territorium, Bevölkerung, S. 183; vgl. Lemke: Eine Kritik der politischen Ver-
nunft, S. 143-147.
261 Im Gegensatz zur gelegentlich immer noch kolportierten These, Gouvernementalität setze
sich aus gouverner und mentalité zusammen, handelt es sich schlicht um eine Substantivie-
rung des Adjektivs gouvernemental. Insofern ist die Begriffsbildung weniger originell als sie
scheint, denn das Adjektiv ist in den 1970er Jahren im Englischen, Französischen und so-
gar Deutschen verbreitet. Governance und Gouvernementalität teilen daher den gleichen
Wortursprung im kybernetes (aus dem gubernatio und dann govern/gouverner wurde) – das
deutsche ›Regieren‹ trägt diesen Wortursprung nicht und insofern unterschlägt diese Über-
setzung diese Interferenz. In der Geschichte der Gouvernementalität ist der Terminus zunächst
auf die spezifische Form liberaler Regierungsrationalität begrenzt, einschließlich der »Kraft-
linie« ihrer Entstehung und ihrer Durchsetzung im Staat (Foucault: Sicherheit, Territorium, Be-
völkerung, S. 162f.). Foucault geht aber schnell dazu über, Gouvernementalität als überzeitli-
chen Begriff für unterschiedlichste Regierungsrationalitäten zu verwenden. In diesem Sinne
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Zwischen den beidenGouvernementalitäts-Vorlesungen hielt Foucault den Vor-
tragWas ist Kritik?, in dem er die Erweiterung seiner Machtanalyse ausgehend vom
Regierungsbegriff diskutierte. Der Vortrag trägt die Spuren der Regierbarkeitsde-
batte und der Auseinandersetzung mit Anti-Totalitarismus und Aufklärung. Fou-
cault stellte sich gegen die These, die Aufklärung hätte nur einen Exzess der Macht
verursacht, und er versuchte zu zeigen, dass jeder Intensivierung des Regierens
auch stets ein Moment der kritischen Befragung dieser Regierung eingeschrieben
ist, die darauf besteht, ›nicht derart regiert zu werden‹.262
Um diese Verschränkung von Macht undWiderstand zu sehen, müsse aber die
Fragerichtung umgekehrt werden, argumentierte Foucault.263 Mit der Frage nach
der Legitimation von Macht durch Wissen lande man – von Kant bis Habermas –
letztlich immer dabei, dass sich eine technisch rationalisierte Herrschaft und ei-
ne Kritik dieser Technokratie gegenüberstehen. Statt Fortschritt und Rückschritt
auf der Achse des wahren Wissens und der legitimen Macht zu evaluieren, sol-
le man auf das veränderliche Gleichgewicht von Macht-Wissen-Systemen blicken.
Aus dieser Perspektive sind die Regierungsrationalitäten Formationen, die aus ei-
nerMenge von Elementen und ihren Verbindungen be- und entstehen.Man konnte
nun die Vielzahl der Regierungsrationalitäten auf ihr singuläres Auftreten (Emer-
genz), ihre kontingente Abfolge (Evolution) und ihre Akzeptabilitätsbedingungen
untersuchen.264
Es ist unschwer zu erkennen, dass Foucault damit seine bisherigen Grundposi-
tionen bestärkte: Es blieb bei dem Projekt, das nach demWie der Macht fragt und
die Aufklärung reflexiv wendet.265 Diese Wiederaufnahme bestätigt sich im wei-
teren Verlauf des Vortrags. Denn die ersten beiden Dimensionen der Analyse, die
Foucault nun nannte, sind bekannt: Die Archäologie nehme das »System der Ak-
zeptabilität […] als Spiel von Macht-Wissen« unter die Lupe, während die Genealo-
gie die Emergenz der Systeme verständlich machen solle.266 Foucault formulierte
dafür das Analyseprinzip der Genealogie in der bekannten Netzwerksemantik und
führte sie erneut gegen eindimensionale, hierarchische Kausalitäten ins Feld:
»Die Analyse […] entfaltet ein Kausalnetz, das zugleich komplex und beschränkt
ist – aber gewiß […] nicht der Sättigung durch ein einheitliches tiefes und pyra-
verwende ich ihn auch in diesem Teilkapitel (im Gegensatz zum obigen Teilkapitel). Zur oft
beklagten Unschärfe der ›Definition‹ vgl. Bröckling et al.: »Gouvernementalität, Neolibera-
lismus und Selbsttechnologien«, S. 18; Saar: Genealogie als Kritik, S. 229.
262 Siehe Foucault:Was ist Kritik?, S. 7-12.
263 Siehe zum Folgenden Foucault:Was ist Kritik?, S. 29-32; Foucault:Dits et Ecrits, IV, 278, S. 29-32.
264 Foucaults Emergenz-Denken wurde oben bereits besprochen; für die expliiziteWortverwen-
dung siehe etwa auch Foucault: Sicherheit, Territorium, Bevölkerung, S. 26f.
265 Siehe Foucault:Was ist Kritik?, S. 40f.
266 Foucault:Was ist Kritik?, S. 34.
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midalisierendes nötigendes Prinzip bedarf. Es geht um die Schaffung eines Net-
zes, welches diese Singularität da als einen Effekt verständlichmacht: dahermüs-
sen die Beziehungen vervielfältigt werden, müssen die verschiedenen Typen von
Beziehungen, die verschiedenen Verkettungsnotwendigkeiten differenziert wer-
den, müssen die Interaktionen und die zirkulären Aktionen entziffert werden,
müssen heterogene Prozesse in ihrer Überlagerung betrachtet werden.«267
Die Genealogie beobachtet und beschreibt also die komplexen, zirkulären Kausali-
täten eines Netzwerks vielfältiger Interaktionen, und zwar als eine Geschichte, die
von der Gegenwart ausgeht. Umdie erstaunliche Nähe dieser Beschreibung zur Ky-
bernetik zweiter Ordnung zu verdeutlichen, lässt sich die Relevanz von Geschichte
aus der Sicht von Varela und Maturana danebenlegen. Denn diese ist im Prinzip
und in der Sprache identisch:
»DaGeschichte umgekehrt als Phänomen in derGegenwart erklärtwerdenmuß, und
zwar als kausales Netzwerk sequentiell verketteter Ereignisse, in dem jedes Ereignis
einen Zustand des Netzwerks darstellt, der sich als Transformation des vorherge-
gangenen Zustandes ergibt, folgt daraus, daß Geschichte, obwohl sie zur Erklä-
rung irgendeines Phänomens nichts beitragen kann, es einem Beobachter den-
noch erlaubt, den Ursprung eines Phänomens als eines Zustandes in einem kau-
salen (historischen) Netzwerk zu erklären.«268
An Archäologie (Macht-Wissen-System) und Genealogie (Transformationen und
Zirkulationen des Netzwerks) schloss Foucault nun eine dritte, eigenständige Di-
mension der Analyse an, die einen neuen ›Gegenstand‹ entdeckt: »Die Basis dieses
Netzes einsichtiger Beziehungen findet man […] in der eigenen Logik eines Spiels
von Interaktionsbeziehungen«.269
Das strategische Niveau der Interaktionenwar freilich nicht gänzlich neu.Dass
die lokalenMechanismen prinzipiell eine gewisse Bewegungsfreiheit genießen, die
man als Spielräume verstehen kann, war (wie gezeigt) bereits in das Netzwerkmo-
dell Mitte der 1970er Jahre eingeschrieben. Im zugleich technischen und regulati-
ven Begriffsfeld von Leitung und Führung (conduite) konnte dieser Aspekt neu durch-
dacht werden.
Hintergrund dieser Überarbeitung war laut Foucault, dass die Möglichkeiten
des Subjekts in den letzten Jahren systematisch zu kurz gekommen waren. Bei der
Analyse der Institutionen hatte demnach ein zu großer Fokus auf einer statischen
267 Foucault:Was ist Kritik?, S. 36f.
268 Maturana/Varela: »Autopoietische Systeme«, S. 206 (Hervorhebung hinzugefügt).
269 Foucault:Was ist Kritik?, S. 38 (Hervorhebung hinzugefügt); auch hier sei parallel verwiesen
aufMaturana/Varela: »Autopoietische Systeme«, S. 185: »Außerdem ist dasNetzwerk der Pro-
zesse […] ein einheitliches System in dem Raum der Bestandteile, die es erzeugt, und die
ihrerseits das Netzwerk durch ihre Interaktionen produzieren.« (Hervorhebung hinzugefügt).
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Reproduktion gelegen. Neben den politischen Technologien, die auf Schließung
dringen, existiere aber »in allen Gesellschaften ein anderer Typ von Techniken […]:
diejenigen, die den Individuen gestatten, selbst eine Reihe von Operationen […]
vorzunehmen […].Nennenwir diese Techniken Selbsttechniken.«270 In der Analytik
des Regierens sollte diese Dimension ausgearbeitet werden, um die »Verstrickung
zwischen Prozeßerhaltung und Prozeßumformung« besser zu erfassen.271
Macht wurde also aus Sicht der Basis des Netzwerkes, den Interaktionsbezie-
hungen, neu betrachtet. Damit gehen drei zentrale Akzentverschiebungen in Fou-
caults Machtanalyse einher: Die erste Akzentverschiebung betrifft das Setting. Die
Machtbeziehungen wurden nun explizit als ein Mehrebenensystem entworfen. Fou-
cault sieht mehrere Niveaus der Interaktionsbeziehungen. Dabei sind die Ebenen
nicht streng voneinander getrennt, sondern eine Aktion kann zugleich aufmehrere
Ebenen einwirken.Dies verhindert letztlich eine Schließung der Interaktionen und
ein Erstarren der Variabilität: »Die Logik der Interaktionen […] kann […] die singu-
lären Effekte eines bestimmtenNiveauswahren und doch zugleichmit den anderen
Elementen eines anderen Interaktionsniveaus zusammenspielen – dergestalt, daß kei-
ne dieser Interaktionen als vorrangig oder absolut totalisierend erscheint.«272
Auf der Basisebene der Interaktionen gab es nun – zweitens – eine ganz klare
Entscheidung für eine gewisse ›Freiheit‹ der Subjekte: »Macht kann nur über ›freie
Subjekte‹ ausgeübt werden, […] die jeweils über mehrere Verhaltens-, Reaktions-
oder Handlungsmöglichkeiten verfügen«, postulierte Foucault.273 Dies war eine
Entscheidung, mit der Machtbeziehungen grundsätzlich von Gewaltbeziehungen
unterschieden wurden: Dort, wo alles determiniert ist, herrscht physischer Zwang
und keine Machtbeziehung, aber solche Beziehungen sind so selten, dass Foucault
nicht einmal die Sklaverei unbedingt dazu zählte. Diese Freiheit, die die Subjek-
te besitzen (müssen), lässt sich mit dem Begriff der Führung fassen: Sie führen
und regieren sich selbst, indem sie aus einer Vielzahl von Verhaltensoptionen eine
Variante auswählen.
Schließlich: Indem sich diese Selbst-Führungen akkumulieren, konstituiert sich
ein Feld von Aktionen, die die Selbst-Führungen wiederum beeinflussen. Für diese
Ebene zweiter Ordnung reservierte Foucaults Analytik des Regierens jetzt den Begriff
Macht: Sie ist ein »Ensemble von Aktionen, das sich auf mögliche Aktionen« aus-
wirkt.274 In einer zirkulären Formulierung geht es beiMacht darum, ›Führungen zu
270 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 295, S. 210; s.a. IV, 306, S. 287f.
271 Foucault:Was ist Kritik?, S. 39 (Hervorhebung hinzugefügt).
272 Foucault:Was ist Kritik?, S. 38.
273 Hier wie im Folgenden Foucault: Dits et Ecrits, IV, 306, S. 287.
274 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 306, S. 287 [frz. IV, 306, S. 237]: Macht »ist ein Ensemble aus Aktio-
nen, die sich auf mögliche Aktionen richten: Sie operiert in einem Feld möglicher Aktionen,
wo sie sich in das Verhalten agierender Subjekte einschreibt: […] im Grenzfall erzwingt oder
verhindert sie Aktionen, aber stets richtet sie sich auf agierende Subjekte, insofern sie agie-
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führen‹ (conduire des conduites). Die Macht bildet also ebenso einen Effekt der Inter-
aktionsbeziehungen, wie sie auf die Interaktion der Subjekte zurückwirkt – sie ist
strukturiertes und strukturierendes Feld zugleich. Wie in der Kybernetik kommt
in Foucaults Machtmodell des Regierens eine Interferenz von Einzelakt und Ge-
samtsystem und zwischen Aktualität und Potenzialität zum Ausdruck:
»Der Ausdruck ›Führung‹ (conduite) vermag in seiner Mehrdeutigkeit das Spezi-
fische der Machtbeziehungen vielleicht noch am besten zu erfassen. ›Führung‹
heißt einerseits, andere […] zu ›lenken‹, und andererseits, sich […] in einem mehr
oder weniger offenen Handlungsfeld zu verhalten. Machtausübung besteht dar-
in, ›Führungen zu führen‹, also Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit von Verhalten
zu nehmen.«275
Man kann sehr schön sehen, wie die Ausdeutung der Basisebene durch die Selbst-
Techniken der Subjekte und das freie Spiel der Interaktionen das bisherige Macht-
modell ergänzt und eine stimmige Logik ergibt.276 Man muss sich aber die im-
mense Komplexität vor Augen führen, die Foucault damit konzipierte. Als ob die
Formulierung zweiter Ordnung – Machtausübung ist eine Führung der Selbstfüh-
rung des Verhaltens –nicht schon komplex genugwäre, kommen zwei weitere Dinge
hinzu:
ren oder agieren können. Sie ist auf Aktionen gerichtete Aktion.« (Übersetzung geändert).
Die Übersetzung des Textes in der Schriftenausgabe ist problematisch, wie Richter: Grenzen
der Ordnung, S. 126, zurecht feststellt. Erschwerend kommt hinzu, dass der Text im Original
teils auf Englisch, teils auf Französisch geschrieben wurde. Ich habe die Übersetzung daher
auf Basis eines Vergleichs der Schriften-Übersetzungmit der älteren deutschenÜbersetzung
(Foucault: »Das Subjekt und die Macht«), der französischen Schriftenausgabe (wo der fran-
zösische Teil im Original steht) und der englischen Ursprungsfassung angepasst (Foucault:
»The Subject and Power«). Insbesondere bin ich der Übersetzung von actionmit Handlung
nicht gefolgt, weil Foucault keine Handlungstheorie im emphatischen Sinne entwickelt hat.
Stattdessen habe ich aufgrund von Foucaults Betonung von Interaktion (interaction) auch hier
an dem abstrakteren Begriff ›Aktion‹ festgehalten.
275 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 306, S. 286 (Übersetzung geändert, siehe vorhergegende Fußno-
te). In diesem programmatischen Text Macht und Subjekt stellte Foucault auch seinen Fokus
auf das Wie der Macht vor, ebenso wie die These, dass es keine Gesellschaft ohne Macht ge-
be und ein ausführliches Raster, worauf bei der Analyse der Macht zu achten sei, die fünf
Punkte umfasst (S. 289-291): (1) System der Differenzierungen, die in zirkulärer Art zugleich
Voraussetzung und Wirkung sind; (2) die Quasi-Teleologie von Machtwirkungen; (3) die in-
strumentellen Modalitäten, also die Mittel und Beschaffenheit der Machtausübung; (4) die
Formen der Institutionalisierung; und (5) den Grad der Rationalisierung, Verfeinerung und
Entwicklung. Foucault griff dieses Raster nicht wieder explizit auf, es verdeutlicht aber den
Anschluss an die Machttheorie der 1970er Jahre.
276 Für eine sehr instruktive Rekonstruktion der späten Machttheorie vgl. Richter: Grenzen der
Ordnung, S. 126-144.
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Erstens gibt es nicht nur einen Einfluss, sondern vielfältige Wirkungen auf die
Selbstführung (Macht ist ein Ensemble von Aktionen). Und zweitens ist die Füh-
rung der Führung bereits ein Effekt anderer Führungen, während die reflexive Selbst-
führung wiederum Wirkungen auf andere Führungen entfaltet. Die Formulierung
zweiter Ordnung ist daher – wie immer – nur ein Platzhalter für eine infinite Re-
kursion. In ihr gibt es keine privilegierte Beobachterposition und keinen feststell-
baren Ausgangspunkt mehr. Foucaults Überlegungen bringen so geradezu ideal-
typisch die kybernetische Verschränkung von Reflexivität und Zirkulation zum Aus-
druck – und er benutzte dafür genau die gleichen Begriffe.
Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, dass auch die Forschung
zu Foucault häufig kybernetische Begriffe benutzt, in der Regel aber ohne dies zu
bemerken. So erläutert etwa Philipp Richter, dass man Foucaults Modell des Re-
gierens so lesen könne, dass zwischen dem Feld möglicher Handlungen und den
aktualisierten Handlungen »Rückkopplungsschleifen« liegen.277 Daneben werden
bei der Rekonstruktion von Foucault seine kybernetischen Begriffe und Prämis-
sen über die Beschaffenheit der sozialen Welt übernommen, insbesondere dann,
wenn der Anschluss an ihn gesucht wird. So beginnt zum Beispiel Mitchell Deans
Standardwerk zu den governmentality studiesmit einer Einführung in die Singulari-
tät und die Konzeption von ›reflexive government‹. Deans Projekt, eine ›kritische
Ontologie unserer Selbst‹ vorzulegen, scheitert aber leider schon daran, dass er
die Wurzeln, Dispersion undMachteffekte des eigenen Denkrahmens nicht reflek-
tiert.278
In methodologischer Hinsicht verschärft sich dieses Problem freilich, wenn
Foucaults Begriffe dabei herangezogen werden, um die Dispersion von kyberne-
tischen Denkfiguren oder Netzwerk-Modellen zu untersuchen oder gar zu kriti-
sieren, ohne zu sehen, dass auch Foucault Teil dieser Geschichte ist.279 Besonders
widersprüchlich wird die Rezeption von Foucaults Machtmodell dann aber, wenn
seine Konzepte – etwa das einer Führung der Führungen – als Merkmal des Neo-
liberalismus präsentiert werden, um sie daraufhin mit Foucault zu kritisieren.280
Denn dies verstellt eine Rekonstruktion des Neoliberalismus und die Frage nach
den Machteffekten von Foucaults Denken kommt erneut gar nicht auf, und das
obwohl sie scheinbar als problematisch eingeschätzt werden.
277 Richter: Grenzen der Ordnung, S. 135. Detel: Foucault und die klassische Antike, spricht etwa von
›regulativer Macht‹. Bröckling: »Das demokratische Panopticon«, S. 81, spricht von einer »re-
flexiven Faltung«, von der »rekursive[n]« Arbeit an sich selbst und »Kontrollstrategien«.
278 Vgl. Dean: Governmentality, S. 2-48.
279 Vgl. Bröckling: »Das demokratische Panopticon«; jüngst Larsson: »The governmentality of
network governance«.
280 Vgl. Lessenich: »Soziale Subjektivität«.
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Die Frage nach den sozialkonstitutiven Effekten von Foucaults Denkens wird
noch schwieriger, wennman bedenkt, dass seine erweiterte Konzeption vonMacht
zudem einen Topos aufwertete, den Netzwerk-Denken und Neoliberalismus teilen,
nämlich den des Spiels. Foucault reagierte damit darauf, dass er seit einiger Zeit
unzufrieden war mit der Hypothese Nietzsche, die die strategischen Beziehungen
in den Termini von Kampf und Krieg interpretierte. Ein Grund für diese Unzu-
friedenheit lag darin, dass auch Kampf und Krieg das Aktionsfeld immer binär in
Freunde und Feinde unterteilen. Doch das entspricht offensichtlich nicht annä-
hernd der Komplexität der Machtbeziehungen, hatte Foucault doch immer wieder
binäre Unterteilungen in den Souveränitätstheorien, Marxismen und Psychoana-
lytiken angegriffen.281
ImModell des Regierens bot sich endlich eine Alternative.WennmanMacht als
Regieren und Regieren als zirkuläre, interaktive Einflussnahme konzipierte, dann
konnte man Zufall, Taktik und Strategie mit einem gehaltvolleren Spiel-Begriff
durchdenken. Folgt man Foucaults eigener Rekonstruktion, dann kommen ent-
scheidende Anregungen dazu aus der Spieltheorie.
Foucault erklärte, dass Spielen in der Spieltheorie »ein Verhalten [sei], bei dem
die Partner ihr Verhalten auf das erwartete Verhalten der anderen und auf die eige-
nen Erwartungen hinsichtlich der Erwartungen der anderen abstell[en]. Hier geht
es also letztlich um den Versuch, Einfluss auf andere zu nehmen.«282 Und wei-
ter erläuterte er: »Auch bei Machtbeziehungen kann man von Strategien sprechen,
sofern es dabei um die Einwirkung auf das mögliche und erwartete Verhalten an-
derer geht.«283 Es ist hier nicht zu überlesen, dass Foucault in der Spieltheorie
den Aspekt der reflexiven Führung von eigenem und fremden Verhalten ebenso
wiederfand wie die strategische,Wahrscheinlichkeiten beeinflussende Dimension,
die diesemModell innewohnt. Indemder Spielbegriff konzeptionell (auch) über die
Spieltheorie des Regierens präzisiert werden konnte, machte er zudem das Modell
des Krieges vollends überflüssig.284
281 Die Zweifel am Kriegsmodell zeichnen sich bereits in Sexualität und Wahrheit I ab, wo Fou-
cault fragt, ob man strategische Beziehung immer im Rahmen von Kampf und Krieg denken
müsse (S. 94). In der zugehörigenVorlesungsreihe In Verteidigung derGesellschaft lässt dieHis-
torisierung dieses Kampfmodells Zweifel erkennen, die einerseits in der Binarität gründen,
andererseits in der Verbindung zum Nationalsozialismus. Parallel dazu kann man auch die
erwähnten ideenpolitischen Konflikte als Beschleuniger dieser Abkehr sehen. Weitere Do-
kumente der sukzessiven Abkehr sind Foucault: Dits et Ecrits, III, 192; III, 195; IV, 281; es gibt
dazu eine ausführliche Forschungsdebatte, die auch weitere Gründe diskutiert (vgl. Richter:
Grenzen der Ordnung, S. 121-125; Bröckling: »›Nichts ist politisch, alles ist politisierbar‹«, S. 416;
Dean: Governmentality, S. 35f.; Lemke: Eine Kritik der politischen Vernunft, S. 139-142).
282 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 306, S. 291.
283 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 306, S. 292.
284 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 306, S. 292f.
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Dieser Hinweis Foucaults ist bisher kaum zur Kenntnis genommen worden. In
der Regel wird nur Foucaults Referenz auf die analytische Sprachphilosophie gese-
hen.285 Das liegt nahe, denn er hatte sich mit dieser Tradition bereits seit der Dis-
kursanalyse immerwieder auseinandergesetzt und traf einen ihrerHauptvertreter,
John Searle, nun auch in Berkeley. Allerdings kann diese Tradition nur bedingt für
Foucaults spezifische Verwendung herhalten. In Austins Sprechakttheorie kommt
der Begriff des Sprachspiels nicht vor. Und bei Searle fehlt, soweit ich sehe, aus-
gerechnet die für Foucault einschlägige Explikation des Spiels in Zufall, Taktiken
und Strategien.Wie Foucault schon 1977 bemerkte, ist diese aber »sehr in Mode bei
bestimmten Soziologen oder Ökonomen, vor allem amerikanischen«.286
Letztlich bleibt aber unklar, woher es kam, dass Foucault seine Spiel-
Begrifflichkeiten nun explizit mit der Spieltheorie präzisierte. Erinnerte er
sich an den Gebrauch der Spieltheorie bei den Strukturalisten? War er in den USA
erneut darauf gestoßen? Oder hatte er sie sogar von den neoliberalen Theorien
aufgenommen, als er sie für die Geschichte der Gouvernementalität rezipierte?287
Es ist eine offene Frage.
Die Strategie im Rahmen von Netzwerk-Modellen spieltheoretisch zu deuten,
ist jedenfalls eine typische Wahlverwandtschaft, die aus den Ursprüngen der Ky-
bernetik stammt. Sie reicht bis in Theorien des network governance hinein288 und
findet sich eben auch bei Foucault. In allen Fällen ermöglicht sie eine Zurechnung
von Handlungen auf Subjekte,289 ohne dass man dafür auf anthropologische, hu-
manistische Annahmen über das Subjekt zurückgreifen müsste: Ausgehend von
dem beobachtbaren Verhalten wird ihre Strategie als eine als-ob-Intentionalität im
Rahmen eines Netzes von Interaktionen rekonstruiert. Es handelt sich also nicht um
eine akteurszentrierte, sondern um eine relationale Subjekttheorie.290 An einer
solchen arbeitete Foucault. Dabei entwickelte er das ›Spiel‹ aber gerade nicht in
Form eines (neoliberalen) Rational-Choice-Modells weiter. Ganz im Gegenteil: Das
285 Vgl. Richter:Grenzen der Ordnung, S. 139. Auch die Spieltheorie ist freilich ein Ableger der ana-
lytischen Philosophie.
286 Foucault: Dits et Ecrits, III, 200, S. 352.
287 Sowohl bei Gary Becker, als auch in der französischen Literatur, die Foucault rezipierte, wird
die Spieltheorie erörtert (siehe Rosa/Aftalion (Hg.): L’Économique retrouvée; Becker: The Econo-
mic Approach to Human Behavior).
288 Für verschiedene Varianten vgl. Enroth: »Policy Network Theory«, S. 22-24; vgl. auch den
Schluss dieser Arbeit.
289 Mit Richter: Grenzen der Ordnung, S. 105, sehe ich in dieser Zurechenbarkeit eine entschei-
dende Neuerung in der Machtanalytik des Spätwerks von Foucault. Sie entspricht Foucaults
politischer Forderung nach einer individuellen Verantwortlichkeit für Entscheidungen. Wie
Richter zurecht feststellt, erhielt das Modell des Spiels letztlich keine dominante Stellung,
sondern bleibt eineMöglichkeit der Betrachtung der Interaktionsbeziehungen.
290 Dagegen vgl. Kneer: Rationalisierung, Disziplinierung und Differenzierung, S. 291.
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Subjekt ist nicht auf eine Rationalität der Auswahl festgelegt, sondern wählt die
Rationalität aus einer Vielzahl von Möglichkeiten aus.
Das aktive Selbst: Ästhetik als politische Technologie
An der Westküste der USA war es Foucault möglich, diese Vielfalt der Rationa-
litäten und Lebensformen zu beobachten und zu praktizieren, die er in seinem
neuen Machtmodell eingebaut hatte. Er hatte sogar den politischen Imperativ sei-
ner erweiterten Machttheorie explizit auf die Veränderlichkeit von Subjektivität
abgestellt: »Wir müssen nach neuen Formen von Subjektivität suchen und die Art
von Individualität zurückweisen, die man uns seit Jahrhunderten aufzwingt.«291
Diesem Ziel widmete Foucault seine späten Schriften, die sich auf der Schneide
von analytisch-beobachtendem und politisch-praktischem Interesse mit der Ethik
beschäftigten.
Dabei wurden die ›Technologien des Selbst‹ zum Dreh- und Angelpunkt, mit
dem sich das Formen von Subjektivitäten als technisch-praktische Akte begrei-
fen ließen.292 Die Nähe zum Technologie-Begriff in seiner alltäglichen Bedeutung
war ihm dabei durchaus klar. Statt sie aber zurückzuweisen, warb Foucault dafür,
»Technologie« als ein »Leitkonzept« zu verwenden, mit dem neben den »harten
Technologien« eben auch die »Führung«, »Leitung« und »Lenkung« von Individu-
en, Familien,Kindern und eben ›seiner selbst‹ erfasst werden könne.293 So,wie Fou-
cault also bereits früher (und ähnlich wie die Kybernetik selbst) nahegelegt hatte,
dass die kybernetisch-informationelle Perspektive für einen »wenn nicht univer-
salen, so doch zumindest außerordentlich weitreichenden«294 Bereich angewandt
werden könne, so sah er diese Möglichkeit bei allen sonstigen Änderungen immer
noch – und verwendete dafür nun gezielt den Technologie-Begriff.
Der Begriff hatte für Foucault noch einen weiteren Vorteil. Denn man könne
mit ihm den (spezifischmodernen) Gegensatz von exakten und nicht-exaktenWis-
senschaften hinter sich lassen.Manwürde dann nichtmehr versuchen, »das Regie-
ren zum Gegenstand einer exakten Wissenschaft zu machen«, also wahres Wissen
zu generieren.295 Stattdessen könne man mit dem griechischen téchne-Begriff wie-
der die praktische Verbindung von Wissen und Können, von Herstellen und Handeln
zum Vorschein bringen, die dem Regieren eine je spezifische Form gab.296
291 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 306, S. 280.
292 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 311, S. 340.
293 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 311, S. 341.
294 Foucault: Dits et Ecrits, I, 70, S. 1051. Für den Kontext vgl. den ersten Teil des Kapitels.
295 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 310, S. 340.
296 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 310, S. 340, spricht daher von einer »praktischen Rationalität«. Vgl.
Hesse: »›Ästhetik der Existenz‹«, S. 306. Foucault hatte im Übrigen schon in seinen vorheri-
gen Arbeiten darauf hingewiesen, dass seine analytischen Instrumente und seine materialen
Erkenntnisse in einer ständigen Wechselwirkung entstehen, die o.g. Trennungen also nicht
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Mit einer ähnlichen Begründung hatten sich kybernetische Ansätze von
modernistischen Rationalitätsvorstellung abgegrenzt und stattdessen auf Design-
Möglichkeiten gesetzt. Auch in Foucaults Idee der téchne tou biou war nun eine
künstlerische, ästhetische Dimension eingelassen.297 Wenn Foucault die Selbst-
technologien als eine Ästhetik des Selbst oder eine Lebenskunst präsentierte,
dann hatte er alle Akte der Formung und Gestaltung im Blick, die sich technischer
Verfahren und Übungen bedienen. Und er sah zudem, dass diese Technologien des
Selbst zu einem Modus der Freiheit werden konnten.
In seinen ethischen Schriften entfaltete sich dadurch das volle Potenzial seiner
neuen Machtanalyse. Denn auf der einen Seite machte Foucault jetzt noch deutli-
cher, dass die Genealogie eine Schreibtechnik ist, die auf die Selbst-Führung einwirkt.
Er betrachtete die Genealogie der Ethik als philosophische Übungen, mit denen
er sich von der modernen Subjektivität zu befreien versuchte. Sie waren also be-
reits Teil einer Selbst-Technologie, nämlich des Schreibens über sich selbst.298 In
den Schriften setzte Foucault nun auf der anderen Seite die Führung der Führun-
gen ein, um die Selbstführungspraktiken zu analysieren. Der große Gewinn der
Neuperspektivierung lag dabei darin, dass Foucault die relative Freiheit der Sub-
jekte fassen konnte, indem er die umgebenden Rationalitäten herauspräparierte
und dann die ›freie‹ Wahl einer strategischen Reaktion durch das Subjekt dazu ins
Verhältnis setzte.
Diese Einsicht wurde in das Analyseraster für die Untersuchung der Ethik
übersetzt.299 Sie konzentriert sich auf das Verhältnis des Subjekts zu einem
moralischen Code, in dessen Rahmen das Subjekt aktiv Techniken und Ziele
der Selbstführung entwickele.300 Dieses Selbstverhältnis versuchte Foucault mit
aufrechterhalten werden können. Der Begriff des Macht-Modells in Sexualität und Wahrheit I
war daher treffend gewählt. Hesse findet diese Aufhebung, die grundlegend für das techno-
logischeDenken ist, fundamental falsch,weil damit die Fragenachder »an sich […] richtige[n]
Lebensführung« irrelevant werde und einer »Selbstgefälligkeit« weiche (ebd.). Jenseits der
Polemik ist die dahinter verborgene Einsicht richtig, dass die Maßstäbe ausgetauscht wer-
den. Ich werde auf diesen grundlegenden Unterschied zwischen Souveränitätsdenken und
technologischem Denken zurückkommen.
297 Siehe Foucault: Dits et Ecrits, IV, 326, S. 470. Vgl., auch zum Folgenden, Saar: Genealogie als
Kritik, S. 270-272. Es ging Foucault also nicht um Kunst als eigene Sphäre.
298 Schreiben als Technologie beschäftigte Foucault in diesem Zeitraum häufiger und er expli-
zierte den Nutzen auch: »Für mich ist die intellektuelle Arbeit mit dem verbunden, was Sie
als eine Form von Ästhetizismus definieren würden – darunter verstehe ich die Transforma-
tion des Selbst« (Foucault: Dits et Ecrits, IV, 336, S. 654; s.a. IV, 329, IV, 362, S. 960); vgl. Hesse:
»›Ästhetik der Existenz‹«, S. 308; allgemeiner auch Saar: Genealogie als Kritik, S. 289f.
299 Zum Absatz siehe Foucault: Dits et Ecrits, IV, 326, S. 475-479, vgl. Saar: Genealogie als Kritik,
S. 254f.
300 Foucault führte also zwei Reihen von Unterscheidungen ein. Zunächst unterschied er drei
Dimensionen der Moral, nämlich das beobachtbare Verhalten des Subjekts, den Code, der ein
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vier Dimensionen zu erfassen: Er fragte einerseits nach dem Gegenstand der
Selbstführung (die »ethische Substanz«) und den Arten der Subjektivierung
(mode d’assujettissement), zu denen der moralische Code verleiten will. Anderseits
suchte er nach den Techniken und Zielen des Subjektes, die er als Askeseformen
und Teleologie der Selbstführung bezeichnete. Mit diesen vier Aspekten hatte
Foucault eine Heuristik entwickelt, mit der sich die Transformation der Ethik
nachvollziehen ließ.
In seiner Transformationsgeschichte unterschied er dann zunächst die anti-
ke Sexualmoral, die er als ›Ästhetik der Existenz‹ vorstellte, von der ›Kultur seiner
selbst‹, wie sie im 2. Jahrhundert nach Christus, insbesondere bei den Stoikern, in
Erscheinung getreten sei.301 Beide richten sich laut Foucault nicht auf das Begeh-
ren als Substanz der Ethik, wie es in der Gegenwart typisch sei, sondern auf die
Lüste (aphrodisia). Allerdings wirdmit ihnen unterschiedlich verfahren: In der ›Kul-
tur seiner Selbst‹ stehe die Sorge um sich als ein universelles menschliches Wesen
im Vordergrund. Der moralische Code formuliere also kategorische Vorgaben für
ein vernünftiges Mensch-Sein, und die asketischen Praktiken nehmen daher die
Form von strengen Selbstprüfungen an. Diese werden später in Christentum und
Moderne als Formen der hermeneutischen Selbstentzifferung aufgenommen. Sie
werden allerdings unter einem neuen juridischen Moralkodex neu ausgerichtet,
und damit treten das Begehren und die Reinheit von sündigem Begehren in den
Vordergrund.
Demgegenüber sind der moralische Code und die asketischen Praktiken in der
›Ästhetik der Existenz‹ gänzlich anders ausgeprägt, meinte Foucault. Denn der
Code sei hier kein festes Regelwerk, das Kategorien vorschreibt; vielmehr beschrei-
be er Stile des Gebrauchs der Lüste. Das Subjekt wird daher explizit dazu angehal-
ten, eine eigeneWahl zu treffen, wie –mit welchen Praktiken und Routinen –man
seine Lüste so gestalten kann, dass diese möglichst intensiv sind, ohne dass man die
moralisches Programmmit Regeln und Präskriptionen enthält, und das subjektive Verhältnis
zu diesem Code, das wiederum als Selbstführung das beobachtbare Verhalten anleitet (aber
nicht zwingend determiniert). Dieser letzte Punkt der Selbstführung wird nochmals in die
vier Dimensionen aufgeteilt, die oben erläutert werden.
301 Zuden folgenden zwei Absätzen vgl. Saar:Genealogie als Kritik, S. 254-270, und siehe Foucault:
Dits et Ecrits, IV, 326, S. 476-486; zur christlichen Sexualmoral darüber hinaus IV, 312, S. 367 und
IV, 323. Ich verzichte auf eine ausführlichere Darstellung, da die historischenDetails nicht zur
hiesigen Fragestellung beitragen. Der klassisch-antiken Sexualmoral ist der gesamte zwei-
te Band, der hellenisch-römischen Sexualmoral der gesamte dritte Band von Sexualität und
Wahrheit gewidmet. Der vierte, fertige Band zur christlichen Sexualmoral erschien erst jetzt,
nachdem auf Foucaults Wunsch bisher keine unveröffentlichten Texte posthum publiziert
worden waren. Während Foucault in kleineren Schriften und Interviews die ersten beiden
Perioden dargestellt hat, blieben die Ausführungen zur christlichen und modernen Sexual-
moral noch überaus vage. Grundsätzlich bestehen recht große Zweifel bezüglich der Akku-
ratheit seiner Lektüren (vgl. Detel: Foucault und die klassische Antike).
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Kontrolle über seine Lüste verliere. Die souveräne Herrschaft über die Lüste sei das
Ziel dieser Selbstführungen, und dafürmüsse jedes Subjekt seinen eigenen Stil fin-
den.302 Diese ästhetische Selbstführung – das ist der große Bogen von Foucaults
unvollendeter Genealogie – ist sukzessive verschwunden und hat einer besorgten
und daher reglementierenden Selbstführung Platz gemacht, die Foucault bereits
aus anderer Perspektive kritisiert hatte.303
Dass Foucault die vormoderne Selbstführung gegen die Gegenwart ins Feld
führt, hat in der Rezeption zu einer lebhaften Debatte geführt. Denn – und man
sieht hier gewisse Ähnlichkeiten zur Neoliberalismus-Frage – immer wieder wur-
den Foucaults historische Schriften als eine substanzielleMoraltheorie gelesen.Die
antike Ästhetik der Existenz erscheint dann als ein Gegenvorschlag zur moder-
nen Subjektform.304 Demhat Foucault selbst freilich immerwieder widersprochen:
»Ich denke, dass es in einer Periode, welche nicht die unsrige ist, keinen beispiel-
haften Wert gibt… es geht nicht darum, zu einem früheren Zustand zurückzukeh-
ren.«305
Der Wert der genealogischen Studien zur Ethik liegt stattdessen darin, dass sie
»nützlich«306 sein können. Foucault folgte also weiter seiner technologisch imprä-
gnierten tool-box-Idee: Seine Texte bieten im besten Falle praktischeWerkzeuge, die
die Menschen für »neue […] unvorhersagbare Verwendungen« nutzen sollen, »um
die Machtsysteme kurzzuschließen«.307 Die Studien zur Ethik wollten vor allem von
der Vorstellung freimachen, dass das Subjekt sich so selbst führen müsse, wie es in
der Moderne angelegt ist. Sie sollten »das Denken von dem befreien […], was es
stillschweigend denkt, und es ihm erlauben […], anders zu denken.«308
Dies richtete sich in erster Linie darauf, dass laut Foucault in der Gegenwart
alles auf das Begehren ausgerichtet sei.309 Dieses werde einerseits einem stren-
302 Auffällig ist natürlich der – unvermittelte – Positionswechsel der Souveränität. War diese
bisher doch vor allem an die kritisierten christlichen und modernen Regierungstechnologi-
en gebunden, tauchte sie jetzt bei den beiden antiken Selbsttechnologien auf. Dies hat of-
fensichtlich auch damals irritiert: In den Interviews wurde Foucault öfter nach dem seltsam
quasi-souveränen Subjekt gefragt, zu dem er scheinbar auch noch eine gewisse Nähe habe.
Siehe Foucault: Dits et Ecrits, IV, 323, S. 434; IV, 326, S. 481f. ; IV, 356, S. 881.
303 Vgl. Saar: Genealogie als Kritik, S. 270.
304 Zur Rezeption vgl. Saar: Genealogie als Kritik, S. 250, 263-266; Simons: Foucault & the political,
S. 79. Diemateriale Perspektive setzt Lesarten fort, die Foucault in der Tradition eines Roman-
tizismus sehen (etwaMegill: Prophets of Extremity, S. 220f.); demgegenüber liest Heubel: Das
Dispositiv der Kreativität, S. 212, Foucault als rationalen Erben der Psychoanalyse.
305 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 326, S. 470; s.a. S. 460f., 472 sowie z.B. IV, 356, S. 894.
306 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 326, S. 472.
307 Foucault: Dits et Ecrits, II, 151, S. 887f. (Hervorhebung hinzugefügt).
308 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 338, S. 665.
309 ZumFolgenden siehe Foucault:Dits et Ecrits, IV, 326, S. 470f., und vgl. Saar:Genealogie als Kritik,
S. 250-253.
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gen, disziplinarischen Moralkodex unterworfen, während auf der anderen Seite
das Versprechen auf eine Befreiung davon warte. Keine der beiden Seiten sehe
aber, dass die Vorrangstellung des Begehrens ein historisch kontingentes Produkt
ist und dass eine nicht-disziplinarische Moral überhaupt möglich ist. In den an-
tiken Selbst-Technologien werde aber gerade das sichtbar. Ihre Darstellung diente
Foucault also nicht als Blaupause, sondern als Kontrastprogramm, um den Raum
der Aktionsmöglichkeiten aufzuweiten.
Das Verhältnis von historischer Analyse und praktischer Selbstführung hat
Foucault in dem Aufsatz Was ist Aufklärung? explizit thematisiert und damit die
Überlegungen aus Was ist Kritik? weitergeführt. Dort wendete er sich gegen die
Gleichsetzung von Humanismus und Aufklärung und schlug vor, in der Moderne
stattdessen ein Ethos zu sehen, das sich durch die »permanente Kritik unserer
selbst« auszeichne und »ein reflexive[s] Verhältnis[] zur Gegenwart« ermögliche.310
In diesem Rahmen komme der historischen Kritik eine spezifische Aufgabe zu,
nämlich die »Kontingenz« hervorzuheben, die »uns zu dem gemacht hat, was wir
sind«, um »die endlose Arbeit der Freiheit […] wieder in Gang zu bringen«; die
historische Analyse kann aber den komplementären Schritt nicht ersetzen: die
aktive Ausübung der Freiheit, die sich »an der Realität und der Aktualität erproben
muss«.311
Hier liegt Foucaults Gegenvorschlag zur Repressionshypothese. Während diese
nur die Ketten sprengen will, um in einen Zustand der Freiheit einzutreten, mein-
te Foucault, dass Freiheit in der ständigen Kritik unserer Selbst entsteht. Dabei
bediente er sich einer Argumentation, die auch die Subjekttheorie der Kybernetik
prägte: Weil das Subjekt nicht mit sich selbst identisch ist,312 muss Freiheit immer
praktiziert werden, indemman das Verhältnis zu sich selbst ständig der Kritik aus-
setze und sich ständig neu erschaffe. Die freie Selbstführung beruhe also darauf,
die Grenzen der eigenen Identität zu überschreiten. Sie bedürfe durchgehend einer
»Arbeit von uns selbst an uns selbst«.313
Konkret zeige sich diese Problematik in der Krisensituation der 1970er Jah-
re. Um die neuen Aktionsräume nicht zu verspielen, reichte es laut Foucault nicht
aus, einfach nur Abwehrrechte für die Regierten zu etablieren und neue, stabile
Identitäten zu präsentieren – also etwa eine homosexuelle Identität. Das ethische
Hauptproblem bestand nach Foucault darin, eine Kultur zu schaffen, in der neue
Praktiken erfunden und jederzeit an- oder abgewählt werden können. Das Haupt-
problem ist also »die Schaffung neuer Lebensformen, Beziehungen und Freund-
schaften […], neuer Formen, die durch unsere sexuellen, ethischen und politischen
310 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 339, S. 700.
311 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 339, S. 703; s.a. IV, 354, S. 867.
312 So explizit bei Foucault: Dits et Ecrits, IV, 356, S. 888.
313 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 339, S. 704.
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Wahlen gestiftet werden.Wir müssen uns nicht nur verteidigen, sondern uns auch
bejahen, und uns nicht nur als Identität, sondern auch als kreative Kraft [force
créatrice] bejahen.«314
Man sieht, dass die so skizzierte Problemlage der klassischen Antike ähnelt,
insofern Foucault in der Reflexion, Wahl und Ausgestaltung von Lebensstilen die zen-
trale Herausforderung seiner Gegenwart erkannte.315 Die emphatische Bejahung von
permanenter Kreativität und Erneuerung schließt aber gerade eine Wiederholung der
Antike aus. Dennoch lieferte die Antike noch einen zweiten Hinweis, der bei der
Gestaltung dieser neuen Kultur hilfreich sein könnte: Als ›Objekt‹ einer solchen
kreativen Arbeit am Selbst könnte die Lust wieder eine sehr viel prominentere Rol-
le spielen, wenn man sie von den moralischen Codierungen wahren oder falschen
Begehrens befreit und die intensive Lustempfindung selbst zum Maßstab der Prakti-
ken mache. Solche Praktiken, die sich nicht um Identitäten und ›wahres‹ Begehren
scheren, sehe man etwa in den SM-Praktiken der Szeneviertel San Franciscos oder
auch in den Drogenerfahrungen.Drogenmüssten »zu einem Element unserer Kul-
tur werden«, forderte Foucault gar, weil sie »fähig sind, eine äußerst intensive Lust
hervorzubringen.«316
Foucaults Vorschläge bleiben dezidiert formal. Sie schreiben nicht vor, wieman
sich zu führen habe, welche Praktikenman zu verwenden habe und wannman Lust
zu empfinden habe. Foucault blieb sich in dieser Hinsicht treu und gab keine kon-
krete Handlungsanleitung ab. Die Subjekttheorie ist aber auch in einem anderen
Sinne formal: Foucault interpretierte nämlich das Subjekt als eine Form, dieman for-
men, gestalten, designen muss.317 Dieses In-Form-Bringen, diese ›In-Formation‹,
erfolgt durch spezifische Technologien. Trotz dieser Formalität ist Foucaults Kon-
zept alles andere als neutral, weil es einerseits quasi-ontologische Setzungen vor-
nimmt und andererseits auch klare normative Präferenzen erkennen lässt.
Erstens zeigt sich bei Foucault konstant eine außerordentliche Wertschätzung für
das Neue, die Erfindung und die permanente Kreativität. Zweitens schließt die-
ses ›Regime des Neuen‹318 eine permanente Arbeit an sich selbst und einen Aufruf zur
»permanenten Erschaffung unserer selbst in unserer Autonomie«319 ein: Das Sub-
314 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 358, S. 911 [frz. IV, 358, S. 736] (Übersetzung geändert).
315 Wie Saar anmerkt, ging es also nicht um eine Ethik ohnemoralischen Code, sondern darum
dass eine ›neue Moral‹ eine stärkere Ethos-Orientierung aufweisen würde (Saar: Genealogie als
Kritik, S. 266).
316 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 358, Zitat S. 913; insg. auch S. 912-915; zum Ziel der Intensivierung
von Lust vgl. auch IV, 293, S. 203; zu Foucaults ›Politik transgressiver Praktiken‹ vgl. Simons:
Foucault & the political, S. 95-104.
317 Siehe auch Foucault: Dits et Ecrits, IV, 356, S. 888.
318 Zu diesem Begriff in anderem Zusammenhang vgl. Reckwitz: Die Erfindung der Kreativität,
S. 38-40.
319 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 339, S. 701.
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jekt generiert sich laut Foucault de facto stets in einer Situation; es kann und sollte
diese Situativität aber auch zum Gegenstand von aktiver Selbstführung machen.
In dieser ästhetischen Wahlpflicht scheint drittens ein Vorrang für die situative Prak-
tikabilität und Lustempfindung auf. Was schon in Foucaults tool-box-Metapher ange-
dacht war, wird nun im Rahmen der Selbstführung weitergeführt: Die ›individu-
elle‹ strategische Brauchbarkeit und emotionale Affiziertheit rangieren vor Fragen
des allgemein Gerechten oder des allgemein Guten.
Noch deutlicher könnte die Abgrenzung zum souveränen Subjekt kaum ausfal-
len. Alle drei Aspekte der Formalität –Neuheit, permanente Selbstformung und die
subjektive und situative ›usability‹ – sind bei Foucault dabei Ausdruck einer Proli-
feration von Differenzen, die sich zeitlich (Absetzung von der Gegenwart), räumlich
(Absetzung von anderen) und subjektiv (Absetzung von Identitäten) zum Tragen
bringen können. Diese Befürwortung der Differenz begründet wiederum, warum
es sich bei Foucault nur um ein formales Subjektmodell handeln kann.
In Foucaults späten Schriften zur Ethik zeigen sich damit die Umrisse einer
ganz eigenen Konzeption eines aktiven Subjekts, die durch die technologischen Denk-
figuren geprägt wird. Wenn eine solche technologisch geprägte Subjektivität an
Einfluss gewonnen hat, dann fordert das Zeitdiagnosen heraus, die im Neolibera-
lismus die zentrale Ursache dafür sehen, dass man am Beginn des 21. Jahrhunderts
ein »Flexibilisierungs-Paradies« und ein Subjektmodell antreffe, das zu Eigenini-
tiative und Innovation aufgefordert wird.320 Denn ganz ohne die Rational-Choice-
Theorie der Neoliberalen bezog auch Foucault Stellung für eine Flexibilisierung des
sozialen Systems, um den lokalen Aktivitäten Raum zu geben, die neue Formen
der Politik und der Lebensführung ausprobieren. Er plädierte gegen die repräsen-
tativen Institutionen der Moderne und für eine Proliferation von Netzwerken und
Wissen. Als Gegenstück zu diesem Rauschen des Wissens zeigte er zugleich dem
Subjekt eine Wahlpflicht auf, die es am besten aktiv ausübt, indem es sich ständig
kritisiert, auf die Probe stellt, kreativ und experimentell ist.
In seinem Buch Die Erfindung der Kreativität hat Andreas Reckwitz nun ein-
drücklich gezeigt, dass es sich bei dieser Überkreuzung von Novität, Kreativität
und Ästhetik um eine breite Bewegung handelte, die dort besonders stark war, wo
Foucault sich vorzugsweise aufhielt und von wo er seine Beispiele bezog: in Ka-
lifornien.321 Indem sie Engineering durch Design ersetzt hatte, war die Kybernetik
ein Ausgangspunkt dieser Bewegung. Daran schloss einerseits die Counterculture
320 Bröckling et al.: »Gouvernementalität, Neoliberalismus und Selbsttechnologien«, S. 24. Man
kann hieran sehen, dass die governmentality studies Foucaults Mahnung der Heterogenität
häufiger nicht nachkommen. Über diese zeitdiagnostische Frage hinaus legt die vorliegende
Studie nahe, dass alle drei Regierungskonzepte – Souveränität, Neoliberalismus und Tech-
nologik – über eine je eigene Konzeption eines aktiven Selbst verfügen.
321 Vgl. Reckwitz: Die Erfindung der Kreativität, insb. S. 20-53.
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an, die Kunst zum Beispiel nunmehr als Events inszenierte, bei denen kyberneti-
sche Rhetorik, psychedelische Drogen,Musik und technologische Instrumente wie
Stroboskoplicht überblendet wurden.322 Andererseits entstand in der Bay Area ei-
ne neue Ausrichtung des design method movement, die Planung und Entwicklung in
einen iterativen, kritischen und experimentellen Prozess umwandelten, der bis zur
Gegenwart für das Design Thinking maßgeblich ist.323 Die ästhetische Konsequenz
der kybernetischen Komplexitätstheorie brachte Russel Ackoff auf den Punkt. Man
verabschiede sich vom one best way und rücke stattdessen Stil in den Vordergrund:
»Style has to do with the satisfactions we derive from what we do rather than what
we do it for. […] Herein, of course, lies the attractiveness of games.«324
Auch Foucaults Denken stand unter dem Einfluss dieser technologischen Be-
griffe von Netzwerk, Spiel und Stil, auch wenn er sie freilich in ganz eigener Wei-
se verwendete. Ich habe im vorangegangenen Kapitel die große Relevanz und die
spezifische Verarbeitung von kybernetischen Figuren wie Komplexität und Zirku-
larität, Strategie und Selbstorganisation in Foucaults Theorie systematisch nach-
gewiesen. Zudem habe ich gezeigt, wie Foucault dieses Netzwerk-Denken dann in
den politischen Deutungskämpfen seiner Zeit in Stellung brachte.
Auch die späte ›Ethik‹ führte diese Auseinandersetzungen fort. In diesem Kon-
text ging es Foucault darum, vielfältige neue Subjektformen zu ermöglichen, die
nicht den Disziplinarmechanismen der Moderne folgen. Gleichzeitig bekämpfte er
eine andere Ausprägung des Kreativitätsdenkens, die erneut auf die Authentizität
des Individuums zurückgriff.325 Dagegen sieht seine technologische Konzeption
322 Vgl. zu dieser oft widersprüchlichen Verbindung ausführlich Turner: From Counterculture to
Cyberculture, S. 41-68; Feustel: ›Ein Anzug aus Strom‹, insb. S. 6, 28-39, 52-66, 88f.
323 Die Nähe von Design und Kybernetik prägte auch dieWeiterentwicklung der second-order cy-
bernetics. So haben sowohl Ranulph Glanville als auch Klaus Krippendorf sie zu einem zentra-
len Gegenstand gemacht (siehe Krippendorff: »The Cybernetics of Design and the Design of
Cybernetics«; Glanville: »Try again. Fail again. Fail better«). Das zentrale Dokument, mit dem
Rittel eine ›zweite Generation‹ des Designs ankündigte, die die technokratischen Anwand-
lungen der ersten Generation hinter sich lassen sollte, ist Rittel: »On the Planning Crisis«; zur
Geschichte und Gegenwart dieses Design-Denkens vgl. Cross: »AHistory of DesignMethodo-
logy«; Katz: Make it New; Reckwitz: Die Erfindung der Kreativität, S. 182-197. Dass es dem De-
sign Thinking der Gegenwart nicht immer gelingt, seinen Zielen nachzukommen und doch
immerwieder die technokratische Position des ›Planers‹ durchbricht, demonstriert Seitz:De-
sign Thinking und der neue Geist des Kapitalismus, S. 74-77. Es schlagen also nach wie vor jene
technokratischen Entwürfe durch, die etwa den comprehensive designer bei Buckminster Ful-
ler charakterisieren (vgl. Turner: From Counterculture to Cyberculture, S. 55-57).
324 Ackoff: »The Future of Operational Research is Past«, S. 99.
325 »Ich denke, dass es nur einen einzigen praktischen Ausgang […] gibt, der nicht vorweg gege-
ben ist: Wir müssen aus uns selbst ein Kunstwerk machen. […] Sartre [verweist] die schöp-
ferische Arbeit an ein gewisses Selbstverhältnis […], das die Form der Authentizität oder In-
authentizität annimmt. Ich jedochwürde genau das Gegenteil behauptenwollen« (Foucault:
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des aktiven Selbst das Subjekt als eine situative Form, die sich permanent neu er-
schaffen muss, ohne ein wahres Sein zu haben. Infolgedessen werden bei Foucault
Selbstkritik, Kreativität und Experimentierfreude zum Merkmal eines aufkläreri-
schen Ethos. Dies ist ein enormer Freiheitsgewinn für das Individuum,womöglich
aber auch eine Bürde.
Dits et Ecrits, IV, 326, S. 474); zur Kritik am »kalifornischen Selbstkult«, bei dem sich diese Au-
thentizitätsidee qua Psychoanalytik abzeichnet, siehe S. 487.
V. Die Politik der Systemtheorie: 
Niklas Luhmann
Niklas Luhmann hat sich über Michel Foucault geärgert. Aber nicht aus theoreti-
schen Gründen, sondern über seine Zitierweise: Es hat ihn geärgert, dass »man
genau weiß, daß riesige Materialsammlungen vorhanden sind, die aber nicht in
Literaturangaben eindringen«.1 Für Luhmann war das vor allem ein Ärgernis, weil
er gerne auf die historischen Beispiele zurückgegriffen hätte; für die Rekonstrukti-
on von Foucaults Denken und Handeln ist es hingegen eine Herausforderung, weil
man sie nicht so leicht mithilfe von ausgeflaggten Linien einordnen kann. Daher
war bisher weitgehend entgangen, dass Foucaults Denken stark von den kyberneti-
schen Figuren undArgumentationsmustern desNetzwerk-Denkens geprägt ist, die
er in den Konflikten der 1970er ideenpolitisch Stellung brachte. Das vorangegan-
gene Kapitel hat diese Figuren, ihre theoretisch-systematischen Folgen und ihre
politischen Implikationen freigelegt. Das folgende Kapitel nimmt nun mit Niklas
Luhmann einen zweiten Fall in den Blick, um den Aufstieg des Netzwerk-Denkens
nachzuzeichnen.
Im Unterschied zu Foucault hat Luhmann das Netzwerk- und Systemdenken
der Kybernetik ausführlich zitiert. Allerdings ist auch Luhmanns Zitierstil eher
kursorisch: Er zitierte oft ganze Aufsätze und Bücher, weil er Zitationen eher als
Signalposten sah, die auf die Inspiration zu einer Idee verweisen.2 Ein Grund für
diese Form der Zitation lag in Luhmanns Arbeitsweise mit dem berühmten Zettel-
kasten. Über die Zettel, die heute in Bielefeld digitalisiert werden, erstreckt sich
ein unüberschaubares Netz an Querverweisen, das keiner hierarchischen Anord-
nung folgt und in seiner Grundanlage den Hyperlinks des Internets entspricht.3
Beide Artefakte entstanden mithilfe von kybernetischen Figuren und wurden für
ihre Benutzer zu Betriebssystemen ihres Denkens.
1 Luhmann et al.: »OFF«, S. 111f.
2 Luhmann et al.: »OFF«, S. 111f. Wie Foucault lehnte Luhmann Exegesen ab: Es ging um den
Nutzwert der Texte.
3 Zu dieser gängigen Analogie etwa Schmidt: »Der Zettelkasten Niklas Luhmanns als Überra-
schungsgenerator«, S. 166.
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Im Folgenden wird die These also nicht nur lauten, dass Luhmann kyberneti-
sches Denken übernommen hat – das ist völlig evident und bedarf keiner erneuten
Demonstration. Man muss allerdings schon darauf hinweisen, dass es sich dabei
nicht um eine biologische Theorie handelte, auch wenn es sich bei Luhmanns Be-
griff ›Autopoiesis‹ um die Erfindung zweier Biologen handelt.4 Diese hatten die
Grundlagen aber selbst erst aus dem technologischen Forschungsverbund der Ky-
bernetik in die Biologie (re-)importiert.
Darüber hinaus würde eine solche Interpretation auch die Vielfalt der Luh-
mann’schen Rezeption verkennen. Luhmann las kybernetisch inspirierte For-
schung auf so verschiedenen Forschungsgebieten wie der Logik, der Psychologie,
der Kommunikations-, Organisations- und Verwaltungstheorie – und auch aus
der Biologie. Er verband die Ideen – teils gegen den expliziten Rat seiner Refe-
renzen5 – zu einem eigenen Entwurf, der seither in fast alle diese Gebiete und
darüber hinaus zurückgewirkt hat. Dies gilt insbesondere auch für die soziologi-
sche und politikwissenschaftliche Governance-Forschung, für die das Narrativ der
funktional differenzierten Gesellschaft und ihrer differentiated polity zum allgemein
akzeptierten Ausgangspunkt geworden ist.6
Neben diesem expliziten Rekurs auf die kybernetische Theorie unterscheidet
sich der Ausgangspunkt von Luhmanns Theorie in einem zweiten Punkt von Fou-
cault: Sie begann auf sozial- und rechtswissenschaftlichem Grund. Daher setzte
sich Luhmann mit den Institutionen von Politik und Verwaltung sehr viel direk-
ter auseinander als Foucault, übernahm auch Teile des Institutionalismus in seine
Theorie und widmete insgesamt der Politik sehr viel mehr Aufmerksamkeit als vie-
len anderen Teilsystemen. Infolgedessen geriet Luhmann fast zwangsläufig in die
zeitgenössischen Auseinandersetzungen um die Krise des modernen Wohlfahrts-
staates.
Hier lassen sich wiederum, das sei vorweggenommen, deutliche Parallelen zu
Michel Foucault und dem technologischen Krisennarrativ insgesamt erkennen. So
wurde (und wird) auch Luhmann von institutionalistischer wie von neomarxisti-
scher Seite als Technokrat attackiert, seine Theorie als erzkonservative und »auto-
ritäre Staatslehre«7 diffamiert, oder – in neueren Angriffen – als Neoliberalismus
4 So z.B. etwas verkürzt bei Farzin: Die Rhetorik der Exklusion, S. 68.
5 Siehe Maturana et al.: »Gespräch mit Humberto Maturana«, S. 39-41.
6 Vgl. Sørensen/Torfing: »Introduction Governance Network Research«, S. 5. Hier fiel die Re-
zeption auf den fruchtbaren Boden, der durch die Aufnahme kybernetischer Figuren in die
Organisationssoziologie und in die fuzzy set theory bereitet wurde. Referenz ist dabei oft die
Aufsatzsammlung von Luhmann: The Differentiation of Society, die Politik, Recht, Wirtschaft
und Gesellschaft aus der Perspektive umweltoffener Systeme untersucht.
7 Hirsch: Die zwei Seiten der Entpolitisierung, S. 17; als Technokratie oder Sozialtechnologie er-
scheint die Systemtheorie beiHabermas: »Theorie derGesellschaft oder Sozialtechnologie?«;
Hennis: »Zur Begründung der Fragestellung«.
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eingestuft.8 Wie schon bei Foucault werde ich im Folgenden die These vertreten,
dass keine dieser Zuordnungen zutrifft. Wenn man Luhmann denn unbedingt auf
demRechts-Links-Schema verortenmuss,wäre er sicherlich weiter auf der konser-
vativen Seite als Foucault. Der starke ökologische Einschlag seiner Systemtheorie
würde ihn vielleicht zu einem Befürworter der neuen schwarz-grünen Diskursko-
alition werden lassen. Allerdings sind solche Mutmaßungen nicht nur hochgradig
spekulativ, sie helfen ohne eine historische und systematische Kontextualisierung
des verwendeten Schemas und der anspruchsvollen Theorie Luhmanns auch nicht
weiter.
In der folgenden Analyse soll gezeigt werden, dass Luhmann sich mit ›Kon-
servativen‹, Neomarxisten und Neoliberalen auseinandersetzte, aber dezidiert ei-
ne andere sozialtheoretische und normative Position vertrat. Die Probleme, denen
man sich nun gegenübersah, waren laut Luhmann die Folge desWachstumsdrangs
der modernen Gesellschaft. Weil das alteuropäische, aufklärerische Angebot selbst
auf Wachstum getrimmt sei, können ihre Theorien diese Selbstgefährdung der
Moderne durch ihre eigene Rationalität nicht verstehen. Man brauche daher ei-
ne Theorie, die die »weltweiten netzwerkartigen, heterarchischen, konnexionisti-
schen Verflechtungen«9 einfängt und die Autonomie der einzelnen Systeme gegen
Politik und Moral verteidigt. Diese neue Theorie könnte als ökologische Rationa-
lität das Operieren aller Teilsysteme anleiten. Sie fordert eine permanente Selbst-
kritik, damit man möglichst flexibel und alternativenreich auf neue Problemlagen
reagieren kann. Kognitive Offenheit und Innovationsfähigkeit lautet das Credo von
Luhmanns systemischer Gesellschaftsberatung.
Mit diesem Krisennarrativ, seinen intellektuellen Ressourcen und normativen
Vorschlägen stellt Luhmann einen exemplarischen Vertreter der technologischen
Strömung dar, die im dritten Kapitel der Arbeit vorgestellt wurde.10 Um diese The-
8 Bröckling: »Zukunftsmanagement zwischen Planung, Selbstorganisation und Prävention«,
S. 274f.
9 Luhmann: »Metamorphosen des Staates«, S. 117.
10 Mit dieser These liefert die Arbeit auch einen neuen Beitrag zur Luhmann-Forschung. Neben
der umfangreichen Literatur über die Gesamtanlage der Systemtheorie gibt es fundierte Ar-
beiten zu Luhmanns Theorie politischer Systeme (z.B. Hellmann et al. (Hg.): Das System der
Politik). Die hochabstrakte Anlage seiner Theorie mag aber Grund dafür sein, dass es fast
keine Arbeiten gibt, die Luhmanns Theorie historisch kontextualisieren. Monografisch liegt
hier, soweit ich sehe, nur eine Arbeit vor, nämlich Stefan Lange: Niklas Luhmanns Theorie der
Politik. Lange hat Luhmanns Theorie der Politik als eine Abklärung der Staatsgesellschaft
dargestellt, die hinter der abstrakten Fassade starke normative Züge trägt und ihren Gegen-
spieler in jedweder Form einer politischen Gesellschaft findet. Die verdeckte Normativität
von Luhmann ist auch in anderen Kontexten aufgefallen, allerdings in keiner anderen Ar-
beit so deutlich und ausgewogen herausgearbeitet worden. Dennoch scheinen mir in Lan-
ges Arbeit gelegentlich schwierige Interpretationen vorzuliegen, insbesondere bei der zen-
tralen These, Luhmann vertrete eine Westminster-Demokratie. Sie unterschlägt außerdem
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se zu entwickeln, bietet das erste Kapitel wie schon in der vorherigen Fallstudie
eine Einführung in die theoretischen Grundüberlegungen.11 Dabei soll auch hier
hervorgehoben werden, dass mit großer rhetorischer Emphase eine neue Theorie
angekündigt wurde, die die ›alten‹ Denkmuster über Bord warf. Sie bezog sich da-
bei affirmativ auf die Aufklärung, nutzte aber kybernetische Figuren, um sie refle-
xiv zu wenden. Das zieht eine grundlegend andere Epistemologie von Subjekten,
Raum und Zeit nach sich. Nach dieser Grundlegung blickt das zweite Kapitel auf
Luhmanns politische Soziologie im Handgemenge der 1970er und frühen 1980er
Jahre, bevor das dritte Kapitel wiederum das Krisennarrativ, die Handlungsoptio-
nen und ihre Folgen vergleichend untersucht.
1. Abschied von Alteuropa
Die Abklärung der Aufklärung
Mitten in den Protesten der deutschen Student:innen hielt Niklas Luhmann im Ja-
nuar 1967 seine Antrittsvorlesung an der Universität Bielefeld. Sie begann wie so
viele Texte nach ihr: mit einer grundsätzlichen Ablehnung des bisherigen Denkras-
ters für eine moderne Gesellschaft, der ein völliger Neuentwurf entgegengesetzt
wurde. Diesen Neuentwurf hat Luhmann dann in exakt 30 Jahren realisiert; 1997
erschien das zweibändige Werk Die Gesellschaft der Gesellschaft.
die Themen Ökologie und Innovationsfähigkeit. Schließlich setzt sie methodisch den Fokus
auf Luhmanns Theorie und liefert so keine Einordnung seines Denkens in Bezug auf die Deu-
tungsmuster der 1970er Jahre. Erst aber als Teil einer breiteren Strömung, die Netzwerk- und
Systemansätze gegen die Alternativen der 1970er Jahre durchsetzte, lässt sich die Bedeutung
von Luhmanns Werk in historisch-politischer Hinsicht verstehen. Damit gehe ich auch über
diewertvollen kleinerenArbeiten zur Zeitdiagnostik bei Luhmannhinaus (vgl. v.a. Schimank:
»Ökologische Gefährdungen, Anspruchsinflationen und Exklusionsverkettungen«; eher kur-
sorisch ist Kneer: Rationalisierung, Disziplinierung und Differenzierung, S. 387-402).
11 Im Unterschied zur ersten Fallstudie stellt das erste Kapitel dabei beide großen Werkpha-
sen dar, also sowohl den frühen Luhmann der umweltoffenen Systeme als auch die auto-
poietische Wende. Das bietet sich an, weil im Unterschied zu Foucault der Bezugsrahmen
konstant bleibt (Ziel: Theorie der Gesellschaft) und auch zahlreiche Einzeleinsichten beibe-
halten werden. Zudem ereignete sich die autopoietische Wende im Laufe der Krisenjahre,
ein permanenter Wechsel bei der Darstellung hätte aber einen irritierenden Effekt. Daher
rekonstruiere ich zunächst den gesellschafts- und sozialtheoretischen Rahmen. In der Ein-
teilung derWerkphasen folge ich Stefan Lange. Er unterteilt eine Frühphase bis in die späten
1970er Jahre, die anschließende autopoietische Phase und eine dritte Phase ab den späten
1980er Jahren, in der dieses Gerüst um beobachtungstheoretische Annahmen und um em-
pirische Beobachtungen ergänzt wird (und darüber zum Teil in Widersprüche gerät). Vgl.
Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 47; Schmidt/Kieserling: »Editorische Notiz«.
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Luhmann stellte gleich zu Beginn seiner Antrittsvorlesung heraus, dass sein
Projekt affirmativ an die Aufklärung anschließen sollte. Allerdings wollte er der
»Dreieinigkeit von Aufklärung, Vernunft und Politik« nicht folgen,12 weil die Prä-
missen der Vernunftaufklärung bereits seit dem 19. Jahrhundert nicht mehr über-
zeugen können, da weder eine apriori verfügbare Wahrheit noch der Machbar-
keitsoptimismus einer Prüfung standhalten. »In beiden Hinsichten«, konstatierte
Luhmann schon damals, »liegt heute weit größere Komplexität zutage«.13
Komplexität ist das dominante Bezugsproblem in Luhmanns Theorie der Ge-
sellschaft, weil er es als das »verborgene Problem der Aufklärung« ansieht.14 Dieses
Problem könne die Vernunftaufklärung aber nicht lösen, weil sie nur eines kenne:
Die Akkumulation wahren Wissens. Das Sammeln von Informationen reiche aber
nicht aus, weil das Mehr des Wissens das Nicht-Wissen nicht zurückdränge, son-
dern sich im Mehr des Nicht-Wissens verliere. Die Vernunftaufklärung könne da-
her die Komplexität derWelt nicht aufschließen, argumentierte Luhmann. Er wolle
aber auch nicht, wie die Romantik, bei der Überforderung durch Komplexität ste-
hen bleiben. Die Aufgabe der soziologischen Aufklärung geht daher über beides
hinaus: »Aufklärung ist der geschichtliche Prozeß, der sich bemüht, die Möglich-
keiten der Welt dem Erleben und Handeln als Sinn zugänglich zu machen.«15
Damit die Soziologie die Vielfalt und Komplexität der Möglichkeiten angemes-
sen beschreiben könne, forderte Luhmann, müsse man sich von der Ontologie und
Metaphysik lösen, die das europäische Denken seit der griechischen Antike do-
minieren und sowohl die positivistischen Wissenschaften als auch den Staat der
Moderne prägen. Seine Kritik an dieser Wissensform, die verspricht, »soziale Si-
cherheit von dem Boden unbezweifelbarer Vernunftnotwendigkeiten aus zu ge-
winnen«, lässt drei Grundprobleme der ontologischen Metaphysik erkennen.16
Erstens setze sie jedwede Erkenntnis beim Sein an.17 Damit habe sie die Kom-
plexität derWelt freilich immens reduziert, schließe sie doch schlechterdings alles,
was in diesem Moment nicht ist, aus der Betrachtung aus. Anders gesagt: Weil sie
den unendlichen Bereich von potenziellen Alternativen nicht mitdenke, könne sie
nun behaupten, alles habe einen festen, unveränderlichen Grund, eine Substanz,
ein wahres Sein.
12 Luhmann: »Vorwort«, S. 5.
13 Luhmann: »Soziologische Aufklärung«, S. 84.
14 Luhmann: »Soziologische Aufklärung«, S. 91; vgl. zur Aufklärung auch Horster: Niklas Luh-
mann, S. 48-52.
15 Luhmann: »Soziologische Aufklärung«, S. 94, zur Argumentation insg. S. 92-94.
16 Luhmann: »Soziologische Aufklärung«, S. 93.
17 Zu denKritikpunkten in den folgenden drei Absätzen siehe Luhmann: »Soziologische Aufklä-
rung«, S. 93-95, und ausführlich Luhmann: »Funktion und Kausalität«; Luhmann: »Wahrheit
und Ideologie«.
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Daraufhin können nun – zweitens – Regeln aufgestellt werden, mit denen man
die Wahrheit erkennen würde. Dabei stütze sich die Ontologie darauf, dass die
Wahrheit von jedem in derselben Art und Weise erkannt werden kann, weil sie ja
a) im Wesen der Sache selbst liegt und es b) im Wesen des Menschen liegt, über
Vernunft zu verfügen. Diese Idee sei in der Aufklärung auf die Spitze getrieben
worden, während man alle Erklärungsansätze ausschloss, die – wie der Funktio-
nalismus – an den letzten Grund der Dinge nicht glaubten.
Wenn es dann – schließlich – darauf ankommt, Veränderungen zu erklären,
greife die Ontologie auf Hilfskonstruktionen zurück, mit denen sich kausal vom
Sein auf die Veränderung schließen lasse. Zu diesen Hilfskonstruktionen zählte
Luhmann die Hierarchie und die Vorstellung von Teil und Ganzem ebenso wie zwei
Varianten wissenschaftlichen Erklärens: Das teleologische Erklärungsmuster erkläre
Handlung durch ihren wahren Zweck oder ihre Wirkung; das mechanische Erklä-
rungsmuster erkläre sie durch das ursprüngliche Motiv oder die zwingende Ursa-
che.18 In der Vorstellung der alteuropäischen Ontologie, so Luhmann, ist beiden
Mustern gemein, dass sie lineare Beziehungen zwischen einer Ursache und einer
Wirkung herstellen.19
Das Problem liegt aus seiner Sicht dabei nicht nur in der Variabilität der Sa-
chen selbst (die auch anders sein könnten), sondern auch in der Variabilität der
Beziehungen. Jede ›Ursache‹ habe eine Vielfalt von Beziehungen zu anderen Ursa-
chen und Wirkungen, die auch nicht alle kausaler Art sein müssen. Wenn dem so
ist, dann verlieren aber die Kausalitätskonzepte wie Mittel und Zweck oder Ursa-
che undWirkung ihren Sinn. Sie können der »Komplexität des Kausalnetzes« nicht
gerecht werden.20
Luhmann sah die Soziologie als die aufklärerische Wissenschaft, weil sie An-
nahmen der Ontologie immer wieder infrage gestellt hat, indem sie die Relevanz
latenter Dimensionen und nicht-intendierter Folgen aufzeigte.21 Dafür verwies er
insbesondere auf Marx, Nietzsche und Freud, kritisierte sie aber zugleich. In ih-
rem Erklärungsschema hätten sie dann aber an Faktorentheorien festgehalten, die
nur latente Ursachen erkennen. Die frühen Systemtheorien – gemeint waren hier
Ross Ashby, Talcott Parsons und der Strukturalismus – haben demgegenüber zwar
18 Siehe Luhmann: »Funktion und Kausalität«, S. 22f.; Luhmann: »Die Praxis der Theorie«, S. 318.
19 Siehe Luhmann: Zweckbegriff und Systemrationalität, S. 9.
20 Für das Zitat Luhmann: »Funktion und Kausalität«, S. 26; zu diesem Komplex Luhmann:
»Funktionale Methode und Systemtheorie« (dort auch eine ähnliche Netzmetapher auf
S. 60); Luhmann: »Wahrheit und Ideologie«, S. 73. Die Rede vom komplexen Netz der Kau-
salitäten und dem entsprechend komplexen Netz der Strukturen findet sich schon in den
frühen Schriften oft, z.B. auch in Luhmann: Grundrechte als Institution, S. 199.
21 Siehe, auch zum Folgenden, Luhmann: »Soziologische Aufklärung«, S. 85f.; Luhmann: »Wahr-
heit und Ideologie«, S. 70f.; Luhmann: »Funktion und Kausalität«, S. 26f.
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die Komplexität der Zusammenhänge erkannt und sich daher von bloßen Einzel-
faktoren abgewendet; sie seien aber immer noch der kausalistischen Vorstellung
gefolgt, dass ein System aufgrund seiner Struktur zwingend in einer bestimmten
Art und Weise reagieren würde, wobei diese Struktur auf den Zweck des Selbster-
halts ausgerichtet sei.22
Für Luhmann war das nicht radikal genug. Seine Interventionen attackierten
schon in den frühen Schriften immer wieder die »geisteswissenschaftliche oder
geistesgeschichtliche Deutung ausgelaugter Formeln«23 und die »alteuropäische
Gesellschaftslehre«,24 die ihre »kritische, innovative Funktion verloren«25 hat. Man
brauche daher »neue Denkansätze«26 und einen Begriffsapparat, der »zu einem
abstrakteren Niveau der Artikulation von Denkvoraussetzungen«27 gelangt. Es ist
auch diese Rhetorik des ›neuen Denkens‹, die Luhmann mit anderen kybernetisch
inspirierten Ansätzen verbindet und die sich hier – einmal mehr – als Teil des
technologischen Narrativs zeigt.
Dem entspricht auch der Ausgangspunkt seines Gegenvorschlags: Man muss-
te die Komplexität zurückholen und die unendliche Vielfalt der Möglichkeiten in
die Analyse wieder einbeziehen. Das bedeutete, nicht mehr vom Sein, sondern von
dem Verhältnis von Sein und Nicht-Sein auszugehen: »Letztlich läuft die Abklä-
rung der Aufklärungmithin auf ein Reflexivwerden des Aufklärens hinaus.«28 Auch
Luhmanns Kritik der Aufklärung ist also als eine reflexive Wende konzipiert.29 Sie
meint, wie schon bei Kybernetik und Foucault, keine völlige Abkehr, sondern dass
man das Abstraktionsniveau erhöhen müsse, um Komplexität erfassen zu können.
Die Methode für die reflexive Aufklärung durch Soziologie nannte Luhmann
Äquivalenzfunktionalismus, die zugehörige Theorie eine funktional-strukturelle
Systemtheorie.30 Der Äquivalenzfunktionalismus besteht, einfach gesagt, aus zwei
Grundkomponenten, nämlich der Auswahl eines Bezugsproblems und der Prüfung
möglicher (›äquivalenter‹) Antworten auf dieses Bezugsproblem. Dabei ist das Be-
zugsproblem das Ergebnis eines Selektionsaktes unter zahllosen möglichen Be-
22 Siehe Luhmann: »Funktion und Kausalität«, S. 14f.; vgl. Kastner: »Luhmanns Souveränitäts-
paradox«, S. 86f.
23 Luhmann: Grundrechte als Institution, S. 207.
24 Luhmann: »Gesellschaft«, S. 193.
25 Luhmann: »Positives Recht und Ideologie«, S. 248.
26 Luhmann: »Gesellschaft«, S. 179.
27 Luhmann: »Gesellschaft«, S. 193.
28 Luhmann: »Soziologische Aufklärung«, S. 109.
29 ZuAufklärungbei Foucault und LuhmannauchGebhard et al.: »Kritik derGesellschaft?«, insb.
S. 273, 276.
30 Beides wird in den frühen Aufsätzen immer wieder erläutert, beispielsweise in Luhmann:
»Soziologische Aufklärung«, S. 95; Luhmann: »Funktion und Kausalität«, S. 16-26; Luhmann:
»Soziologie als Theorie sozialer Systeme«, S. 144-147.
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zugsproblemen. Es ist keine Gegebenheit, sondern kontingent und zieht die Frage
nach sich, wie es kommt, dass einem Ereignis die Form eines bestimmten Problems
gegeben wurde. Foucault hatte etwas Ähnliches mit dem Begriff der Problemati-
sierung beschrieben. Auf ein solches Problem gibt es dann aber immer noch sehr
verschiedene Antwortmöglichkeiten. Funktionale Analysen können daher nie das
faktische Vorkommen einer Funktion vollends erklären: »Sie haben gerade den ent-
gegengesetzten Sinn: auf andere Möglichkeiten hinzuweisen.«31
Die Systemtheorie geht von diesem »Netz anderer Möglichkeiten« aus, die per-
manent zur Verfügung stehen.32 Sie kann daher, so Luhmanns Argument, keine
Stabilität voraussetzen, wie das die alteuropäische Theorie mache. Stabilität sei
vielmehr das erklärungsbedürftige Problem. Man müsse sich darüber wundern,
wie es sein kann, dass ein System stabil ist. Luhmanns Antwort darauf ist recht
einfach: Das System ist nicht stabil – jedenfalls nicht im Sinne von statisch.
Systeme entstehen laut dem frühen Luhmann vor allem, weil diese massive
Komplexität der Welt für die Einzelnen nicht zu ertragen ist; Systeme arbeiten
die Komplexität klein und entlasten so das Individuum.33 Sie wählen bestimmte
Wege aus, um die Komplexität in ein handhabbares Problem umzuformulieren,
und erfinden Lösungen für diese Probleme.
Bei der Verarbeitung von Komplexität gilt auch für Luhmann der kyberneti-
sche Lehrsatz, dass ein System umso mehr Komplexität verarbeiten kann, desto
mehr unterschiedliche Variationen es im Inneren zur Verfügung hat. Allerdings
wendete er gleich ein, dass Systeme nie der Komplexität der Umwelt gerecht wer-
den können.34 Sie differenzieren sich daher aus ihrer Umwelt aus, indem sie einen
bestimmten Problembezug und bestimmte Lösungsstrategien wählen. Sie bringen die
31 Luhmann: »Funktion und Kausalität«, S. 20; zum Begriff der Problematisierung bei Foucault:
Dits et Ecrits, IV, 344, S. 751.
32 Luhmann: »Funktion und Kausalität«, S. 34: »Die funktionalistische Auslegung des Handelns
macht deutlich, daß Handlungen in einem Netz anderer Möglichkeiten immer stabilisie-
rungsbedürftig sind. Diese Stabilisierung kann jedoch nicht in Form invarianter Relationen
zwischen bestimmten Ursachen und bestimmtenWirkungen erfolgen. Sie ist Sache gemein-
samer Erwartungen.« Zum Folgenden auch S. 22 und Luhmann: »Funktionale Methode und
Systemtheorie«, S. 50.
33 Vgl. Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 77-79. Die Nähe zur klassischen Institutio-
nenlehre, insbesondere von Gehlen, ist hier deutlich erkennbar, wie Lange zeigt. Man sollte
sie aber nicht überschätzen: Luhmann sah die erste Aufgabe der funktionalen Analyse im Er-
schließen von Komplexität und anderen Möglichkeiten. Er teilte gerade die alteuropäischen
Grundlagen der werteorientierten Institutionenlehre nicht. Diese Distanz zu Schelskymach-
te er etwa gleich am Beginn seiner Inauguralvorlesung deutlich.
34 Siehe Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 13f.
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Umweltprobleme immer nur in eine »vereinfachte Form«,35 auch Luhmann nannte
den jeweiligen Umgang mit Komplexität daher eine »Strategie«.36
Neben der Ausdifferenzierung stellt Temporalisierung dabei fraglos den wich-
tigsten Mechanismus dar, um Komplexität zu reduzieren. Denn um möglichst viele
Lösungsoptionen für ein Bezugsproblem anzubieten, bringt ein System Zeit ins
Spiel (Prozessualität). Weil komplexe Systeme auch laut Luhmann aus Elementen
bestehen, die erst durch ihre spezifische Relationierung qualifiziert werden, las-
sen sich nacheinander unterschiedliche Relationen aktualisieren. Auf diesem We-
ge eröffne Zeit die Möglichkeit, mehrere Optionen der Komplexitätsreduktion zu
nutzen.37
Infolgedessen ist das System nicht nur von der Umwelt verschieden, es ist auch
mit sich selbst nicht identisch. Die Identität des Systems ist kein Seinszustand,
wie Alteuropa laut Luhmann glaubte, sondern eine permanente, kontrafaktische
Syntheseleistung des Systems selbst.38 Es bezieht sich auf sich selbst (Reflexivität)
und reflektiert das durch Selbstbeschreibungsformeln (Reflexion). Auf diese Weise
grenzt sich das System von seiner Umwelt ab und präsentiert sich selbst als stabil,
obwohl es sich es intern ändert und permanent umbaut.
Luhmann stellte damit die Grundlagen der Theorie von Identität auf Differenz
um,39 und zwar Differenz im ›sozialen Raum‹ (zur Umwelt) und in der Zeit (zu sich
selbst). Die moderne Gesellschaft beschrieb Luhmann dann bekanntlich als ein so-
ziales System, das auf diese Weise funktionale Differenzierung zu ihrem Grund-
prinzip gemacht hat, und dadurch wie keine andere Gesellschaftsformation zuvor
in der Lage ist, Komplexität zu reduzieren.40 Diese Kapazität zur Komplexitätsver-
35 Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 144, und auch bereits in Luhmann: »Soziologie
als Theorie sozialer Systeme«, S. 148f.
36 Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 140, auch Luhmann: Soziale Systeme, S. 53, 133f.;
Luhmann: »Soziologie als Theorie sozialer Systeme«, S. 148.
37 Siehe Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 13f.; zur Zeitdimension auch Luhmann:
»Temporalization of Complexity«. Nach der autopoietischen Wende wird er noch radikaler
formulieren: Systeme bestehen nicht einfach aus Elementen, sie bringen durch ihre Prozesse
diese Elemente erst hervor. Dies bahnt sich beim frühen Luhmann aber schon deutlich an.
38 Siehe z.B. schon 1962 Luhmann: »Wahrheit und Ideologie«, S. 71.
39 Diese gängige Formel findet sich auch direkt bei Luhmann: Soziale Systeme, S. 396.
40 Zu den allgemein bekannten Punkte dieses und des folgenden Absatzes siehe z.B. aus den
frühen Arbeiten Luhmann: »Gesellschaft«, S. 187-189; Luhmann: »Differentiation of Socie-
ty«; am Beispiel Luhmann: »Soziologie des politischen Systems«; nach der autopoietischen
Wende Luhmann: Soziale Systeme, S. 261-265; Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 207-
210. Die Systemtheorie zeichnet sich auch in Luhmanns Variante als eine epistemische Per-
spektive aus, weil sie alles in System/Umwelt-Unterscheidungen erfassen will. Dementspre-
chend gibt es unterschiedliche Systemtypen: Maschinen, Organismen, psychische Syste-
me und eben soziale Systeme. Unter den sozialen Systemen gibt es dann Interaktions-,
Organisations- und Funktionssysteme (Luhmann: Soziale Systeme, S. 16). Eine Besonderheit
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arbeitung entstehe daraus, dass die Funktionssysteme völlig unabhängig und ohne
Koordinationszentrale arbeiten. Sie haben sich selbst auf eine bestimmte Problem-
lösung spezialisiert. Indem sie so bestimmte Aspekte der Komplexität verarbeiten,
können andere Teilsysteme nach ihren Parametern auf diese Leistungen zurück-
greifen, die sie wegen ihrer eigenen Spezialisierung nicht erbringen können.41
Die Leistungsfähigkeit der einzelnen Funktionssysteme hängt wiederum dar-
an, dass sie auch intern wieder Binnendifferenzierungen ausbilden. Dadurch wird
es möglich,mehrere Problembezüge zu bearbeiten, zum Beispiel indem sie auf ge-
sonderte Rollen verteilt werden. Alle Systeme generieren auf diese Weise ihre eige-
ne Umwelt und ihre eigene Innenperspektive und bilden in ihrem Inneren noch-
mals Subsysteme aus, die wieder ihre eigene Sicht auf die Umwelt und auf sich
selbst haben. Jedes Teilsystem arbeitet dabei autonom durch eine eigene Steue-
rung von Kommunikation, ohne dass es eine zentrale Koordinationsinstanz oder
ein gemeinsames Ziel geben würde.42
Mit dieser Konzeption grenzte sich Luhmann gezielt von klassischen Differen-
zierungstheorien ab: Sie trennen das Ganze stets in Teile auf oder summieren Tei-
le zu einem Ganzen.43 Genau diese Idee von Arbeitsteilung ist laut Luhmann aber
unzureichend, weil man dann direkte Koordination voraussetzen müsste, solche
Koordination aber einen Überblick über die Gesamtkomplexität voraussetzt, den
niemand haben könne.
Systeme sind daher nicht Teile vom Ganzen, schlug Luhmann vor, sondern au-
tonome »Emergenzniveaus«:44 Treffen zwei Systeme aufeinander, bildet sich durch
Differenzierungsprozesse ein unabhängiges drittes System, ohne die ontologischen
Eigenschaften der anderen Systeme ›mitzunehmen‹.45 In dem starken Emergenz-
paradigma, für das Luhmann damit eintrat, macht daher weder der alte Kampf
bei Luhmann ist, dass er die Hoheit der Soziologie zu begründen versucht: Weil über ›Natur‹
und ›Maschinen‹ immer nur in sozialemKontext geforscht undmittels Kommunikation kom-
muniziert werden kann, ist jede Erkenntnis auf das soziale System zurückzubeziehen. Dies
ist laut Horster:Niklas Luhmann, S. 74, auch ein Streitpunkt mit dem radikalen Konstruktivis-
mus.
41 Zur Unterscheidung Funktion, Leistung, Reflexion siehe Luhmann: »Differentiation of Socie-
ty«, S. 36f.
42 So schon in Luhmann: »Funktionale Methode und Systemtheorie«, S. 50.
43 Vgl. dazu auch Kneer: Rationalisierung, Disziplinierung und Differenzierung, S. 301.
44 Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 14, hier und imWeiteren auch S. 19, 38f. Vgl. auch
Kneer: »Differenzierung bei Luhmann und Bourdieu«, S. 28-33. Damit grenzte Luhmann sich
scharf von Rational-Choice-Theorien der Emergenz und betriebswirtschaftlichen Entschei-
dungstheorien ab, die alles auf die Individuenbzw. Einzelentscheidungen zurückführen. Sein
Emergenzkonzept entwickelte sich voll nach der autopoietischen Wende.
45 Vgl. dazu auch Kneer: Rationalisierung, Disziplinierung und Differenzierung, S. 418f.
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zwischenmethodologischemHolismus und Individualismus Sinn, noch lassen sich
Mikro- und Makro-Soziologie kategorisch unterscheiden.46
Man kann diesen Umstand auch anders formulieren: »Für Luhmann ist – wie
wir wissen – Gesellschaft ein Netzwerk von Sozialsystemen«,47 die heterarchisch
ineinander verschachtelt und verschaltet sind. Sie generieren eine Struktur, die
die Kapazität hat, um eine immense Palette an Möglichkeiten zu realisieren: »Es
ist sehr viel verschiedenartiges Erleben und Handeln möglich, aber alles nur unter
bestimmten, mehr oder weniger bekannten Bedingungen.«48 Diese gegenseitige
Steigerung von Struktur undMöglichkeiten hat allerdings zur Voraussetzung, dass
die Teilsysteme inkongruente, unterschiedliche Perspektiven einnehmen: »Das
technisch Mögliche ist nicht immer auch wirtschaftlich möglich, oder rechtlich
möglich, oder politisch möglich. Alle Einzelsysteme entwerfen […] einen zu weiten
Horizont von Möglichkeiten. […] Das Mögliche ist nicht ohne weiteres möglich
(nämlich dann nicht mehr, wenn die Systemreferenz der Betrachtungsweise
wechselt).«49 Auch hier wird Luhmanns Theorie der Differenz mehr als deutlich.
Nicht die Gleichheit, sondern die Unterschiedlichkeit garantiert die ›Leistungsfähigkeit‹
des Systems.
Diese Unterschiedlichkeit schafft jedoch auch ein Problem, nämlich das der In-
tegration der Gesellschaft. Hier attackierte Luhmann schon früh den modernisie-
rungstheoretischen Horizont, den er auch bei Parsons vorfand:Weil die Leistungs-
fähigkeit der Funktionssysteme darauf beruht, dass sie autonom ihrer und kei-
ner anderen Selektionsperspektive folgen, kann man die Gesellschaft nicht durch
zentrale Einrichtungen normativer, symbolischer oder prozeduraler Art integrie-
ren.50 Das funktionale Äquivalent zum alteuropäischen Integrationsbegriff bietet
laut Luhmann die funktionale Differenzierung selbst. Denn jedes Teilsystem ist auf
46 Holismus und Individualismus machen keinen Sinn, weil sie Summierung oder Teilung im-
plizieren, nicht eigenständige Ausbildung und Erhaltung; Mikro- und Makro-Perspektiven
sind problematisch, weil ein Element nicht ontologisch festgeschrieben, sondern polyvalent
ist. Siehe zu letzterem Luhmann: »Reflexive Mechanismen«, S. 128.
47 Horster:Niklas Luhmann, S. 159. Siehe auch das Zitat vom Eingang (Luhmann: »Metamorpho-
sen des Staates«, S. 117).
48 Luhmann: »Gesellschaft«, S. 188.
49 Siehe Luhmann: »Gesellschaft«, S. 188.
50 Siehe, auch im Folgenden, Luhmann: »Gesellschaft«, S. 189. Von der damaligen Formel der In-
tegration wäre noch einmal die Inklusions/Exklusions-Thematik zu unterscheiden. Hier fällt
auf, dass Luhmann sehr lange einermodernistischen Vollinklusionsthese gefolgt ist, bevor er
erst in den 1990er Jahren – als Reaktion auf das Scheitern der Theorie angesichts von Slums –
einen Exklusionsbegriff entwickelte; dann avanciert die Unterscheidung aber fast zu einem
neuen Metacode. Aus der umfänglichen Literatur dazu vgl. z.B. Farzin: Die Rhetorik der Ex-
klusion, insb. S. 51-62; Nassehi: »Die Theorie funktionaler Differenzierung im Horizont ihrer
Kritik«, S. 110-114; Horster: Niklas Luhmann, S. 125.
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eine strukturierte Umwelt, also auf die Leistung der anderen Teilsysteme angewie-
sen.
Diesen Umstand wendete Luhmann immer wieder gegen die alteuropäische
Lesart der Gesellschaft. In der funktional differenzierten Gesellschaft gebe es kein
Zentrum und keine Hierarchie, wie es die Semantik des alten Europas nahelege.
Stattdessen gebe es nur Funktionssysteme, die zugleich autonom und hochgra-
dig voneinander abhängig sind. Diese hohe Spezialisierung und Eigendynamik der
Funktionssysteme habe allerdings einen Preis: Die Funktionssysteme können nicht
mehr füreinander einspringen.51 Auf der Ebene der Funktionssysteme gibt es also
keine hinreichende Redundanz, sodass der Ausfall eines Funktionssystems fatal für
alle anderenwäre.Wer aber der Gesellschaft deshalb einen gemeinsamenWerteho-
rizont oder universellen Konsens abverlange, um sie zu integrieren, gefährde die
funktionale Differenzierung. Stefan Lange sieht hierin einen »Differenzierungs-
normativismus«, den Luhmann schon in seiner ersten größeren gesellschaftstheo-
retischen Arbeit über Grundrechte als Institution vertrete.52 Wie zu sehen sein wird,
glaubte Luhmann, eine solche Präferenz für Differenz immer wieder auch politisch
verteidigen zu müssen.
Die autopoietische Wende
Mit der sogenannten ›autopoietischen Wende‹ schärfte Luhmann seine Differenz-
theorie noch einmal, indem er von der Theorie umweltoffener auf die Theorie ge-
schlossener Systeme umstellte. Dadurch wurde die ausschließliche Selbststeuerung der
Systeme besonders betont und allen Versuchen der Steuerung durch ein Zentrum
oder eine Spitze eine Absage erteilt: »Die moderne Gesellschaft hat weder ein Zen-
trum noch eine Spitze.«53
Allerdings gibt es in der Sekundärliteratur über die ›autopoietische Wende‹ oft
keine Erklärungen, warum Luhmann diese Wende vollzogen hat.54 Meiner These
nach steht dahinter genau jene Abgrenzung zu den modernistischen Vorstellun-
gen, die Gesellschaft durch rationale Steuerung integrieren zu können. Dieser Mo-
dernismus bediente sich in den Augen Luhmanns bei den frühen Systemtheorien,
um ihren Anspruch zu untermauern. Mit den Input-Output-Modellen, so konze-
dierte Luhmann jetzt, ließ sich ein Steuerungsoptimismus vertreten, weil sie die
Vorstellung erwecken, dass man nur gezielt Input oder Output regulieren müsste,
51 Hier und im Folgenden etwa Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 97f., 167.
52 Vgl. Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 142f. Siehe Luhmann: Grundrechte als Insti-
tution, z.B. S. 23, 117, 200. Ich werde im Folgenden von einem Differenznormativismus spre-
chen. Dies nimmt Langes Wendung auf, soll aber betonen, dass es bei dieser Haltung nicht
nur um Differenzierung, sondern – grundlegender und breiter – um Differenz ging.
53 Luhmann: »Anspruchsinflation im Krankheitssystem«, S. 31.
54 So heißt es zum Beispiel lapidar: »Auf jeden Fall nimmt Luhmann […] eine Umarbeitung sei-
nes Ansatzes vor.« (Kneer: Rationalisierung, Disziplinierung und Differenzierung, S. 304).
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um den perfekten Gleichgewichtszustand zu erhalten. »Man versteht so die Attrak-
tivität dieses Schemas für eine rationalistisch und steuerungstechnisch interessier-
te Systemtheorie«, schrieb Luhmann in Soziale Systeme, »[i]n diesem Sinne sprach
man von Systemdynamik, meinte damit aber nur den Durchlaufprozeß und nicht
die Selbstregulierung«.55
Gerade gegen die hierarchische, rationalistische Steuerung der Gesellschaft
waren aber schon die frühen Schriften Luhmanns gerichtet, wie ich eben gezeigt
habe. Schon 1962 hatte er aus diesem Grund die zu kurz greifenden Gleichge-
wichtstheorien von Ashby und Parsons kritisiert. Die systematische Umarbeitung
seiner Theorie bot nun die Möglichkeit, den Weg zur politiknahen, rationalisti-
schen Steuerungslehre auf epistemologischer Basis zu verstellen. Stefan Lange hat
die politische Dimension der autopoietischen Wende daher zurecht als radikalen
Steuerungsskeptizismus bezeichnet.56
Dass der selbsternannte Paradigmenwechsel seit Anfang der 1980er Jahre in
Publikationen auftaucht, dürfte auch am Scheitern der Steuerungspolitik und der
folgenden Unregierbarkeitsdebatte liegen.57 Darauf komme ich im nächsten Kapi-
tel zurück. Vorerst sei der theoriesystematische Gewinn herausgestellt, den Luh-
mann daraus zieht: Indem er den innerkybernetischen Paradigmenwechsel von
first-order cybernetics zu second-order cybernetics nachvollzog, gelang es ihm, die alt-
europäischen Kategorien aus der Theorie umweltoffener Systeme (wie etwa Rolle
oder Handlung) abzulösen und denTheorierahmen durchgehend auf ein neues Vo-
kabular umzustellen. Im Folgenden sollen die drei wichtigsten Neuerungen kurz
eingeführt werden.58
Die erste und wichtigste neue Vokabel ist dabei natürlich die Autopoiesis, die Luh-
mann von Humberto Maturana und Francesco Varela übernahm: »Die Vorstellung
der Elemente des Gesellschaftssystems muß von substantiellen Einheiten (Indi-
viduen) auf selbstreferentielle Operationen umgestellt werden, die nur im System
und nur mit Hilfe eines Netzwerks von gleichen Operationen hergestellt werden kön-
nen (Autopoiesis)«.59 Diese Formulierung radikalisiert Luhmanns frühere Vorstel-
lung, dass Elemente nicht ontologisch existieren, sondern nur durch Operationen
bestehen. Erst im Operieren bringt das System demnach seine Elemente hervor –
es macht (poiesis) sich selbst (auto).
55 Luhmann: Soziale Systeme, S. 276.
56 Vgl. Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, Kap. 5.
57 Selbst wenn Luhmann – was bisher, soweit ich sehe, nicht erforscht ist – erst jetzt den inner-
kybernetischen Paradigmenwechsel entdeckte, ist die Frage, warum er ihn zu diesem Zeit-
punkt übernahm. Der Konflikt um Werte- und Steuerungsdenken in den 1970er Jahren, in
den Luhmann selbst intervenierte, dürfte hier mindestens einen guten Anlass bieten.
58 Für eine umfassendere Übersicht vgl. z.B. Kneer: Rationalisierung, Disziplinierung und Differen-
zierung, S. 309-361.
59 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 24 (Hervorhebung hinzugefügt).
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Mit dem Autopoiesis-Konzept wertete Luhmann den Netzwerk-Begriff auf,
den er vorher bereits verwendet hatte, um auf das ›Netz an Möglichkeiten‹ zu
verweisen. Die Aufwertung des Netzwerk-Begriffs fungiert damit bei Luhmann
und Foucault als eine Art Indikator des Übergangs. Auch bei Foucault war der
Netz-Begriff eher im Hintergrund des Systembegriffs, bis die poststrukturalis-
tische Macht-Konzeption ihn unverkennbar in den Vordergrund rückte. Dies ist
freilich bei Luhmann nicht der Fall. Aber ein System wird nun als ein Netzwerk aus
Operationen bestimmt: »Man kann jetzt die Gesellschaft als ein autopoietisches
System auffassen, das aus Kommunikationen besteht und die Kommunikatio-
nen, aus denen es besteht, durch das Netzwerk dieser Kommunikationen selbst
produziert und reproduziert.«60
Im Unterschied zu Luhmann benutzten Maturana und Varela den Begriff der
Autopoiesis nur für lebende Systeme – und Gesellschaft zählten sie hier nicht da-
zu.61 Zudem bestehen Gesellschaften für die Urheber des Begriffs zumindest auch
aus Individuen und nicht nur aus Kommunikation.62 Das zeigt einerseits an, dass
kybernetisches Denken nicht radikal anti-humanistisch sein muss (wie es bei Fou-
cault und Luhmann zunächst der Fall ist); andererseits macht es klar, dass Luh-
mann dem Autopoiesis-Begriff eine ganz eigene Wendung gab. Diese bestand dar-
in, dass er den Begriff weiter abstrahierte und die Selbstreferenz zum Kernmerk-
mal aller komplexen Systememachte; soziale Systeme unterscheiden sich dann von
anderen Systemtypen, weil ihre Selbstreferenz über Kommunikation läuft.63
Indem Luhmann die Selbstreferenz hervorhob,markierte er seinen fundamen-
talen Bruch mit dem Input-Output-Modell – und mit dem zugehörigen Transmissi-
onsmodell von Informationen.64 Informationen sind demnach keine Nachrichten,
die man unbeschadet vom Sender zum Empfänger transportieren kann, sondern
entstehen auf der Systeminnenseite, indem das System selbst Unterscheidungen
einführt: »Information ist mithin eine rein systeminterne Qualität. Es gibt keine
Überführung von Informationen aus der Umwelt in das System. Die Umwelt ist,
was sie ist. Sie enthält allenfalls Daten.«65
Diese Überlegung hatte Luhmann auch bei Heinz von Foerster, George
Spencer-Brown und Gregory Bateson gefunden, von dem die Formulierung hier
60 Luhmann: »Die Differenzierung von Politik und Wirtschaft und ihre gesellschaftlichen
Grundlagen«, S. 38. Einmöglicher Grund für die steigendeRelevanz desNetzwerkswäre, dass
es die zeitliche wie räumliche Unabgeschlossenheit stärker betont.
61 Vgl. Kneer: Rationalisierung, Disziplinierung und Differenzierung, S. 314f.; Farzin: Die Rhetorik der
Exklusion, S. 66f. Damit ist Luhmann näher bei Foersters Idee der nicht-trivialen Maschine
(vgl. dazu das Kapitel über Kybernetik).
62 Vgl. Horster: Niklas Luhmann, S. 93, der auch den Bezug zum Humanismus herstellt.
63 Vgl. Kneer: Rationalisierung, Disziplinierung und Differenzierung, S. 316-318.
64 Vgl. Borch: »Systemic Power«, S. 160.
65 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 45.
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fast übernommen wurde. Luhmann gelang die Abstraktion des Autopoiesis-
Begriffs, indem er die Beobachtungstheorie der second-order cybernetics auf ihn
projizierte: Autopoiesis heißt Selbstreferenz.66 Die Selbstreferenz beruht dabei
auf der Fähigkeit der Systeme zu beobachten. Beobachten besteht laut Luhmann
stets darin, zugleich Unterscheidungen zu treffen und sie zu bezeichnen. Auf
diese Weise schafft sich das System Anhaltspunkte, um seine Selbstreferenz in
eine Richtung fortzusetzen.67 Einfacher gesagt: Das System muss sich selbst be-
obachten, um entscheiden zu können, ob ein Rauschen eine relevante Information
für das System enthält. Es kann dann diese Information so ›beschreiben‹, dass
sie aus dem System selbst kommt oder aus der Umwelt des Systems. System und
Umwelt sind so zunächst einmal Konstruktionen des Systems selbst.
Es ist offensichtlich, dass hier Luhmanns frühere Vorstellung erneuert wird,
dass Systeme keinen Zugang zur einzig wahrenWahrheit haben, sondern stets nur
eine bestimmte Perspektive übernehmen können. In der neuen Sprache würde dies
heißen, dass stets nur Beobachter beobachten können. Weil sie dafür Unterschei-
dungen einführen, haben sie stets einen blinden Fleck, der mit dieser Unterschei-
dung nicht gesehen werden kann.68 Mit dieser abstrakten Beobachtungstheorie
wird jede objektive Subjekt-/Objekt-Unterscheidung desavouriert, weil jedes Sub-
jekt wiederum zum Objekt einer Beobachtung werden kann, die seinen blinden
Fleck offenlegt. Man befindet sich in einem Kreislauf von gegenseitigen Beobach-
tungen.69
Die zweite wichtige Neuerung in der autopoietischen Gesellschaftstheorie baut
darauf auf und macht Luhmanns Theorie etwas plastischer: Die funktionale Aus-
differenzierung in der Gesellschaft läuft nun entlang der Codierung von Kommu-
nikation.70 Funktionssysteme nehmen die kommunikativen Ereignisse der Gesell-
schaft in ihrer je eigenen Weise wahr: So organisiert das Rechtssystem Kommu-
nikation immer nach der Codierung Recht/Unrecht, die Wissenschaft nach der
66 Vgl. dazu auch Kneer: Rationalisierung, Disziplinierung und Differenzierung, S. 317.
67 Siehe, auch zum Folgenden, insb. Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 45; daneben Luh-
mann: Soziale Systeme, S. 600; vgl. zum Beobachten Farzin:Die Rhetorik der Exklusion, S. 68-70;
Hayles: »Making the Cut«; Kastner: »Luhmanns Souveränitätsparadox«, S. 78f.; zu den bereits
thematisierten Folgen eines ›systeminternen‹ Informationsbegriffs im Luhmann-Kontext et-
wa auch Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 151.
68 Für diese und die folgende Konsequenz desDenkens der second-order cyberneticsbei Luhmann
vgl. z.B. Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 152; Kneer: Rationalisierung, Disziplinie-
rung und Differenzierung, S. 344, 355.
69 Siehe z.B. Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 869.
70 Zu Codes siehe Luhmann: »›Distinctions directrices‹«. Vorher hatte Luhmann gelegentlich
darauf verwiesen, dass sich Funktionssysteme um Rollen herum ausbilden (vgl. Hellmann:
»Spezifik und Autonomie des politischen Systems«, S. 14). Das stand allerdings in Spannung
zu der frühen Betonung von Kommunikation als Strukturierungsmoment. Daher beseitigt
die autopoietische Wende hier eine gewisse Unklarheit.
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Codierung wahr/falsch und die Wirtschaft stets nach der Unterscheidung Zah-
lung/Nicht-Zahlung. »Ein Code ist danach eine Struktur mit besonderen Eigen-
schaften, mit einer besonderen Leistungsfähigkeit auf dem Gebiet der Steuerung
von Selektionen.«71
Codes leiten also die Kommunikation mithilfe von Unterscheidungen und steu-
ern so Funktionssysteme. Auf diese Weise wird die Autonomie der Funktionssys-
teme besonders deutlich, ebenso aber ihre Unfähigkeit, eine gesamtgesellschaft-
liche Perspektive anzubieten. Die Codes schaffen jedem Funktionssystem eine ei-
gene »Weltkonstruktion[] mit Universalitätsanspruch«.72 Mit seiner binären Logik
schließt jede Leitunterscheidung aber etwas nicht-erkanntes Drittes aus: Für das
System gilt tertium non datur, für den Beobachter zweiter Ordnung hingegen tertium
datur.73 Gerade die Indifferenz gegen Drittes ermöglicht Spezialisierung und eine
hohe Verarbeitung von Komplexität.
In den Funktionssystemen können die einmal codierten kommunikativen Er-
eignisse dann weiter kleingearbeitet werden. Als Ergänzung zu den Codes stehen
hier Programme zur Verfügung, wie es in Luhmanns computernaher Sprache heißt.
Es handelt sich hier um sehr bekannte Phänomene des Alltags: Für das Rechtssys-
tem wären Programme etwa Gesetze oder Gerichtsentscheidungen, für die Wis-
senschaft Theorien und Methoden und für die Wirtschaft Investitions- und Kon-
sumpläne.74 Allgemeiner gesagt fixieren Programmierungen eine bestimmte Be-
handlung eines Problems, ohne das konkrete Problem vorher zu kennen. Von die-
sen Entscheidungsprämissen kann es in einem Funktionssystem sehr viele geben
und sie können sich – im Unterschied zum Code selbst – ändern. Deshalb sind sie
laut Luhmann eine wichtige Gelenkstelle, um sich an Irritationen aus der Umwelt
anzupassen:
»Auf der Ebene der Programme kann ein System, ohne seine durch den Code
festgelegte Identität zu verlieren, Strukturen auswechseln. Auf der Ebene der
Programme kann daher in gewissem Umfange Lernfähigkeit organisiert werden.
71 Luhmann: »Der politische Code«, S. 268. Er erläuterte dies am Beispiel von Informationsträ-
gern, dem »technischen Spezialfall«, der den Begriff »in Mode« gebracht habe.
72 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 78; vgl. auch Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Po-
litik, S. 155-159.
73 Siehe Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 78f.; Luhmann: »Der politische Code«, S. 271;
vgl. Horster:Niklas Luhmann, S. 121f. In diesem Zusammenhang verwies Luhmann oft auf Mi-
chel Serres’ Idee des Parasiten, der sich auf diese Position desDritten draufsetzt. So profitiere
zumBeispiel die Religion davon, dass jedes Teilsystem ein ausgeschlossenes Drittes hat, weil
sie mit Gott eine Einheitsformel für dieses Ausgeschlossene anbieten kann (Luhmann: Öko-
logische Kommunikation, S. 189-191).
74 Siehe Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 377; vgl. auch Horster: Niklas Luhmann,
S. 121f., 140f.
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die Möglichkeit, als geschlossenes und als offenes System zugleich zu operieren.Deshalb
ist diese Differenzierung mitsamt der dadurch gewonnenen Artikulationsfähig-
keit der Schlüssel für das Problem der gesellschaftlichen Resonanz auf Gefährdungen
durch die Umwelt.«75
Damit ist ein Aspekt von Luhmanns Theorie angesprochen, der oft missverstan-
den wurde: Autopoietische Systeme sind zwar geschlossene Systeme und arbeiten
ausschließlich mit ihren eigenen Operationen. Auf dieseWeise sichern sie ihre Au-
tonomie. Man kann sie eben laut Luhmanns Sozialtheorie nicht einfach von außen
steuern. Sie sind deswegen aber nicht autark:76 Zum einen sind sie auf externe Res-
sourcen nicht-kommunikativer Art angewiesen (Energie zum Beispiel), zum ande-
ren ist das System für seine eigene Reproduktion auf Irritation aus der Umwelt
angewiesen, denn ansonsten läuft der zirkuläre Prozess irgendwann leer und ver-
ebbt. Auch wenn Systeme Umwelt immer nur aus der eigenen Linse wahrnehmen,
brauchen sie daher Mechanismen, um Irritationen aus der Umwelt aufzunehmen.
Die dritte wichtige Neuerung in der autopoietischen Systemtheorie beschreibt
genau einen solchen Mechanismus: strukturelle Kopplungen. Auch diesen Begriff
übernahm Luhmann von Humberto Maturana; das Konzept der Kopplung hat sich
aber in der Organisationssoziologie bereits seit Anfang der 1970er Jahre durchge-
setzt und ist auch in der Unternehmensberatung weit verbreitet.77 Im Unterschied
zur operativen Kopplung, die nur für einen Moment die Operation eines Systems
mit einer Operation in seiner Umwelt verknüpft, stellen strukturelle Kopplungen
dies auf Dauer; das System setzt dann bestimmte Prozesse der Umwelt grund-
sätzlich voraus. Ein Beispiel dafür sind Steuern, die die Wirtschaft mit der Politik
koppeln, oder die Verfassung, die Recht und Politik koppelt.
Mit diesem Konzept, das im Laufe der Jahre immer mehr an Relevanz gewann,
trat Luhmann auch der Kritik entgegen, dass die gegenwärtige Gesellschaft eher
Entdifferenzierung als Differenzierung erkennen ließe. Denn nach wie vor sah er,
dass die Teilsysteme hochgradig voneinander abhängig waren. Wie die Subjekte
bei Foucault sind sie in einer Doppelsituation: eingebaut in ein dichtes Netzwerk
von Verbindungen und doch prinzipiell eigenständig.
75 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 91.
76 Siehe etwa Luhmann: Soziale Systeme, S. 200.
77 Vgl. für Luhmann hier und im Folgenden Kneer: »Organisation undGesellschaft«, S. 416f.; mit
zahlreichen Beispielen Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 164-170. Klassisch hierzu
aus der Organisationsforschung Weick: »Educational Organizations as Loosely Coupled Sys-
tems«. Laut dem Artikel übernahmWeick die Idee vor allem von Glassman: »Persistence and
loose coupling in living systems«, der wiederum dafür auf Ross Ashby rekurrierte.
Durch die Differenzierung von Codierung und Programmierung gewinnt ein System also
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Man kann Luhmann daher auch nicht eine Reinheitsphantasie nachsagen, wie
dies etwa Albrecht Koschorke getan hat.78 Luhmann argumentierte gerade gegen
die klassische Moderne und ihre Transparenz- und Reinheitsvorstellungen79 an
und versuchte, eine Konzeption zu entwickeln, die extreme Abhängigkeit und gro-
ße Autonomie zusammendenkt. Sie bewegt sich gerade jenseits des Maßstabs von
Un-/Reinheit, weil sie Autonomie und Abhängigkeit als sich gegenseitig bedingen-
de und nur gleichzeitig steigerbare Aspekte versteht. Luhmann nannte die daher
dringend benötigte Fähigkeit, »durch Faktoren der Umwelt irritiert, aufgeschau-
kelt, in Schwingung versetzt [zu] werden«, auch Sensibilität oder die Fähigkeit zur
»Resonanz«.80
Das Konzept der Resonanz bzw. der strukturellen Kopplung ist dabei explizit
gegen die frühere Idee gerichtet, es gäbe Input-Output-Beziehungen zwischen den
Funktionssystemen, die Luhmann ja mit der rationalistischen Traditionslinie und
klassischen Gleichgewichtstheorien verband. Input und Output verschwanden nun
aber nicht völlig aus der Theorie. Verbannt von der Ebene soziologischer Theorie-
bildung, erhielten sie einen neuen Platz auf der Ebene erster Ordnung: Sie »sind
nur systemrelativ ansetzbare Ordnungsgesichtspunkte«, oder einfacher: Sie sind
allzu vereinfachte Selbstbeschreibungen der Systeme.81
Dieses ›Schicksal‹ traf zahlreiche Begriffe der frühen Systemtheorie, so auch
den Begriff der Handlung.82 Hatte Luhmann vormals Systeme als Handlungszu-
sammenhänge gefasst, sind sie nun ein Netzwerk kommunikativer Operationen.
Handeln ist hier nur noch Zuschreibungsleistung eines Beobachters erster Ord-
nung, der Ereignisse selegiert, indem der Beobachter sie auf sich selbst oder auf
78 Vgl. Koschorke: »Die Grenzen des Systems und die Rhetorik der Systemtheorie«; ähnlich ar-
gumentiert auch Reckwitz: »Die Grenzen des Sozialen und die Grenzen der Moderne«. Auf
dieser Basis wirft er Luhmann einen Romantizismus vor, der ihn grundsätzlich von Foucault
unterscheide – nun hat aber gerade Foucault auch dieser Romantizismus-Vorwurf getroffen.
79 Vgl. dazu auch August: »Ikonologie der Transparenz«.
80 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 40; s.a. Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit
eines Gemeinwesens«, S. 54. Mit dem Begriff Sensibilität, den man auch bei Ashby findet,
arbeitete Luhmann schon sehr früh, etwa in Luhmann: Grundrechte als Institution, S. 54f., 99f.,
und immer wieder, bevor er dannmit der autopoietischenWende als ›Resonanz‹ oder ›struk-
turelle Kopplung‹ konzeptionellen Charakter bekommt. Dieses Konzeptweist dann durchaus
beachtliche Ähnlichkeiten (und Unterschiede)mit dem kürzlich von Hartmut Rosa vorgeleg-
ten Resonanz-Konzept auf. Vgl. dazu Henkel: »Resonanz zwischen Systemtheorie und Kriti-
scher Theorie«.
81 Luhmann: Soziale Systeme, S. 275-282, Zitat S. 282; Luhmann: Ökologische Kommunikation,
S. 40.
82 Zum Folgenden siehe Luhmann: Soziale Systeme, S. 124f., 227f.; Luhmann:Ökologische Kommu-
nikation, S. 56-59; vgl. Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 79, 152f.; Kneer: Rationali-
sierung, Disziplinierung und Differenzierung, S. 418f.
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andere zurechnet – im ersten Fall handelt man, im zweiten erlebt man Handlun-
gen. Dafür habe sich eine bestimmte Semantik entwickelt, die von Motiven, In-
teressen oder Absichten spricht, und auch die Soziologie habe sich mit der Hand-
lungstheorie gerne auf dieser Beobachtungsebene erster Ordnung bewegt.
An diesen Verschiebungen lässt sich der eigentliche Gewinn der autopoieti-
schen Wende für Luhmann ablesen: Sie wendete die bekannten Begriffe noch ein-
mal reflexiv und abstrahierte so von ihnen in vergleichender Absicht. Durch die
nochmalige reflexive Schlaufe wurde sein Projekt der reflexiven Aufklärung – wie
in der Kybernetik – auf eine zweite Ordnung gehoben, um so die ursprüngliche
Anlage mit ihrer Abgrenzung zu alteuropäischen Vereinfachungen noch einmal zu
radikalisieren.
Dabei war Luhmann schon von Anfang an klar, dass das auch sein eigenes Pro-
jekt treffen muss.83 Wenn alle Beschreibungen Beschreibungen in einem Funkti-
onssystem sind und wenn alle Beobachtungen blinde Flecke haben, dann muss das
auch für die autopoietische Systemtheorie gelten. Daher hat Luhmann seineTheo-
rie zwar stets als Universaltheorie vorgestellt, die alles Soziale beschreiben könne,
nie aber mit dem Anspruch auf Ausschließlichkeit versehen. Allerdings hat er auch
nie indiziert, wo denn die eigenen blinden Flecke liegen – und welche Folgen sie
haben.
In der Forschung hat sich aber zumindest eine Stelle in Luhmanns Entwurf
herausgeschält, die immer wieder als problematisch dargestellt wurde: Es ist sei-
ne Unterscheidung von Struktur und Semantik.84 Denn in dieser Unterscheidung
83 Siehe im Folgenden aus dem Jahr 1968 Luhmann: »Soziologie als Theorie sozialer Systeme«,
S. 143, und in seinem Opus magnum von 1997 ist es sogar die Schlussnote des Vorworts (Luh-
mann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 14f.).
84 Vgl. hier und im Folgenden den herausragenden Artikel von Stäheli: »Die Nachträglichkeit
der Semantik« und die anschließende Diskussion um Selbstbeschreibungen (z.B. Kastner:
»Luhmanns Souveränitätsparadox«; Lange/Schimank: »Gesellschaftsbilder als Leitbilder po-
litischer Steuerung«; Stichweh: »Semantik und Sozialstruktur«). Stähelis Aufsatz zeigt einen
Widerspruch auf: Bei der Unterscheidung von Struktur und Semantik unterscheidet Luh-
mann eigentlich zwei Struktursorten bzw. Beobachtungsoperationen, weil auch der seman-
tische Apparat Erwartungserwartungen bilde (was seine Definition von Struktur ist) und kei-
nen geringeren Grad an Realität habe. Gleichzeitig hält er aber an der aus der Begriffsge-
schichte übernommenen These fest, dass Semantiken nur Verarbeitungsformen sozialstruk-
tureller Veränderungen seien. Stähelis These, dass eine Nachträglichkeit der Semantik ei-
nem Anpassungsdenken verpflichtet sei, das Luhmann doch gerade ablehne, kann man so-
gar noch schärfer fassen: Sie läuft – wider den erklärten Willen Luhmanns – auf eine Re-
präsentation der Struktur durch die Semantik heraus. Es ist daher folgerichtig, dass viele in
Luhmanns Nachfolge einen anderen Weg wählten, z.B. indem sie Performativität und Poli-
tizität der Selbstbeschreibungen fokussierten (Stäheli) oder den psychoanalytischen Gehalt
aktualisierten (Peter Fuchs). Die Trennung von Struktur und Semantik hatte auch Foucault
nicht überzeugt, weswegen er den Diskurs durch Macht/Wissen-Dispositive ersetzte.
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schrieb Luhmann der Semantik nur eine nachgeordnete Rolle zu; es gebe dem-
nach zwar Formeln, die vor einem Strukturwandel formuliert werden (preadaptive
advances), sie erhalten ihre Stellung und ihre Persistenz aber erst nach und durch
den Strukturwandel. Dadurch können Semantiken danach bewertet werden, ob sie
die aktuelle Gesellschaftsstruktur angemessen beschreiben – und gerade hier fällt
laut Luhmann die alteuropäische Semantik durch, wohingegen seine Konzeption
obsiegt.
Diese Beschreibung hat nun aus mehreren Gründen Kritik hervorgerufen: Ers-
tens gerät diese These in Spannung zur funktionalen Perspektive, weil in dieser
Sicht natürlich auch die ›alteuropäischen‹ Selbstbeschreibungen auf ihre funktio-
nale Relevanz befragt werden müssten; auch sie müssten zunächst als funktional
notwendig betrachtet werden.85 Zweitens gibt es nicht wenige Stellen, an denen
Luhmann konstatierte, dass »auch Ideen realitätsändernde Realität«86 besitzen.
Dies steht in Spannung zu der scheinbar nur repräsentationalen Stellung, die die
Semantik hat, wenn sie der Struktur faktisch nachgeordnet ist. Letztlich ist es im
Rahmen der Systemtheorie auch die plausiblere These, dass Semantik und Ide-
en ebenfalls strukturelle, realitätsändernde Folgen haben, weil Selbstbeobachtung
und Selbstbeschreibung einen maßgeblichen Anteil an der Reproduktion der Ge-
sellschaft haben.87 Eine zentrale Einsicht der Systemtheorie lautet gerade, dass
die Soziologie selbst nur Selbstbeschreibungen der Gesellschaft aus der Perspekti-
ve der Soziologie liefert. Dadurch gerät drittens die These, man würde die Gesell-
schaftsstruktur angemessen beschreiben, automatisch in den Strudel der reflexi-
ven Selbstbeobachtung.Die Funktion dieserThese lässt sich dann darin sehen, dass
Gesellschaftstheorie versucht, Resonanz zu generieren – oder einfacher gesagt: Sie
wirbt um Anerkennung und Zustimmung.88
Mit der vorgeordneten Struktur hat sich Luhmann also eine ›Domäne‹ geschaf-
fen, in der der Beobachter nicht so einfach der systemischen Relativität seiner Be-
85 Siehe z.B. Luhmann: »Staat und Politik«, S. 75-77. Insbesondere in den späterenWerken kam
Luhmann auf dieses Problem zurück; siehe dazu den dritten Teil des Kapitels.
86 Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 29.
87 Vgl. Nassehi: »Gesellschaftstheorie undZeitdiagnose«, insb. S. 563: »Die soziologische Selbst-
beschreibung erkennt – bisweilen ziemlich verkatert – an sich selbst, dass sie nichts anderes
ist als dies: eine Selbstbeschreibung desGesellschaftssystems imSystem. […] Konstative Aus-
sagen über das, was der Fall ist, also: Beschreibungen der Gesellschaft verlieren damit jene
(notwendige) Naivität, die jeder Fremdreferenz eingeschrieben ist und die für die heimliche
Ontologie der Benennung sorgt. Es bleibt dann nur Antologie.« (Hervorhebung entfernt).
88 Vgl. Nassehi: »Gesellschaftstheorie und Zeitdiagnose«, S. 565-567. Für Nassehi ist dies ein
Grund für die Trennung von autologischer Gesellschaftstheorie und auf Einfluss bedachter
Zeitdiagnose, die sich erst im 20. Jahrhundert herausgebildet habe. Warum aber ausgerech-
net die Systemtheorie als Beispiel für den Fokus auf gesellschaftstheoretische Autologie ste-
hen soll, bleibt angesichts der Interventionen von Luhmann (und auch derer von Nassehi
selbst) unklar.
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obachtungen ausgesetzt ist.89 Darin lässt sich eine rhetorische Strategie sehen,
um der eigenen Position im ideenpolitischen Streit Überzeugungskraft zu verlei-
hen. Luhmanns Forderung, die Systemtheorie als Reflexionsinstrument für andere
Teilsysteme zu übernehmen, wird so – etwas scharf formuliert – zu einem soziolo-
gischen Interventionismus.90 Dieses Phänomen, und das ist ein beachtlicher Vor-
zug, ist mit Luhmanns Gesellschaftstheorie allerdings sehr gut zu begreifen. Denn
sie konstatiert, dass alle Teilsysteme eine eigene Weltkonstruktion mit Universali-
tätsanspruch schaffen. Wie die Welt aus Sicht der Systemtheorie aussieht, soll im
Folgenden anhand der Kategorien System, Zeit und Raum umrissen werden.
Die Welt der Systemtheorie: System, Raum, Zeit
Über den Menschen Niklas Luhmann weiß man wenig. Im Gegensatz zu Foucault
etwa, dessen Leben gleich mehrere Biograf:innen gefunden hat, liegt zu Luhmann
bisher keine einzige ausführliche Biografie vor.91 Foucault wollte den Souveräni-
tätsansprüchen der humanistischen Tradition dadurch entgehen, dass er perma-
nent ein ›Spiel‹ mit wechselnden Positionen und Verweisen spielte, indem er sich
als maskierter Philosoph ausgab, Fragen nach seiner Identität zurückwies und
darauf bestand, dass er jederzeit ein anderer sei. Demgegenüber verschwand der
Mensch Luhmann hinter der Abstraktion seiner Texte und bei seinen Auftritten
hinter einem teils freundlichen, teils ironischen Lächeln, das viele an eine Sphinx
denken ließ.92
Man hat damit zwei unterschiedliche Strategien, um sich der humanistischen
Fiktion des großenMannes zu entledigen. Foucault und Luhmann waren beide der
Auffassung, dass es die alten Intellektuellen nicht mehr brauchte, die sich als Bera-
ter mit universeller Einsicht,Moralapostel oder Propheten einer Utopie verstanden
89 So argumentiert völlig zurecht Urs Stäheli gegen Katherine Hayles These, Luhmann über-
winde dieses Problem vonMaturana. Vgl. Stäheli: »DieNachträglichkeit der Semantik«, insb.
S. 328f. Es ist kein Zufall, dass diese Paradoxie immer wieder bei der Beschreibung der Politik
hervortritt – denn Luhmann richtete sich v.a. gegen den Steuerungsanspruch der Politik, der
auf einer bestimmten Selbstbeschreibung aufruhte. Dabei wäre natürlich außerdem zu er-
gänzen, dass auch eine angemessene Strukturbeschreibung noch keinen (politischen)Hand-
lungsimperativ festlegt. Dieser Kurzschluss von Sein auf Sollen ist aber imNetzwerk-Denken
des Öfteren zu beobachten.
90 »Wissenschaft wird hier stillschweigend – und vielsagend! – auf Soziologie verengt; und un-
ausgesprochen versteht Luhmann sich offenbar selbst als denjenigen, der höchstpersönlich
die Wissenschaft auf diesen Thron [des führenden Subsystems; V.A.] hievt«, hält Uwe Schi-
mank in einem ironischen Kommentar zum Primat der Wissenschaft in Luhmanns Differen-
zierungstheorie fest (Schimank: »Funktionale Differenzierung und gesellschaftsweiter Pri-
mat von Teilsystemen«, Zitat S. 406).
91 Es gibt nur einen knappen Überblick. Vgl. Nitsche: Backsteingiebel und Systemtheorie.
92 Vgl. Fuchs: »Sphinx ohne Geheimnis«.
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– und dabei dachten sie beide an die Intellektuellen der marxistischen Linken.93
Die Begründung lautete dabei in beiden Fällen, dass die alten Intellektuellen ei-
nen Anspruch auf die Repräsentation des Ganzen erheben und die Gesellschaft
so beschreiben, als ob sie ihr nicht angehören würden.94 Die Komplexität des ge-
sellschaftlichen Netzes erlaube aber niemandem, eine universelle Position einzu-
nehmen. Handeln oder Beobachten kann man eben immer nur von einer lokalen
Position aus.
Die Zurückweisung der alten Intellektuellengestalten entspricht bei Luhmann
und Foucault einer Zurückweisung des humanistischen Subjektes insgesamt, für
die sie (unter anderem) kybernetische Mittel heranzogen. Wie Foucault war Luh-
mann grundsätzlich der Auffassung, dass es den Menschen nicht gibt – jedenfalls
nicht in der Weise, wie ihn die humanistische, alteuropäische Tradition sich vor-
stellte, sondern nur als Beobachtungskategorie: »Der Mensch mag für sich selbst
oder für Beobachter als Einheit erscheinen, aber er ist kein System.«95
An diesem Zitat wird einerseits die Schnittstelle zu Foucault deutlich, der den
›Menschen‹ als Effekt von Diskurspraktiken las; andererseits wird aber auch klar,
dass Luhmann und Foucault in der Ausgestaltung dieser Idee dann unterschiedli-
che Wege gegangen sind. Zwar wurde auch Foucault dafür kritisiert, dass er den
Menschen aus seinen Geschichten der systemischen Zwänge verbannte, Luhmann
hat ihn aber direkt aus der Gesellschaft ausgewiesen. Gesellschaft bestehe eben
nicht aus Menschen, sondern aus »erwartungsgesteuerten Handlungen« oder aus
einem Netz von Kommunikation: »Menschen sind für sie stets Umwelt«.96 Gegen
die Kritik gewandt, spöttelte er einmal gewohnt ironisch über diese Position: »Im
übrigen ist nicht einzusehen, weshalb der Platz in der Umwelt des Gesellschafts-
systems ein so schlechter Platz sein sollte. Ich jedenfalls würde nicht tauschen wol-
len.«97
Was Luhmann in der Umwelt des Gesellschaftssystems verortete, war eigent-
lich nicht der Mensch (der eben höchstens als Fiktion auftauche), sondern psy-
chische Systeme. Damit folgte er der kybernetischen Tradition, deren Affront ge-
gen das humanistische Souveränitätsdenken ja darin bestand, die kategorialen Un-
terschiede zwischen Mensch, Tier und Maschine mittels funktional-behavioralem
Vergleich einzuebnen. Die klassische Subjektphilosophie hatte hier wenig beizu-
tragen, mit Ausnahme von Husserl.98 Dieser hatte nämlich die Idee etabliert, so
93 Siehe z.B. Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 237; Luhmann: »Die Ehrlichkeit der Politi-
ker und die höhere Amoralität der Politik«, S. 41.
94 Vgl. dazu bei Luhmann auch Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 161-163.
95 Luhmann: Soziale Systeme, S. 67f. Vgl. etwa auch Horster: Niklas Luhmann, S. 97f.
96 So schon der frühe Luhmann: »Funktionale Methode und Systemtheorie«, S. 57.
97 Luhmann: »Die Tücke des Subjekts und die Frage nach demMenschen«, S. 159.
98 Zur Kritik der Subjekt-Objekt-Philosophie siehe Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft,
S. 867-879; vgl. zu Husserl auch Nassehi: »The Person as an Effect of Communication«, S. 110.
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Luhmann, das Subjekt über operative Selbstreferenz zu fassen. Allerdings sei nun
überhaupt nicht einzusehen, was dagegenspräche, dass auch andere empirische
Systeme die Fähigkeit zur Selbstreferenz hätten. »Der Fall des Gesellschaftssys-
tems ist ein solcher Fall.«99
Beide Systemtypen sind autopoietische Systeme. Während aber die Ge-
sellschaft über Kommunikation operiert, operieren psychische Systeme über
Bewusstsein. Die Ereignisse, die vom Bewusstsein erzeugt werden, nannte
Luhmann Gedanken. Die Autopoiesis des Bewusstseins erfolge dann über »das
Fortspinnen mehr oder minder klarer Gedanken«.100 Das Bewusstsein ist dann
allerdings auch nicht der Mensch, weil selbst das Bewusstsein zahllose physische,
chemische und sonstige Prozesse im Menschen nicht beobachten könne.101 Und
in noch einer Hinsicht kränkte Luhmann dabei die klassische Subjektphilosophie:
Das ›subjektive‹ Bewusstsein sei nicht einmal in der Lage sich selbst vollständig
zu beobachten, schon deswegen nicht, weil ein beobachtender Gedanke sich
selbst nie in dem gleichen Moment beobachten kann, in dem er andere Gedanken
beobachtet. Es gibt eine konstitutive Intransparenz.102
Nur weil psychische Systeme aber nicht der Gesellschaft angehören, heißt das
nicht, dass es keine Verbindung zur Gesellschaft gäbe, argumentierte Luhmann
immer wieder.103 Ganz im Gegenteil: Soziale Systeme sind auf psychische Syste-
me angewiesen, sie gehen sogar erst daraus hervor, dass sich zwei Bewusstseine
begegnen, die füreinander intransparent sind, und deshalb anfangen zu kommu-
nizieren, ›Signale‹ abzusetzen und Erwartungen auszubilden. Über typisierte Er-
wartungen ergeben sich im Folgenden dann strukturelle Kopplungen von sozialen
Systemen und psychischen Systemen.
Eine Form dieser strukturellen Kopplung ist für Luhmann die Person.104 Sie
diene in der Gesellschaft als Adresse für Erwartungen. Damit werde der Verhal-
tensradius von Individuen beschränkt. Personen sind insofern »Knotenpunkt so-
zialer Anforderungen«, in denen die Rollenansprüche verschiedener Funktionssys-
teme synthetisiert werden.105 Um die Person derart einspannen zu können, muss
die Gesellschaft aber zugleich eine »gesteigerte Sensibilität gegenüber persönli-
99 Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 873.
100 Luhmann: »Die Autopoiesis des Bewußtseins«, S. 31.
101 Siehe Luhmann: Soziale Systeme, S. 68.
102 Siehe Luhmann: »Die Autopoiesis des Bewußtseins«, S. 29, 44.
103 Dazu und zumFolgende siehe z.B. Luhmann: Soziale Systeme, S. 288-296; Luhmann: »Die Form
›Person‹«, S. 143-145; vgl. Horster: Niklas Luhmann, S. 94-99, 104f.
104 Für diesen und den folgenden Absatz siehe Luhmann: »Die Form ›Person‹« und vgl. Nassehi:
»The Person as an Effect of Communication«, insb. S. 110-117; daneben Baraldi et al.: GLU,
S. 78.
105 Luhmann: Grundrechte als Institution, S. 55, siehe insg. auch S. 51-55.
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chen Verhaltensbedingungen und Schonungsbedüfnissen« aufbringen.106 Psychi-
sche Systeme können auf der anderen Seite über die Form der Person die unter-
schiedlichen Ansprüche der Gesellschaft wahrnehmen und dann verarbeiten.107
Man kann also sagen, dass durch die Form der Person auf beiden Seiten Dif-
ferenzmanagement betrieben wird. Die je spezifische Art und Weise, wie die un-
terschiedlichen Anforderungen gemanagt werden, lässt sich dann als Individuali-
tät bezeichnen. Nicht nur das psychische, auch das soziale System ist auf die Se-
mantik und die Grundrechte für Individualität angewiesen.Denn damit verhindert
es, dass die Funktionssysteme den Einzelnen determinieren kann –Semantik und
Grundrechte bilden also eine funktionale Sperre gegen den Universalitätsanspruch
der Funktionssysteme.108 Sie bewahren die Autonomie der psychischen Systeme.
Auch hier wird deutlich, dass Luhmanns normative Basis Autonomie und Dif-
ferenz sind. Er richtete sich dabei aber auf epistemologischer Grundlage gegen die
»humanistischen Erblasten«109 der alteuropäischen Tradition, für die die Subjekt-
philosophie der Aufklärung nochmal ein »Rettungsprogramm«110 installiert hatte,
das denMenschen zumSubjekt aller Dingemachte. In einer wissenssoziologischen
Wende dechiffrierte Luhmann dieses ›Rettungsprogramm‹ als eine Philosophie, die
der politische Liberalismus nachträglich entworfen habe, um »die semantische Fi-
gur des seine Interessen, Gefühle, Ziele usw. selbst validierenden Individuums«
gegen »die alten Ordnungen der Stände und ihrer Klientelverhältnisse, der Häuser
und Höfe, der Kirchen und Sekten« ins Felde zu führen.111 Doch die »Denkvor-
aussetzung« dieses liberalen Projekts fand Luhmann »heute schlechterdings un-
akzeptabel«.112 Seine Lösung bestand aber nicht darin, sie gänzlich aufzugeben,
sondern zentrale Begriffe des humanistischen Subjektdenkens wie Bewusstsein,
Gewissen, Persönlichkeit, Individuum reflexiv und differenztheoretisch zu refor-
mulieren. Dadurch werden die Vorstellungen denaturalisiert und als kontingente
Effekte von Systembildung präsentiert.
Das hatte eine unmittelbar politische Schlagseite. Denn in der Gesellschaft könne
man dann zwar immer noch mit Menschenbildern arbeiten, »aber mit Orientie-
rungen an ›Menschenbildern‹ hat man so schlechte Erfahrungen gemacht, daß da-
106 Luhmann: Grundrechte als Institution, S. 55.
107 Vgl. auchNassehi: »The Person as an Effect of Communication«, S. 112. Er sieht dabei eine gro-
ße Nähe von Luhmanns ›Exklusionsindividualität‹ zur Romantik, da sie sich zurückgezogen
von der Gesellschaft ausbildet. Sein Gegenmodell ist nun wiederum auf der Innenseite des
sozialen Systems verortet. Tatsächlich fällt es der Systemtheorie also schwer, die Kopplung
empirisch konkret zu machen. Hier hat Foucaults Ansatz klare Vorzüge.
108 Siehe nochmals beim frühen Luhmann: Grundrechte als Institution, S. 51-55, 70-72, 97-99.
109 Luhmann: »Die Tücke des Subjekts und die Frage nach demMenschen«, S. 159.
110 Luhmann: »Die Tücke des Subjekts und die Frage nach demMenschen«, S. 150.
111 Luhmann: »Die Tücke des Subjekts und die Frage nach demMenschen«, S. 151.
112 Luhmann: »Die Tücke des Subjekts und die Frage nach demMenschen«, S. 159.
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vor eher zu warnen wäre.«113Wie schon die kybernetischenTheorien und Foucaults
Poststrukturalismus richtete sich auch Luhmanns kybernetisches Differenzdenken
gegen Rasseideologien, sozialistische Doktrinen und sonstige Totalvereinnahmun-
gen, die das einzelne System vollintegrieren wollen.
Dieses Differenzdenken traf – ebenfalls wie in der Kybernetik und bei Fou-
cault – auch eine andere Dimension des humanistischen Weltverhältnisses: die
Zeit. Luhmann beteiligte sich wissentlich an einer Umstellung des Zeitbegriffs, für
die er in philosophischen und in physikalischen Zeittheorien – er nannte etwa Ein-
stein,Heidegger undDerrida –Vorläufer und Partner fand.114 Der erste Schritt war
dafür, den Zeitbegriff grundlegend zu de-ontologisieren, also von seiner Bindung
an das Sein freizumachen:
»Wir lassen offen, was Zeit ›ist‹, weil man bezweifeln kann, ob irgendein Begriff
von Zeit, der über das bloße Faktum des Sichänderns hinausgreift, ohne System-
referenz festgelegt werden kann. Andererseits wird uns ein bloß chronologischer
Zeitbegriff im Sinne eines Maßes von Bewegung im Hinblick auf ein Früher und
ein Später nicht genügen, weil er die Probleme, die Systeme in der Zeit und mit
der Zeit haben, nicht ausreichend rekonstruieren kann. Wir gehen deshalb von
diesen Problemen aus und stützen uns dabei auf die Leitgesichtspunkte der Sys-
tem/Umwelt-Differenz, der Komplexität und der Selbstreferenz.«115
Das Zitat zeigt, dass Luhmann zwar einen ontologischen Zeitbegriff ebenso ab-
lehnte wie einen chronologischen Zeitbegriff, der Zeit als eine für alle gleicherma-
ßen geltende kontinuierliche Abfolge von der Vergangenheit in die Zukunft denkt;
es zeigt aber auch, dass Luhmann genau dafür selbst eine Perspektive einführen
muss, die vom System, genauer: von der System/Umwelt-Unterscheidung ausgeht.
Luhmann führt also selbst eine Annahme über die Wirklichkeit ein, gemäß der be-
rühmten Formulierung: »Die folgenden Überlegungen gehen davon aus, daß es
Systeme gibt.«116
In dieser Welt der Systeme lassen sich dann drei herausragende Aspekte des
Zeitbegriffs unterscheiden. Der erste und grundlegendste Aspekt steht noch vor
113 Luhmann: »Die Tücke des Subjekts und die Frage nach demMenschen«, S. 159.
114 Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 1015. Eine Verbindung von Luhmann, Foucault
und Deleuze skizziert diesbezüglich Pottage: »Power as an art of contingency«.
115 Luhmann: Soziale Systeme, S. 70.
116 Luhmann: Soziale Systeme, S. 30. Um diesen Satz gab es viele Interpretationskämpfe, die in-
zwischen, jedenfalls wenn man Dirk Baecker folgt, in Richtung einer ontologischen Ausle-
gung entschieden sind. Dies scheint auch mir sinnvoll zu sein, hat Luhmann doch immer
gegen Parsons auf den empirischen (nicht nur heuristischen) Charakter von Systemen be-
standen. Vgl. zu dieser Diskussion Baecker: »Es gibt keine sozialen Systeme«; Nassehi: »Wie
wirklich sind soziale Systeme?«.
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der Untersuchung der Zeit in Systemen, und betrifft die Zeitdimension der Autopo-
iesis. Hier wird auch die grundlegende Auffassung von Zeit bei Luhmann am deut-
lichsten: Alle Grundbegriffe werden radikal verzeitlicht, das gilt insbesondere für
die vermeintlich seinsmäßig vorhandenen Strukturen und Elemente in einem Sys-
tem. Das – inzwischen aus den vorigen Kapiteln bekannte – Konzept wird hier au-
topoietisch formuliert: »Alle Elemente verschwinden, sie können sich als Elemente
in der Zeit nicht halten, sie müssen also laufend neu hervorgebracht werden und
dies auf Grund der Konstellation von Elementen, die imMoment aktuell ist.«117 Per
definitionem sind autopoietische Systeme solche Gebilde, die ihre Elemente nur im
Moment hervorbringen. Alles ist radikal situativ. Alles muss in Echtzeit passieren.118
Das war noch einmal eine differenztheoretische Attacke auf ontologische und
subjekttheoretische Fassungen der Realität. Denn: »Man kann dann eigentlich
nicht mehr daran festhalten, daß Identitäten, seien es Objekte, seien es Sub-
jekte, der Zeit vorgegeben sind. Vielmehr werden sie mitten in der Zeit und je
gegenwärtig konstruiert und reproduziert«.119 Das ging auch gegen den Struk-
turfunktionalismus. Während hier Strukturen überzeitlich konzipiert gewesen
seien, will Luhmann sie nur noch operativ und zeitlich gelten lassen – wie Foucault
wertete er die Struktur ab und die Funktion auf: Strukturen werden als erwartbare
Relationen vom System bereitgehalten, sind aber als Operation stets reversibel.120
Durch die Vorlagerung der Zeit und die Auffassung von Zeit als Echtzeit verliert
alles ›Stehende und Ständische‹ seinen Status; ein System muss ständig reprodu-
ziert werden, wobei Reproduktion nicht einfach Wiederholung bedeute, sondern
Neuproduktion. Jeder Moment ist anders: »Die laufende Desintegration schafft
gleichsam Platz und Bedarf für Nachfolgeelemente«.121
Insgesamt lehnte Luhmann damit die Integrationskonzepte ab, wie sie von den
humanistischen, soziologischen und politischen Theorien der Nachkriegszeit vor-
geschlagen worden waren. In seinem Konzept »dynamischer Stabilität«122 muss
das System permanent produktiv sein.Diese Beschreibung der Realität hat zur Fol-
ge, dass auch die Weltwahrnehmung des Systems nur auf diese selektive, sequen-
zielle und präsentistische Weise erfolgen kann. Dafür hielt Luhmann den Begriff
des Sinns bereit. In diesem Zusammenhang bezog er sich auch auf Foucaults Weg-
gefährten Gilles Deleuze, der einen ähnlichen Gedanken vorgetragen habe: Sinn ist
117 Luhmann: Soziale Systeme, S. 79; vgl. zur Zeit bei Luhmann hier wie in den folgenden Absät-
zen Nassehi: »Die Theorie funktionaler Differenzierung im Horizont ihrer Kritik«, S. 102-105;
Horster: Niklas Luhmann, S. 50.
118 Vgl. Nassehi: »Die Theorie funktionaler Differenzierung im Horizont ihrer Kritik«, S. 101f.
119 Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 1015.
120 Zur Aufwertung der Funktion vgl. z.B. Kneer: »Bestandserhaltung und Reflexion«, S. 89.
121 Luhmann: Soziale Systeme, S. 78.
122 Luhmann: Soziale Systeme, S. 79.
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eine »stets nur momentane[] Welterfassung«, die das System im Umgang mit der
Weltkomplexität immer neu produziert.123
Damit ist der zweite Aspekt von Luhmanns Zeittheorie angesprochen: Systeme
halten für sich selbst auch einen spezifischen Zeithorizont bereit. Nachdem Luhmann
Zeit als Echtzeit zur Prämisse des Systems gemacht hatte, führte er Zeit also noch
einmal in das System selbst ein. Zeit ist hier eine Dimension von Sinn neben der
sachlichen und der sozialen Dimension.Während die Sachdimension das Eine vom
Anderen unterscheidet und die Sozialdimension auf Ego und Alter bezogen ist,
differenziert die Zeitdimension vorher und nachher.124 Hier kann also die alteuro-
päische Zeitvorstellung prinzipiell aufgehoben werden, indem ein System für sich
selbst einen kontinuierlichen Zeitstrahl von der Vergangenheit in die Gegenwart
konstruiert.
Das Verhältnis zwischen Zeit1, der inhärenten Zeitlichkeit von Autopoiese, und
Zeit2, der Systemzeit, beschrieb Luhmann dabei in technologischer Begrifflichkeit:
»Nur die Beobachtung ›digitalisiert‹ das, was geschieht; nur sie hebt das eine im
Unterschied zum anderen hervor. Die Zeit selbst […] modifiziert die Verhältnis-
se, um eine bekannte Unterscheidung zu verwenden, nicht digital, sondern ana-
log, nämlich in einem Kontinuum der Fortsetzung von Gleichzeitigkeit.«125 Wie
hier deutlich wird, unterschied Luhmann tatsächlich eine ›eigentliche‹ Zeit (die
Zeit selbst) und eine beobachtete Zeit. Und dabei führte er eine vom humanis-
tischen Begriff verschiedene Bestimmung von Kontinuität ein, die im Sinne der
Kommunikations- und Signaltechnik eine fortlaufende Gleichzeitigkeitmeint. ImUn-
terschied zum Analogen stellt dann ein Zeitstrahl eigentlich eine wiederholte Un-
terscheidung von Vorher und Nachher in diskreten Zeitpunkten dar, also Digitali-
tät.
Auf Basis dieser Überlegungen beklagte Luhmann, dass andere Theorien die
Zeitdimension oft völlig vernachlässigten, und das sei politisch unklug. In seinem
VortragOrganisation und Entscheidung von 1978 richtete er diesen Vorwurf einerseits
gegen jene, die auf die Rationalisierung von Prozessen abhoben (also auf die Sach-
dimension), und gegen jene, die auf die Demokratisierung von Prozessen abhoben
(also auf die Sozialdimension). Die Zeit mache sich aber »hinterrücks« wieder be-
merkbar: Die Demokratisierung werde enttäuscht, weil sie viel zu viel Zeit koste
und Zeit dann sogar selbst zum hierarchiebildenden Statussymbol werde; wenn
aber die Rationalisierung zu lange im Fokus der Aufmerksamkeit stehe, werde sie
123 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 43; zu Deleuzes La logique du sens und Différence et
Répétition z.B. Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 44 (Sinn-Perspektive), 140 (Zeit-
Perspektive).
124 Ausführlich zu den Sinndimensionen vgl. Horster: Niklas Luhmann, S. 78-87; siehe Luhmann:
Soziale Systeme, S. 111-134.
125 Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 886.
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bald als Entfremdung von dem eigentlichen Ziel zwischenmenschlicher Beziehun-
gen wahrgenommen. »So rächt sich die Zeit […] dafür, daß sie aus dem Reich der
Ideale ausgeschlossen wurde«, meinte Luhmann.126 Das war ein deutliches State-
ment in der Krisendebatte: Weder Rationalisierung noch Fundamentaldemokrati-
sierung von Organisationen würden die Krise lösen.
Erst durch die Systemtheorie trete laut Luhmann ein Problem in den Vorder-
grund, das in der funktional differenzierten Gesellschaft besonders scharf ist und
die alteuropäische Tradition nicht erfassen konnte: Wenn jedes System eine Ei-
genzeit hat und die Eigenzeiten der Systeme differieren, lebt man in einer desyn-
chronisierten Gesellschaft.127 Genau das könne die Tradition nicht sehen, weil sie
einen für alle gleichermaßen gültigen Zeitablauf annahm. Freilich unterschätzte
Luhmann hier die Theorien der Nachkriegszeit. Diese sahen in der Zeit nicht nur
einen Integrationsfaktor, sondern dachten mit der Diagnose der Beschleunigung
auch über Desintegration durch Zeit nach.Was Luhmann allerdings grundsätzlich
davon unterschied, war, dass Integration für ihn gar kein Maßstab sein kann, weil
Zeithorizonte per definitionem different sind. Diese Prämisse bringt zahlreiche Fol-
geprobleme mit sich, die man dann in einer entsprechenden Theorie bearbeiten
muss.
Der dritte herausragende Aspekt dieser Theorie besteht in der Evolutionstheorie.
Ähnlich wie Foucault, mit dem er auch die Thesen der Ereignishaftigkeit und der
Eigenzeitlichkeit von Formationen teilte, grenzte Luhmann sich dabei von älteren
darwinistischen Evolutionstheorien ab. Dort sei dieThese vertreten worden, Orga-
nismen würden sich an Umweltbedingungen anpassen, sodass sukzessive eine Hö-
herentwicklung erreicht wird. Diese prästabilisierte Harmonie mit teleologischer
Stoßrichtung akzeptierte Luhmann nicht.128 Neo-darwinistische Theorien könn-
ten hier mehr leisten, wenn sie Evolution systemtheoretisch reformulieren. Evolu-
tion sei demnach kein Anpassungsprozess, sondern schlicht Zufall, den ein System
intern über die Trias von Variation, Selektion und (Re-)Stabilisierung verarbeiten
kann.129 Anders gesagt: Der Zufall irritiert Systeme, die dann intern eine von vielen
möglichen Antworten experimentell ausprobieren. Um diese eine Strategie kristal-
lisieren sich dann möglicherweise neue Strukturen. Zu diesen Strukturen gehört,
dass sich die entstehenden Systeme ihre eigene Geschichte schaffen.
126 Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 26.
127 Siehe z.B. Luhmann: Soziale Systeme, S. 71f. Vgl. dazu auch Nassehi: »Die Theorie funktionaler
Differenzierung im Horizont ihrer Kritik«, S. 103f.
128 Siehe etwa Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 35f.
129 Dazu und zumFolgenden siehe Luhmann: »Systemtheorie, Evolutionstheorie und Kommuni-
kationstheorie«; Luhmann: »Evolution und Kausalität«; ausführlich Luhmann:DieGesellschaft
der Gesellschaft, S. 413-593; vgl. Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 81.
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Alle Ursprungs- und Anfangserzählungen der Tradition, so Luhmanns Kritik,
seien daher nichts anderes als je aktuelle Selbstbeschreibungen, der in der Regel
Elemente angehören, die vormals oder andernorts in andere Geschichten einge-
bettet waren.130 Doch hier trifft man wieder auf das bereits beschriebene Paradox,
dass Luhmann freilich selbst ein solcher »Geschichtenerzähler« ist.131 In seiner Evo-
lutionsgeschichte entwickelt sich die Gesellschaft bekanntlich von einer segmen-
tären über eine stratifizierte zur funktional differenzierten Gesellschaft. Dies ist
aber – trotz des ersten Eindrucks, den diese (fraglos eurozentrische) Perspektive
hinterlässt132 – für Luhmann kein Selbstläufer. Gerade durch die verstärkte Ausdif-
ferenzierung steigt auch das Risiko dafür, dass Systembildung scheitert: »Selbst-
gefährdung liegt also durchaus im Rahmen der Möglichkeiten von Evolution«.133
In Luhmanns sozialtheoretischer Auseinandersetzung mit der Zeit-Dimension
sieht man bereits die Grundlinien einer Zeitdiagnose, die er ab den 1970er Jahren
vertrat, beginnend bei der Kritik von Fundamentaldemokratisierung und Ratio-
nalisierung über die Reformulierung von Stabilitätsbedingungen bis hin zur Ri-
sikolast funktionaler Differenzierung. Auch für die gegenwärtige Raumordnung der
funktional differenzierten Gesellschaft hielt Luhmann eine zeitdiagnostisch auf-
geladene Evolutionsgeschichte bereit: die These der Weltgesellschaft, die er 1971
erstmals vertrat und die ihn zu einem »Visionär des Zeitalters der Globalisierung«
machte.134
Sein damaliger Aufsatz über die Weltgesellschaft bot zunächst eine einfache
Beobachtung an: »Weltweite Interaktion ist möglich«, weil das weltweite »Kommu-
nikationsnetz« sie empirisch möglich mache, wie die universelle Verbreitung von
Wissen und Technologie, die vielen politischen Themen mit weltweiter Resonanz
oder die globale Verflechtung der Wirtschaft demonstriere.135 Luhmann kam da-
her zu der These, dass Gesellschaft nicht an Räume gebunden sei. Vielmehr hätten
die Funktionssysteme ihre eigenen Grenzen, die nicht durch Territorien abgesteckt
werden. Der Raum habe als Strukturprinzip kaum noch Relevanz.136
130 Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 441f.
131 Vgl. Koschorke: »Die Grenzen des Systems und die Rhetorik der Systemtheorie«, S. 56-60.
132 »An nicht mehr existenten […] Systemen zeigt sich Luhmanns Evolutionstheorie wenig inter-
essiert«, heißt es treffend bei Mellmann: »Evolution«, S. 81f.
133 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 38.
134 Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 263.
135 Luhmann: »Die Weltgesellschaft«, S. 53f.
136 Siehe Luhmann: »DieWeltgesellschaft«, S. 53-55.Weil diese Funktionsgrenzennur latent fun-
gieren, schieben sich dieGrenzendes politischen Systems »imBewußtsein an ihre Stelle, weil
sie konkret und suggestiv definiert werden können.« (S. 61).
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Dieser gesellschaftstheoretischen, zeitdiagnostischen These folgte dann Luh-
manns Sozialtheorie, in der die Raumdimension kaum eine Rolle spielt.137 Gesell-
schaftstheorie und Sozialtheorie stützen sich auf diese Weise gegenseitig, um das
Territorialmodell des Raumes zu verabschieden. Die Theorie der funktional diffe-
renzierten Gesellschaft verweist dafür auf die neuen Kommunikationstechniken,
während die Theorie sozialer Systeme das Soziale nur noch als Kommunikation
erfasst und dadurch den Raum abblenden kann.138
Allerdings schließt diese Perspektive den Raum nur dann aus, wenn man ihn
über Flächen und Territorien denkt. Demgegenüber impliziert die Metaphorik des
»Netzwerk[s] der Kommunikation«139 oder der »Vernetzung kommunikativer Er-
eignisse«140 selbst einen Raum, in dem dezentral Punkte verteilt sind, zwischen
denen Bezüge und Verbindungen laufen. Diese lassen sich dann über Nähe oder
Distanz ins Verhältnis setzen. So argumentierte Luhmanns Sozialtheorie zum Bei-
spiel, dass die Autonomie der Systeme auf »Distanzierungsmitteln« beruhe, mit
denen das System eine Eigenzeit für sich gewinnen könne.141 Gleichzeitig stehen
137 Eine sehr gute Zusammenfassung bietet hier Schroer: Räume, Orte, Grenzen, S. 132-160. Er ar-
beitet auch die Inkonsistenz von Luhmanns wenigen Bemerkungen heraus, die mal auf eine
Gleichheit von Raum- und Sachdimension, mal auf eine Bestimmung von Raum (und Zeit)
als Verhältnis von Stelle undObjekt,mal auf Regionen und Lokalitäten zu sprechen kommen,
während Luhmann außerdem ein schlichtes Desinteresse am Raum explizit äußerte.
138 Vgl. auchWerber: »Raumvergessenheit oder Raumontologie, Latour oder Luhmann?«, S. 363,
der allerdings die parallele Verdrängung des Raumes nicht thematisiert. In kybernetisch in-
spirierten Theorien ist die gesellschafts- und sozialtheoretische Vernichtung des Raumes
durch Kommunikation ein Allgemeinplatz. So hatte zum Beispiel Marshall McLuhan schon
1962 auf das Verschwinden des Raumes unter den Bedingungen weltweiter und gleichzeiti-
ger Kommunikation hingewiesen und daraus die Vision des globalen Dorfes entwickelt: Ei-
ne tribale Gemeinschaft, die mit Kommunikationsmitteln global vernetzt wäre. Von diesem
neuen Kommunalismus, wie er in Counterculture oder auch bei Crozier zumindest auftaucht,
findet sich bei Luhmann freilich nichts. Allerdings thematisierte auch er die Regionalisierung
als untergeordnetesDifferenzierungsprinzip einerWeltgesellschaft. ZuMcLuhan vgl. Turner:
From Counterculture to Cyberculture, S. 53f.
139 Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 77.
140 Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 73. In den frühen Schriften ist die Rede von Be-
zugspunkten präsent, weil auf dieseWeise die Vielfalt der Verbindungsmöglichkeiten gegen
die einseitige lineare Kausalität ausgespielt werden kann. Luhmann spricht schon dort daher
von einem ›Netz der Kausalitäten‹ (s.o.).
141 Luhmann: Soziale Systeme, S. 76.DieseRaummetaphorikenwerden vonSystemtheoretiker:in-
nen oft übersehen. Siehe z.B. Kneer: »Organisation undGesellschaft«, S. 416: »RäumlicheMe-
taphern erweisen sich überhaupt ungeeignet, um das Verhältnis von autopoietischen Syste-
men zu beschreiben«. Demgegenüber ist die Unterscheidung von Nähe und Ferne konstitu-
tiv für die Beobachtungstheorie. Nur so kann zwischen lokalen Perspektiven (Beteiligte von
Interaktion, Realisierung im Moment) und distanzierter Beobachtung zweiter Ordnung un-
terschieden werden.
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aber die sozialen Systeme per definitionem nicht unverbunden nebeneinander,
sondern sind auf unterschiedlichen Wegen miteinander verbunden. Die Prämisse
der Konnektivität schreibt dem Netzwerk-Modell also eine latente Inklusionsthese
ein – Raum gibt es nur im Singular.142
Die ›Welt‹ der Systemtheorie und die ›Welt‹ der funktional differenzierten Ge-
sellschaft fallen so bei Luhmann zusammen: »[D]iese Gesellschaft [hat] eine he-
terarchische und eine azentrische Welt. Ihre Welt ist Korrelat der Vernetzung von
Operationen und von jeder Operation aus gleich zugänglich.«143 Diese Beschreibung
der Welt richtete sich polemisch gegen den Dominanzanspruch der Politik. Das po-
litische System fällt, so Luhmanns Argument in seinem ersten Aufsatz über die
Weltgesellschaft, hinter die Möglichkeiten der Gesellschaft zurück. Man könnte
die »eigentümliche Kombination von Recht und Politik« deswegen sogar als »eine
Fehlspezialisierung der Menschheitsentwicklung« ansehen.144
Der Grund für die Rückständigkeit bestehe laut Luhmanns Aufsatz darin, dass
sie Integration immer noch über Werte und Kultur denke und diese dann fast
zwangsläufig an Territorien koppelnmuss.Die kommendeWeltgesellschaft basiere
aber nicht auf Werten, sondern auf Kognition, die sich von Werten und Territori-
en gleichermaßen unabhängig machen kann. Das war empirische Tendenzaussage
und normative Aufforderung, denn Luhmannwollte explizit, dass die Soziologie ei-
ne kognitive Kritik der alteuropäischen Politik- und Gesellschaftsideen in Angriff
nimmt.145
142 Diese Konzeption bringt hochgradig problematische Leerstellen mit sich. Auf sozialtheoreti-
scher Ebene haben einige im Anschluss versucht, dieses Defizit zu korrigieren. So hat Rudolf
Stichweh eine Dualität des Raumes vorgeschlagen, bei der es einen sozialen und einen na-
türlichen Raum gebe, die miteinander gekoppelt sein können. Der soziale Raum wäre dann
– wie die Sinndimensionen – eine Konstruktion des Systems selbst. Dagegen hat Gerhard
Klüter heftig protestiert, weil er Luhmanns radikalen Ansatz verloren gehen sieht. In gesell-
schaftstheoretischer Hinsicht erschwert die Inklusionsimplikation, Ausgrenzungsphänomene
zu thematisieren. Zur Inklusionsthese und denWidersprüchen bei der Einführung des Exklu-
sionskonzepts vgl. Schroer: Räume, Orte, Grenzen, S. 149-157, der auch eine ausführliche Aus-
einandersetzungmit Stichweh liefert (S. 155-160). Vgl. Stichweh: »Raum, Region und Stadt in
der Systemtheorie«; dem folgt auch Kuhm: »Raum als Medium gesellschaftlicher Kommuni-
kation«, S. 332-334; zur Kritik von Klüter vgl. Werber: »Raumvergessenheit oder Raumontolo-
gie, Latour oder Luhmann?«, S. 366-369.
143 Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 157 (Hervorhebung hinzugefügt).
144 Luhmann: »Die Weltgesellschaft«, S. 57 (Hervorhebung entfernt).
145 So die Formulierung am Ende von Luhmann: »Die Weltgesellschaft«, S. 66.
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2. Politik der Gesellschaft
Im Laufe der Jahre 1970 bis 1973 machte Niklas Luhmann eine einschneidende per-
sönliche Erfahrung, auf die er immer wieder zurückkam, um das Versagen der alt-
europäischen Politik zu illustrieren. Er hatte an einer Kommission teilgenommen,
die eine Reform des öffentlichen Dienstes vorschlagen sollte. Bis weit in die 1970er
Jahre machte Luhmann immer wieder Anmerkungen, welche Korrekturen man
insbesondere in Planungs- und Verwaltungsprozessen vornehmen könnte. Dabei
bestand er schon sehr früh darauf, dass man dies nicht als die Suche nach dem
one best way verstehen dürfe.146 Angesichts der großen Komplexität gehe es einer-
seits nur darum, Dinge entscheidbar zu machen, die vorher gar nicht im Blickfeld
waren. Planung kann in diesem Sinne nicht »Bewirkung angezielter Wirkungen«
sein, sondern nur der »Gewinn von Zeit und von Alternativen für offene Entschei-
dungsprozesse«.147 Auf dieseWeise –und das ist die Grundintuition von Luhmanns
Vorschlägen – kann eine Organisation, zumal eine Verwaltung, flexibler werden,
um innovativ und umweltsensibel zu reagieren.
Dieser Intuition folgte auch sein zentraler Vorschlag in der Reformkommis-
sion. Dort plädierte er dafür, die Hierarchie des öffentlichen Dienstes, die in den
undurchlässigen Statusgruppen ihren Ausdruck findet, abzuschaffen und sie durch
funktionale Positionsgruppen zu ersetzen. Weil die alte, hierarchische Organisati-
on den »Alternativenraum«148 zu stark einenge,müsste die Reform die »etablierten
Machtverhältnisse ins Rutschen«149 bringen: »Der Vorgesetzte ist dann weniger als
zuvor in einer Interaktionssituation, die von vornherein zu seinen Gunsten vor-
entschieden ist. Es mag sein, daß sich hieraus Impulse ergeben, mehr kooperative
Führungsfähigkeiten zu entdecken und zu entwickeln.«150
Die frustrierende Erfahrung in der Kommission war nun, dass sich sowohl die
›progressiven‹ als auch die ›konservativen‹ Akteure dieser Mobilisierungsstrategie
versperrten und stattdessen an ihren Privilegien festhielten – Tarif- und Streik-
recht hier, Weisungsbefugnis und Status dort. Die ›repräsentative‹ Zusammenset-
zung der Kommission reproduziere genau die Problemwahrnehmungen und -lö-
sungen, die die Reformkommission zu allererst notwendig gemacht hatten: Leis-
tungsverlust (›Bürokratisierung‹) bei gleichzeitigem Anwachsen der Personalkos-
146 Siehe Luhmann: »Politische Planung«, S. 74, 77, wobei hier Michel Crozier als Gewährsmann
genanntwird. Zur frühen, noch politik- und verwaltungsnahen Planungslehre Luhmanns vgl.
Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 109-119.
147 Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 57; auch Luhmann: »Reform des öffentlichen
Dienstes«, S. 320f.
148 Luhmann: »Reform des öffentlichen Dienstes«, S. 323.
149 Luhmann: »Reform des öffentlichen Dienstes«, S. 322.
150 Luhmann: »Reform des öffentlichen Dienstes«, S. 333.
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ten. Die Kommission lief daher in Luhmanns Augen leer: »Der Kampf der progres-
siven mit den konservativen Kräften ist nur eine Art Schattenboxen«.151
In dieser Episode finden sich bereits die zentralen Elemente, um die Politik der
Systemtheorie in den 1970er Jahren darzulegen, begonnen vom grundsätzlichen
Zweifel daran, dass Hierarchien eine angemessene Differenzierungsstruktur im
politischen System darstellen, bis zur Kritik des Wohlfahrtsstaates und seines ver-
alteten politischen Codes, den Luhmann schließlich mit aller Macht ablösen wollte.
Erst dann wäre es möglich, die Wachstumsschmerzen der funktional differenzier-
ten Gesellschaft zu verstehen und mit einer höheren Umweltsensibilität einzufan-
gen. Diese theoretische und politische Auseinandersetzung im Handgemenge der
1970er Jahre soll im Folgenden dargestellt werden.
Die Neudefinition von Politik und Macht
Bereits das vorangehende Kapitel hat gezeigt, dass Luhmann sich in Fundamental-
opposition zu einer Tradition positionierte, die in epistemologischer Hinsicht auf
lineare Kausalität und universelleWahrheit, in sozialtheoretischer Hinsicht auf die
organische Einheit der Gesellschaft und ihremechanistische Optimierbarkeit setze
– und die daraus politische Forderungen ableitete, ob sie nun auf die Steigerung
der Mittel-Zweck-Rationalität (Modernisierung) oder der Werte- und Vernunftra-
tionalität (liberal-konservative vs. marxistisch-emanzipatorische Aufklärung) ab-
zielen. Hinter diesen Gegnern stand in Luhmanns Augen eine Theorie der Gesell-
schaft, in der die Politik den Anspruch der Souveränität erhob und diesen darin
begründete, die Repräsentation des Ganzen übernehmen zu können.
Die Geschichte dieser politischenTheorie zeichnete Luhmann in drei größeren
Schritten nach. Sie beginnt erneut in Griechenland, wo sie in der aristotelischen
Lehre der koinonia und später in der communitas festgehalten werde.152 Der »na-
turale Humanismus Alteuropas«, schrieb Luhmann über diese Semantik, »paß-
te sehr gut auf Formen gesellschaftlicher Differenzierung, die entweder von der
Unterscheidung Stadt und Land oder von der Unterscheidung von Adel und ge-
meinem Volk ausgingen«.153 Hier wurde das politische Leben »als Kulminations-
punkt menschlichen Lebens schlechthin angesehen«,154 sodass seit ihrer antiken
Fassung die Politik ethisch und teleologisch aufgeladen worden sei: Man habe ihr
eine humanistische Tugendlehre eingeschrieben, mit der sie die Perfektionierung
des menschlichen Lebens vorantreiben sollte.
151 Luhmann: »Reform des öffentlichen Dienstes«, S. 335.
152 Diese Darstellung taucht regelmäßig auf, wenn Luhmann über Politik sprach, z.B. Luhmann:
»Gesellschaft«, S. 173-179.
153 Luhmann: »Das Ende der alteuropäischen Politik«, S. 250.
154 Luhmann: »Das Ende der alteuropäischen Politik«, S. 251.
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Als die Welt der Tugendlehre in der Frühen Neuzeit langsam verschwunden
sei, so Luhmann weiter, wurden die semantischen Formeln laut Luhmann dann
zunächst mithilfe der Souveränitätsdoktrin »in eine Welt der Willkür umformu-
liert«.155 Bald darauf aber, in der Aufklärung und mit Beginn der Moderne, sei die
Willkür einer Selbstlimitierung durch Verfassungsgebung und Demokratisierung
unterworfen worden. Beide Strategien halten die Fiktion der politischen Souverä-
nität aufrecht und versuchen ihre Paradoxien zu verschleiern, einmal indem zwi-
schen Rechts- und Willkürssouveränität gependelt werden könne, einmal indem
der Gesellschaftsvertrag auf die Einheit des Volkes zurückgeführt werde, das nun
doppelt auftrete: als unterworfenes und unterwerfendes Volk zugleich.156
Den immensen intellektuellen Aufwand, der im Laufe dieser Geschichte betrie-
ben wurde, wusste Luhmann durchaus zu würdigen.157 Nicht zuletzt führte ihn
das zu der These, dass das auch in seiner Gegenwart noch die dominante Sicht
auf das Verhältnis von Politik und Gesellschaft sei. Man finde es in der Vorstellung
von souveräner Regierung und untergeordneter Verwaltung wieder, in der Wei-
sungshierarchie von Organisationen generell und in den politischen Kämpfen der
Nachkriegszeit: Man versucht »eine gar nicht vorhandene und doch vermißte Posi-
tion, das Zentrum, zu besetzen […]. Der revitalisierte antike Politik-Begriff, Hegels
Staatsbegriff, der Betreuungs- und Versorgungssozialismus des Wohlfahrtsstaa-
tes und schließlich der Apo-Politismus der letzten beiden Dekaden zeigen diese
Attraktivität an.«158
Diese Tendenz hielt Luhmann für hochgefährlich, weil sie aus der Gesellschaft
eine politische Gesellschaft machte, in der alles der Logik des Zentrums bzw. des
Kopfes unterworfen werde. Seine Position begründete Luhmann freilich mit dem
faktischen Strukturwandel zur polykontexturalen, funktional differenzierten Ge-
sellschaft. Die Paradoxien der Souveränität – zugleich unterworfen zu sein und
zu herrschen – weisen letztlich nur darauf hin, dass man in dieser gänzlich ande-
renWelt lebe, in der die alteuropäische Semantik der politischen Gesellschaft dann
155 Luhmann: »Das Ende der alteuropäischen Politik«, S. 252. Im Unterschied zu Foucault ver-
wendete Luhmann also denBegriff der Souveränität eher nicht für das alteuropäischeModell
insgesamt, sondern nur für die Beschreibung der Politik darin. Die Linie der Kritik verbindet
aber bei beiden Humanismus, lineares Kausalitätsdenken, unterkomplexe Gesellschaftsbe-
schreibung und die Zentralstellung des Staates.
156 Siehe z.B. Luhmann: »Das Ende der alteuropäischen Politik«, S. 252f.; Luhmann: »Staat und
Politik«, S. 90-92; Luhmann: »Metamorphosen des Staates«, S. 108-112; vgl. zur Rolle der Sou-
veränität insg. auch den leider oft schwer nachvollziehbaren Beitrag vonKastner: »Luhmanns
Souveränitätsparadox«, S. 82-97.
157 Siehe etwa Luhmann: »Staat und Politik«, S. 92.
158 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, zum Zitat S. 121, insg. auch S. 42-44.
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doch nicht mehr überzeugen können: »Seitdem haben wir das ungelöste Problem
einer Neudefinition des Politischen«.159
Indem sie diese Neudefinition des Politischen entwarf, zog die Systemtheorie
gegen die Hierarchie- und Repräsentationslogik zu Felde. Sie zielt dabei dezidiert
darauf ab, sowohl die Tugendhaftigkeit der Politik als auch Status und Steuerungs-
fähigkeit zu desillusionieren. Der erste Schritt ist bereits mit der Neubeschreibung
der Gesellschaft getan. Wie oben gezeigt, schließt funktionale Differenzierung die
repräsentative, übergeordnete Stellung der Politik per definitionem aus. Die Poli-
tik wird degradiert und dezentriert zu einem abhängigen Teilsystem unter ande-
ren abhängigen Teilsystemen, das weder über eine verbindlicheWeltsicht verfügen
kann noch über mehr Umweltkontakte.160
In diesem Zusammenhang wurde bisher aber nur selten angemessen gewür-
digt, dass die Beschreibung der funktional differenzierten Gesellschaft noch weiter
geht. Sie nimmt nämlich der Politik nicht nur ihre Zentralstellung, sondern auch
ihren Exklusivitätsanspruch auf das Regieren. Regieren und Steuerungsvorgän-
ge sind Prozesse, die sich überall in der Gesellschaft finden, denn die Teilsysteme
steuern sich selbst und sie bedürfen dafür keiner menschlichen Leitfigur. Mit der auto-
poietischen Wende trat dann dieses algorithmische Regierungskonzept besonders
scharf hervor: »Es ist nur eine geringe Übertreibung,wennman sagt, daßwir heute
nicht mehr durch Personen regiert werden, sondern durch Codes.«161
Obwohl Luhmann damit den Regierungsbegriff ausweitete und von der Politik
löste, behielt die Politik eine eigene Funktion, die Luhmann bekanntlich in Anleh-
nung an frühere Systemtheorien bei Easton und Parsons formulierte: Die Aufgabe
des politischen Systems ist demnach die Herstellung kollektiv bindender Entschei-
dung. Vor allem der frühe Luhmann gestand dem politischen System dadurch noch
eine ›Inkompetenzkompensationskompetenz‹ zu:162 Die Teilsysteme adressieren
Problemstellungen, die sie selbst für nicht lösbar halten, an die Politik. Der Out-
put der Politik sind dann Entscheidungen, die das politische System nach seinen
eigenen Kriterien getroffen hat und sowohl das Teilsystem als auch das politische
System binden.
Bei der Herstellung dieser Entscheidung unterlief Luhmann erneut die klas-
sischen politischen Theorien, denn in der Binnendifferenzierung des politischen
159 Luhmann: »Das Ende der alteuropäischen Politik«, S. 252. Siehe auch Luhmann: Politische
Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 46.
160 Tatsächlich stellt sich die Frage, ob es in der funktional differenzierten Gesellschaft die Stel-
lung eines primus inter pares geben kann. Die System- und Netzwerk-Logik schließt das per
se nicht aus, weil Netzwerke etwa bestimmte Verdichtungen bzw. einzelne Teilsysteme be-
sonders stark vernetzt sein könnten. Vgl. dazu Schimank: »Funktionale Differenzierung und
gesellschaftsweiter Primat von Teilsystemen«.
161 Luhmann: »Widerstandsrecht und politische Gewalt«, S. 168f.
162 So Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 87, in Anlehnung an Odo Marquard.
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Systems wird die Politik wiederum dezentriert. Luhmann sah im politischen Sys-
tem drei Subsysteme:163 Die Verwaltung umfasst demnach Exekutive, Legislative
und Judikative und übernimmt letztlich die Ausfertigung der Entscheidung. Dies
könne sie aber nur, weil die Politik ihr eine reduzierte Komplexität in Form von
Programmen, Personen und Entscheidungsprämissen zur Verfügung stellt, die sie
dann nach ihrer eigenen Logik der Richtigkeit in Entscheidungen überführe.164
Die Politik selbst stelle solche Entscheidungsprämissen für die Verwaltung be-
reit, während sie zugleich Unterstützung für das Verwaltungshandeln organisie-
ren will; sie vermittelt zwischen der »Variabilität der Entscheidungsprämissen«
und der »Variabilität der politischen Unterstützung«.165 In diesem Sinne verstand
Luhmann ›Politik‹ im Kontrast zu ethischen oder vernunftaufklärerischen Erwar-
tungen, indem er auf die Eliten-Theorie der Politik verwies. In der Politik gehe
es nämlich in erster Linie um die Maximierung von Wählerstimmen. Sie sei ein
Nullsummenspiel um die begrenzte Anzahl von Sitzen und Stellen in Parlament
und Regierung (also in der Verwaltung). Indem Luhmann die Interdependenz und
die je eigene Logik der Subsysteme herausstellte, verabschiedete er zugleich die
Versuche, entweder Politik oder Verwaltung als hierarchisch übergeordnet zu de-
klarieren.
163 Siehe z.B. Luhmann: Grundrechte als Institution, S. 150-153; die ausführlichste Darstellung der
Binnendifferenzierung liefert Luhmann: Politische Soziologie, ein posthum erschienenes, da-
mals aber für Studierende zugängliches Vorlesungsmanuskript aus derMitte der 1960er Jah-
re. Vgl. zu den folgenden Absätzen über die Binnendifferenzierung insb. Lange: Niklas Luh-
manns Theorie der Politik, S. 97-109; auch Hellmann: »Spezifik und Autonomie des politischen
Systems«, S. 16f. Beim politischen System lassen sich sehr gut die Verschiebungen in der
Theorieentwicklung beobachten. So wurde die Binnendifferenzierung hier anfangs sehr eng
an Rollen gekoppelt; mit der autopoietischen Wende fiel nicht nur das weg, es trat außer-
dem das Interesse an Binnendifferenzierung deutlich zurück, um Raum für die unterschied-
liche Codierung von Kommunikation zu geben. Auch imDetail ergaben sich Veränderungen:
Luhmann begann seine Auseinandersetzung mit der Unterscheidung von Politik und Ver-
waltung, und erst als es dezidiert um eine Soziologie des politischen Systems ging, kam das
Publikum hinzu. Mit der autopoietischen Wende schied dann die Judikative aus dem politi-
schen System aus und wurde dem Rechtssystem zugeordnet.
164 Als Kriterium der Richtigkeit in der Verwaltung gab Luhmann dabei das Verhältnis der Ent-
scheidungen zueinander an (Konsistenz). Dafür stehen ihr zwei Programmtypen zur Verfü-
gung: Zweckprogramme richten sich an einer bestimmtenWirkung aus (Output) undwählen
die passendenMittel. DasMuster ist: Umx zu erreichen,wähle y. Die für einenRechtsstaat ty-
pischen Konditionalprogramme orientieren sich demgegenüber an der Auslöserseite, ohne
dabei dieWirkung zu definieren. DasMuster ist: Immer wenn x eintritt, dannmache y. Siehe
Luhmann: Politische Soziologie, S. 206-222; zu den Programmen vgl. Lange: Niklas Luhmanns
Theorie der Politik, S. 112-114.
165 Luhmann: Politische Soziologie, S. 258 (Zitat), zum Folgenden S. 286-288, und weiterhin die
genannten Stellen in Grundrechte als Institution und bei Lange.
V. Die Politik der Systemtheorie: Niklas Luhmann 335
Diese anti-hierarchische Stoßrichtung wird durch das Publikum, dem dritten
Subsystem, unterstrichen. Das bedeutet natürlich auch, dass es keine Volkssou-
veränität geben kann, sondern das Publikum als (technischer) Regler zwischen
Verwaltung und Politik eingespannt ist. Von der Verwaltung nehme das Publi-
kum hauptsächlich Entscheidungen passiv entgegen, auch wenn es ihr gelegent-
lich aktiv Informationen zur Verfügung stelle. Demgegenüber fällt das Verhältnis
zur Politik schon vielfältiger aus. Als Zuschauer vor dem »Drama der Politik«166
diszipliniere das Publikum die Arbeit der Politik mit der Verwaltung, es könne
aber auch als Förderer von Interessen und Forderungen auftreten und in der Rolle
vonWählern eine radikal vereinfachte Form der Unterstützung für vorausgewählte
Programme und Personen aus der Politik gewährleisten.167 Mit keiner dieser Leis-
tungen bearbeite das Publikum aktiv verbindliche Entscheidungen, gerade diese
Volatilität des Publikums konditioniere aber die Politik.
Dass alle Subsysteme untereinander aufeinander angewiesen sind, bedeutet
einen »Verzicht auf Möglichkeiten der unilateralen Kontrolle«.168 Kein System kann hier
andere kontrollieren, ohne selbst der Kontrolle zu unterliegen und zugleich die Ge-
genkontrolle durch das (vermeintlich) kontrollierte System zu antizipieren. Souve-
ränität wird in dieser Rekonstruktion systematisch unterlaufen, genauso wie hier-
archische, lineare Machttheorien: Im politischen System hat nicht ein Akteur oder
Subsystem die Macht über andere; vielmehr wird durch den Kreislauf gegenseitiger
Regulation Macht produziert und immer weiter gesteigert. Erst dadurch kann das
politische System seine Funktion erfüllen: Es produziert dasMediumMacht, um in
der Umwelt Entscheidungen mit demMerkmal ›kollektiv verbindlich‹ auszeichnen
zu können. Luhmann konterkarierte damit ökonomische und politikwissenschaft-
liche Theorien der Macht.169 Die Regulationsidee der Kybernetik führt auch ihn zu
einer neuen, systemischen Theorie der Macht.
Alle klassischen Machttheorien folgen in Luhmanns Sicht drei grundsätzlichen
Prämissen:170 Sie begreifen Macht als transitiv (also übertragbar), gehen von der
Konstanz der Machtsumme aus und versuchen daher Machtgleichgewichte zu er-
zielen. Besonders fassbar werde dieser Ansatz in der Besitzmetaphorik, die Macht
als ein knappes Gut präsentiere, das man haben oder nicht haben kann.171 Wenn
man es besitzt, könne man es übertragen und dadurch lange Machtketten bilden,
166 Luhmann: Politische Soziologie, S. 404. Zur Bedeutung der latenten, symbolischen Dimension
bei Luhmann vgl. auch Rzepka: »Die symbolische Legitimation der Demokratie«.
167 Siehe Luhmann: Grundrechte als Institution, S. 157-159.
168 Luhmann: Soziale Systeme, S. 63.
169 Siehe Luhmann: »Systemtheoretische Ansätze zur Analyse von Macht«.
170 Zu den folgenden Absätzen Luhmann: »Klassische Theorie der Macht«, Luhmann: »System-
theoretische Ansätze zur Analyse von Macht« und Luhmann: »Gesellschaftliche Grundlagen
der Macht«. Vgl. auch Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 92-97, hier insb. S. 93.
171 Siehe dazu konkret Luhmann: »Klassische Theorie der Macht«, S. 158f.
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die die Form einer Hierarchie annehmen. Um den Kampf um das knappe Gut zu
pazifizieren, werde dann, etwa in der liberaldemokratischen Gewaltenteilung, der
Ausweg in einemMachtgleichgewicht gesucht, das übermäßigeMacht blockiere.172
Dieser Macht-Konzeption liegt aber laut Luhmann ein lineares Kausalitätsmo-
dell zugrunde, nach demA das Verhalten von B direkt bewirkt, selbst wenn es dafür
Zwischenstellen in Anspruch nehmenmuss.173Wie bereits zu sehen war, hielt Luh-
mann diese Kausalitätsannahme für unzulässig. Beim Problem derMacht wird das
unmittelbar plastisch: Das alteMachtverständnis blendet die anderen Einflüsse auf
B aus und kann so gar keine Kausalität feststellen; vor allem aber blendet es auch
die anderenHandlungsmöglichkeiten von B aus. Zukunft ist hier determiniert.Das
Machtmodell gleiche einer sehr einfachen, einer ›trivialen‹ Maschine.174
Gegen diese Trivialisierung von sozialen Beziehungen schlug Luhmann vor,
Macht als eine Übertragung von Handlungsselektionen zu verstehen. A und B wäh-
len jeweils aus einer Vielfalt von Optionen aus: »Man muß sich mindestens zwei
Beteiligte vorstellen, die jeweils über eine Mehrzahl von Alternativen des Handelns
oder Unterlassens verfügen. Beide bewerten ihre Alternativen unterschiedlich und
differieren außerdem untereinander in ihrer Bewertung. Macht beruht auf diesem
Unterschied der Unterschiede«.175 Die Selektionen des Gegenübers schränken dann die
eigenen Möglichkeiten ein, machen aber auch neue Optionen auf. Auf diese Weise
üben A und B gleichzeitig Macht aufeinander aus.
Genau diesen Beziehungscharakter unterschätzen alle klassischen Machttheo-
rien laut Luhmann. Bei ihnen sei der Vorgesetzte stets der Machthaber, herrsche
stets die Verwaltung über das Publikum. Sie vernachlässigen dabei, so Luhmanns
Kritik, dass sowohl der Vorgesetzte als auch die Verwaltung auf Kooperation zwin-
gend angewiesen sind, und zwar gleich doppelt: Einerseits müssen die anderen
ihnen auch folgen, andererseits brauchen sie selbst Zuarbeiten, um zu wissen, was
man denn befehlen solle. Gerade formale Organisation steigert auf diese Weise
Macht und verweigert eine Zentralisierung von Macht.176
Es ist von dem Gesagten bereits offensichtlich, dass Luhmanns und Foucaults
Kritik der traditionellen Machtverständnisse nahezu identisch sind.177 Es ist auch
172 Die Verfassung institutionalisiert und formalisiert für Luhmann dieses Modell aus der bür-
gerlich-liberalen Staatslehre. Siehe Luhmann: »Politische Verfassungen im Kontext des Ge-
sellschaftssystems (1. Teil)«, S. 9-12; Luhmann: »Politische Verfassungen im Kontext des Ge-
sellschaftssystems (2. Teil)«, S. 165f.
173 Vgl. auch Borch: »Systemic Power«, S. 156-158.
174 Siehe Luhmann: »Klassische Theorie der Macht«, 160.
175 Luhmann: »Systemtheoretische Ansätze zur Analyse von Macht«, S. 105.
176 Siehe Luhmann: »Systemtheoretische Ansätze zur Analyse von Macht«, S. 109.
177 Vgl. dazu auchBorch: »Systemic Power«, S. 158-160; Bublitz: »Foucaults ›ÖkonomiederMacht-
verhältnisse‹ und Luhmanns ›Politik der Gesellschaft‹«, insb. S. 319-323, die dort sogar meint:
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erkennbar, dass Luhmanns Vorschlag Foucaults Idee ähnelt, Macht als ein Inter-
aktionssystem zu verstehen, bei dem Führungen geführt werden: Bei beiden ist
Macht auf Freiheit angewiesen, denn dort, wo es nur Zwang gibt, gibt es für bei-
de keine Macht.178 Beide bauen zirkuläre und reziproke Machtmodelle, in denen
Macht in einem Kreislauf fließt, der – ebenfalls bei beiden – metaphorisch mit
Stromkreisläufen assoziiert wird. Macht arbeitet »mit Hilfe einer Art Relaistech-
nik«, heißt es auch bei Luhmann.179 Dadurch kann auch niedrige Leistung hohe
Leistung kontrollieren, während das Relais selbst reflexiv im Stromkreis angesteu-
ert werden kann, sodass die Leistung (also: Macht) weiter gesteigert werden könn-
te. Schließlich findet sich dieser Mechanismus bei beiden nicht ausschließlich in
der institutionalisierten Politik: Macht – oder wie Luhmann sie dann auch nennt:
Einfluss180 – gebe es überall in der Gesellschaft. Als produktive Kraft trage sie zur
Reproduktion der Systeme bei.
Was Luhmann aber deutlich von Foucaults Machtmodell unterscheidet, ist die
Kopplung von Macht an negative Sanktionen.181 Sie beruhe letztlich stets darauf,
mit einem schlechten Ausgang der Interaktion zu drohen, wobei diese Drohung
durch den Verweis auf Zwang und Gewalt gedeckt sein kann (aber nicht muss).
Die besondere Relevanz des politischen Systems bestehe nun darin, dass es die-
sen Verweis auf Gewaltanwendung weitgehend zentralisiert. Erst dadurch werde
das immense Potenzial dezentraler gewaltfreier Machtkommunikation in der Ge-
sellschaft entfesselt, während das politische System selbst kollektiv verbindliche
Entscheidungen mit Gewaltreferenz versehen und so überall durchsetzen kann.182
Nach außen fungiert sie als ein symbolisch generalisiertes Kommunikationsmedium.183
»Bis in die Formulierung hinein deckt sich das LuhmannscheMachtkonzept fast wörtlich mit
dem Foucaults« (S. 322).
178 Luhmann: Die Politik der Gesellschaft, S. 39: »Macht setzt Freiheit voraus«. Foucault nennt das
ein zweiseitigesBedingungsverhältnis, LuhmanndoppelteKontingenz (siehe Luhmann: »Ge-
sellschaftliche Grundlagen der Macht«, S. 117).
179 Luhmann: »Reflexive Mechanismen«, S. 123. Auch andere reflexive Mechanismen arbeiten
auf diese Weise.
180 Luhmann: Die Politik der Gesellschaft, S. 40; vgl. zu Unterscheidung und Verhältnis von gesell-
schaftlicherMacht (Einfluss) und politischerMacht als deren Spezialform auch Lange:Niklas
Luhmanns Theorie der Politik, S. 95f.
181 Luhmann: »Systemtheoretische Ansätze zur Analyse von Macht«, S. 105f. Vgl. dazu Borch:
»Systemic Power«, S. 161, dessen These, Luhmann bleibe damit im alteuropäischen Rahmen,
die Produktivität der Macht bei Luhmann völlig übersieht.
182 Vgl. dazu auch Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 96.
183 Während alle symbolisch generalisierten Kommunikationsmedien Handlungsselektionen
übertragen, deckt nur (politische)Macht siemit zwangsbewehrtem Sanktionspotenzial (und
nicht etwamit dem Verweis auf Geld oderWahrheit). IndemmanMacht definitorisch so be-
schränkt, lassen sich mehrere Wege der Handlungsselektion unterscheiden. Andersherum
könnte man mit Foucault Geld oder Wahrheit als Formen oder Medien von Macht interpre-
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Diese Spezialisierung spiegelt sich im Inneren des politischen Systems: Es re-
guliert sich über Macht selbst. Die Handelnden und die Verfahren orientieren sich
an der Relevanz eines Ereignisses für Machtoptionen – und nicht etwa für Wahr-
heit oder Sittlichkeit, wie Luhmann immer wieder gegen die alteuropäische Tra-
dition betonte.184 Die Machtbeziehungen zwischen den drei Subsystemen laufen
dabei zunächst in einer Richtung vom Publikum zur Politik zur Verwaltung zum
Publikum zur Politik etc. Diese Einflussnahme sei durch den Rechtsstaat formali-
siert und legitimiert worden. Dem formalen Machtkreislauf stehe aber auch eine
informelle Machtrichtung gegenüber, wenn das Publikum Einfluss auf die Verwal-
tung nehme oder die Verwaltung Entscheidungsprämissen für die Politik vorfor-
muliere.185
Anstatt aber den informellen Machtkreislauf voreilig zu verurteilen, argumen-
tierte Luhmann, dass der formelle Machtkreislauf auf diesen informellen Einfluss
angewiesen ist. Die Verwaltung brauche nun einmal Informationen vom Publi-
kum.Allerdings ergebe sich imWohlfahrtsstaat eine neue Situation: Der informelle
Machtkreislauf werde immer dominanter, weil zum Beispiel im Publikum formale
Verbandsorganisationen aufgebaut und auf die Verwaltung angesetzt werden.186
Auf diese Machtsteigerung in der einen Richtung reagiere dann auch der andere
Machtkreislauf mit Machtsteigerung. Diese Machtinflation kann zur Überlastung
des Stromkreises führen und ist für Luhmann ein strukturelles Problem des Wohl-
fahrtsstaates: »Man hat es mit einer selbstgeschaffenenWirklichkeit zu tun, in der
die Gründe für ihre Einrichtung noch gelten, noch geschätzt werden, aber die Fol-
gen, die durch weitläufige Interdependenzen vermittelt werden, bereits unerträg-
lich zu werden beginnen.«187
Kritik des Wohlfahrtsstaates und seiner Kritiken
Die angesprochene unerträgliche Situation war niemandem entgangen. Auch Luh-
mann sah einen beschleunigtenWandel und nannte drei sehr beunruhigende Phä-
nomene: Während die Industriegesellschaft die natürlichen Ressourcen aus ihrer
tieren. Macht ließe sich nach ihrer jeweiligen Referenz unterscheiden. In gewisserWeise hat
Michael Mann einen solchen Vorschlag mit der Unterscheidung von Machtsorten gemacht,
die zudemMacht im Rahmen von »sich überlagerndenNetzen sozialer Interaktion« und ihrer in-
stitutionellen Organisation deutet (Mann: Geschichte der Macht, Bd. 1, S. 15f.; zu den Quellen
S. 46-60). Politische Macht wird dabei an den Staat gebunden. Dies ist eine Wiederkehr des
Problems, ob politischeMacht ein spezifischerModus vonMacht (Luhmann) oderMacht – weil
regulativ – per se politisch ist (Foucault).
184 Das hat insbesondere Luhmann: Legitimation durch Verfahren gezeigt.
185 Siehe, auch im Folgenden, zum Beispiel Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 47.
186 Siehe neben dem folgenden Kapitelteil pointiert auch Luhmann: Politische Theorie im Wohl-
fahrtsstaat, S. 47f., 65; Luhmann: »Gesellschaftliche Grundlagen der Macht«, S. 125.
187 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 59.
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Umwelt zu stark belaste, stoße sie in ihrem Inneren gleichzeitig auf ein Finan-
zierungsproblem für die wohlfahrtsstaatliche Inklusion und auf ein Loyalitätspro-
blem für die überforderte Politik.188 Selbst der üblicherweise distanzierte Luhmann
konnte sich daher scharferWarntöne, die gelegentlich sogar alarmistisch ausfielen,
nicht erwehren: Man sei in einer »Lage, die historisch ohne jede Parallele ist«,189
und man sei womöglich mit »nicht mehr lösbaren Problemen« konfrontiert.190
Auf der anderen Seite steht, dass Luhmann sich bei jeder Gelegenheit über
die Unzulänglichkeit aufregte, die in den Diagnosen vom Staatsversagen, von ei-
ner Unregierbarkeit oder einer Krise desWohlfahrtsstaates zum Ausdruck komme.
Kritisch bemerkte er: »Nichts dergleichen ist wirklich zu sehen. Aber die Verkün-
dung der Katastrophe gehört mit in einen Prozeß der negativen Selbstverstärkung
von Problemlagen«.191 »Die viel beredete ›Krise‹ des Wohlfahrtsstaates ist vor allem
eine Krise der bisherigen Denkmittel, eine Mentalitätskrise«.192 In den Krisende-
batten der 1970er Jahre fand Luhmanns Kritik an den alteuropäischen Denkmus-
tern so zu einem neuen Niveau: Die politischen Theorien seien nicht nur völlig
unfähig, das Problem angemessen zu beschreiben, mit ihrem Begriffs- und Ar-
gumentationsapparat haben sie sogar einen ganz wesentlichen Anteil daran, dass
die Problemlage immer schlimmer wurde. »Für die damit gegebene historische Si-
tuation fehlt eine angemessene politische Theorie«.193 Ganz ähnlich wie Foucault
forderte Luhmann »eine andere Art des Denkens«,194 weil »die Neuartigkeit der […]
Lage neuartige Denkmittel erfordert.«195
In seiner Beschreibung der Krisensituation laufen daher Beobachtungen zu
den Strukturproblemen des Wohlfahrtsstaates und zur politischen Theorie im
Wohlfahrtsstaat parallel. Strukturell präsentierte er den Wohlfahrtsstaat als das
evolutionäre Ergebnis der funktional differenzierten Gesellschaft, die ihr Inklu-
sionsversprechen immer weiter ausgedehnt hatte: von der Rechtsfähigkeit aller
Einzelnen über die Beteiligung aller an der politischen Kontrolle bis zur sozialen
188 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 9f.
189 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 143.
190 Luhmann: »Anspruchsinflation im Krankheitssystem«, S. 45.
191 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 145.
192 Luhmann: »Der Wohlfahrtsstaat zwischen Evolution und Rationalität«, S. 105.
193 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 15. Politische Theorie bestimmte Luhmann
dabei als Theorie des Systems im System. Sie sei also keine wissenschaftliche Theorie, son-
dern ›Reflexionstheorie‹, und ihr Sinnbestehe eigentlich darin, eine kontraintuitive, kritische
Selbstreflexion anzubieten, um so Sensibilität für Probleme zu generieren. Mit ihrem Appa-
rat kann sie das aber nicht leisten. Es fehle zwar nicht an politischer, aber an theoretischer
Radikalität (s.a. S. 17, 55f., 132f.).
194 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 80.
195 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 148.
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Beteiligung an Lebensqualität.196 Komplementär dazu habe der moderne Indivi-
dualismus zu einem Anstieg der Ansprüche geführt, weil die Funktionssysteme
dazu ermutigen würden, ihre Leistungen in Anspruch zu nehmen, und gleichzeitig
kein Individuum die Funktionsweise im Einzelnen nachvollziehen könne: »Man
kann nur die Antennen der eigenen Ansprüche ausfahren und sehen, was passiert.
[…] So braucht man sich nicht zu wundern, daß am Ende die Individualität selbst
zum Anspruch wird.«197
Auch wenn Luhmann weder den aufgeblähten Staat noch den staatsfixierten
Individualismus begrüßte, argumentierte er also evolutionstheoretisch, dass die
Expansion des Staates und die Anspruchsinflation keine Defizite sind, sondern
funktionales Korrelat zur Gesellschaftsform. »In dieser geschichtlichen Lage kann
es nicht das Ziel sein, die Wirklichkeit, gemessen an Idealen oder Utopien, für
mangelhaft zu erklären«, stellte er daher gegen die Kritische Theorie klar.198 Aller-
dings müsse jede evolutionäre Entwicklung als eine »riskante[] Strukturentwick-
lung« angesehen werden, die scheitern kann.199 Solche Tendenzen zeigten sich für
Luhmann sowohl auf der Input- als auch auf der Output-Seite des politischen Sys-
tems.
Der Input des politischen Systems wurde für Luhmann zu diesem Zeitpunkt
durch Filter gewährleistet.200 Indem sie die Umwelt(en) sondieren und Relevan-
tes auswählen, schaffen sie eine Sensibilität des Systems für Problemlagen. Diese
Umweltsensibilität wiederum sei von größter Bedeutung, damit das System nicht
leerlaufe und einen Kurzschluss produziere, der für den Rest der Gesellschaft fa-
tal wäre, weil sie den Ausfall eines Funktionssystems nicht kompensieren könne.
196 Siehe Luhmann: »Die Organisationsmittel des Wohlfahrtsstaates und ihre Grenzen«, S. 112f.;
Luhmann: »Der Wohlfahrtsstaat zwischen Evolution und Rationalität«, S. 107.
197 Luhmann: »Anspruchsinflation imKrankheitssystem«, S. 36; vgl. Schimank: »Ökologische Ge-
fährdungen, Anspruchsinflationen und Exklusionsverkettungen«, S. 132-134.
198 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 16.
199 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 37.
200 Siehe im Folgenden Luhmann: Politische Theorie im Wohlfahrtsstaat, S. 61-67, zu den Folge-
problemen insb. S. 68f. Schon die These der drei Filter richtete Luhmann wieder direkt ge-
gen hierarchische Politikkonzeptionen. Weil hier nur ein Filterweg gedacht werden könnte,
würde ein solches System an mangelnder Sensibilität zugrunde gehen. In einem dreistel-
ligen System setzen sich die Filter hingegen zwischen je zwei Systeme und können zudem
miteinander agieren: Zwischen Politik und Publikum wirke die öffentliche Meinung, wie sie
durch dieMassenmedien inszeniert werde, als »Resonanzboden für Aktivitäten und Ereignis-
se« (S. 63) und ermögliche so eine innersystemische Selbstbeobachtung der Kontrahenten in
der Politik. Zwischen Politik und Verwaltung bringen die Personen, die Ämter besetzen, ihre
Sichtweisen und Karriereziele ins Spiel ein, und schließlich bietet das Recht zwischen Ver-
waltung und Publikum eine Instanz, um Konflikte als politisch relevant zu erkennen oder
eben an Gerichte auszulagern.
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Genau das schien sich laut Luhmann aber anzudeuten, denn dieThesen zur Entpo-
litisierung würden bereits seit einiger Zeit registrieren, dass immer weniger Pro-
bleme tatsächlich politisch bearbeitet werden. Das politische System könne und
sollte zwar nicht alles politisieren, was als Problem auftaucht, wandte Luhmann
ein, es müsse aber die richtige Auswahl treffen – und daran drohe es gerade zu
scheitern: »Die Gefahr ist: daß das System […] zu selektiv operiert und zu sehr auf
eigene Funktionsnotwendigkeiten ausgerichtet bleibt.«201
Während auf der Input-Seite die Überlast an Ansprüchen auf zu selektive Aus-
wahlmechanismen trifft, komme der Wohlfahrtsstaat auf der Output-Seite bei der
Umsetzung seiner Entscheidungen in Schwierigkeit. Zwar produziere er zu diesem
Zweck immer mehr Macht, diese könne er aber nicht direkt einsetzen, weil er auf
Kooperation angewiesen ist, die sich mit der Androhung von Sanktion nur sehr
schlecht erreichen lasse: »Im Rohzustand ist solche Macht für [die] Regulierung
ökologischer Probleme nahezu unbrauchbar.«202
Daher bediene sich der Wohlfahrtsstaat zweier anderer Kommunikationsme-
dien, nämlich Recht und Geld. Das habe große Vorteile, weil man mit ihnen sehr
langeWirkungsketten bauen könne. Sie kommen so dem Interesse desWohlfahrts-
staates an dem Aufbau einer »Zentraldemokratie« entgegen.203 Der große Nachteil
sei aber, dass Recht und Geld über keine interne Stoppregel verfügen: Es gebe im-
mer wieder neuen rechtlichen Regelungsbedarf und es gebe keinen guten Grund,
nicht noch mehr Geld zu haben.204
Das hat aus Luhmanns Sicht drei schwerwiegende Konsequenzen:205 Zum ei-
nen stelle sich zwischen politischem System und Abnehmern ein gewisses Ein-
verständnis ein, sodass Anspruchshaltungen für bestimmte Geldzahlungen oder
Rechtspositionen entstehen.Wird dann per Entscheidung etwas geändert, komme
201 Luhmann: Politische Theorie im Wohlfahrtsstaat, S. 68; dazu auch S. 151. Meines Erachtens hat
Stefan Lange hier zu einem gewissen Grad eine Fehlinterpretation von Luhmanns Zeitdia-
gnose vorgelegt. Er vertritt die These, dass es laut Luhmann eine Überlastung der Filter gibt.
Das passt freilich zur diagnostizierten Anspruchsinflation, aber Luhmann betont ziemlich
eindeutig, dass er den Input des Systems nicht einfach für überlastet, sondern für falsch spe-
zifiziert hält. Deshalb kommt er auch immer wieder darauf zurück, dass es eine Verschie-
bung bei der Themenwahl von Partizipation und Inklusion auf Ökologie geben muss (z.B.
Luhmann: »›Distinctions directrices‹«, S. 28-30). Vgl. zur sonst instruktiven Darstellung der
Filter bei Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 198-203.
202 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 176.
203 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 96.
204 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 108f.; Luhmann: »Staat und Politik«, S. 100;
amBeispiel vonOrganisationen Luhmann:Organisation und Entscheidung, S. 46. Vgl. auch Lan-
ge: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 191-193.
205 Zur Rekonstruktion in den folgenden Absätzen siehe Luhmann: Politische Theorie im Wohl-
fahrtsstaat, S. 95-99; Luhmann: »Anspruchsinflation im Krankheitssystem«, S. 34-38; Luh-
mann: »Staat und Politik«, S. 100f.
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es zu Widerständen. »Interessen werden in das System, das sie fördert, verstrickt,
und immobilisieren dann […] die Verhältnisse.«206 DerWohlfahrtsstaat strebe des-
halb Verbesserungen an, etwa durch die Verteilung vonmehr Geld.Dann kannman
zwar mehr oder weniger ›durchregieren‹, verspiele aber die Chance, bei Problemen
frühzeitig gewarnt zu werden und diese zu bearbeiten. Gewissermaßen kehrt sich
also der Vorteil symbolisch generalisierter Kommunikationsmedien hier in einen
Nachteil: Problemsensibilität und Lernprozesse des politischen Systems werden
blockiert.
Darüber hinaus gebe es aber Bereiche, die mit diesen beiden Mitteln schlicht-
weg nicht reguliert werden können. Dazu zählte Luhmann den Eingriff des Staates
in die Personenstruktur durch Erziehung und psychologische Korrekturmaßnah-
men. »Personenänderung ist ohnehin das gefährlichste Ziel, das eine Politik sich
setzen kann«, hielt Luhmann, vom Schrecken des Nationalsozialismus geprägt,
durchaus besorgt fest.207 Aber selbst wenn der Wohlfahrtsstaat »für das Aufdrän-
gen von ›Hilfe‹ eine ausreichende Legitimation« hätte (was nicht der Fall sei), kön-
nen die Organisationstechnologien Geld und Recht das überhaupt nicht gewähr-
leisten: »Ein Staat […] wird diese Mittel überdehnen, wenn er sich auf dieses Tä-
tigkeitsfeld begibt«.208
Auf beidenWegen steigt also der Bedarf an Recht undGeld immerweiter an, bis
– schließlich – die Grenzen des Möglichen erreicht sind: »Was Geld angeht, wird
derWohlfahrtsstaat zu teuer. Er fördert Tendenzen zur Inflation, die ihn dannwie-
der ruinieren«, stellte Luhmann mit Blick auf die Wirtschaftskrise fest.209 Auf der
anderen Seite führe die schiere Menge der rechtlichen Vorschriften zu einer Über-
lastung der Verwaltungen, die darauf dann schlicht mit Nichtanwendung reagie-
ren würden.210 Ein dritter Effekt ist die zunehmende Bürokratisierung, die daraus
entstehe, dass das politische System seine Entscheidung nicht in andere Systeme
übersetzen könne. Es schiebe dann die Aufgabe in eine Organisation ab, die die-
sen Missstand verwalten müsse.211 Die dreifache Überlastung der Output-Seite hat
Folgen: Das politische System sei vor allem mit den Folgeschäden unzulänglicher
Steuerungsansätze beschäftigt, während es die Sensibilität und Flexibilität verlie-
re,mit der es neueThemen aufnehmen könnte. Es droht der Kurzschluss von Input
und Output.212
206 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 96.
207 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 97.
208 Luhmann: Politische Theorie im Wohlfahrtsstaat, S. 97; siehe auch Luhmann: »Die Organisati-
onsmittel des Wohlfahrtsstaates und ihre Grenzen«, S. 117f.
209 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 98.
210 Siehe Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 99.
211 Siehe Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 103-111.
212 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 37f.
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Für die Dynamik dieses teuflischen Schaltkreisesmachte Luhmann die alteuro-
päischen Denkstile verantwortlich, die dem politischen System den Code progres-
siv vs. konservativ auferlegt haben.213 Dieser Code mache politische Programme
auf der Basis vonWerten.Weil man Grundwerte aber nicht ablehnen oder begren-
zen kann, treibe die wertebasierte Sprache die Expansion des Wohlfahrtsstaates
immer weiter an. Auch das ist evolutionstheoretisch gedacht: Weil ja auch die Se-
mantik ein Produkt der funktionalen Differenzierung ist, komme in dem alteuro-
päischen Code auch das Verlangen nach immer mehr Wachstum zum Ausdruck.
Die Logik des Codes lässt eine »Gegenrationalität« schlechterdings nicht zu.214
Dazu kommt, dass der Code es sehr einfach macht, auftretende Sachverhalte
politisch zu verwerten. Der alteuropäische, wertebasierte Code hat hier laut Luh-
mann zwei große Vorzüge: Einerseits mache man sich unangreifbar, weil man sich
auf die Souveränität der Menschlichkeit beruft (statt auf niedere Interessen),215 an-
dererseits könne man sehr schnell Entscheidungen treffen. Hat man sich einmal
einem Werteschema zugeordnet, lassen sich daraus ganze Programme ableiten,
ohne im Einzelnen den Sachverhalt prüfen zu müssen: »Man kann die eigene Poli-
tik […] zuordnen, indem man gegen die andere ist. Man kann so bei geringer Um-
weltsensibilität und bei geringer Informationsaufnahme immer noch etwas sagen
und immer wieder zu Entscheidungen kommen und entweder die progressive oder
die konservative Option durchsetzen.«216
Es ist offensichtlich, dass für den ironischen Luhmann diese vermeintlichen
Vorteile die ganze Malaise des Codes kennzeichneten: Das Gefühl der Souveräni-
tät moralisiere politische Probleme und verhindere, dass man Verständnis für die
Gegenseite oder die Umwelt aufbringt und gegebenenfalls das eigene Programm
umarbeitet.217 Stattdessen treffe man einfach immer mehr Entscheidungen ohne
nachzudenken. Der Code ist damit für die Output-Überlastung und für die man-
gelnde Umweltsensibilität des politischen Systems verantwortlich. In Luhmanns
ironischer Wende der Progressiv-Konservativ-Unterscheidung sind letztlich beide
Seiten konservativ, weil sie nicht in der Lage sind, ihr ›Schattenboxen‹ zu been-
den und die neuen Probleme einer solch komplexen Gesellschaft zu thematisieren.
213 Hier und zum Folgenden siehe Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 37-39, 70-74,
90f., 146f.; scharf zur Werteproblematik Luhmann: »Probleme eines Parteiprogramms«.
214 Siehe Luhmann: »Anspruchsinflation im Krankheitssystem«, S. 29f.
215 Siehe Luhmann: »Probleme eines Parteiprogramms«, S. 174. Auch Luhmann stellte hier diese
Verbindung von Humanismus und Souveränität wortwörtlich her: »Grundwerte […] verwei-
sen auf keine Gruppen, auf keine Interessen, sondern betreffen denMenschen alsMenschen.
Der Bezug auf Grundwerte entspricht so einer wahrhaft souveränen Politik«.
216 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 70.
217 Siehe Luhmann: »Der politische Code«, S. 280-282; Luhmann: »Probleme eines Parteipro-
gramms«, S. 174.
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Darum komme es zum »Leerlauf« und zum Kurzschluss der Selbstreferenz im po-
litischen System.218
Die Antwort darauf lag aber auch für Luhmann nicht darin, die rechtsstaatlich
verfassten Grundwerte abzuschaffen. Grundwerte und Rechtsstaatlichkeit haben
nach wie vor ihren Sinn im Schutz von Autonomie. Sie können aber weder von ih-
ren intellektuellen noch von ihren operativen Kapazitäten her eine Antwort auf die
Folgeprobleme dieser Autonomie geben. Gerade hier liegen aber die Gründe für das,
was die Reflexionstheorien unzureichend mit ›Unregierbarkeit‹ oder ›Staatsversa-
gen‹ beschreiben:219 Die funktional differenzierte Gesellschaft hat sich laut Luh-
manns Diagnose in eine Situationmanövriert, in der die »amelioristische Vernunft
selbst mit ihren Leitideen zum Problem wird«.220 Keine ihrer Codes könne das ei-
gene Wachstum beschränken, und das rufe immense Folgeprobleme hervor, die
die Differenzierung der Teilsysteme gefährde. Luhmann bezeichnete das auch als
die »Wachstumskatastrophe« der funktional differenzierten Gesellschaft.221 Was
schlug er in dieser Situation der Politik vor?
Restriktive Politik: Eine Erneuerung des politischen Codes
Im April 1978 fand sich Niklas Luhmann auf einer Veranstaltung im Konrad-
Adenauer-Haus wieder, bei der die CDU die Krise der Gesellschaft diskutierte. In
seinem Beitrag insistierte Luhmann, dass das Problem nicht einfach ein Effizienz-
mangel der Bürokratie sei, wie es der Titel der Veranstaltung insinuierte, sondern
dass man – im Gegenteil! – durch die Erfolge des modernen Wachstumsdrangs
218 Luhmann:Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 37-39, 70-73; zum Ideenkonservatismus Luh-
mann: »Der politische Code«, S. 276-278. Man könnte Luhmanns beißendem Spott für diese
Ideen zahlreiche Zitate hinzufügen. So bemerkte er etwa, dass sich der Sinn von progressiv
und konservativ inzwischen pervertiert habe: Umder Erhaltungwillenmüsste sich eigentlich
Vieles ändern, und für eine progressive Veränderungmüsste man alle Strukturen undMittel
konservieren, mit denen man etwas verändern will. Gerne verpackte er dies auch in Wort-
spiele: »Vertreter des Monopolkapitalismus erscheinen als konservativ, Vertreter des Kapi-
talmonopolismus halten sich für progressiv. Unmittelbar einsichtig ist das nicht« (S. 267).
219 Es ist unklar, wie Stefan Lange zu der Überzeugung kam, Luhmann wolle eigentlich zurück
zum Rechtsstaat des 19. Jahrhunderts (Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 194). Für
den Rechtsstaat und seinen formellenMachtkreislauf erklärte Luhmann explizit, dass es kein
Zurück geben könne: »Die Frage desMachtmißbrauchs wird damit nicht obsolet, der Rechts-
und Verfassungsstaat, der darauf angesetzt ist, nicht überflüssig; aber die Nachteile einer
riskanten Strukturentwicklung sind mit diesen Kategorien nicht mehr vollständig erfaßt […]
und dem ist mit Gewaltenteilung oder mit rechtsstaatlichen Kontrollen nicht abzuhelfen.«
(Luhmann: Politische Theorie im Wohlfahrtsstaat, S. 37; zur entsprechenden Formulierung für
die Grundwerte S. 146f.).
220 Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 29.
221 Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 29.
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überrollt werde.222 Die moderne Gesellschaft begegne sich selbst.223 Für dieses
Reflexivwerden der Moderne sei die Praxis aber so schlecht aufgestellt, weil die
Selbstbeobachtung der Politik durch die politische Theorie keinerlei Instrumente
zur Verfügung stelle. In dieser Situation nütze es allerdings auch nichts, einfach
nur Grenzen des Wachstums einzufordern. Wachstum sei zwar tatsächlich das
Problem, aber man müsse ja den Antrieb des Systems selbst ersetzen, wenn man
Wachstum als Triebfeder nicht mehr wolle.224
Gelegentlich überlegte Luhmann daher, ob das Abschneiden der Energiezufuhr
für das System eine Lösung sein könnte: »›Mehr Geld‹ ist der kategorische Optativ
dieser Gesellschaft […] und ›weniger Geld‹ ist zugleich das einzige Regulativ«.225
Dann kam er aber zu dem Schluss, dass dadurch auch hochproblematische Folge-
kosten entstehen. Denke man etwa an das Gesundheitssystem, könnte eine mone-
täre Steuerung die Initiative zur Prävention verringern, rechtzeitige Behandlungen
verhindern oder eine erhöhte Ansteckungsgefahr akzeptabel machen. Das würde
der Logik der Ausdifferenzierung zuwiderlaufen: »Je geldabhängiger die Kranken-
versorgung wird […], desto wirksamer kann über monetäre Steuerung ins Krank-
heitssystem eingegriffen werden – desto wirksamer und desto weniger rational,
denn ökonomisch kann nur die Ökonomie kalkuliert werden.«226
Luhmann schloss daher auch aus, dass eine »Radikalkur« für die Selbstüber-
forderung des politischen Systems erfolgreich sein könne, so wie sie etwa in Groß-
britannien durchThatcher versucht werde.227 Das verkenne nämlich, so sein Argu-
ment, dass die Situation nicht einfach durch das politische Personal oder das Herr-
schaftsinteresse von Gewerkschaften entstanden sei, sondern gesellschaftsstrukturel-
le Gründe habe. Dazu gehörte für Luhmann auch, dass die Politik die Perspektive
der Betroffenen nicht einfach so abweisen kann, jedenfalls dann nicht, »wenn man
Demokratie bewahren […] will«.228
Luhmanns Vorschlag für das politische System wies daher in eine andere Rich-
tung, und er machte sich dafür die Funktionslogik der Demokratie zunutze. Seine
These war, dass die eigentliche Leistung der Demokratie darin bestand, Selbstbe-
obachtung durch die Produktion von alternativen Weltsichten zu ermöglichen.229
222 Siehe Luhmann: »Die Organisationsmittel des Wohlfahrtsstaates und ihre Grenzen«.
223 Siehe Luhmann: »Staat und Politik«, S. 96.
224 Siehe Luhmann: »Die Organisationsmittel des Wohlfahrtsstaates und ihre Grenzen«, S. 119;
Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 85f., 147f.
225 Luhmann: »Anspruchsinflation im Krankheitssystem«, S. 39.
226 Luhmann: »Anspruchsinflation im Krankheitssystem«, S. 46f.
227 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 152.
228 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 153; auch Luhmann: »Anspruchsinflation im
Krankheitssystem«, S. 29. Vgl. zur Ablehnung des Verweises auf Sachzwänge auch Lange:Ni-
klas Luhmanns Theorie der Politik, S. 193, zu Thatcher auch S. 155f.
229 Siehe Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 127.
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In einemdemokratischen politischen System entwickele sich daher die Unterschei-
dung von Regierung und Opposition, die Luhmann später den ›Supercode‹ des
politischen Systems nannte.230 Der Fehler des alteuropäischen (Sekundär-)Codes
›progressiv/konservativ‹ bestand darin, dass die vermeintliche Alternative keine
Alternative war: Egal, wen man wählte, man bekam immer das, was Luhmann ein
expansives Politikverständnis nannte. Deshalb sollte man dem ein restriktives Politik-
verständnis entgegensetzen.231
Dieser neue Codierungsvorschlag ist – aus Luhmanns Sicht – eine höhere Ord-
nung: Indem man von den Querelen zwischen Konservativen und Progressiven
abstrahiere, würde man sehen, dass sie im Grunde das gleiche vertreten und sich
nur nach Maßgaben des 19. Jahrhunderts unterscheiden.232 Das expansive Politik-
verständnis könnte auch weiter an diese »alteuropäische[n] Traditionen anknüp-
fen, die der Politik eine führende Rolle in der Gesellschaft zuweisen. Der Politik
käme es damit zu, für die ›menschenwürdige‹ Einrichtung des gesellschaftlichen
Lebens zu sorgen […]. Politik wäre […] eine Art hierarchische Spitze der Gesell-
schaft, wäre letzte Instanz«.233 Auf der einen Seite der neuen Differenz stünden
dann nach wie vor Souveränitätsidee, Humanismus und eine Ignoranz gegenüber
den Folgen einer politischen Gesamtverantwortlichkeit. Auf der anderen Seite aber
entstünde nun ein neues Politikverständnis, das – natürlich – auf der Systemtheo-
rie beruht: Es »sähe in der Politik dagegen nur eine bestimmte Funktion unter
vielen anderen. Sie hätte ihren Beitrag zum gesellschaftlichen Leben zu leisten,
230 Die Code-Sprache ist bereits seit den späten 1970er Jahren in Luhmanns Auseinandersetzun-
gen mit dem Wohlfahrtsstaat zu finden, allerdings ist sie zu diesem Zeitpunkt noch nicht
systematisch in die Systemtheorie eingebaut. Ich gehe daher hier auch nicht weiter auf die
erst später entwickelte Systematik ein. Sie zeichnet sich dadurch aus, dass das politische
System dem Code Macht/Nicht-Macht folgt, dann aber einen dies überlagernden Code hat,
nämlich Regierung/Opposition. Dieser Code kann dann wieder durch zahlreiche Sekundär-
bzw. Tertiär-Codes geformt werden. Auch wenn Luhmann in anderen Systemen Sekundär-
Codes kennt, herrscht nur impolitischen Systemein derartiges Code-Wirrwarr – und auchnur
hier hat er selbst einen Vorschlag für eine Umcodierung eingebracht. Dies alles spricht pa-
radoxerweise dafür, dass Luhmann dem politischen System doch – gerade in seinem Kampf
gegen alte Deutungsmuster – eine herausgehobene Rolle in der Gesellschaft zugestand. Zu
Luhmanns später Demokratietheorie siehe Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 167-174;
Luhmann: »Theorie der politischen Opposition«; vgl. zum Supercode auch Lange:Niklas Luh-
manns Theorie der Politik, S. 175-187; Hellmann: »Spezifik und Autonomie des politischen Sys-
tems«, der die Plausibilität des Codes Regierung/Opposition infragestellt.
231 Hier und im Folgenden Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 123-125, 153-155.
232 Für eine Aufzählung des »Arsenal[s] der Modernitätsdistinktionen« siehe auch Luhmann:
»Der Wohlfahrtsstaat zwischen Evolution und Rationalität«, S. 111.
233 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 155.
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und dies möglichst effektiv; sie müßte aber auch die Grenzen ihrer Möglichkeiten
sehen und das Akzeptieren dieser Grenzen mitverantworten.«234
Das offensichtliche Merkmal eines restriktiven Politikverständnisses ist die be-
grenzte, zurückhaltende Stellung der Politik. Statt »Appell[e] an den gutenWillen«
anzunehmen, wird sie nur aktiv, wenn sie die Aufgabe »einigermaßen sicher« lö-
sen kann.235 Dafür orientiere sie sich an den eigenen Mitteln und an den Kausa-
litäten der Umweltbeziehungen. Gleichzeitig führe sie ein »verändertes Mensch-
Verständnis« mit sich, in dem der Mensch dezentriert werde;236 die Politik müsse
dann akzeptieren, dass sie nicht für den Lebenssinn des Individuums verantwort-
lich ist, wodurch Themen wie die Liebe aber gerade eine besondere Relevanz er-
halten. Es ist offensichtlich, dass hier Luhmanns Präferenz für den Freiraum des
Menschen durchscheint, die zugleich gut zu dem gegenkulturellen Anspruch auf
Differenz passte.237 Politik jedenfalls musste ihre Grenzen kennen, die durch die
hohe, unabsehbare Interdependenz in der Gesellschaft sehr eng gesteckt waren.
Tatsächlich ist aber das Restriktive gar nicht der Hauptpunkt des restriktiven
Politikverständnisses. Er liegt vielmehr in den Veränderungen, die sich einstel-
len, wenn Politik die Interdependenzen in ihr Kalkül einbeziehen muss: Sie könnte
dann nämlich nicht mehr den Wegen folgen, die durch eine Wertedogmatik vor-
gegeben sind, sondern müsste in jedem Einzelfall ihre Mittel und Grenzen neu
prüfen. Diese Kapazität zur ständigen Selbstreflexion war für Luhmann der ein-
zige Weg, mit dem Politik und Verwaltung die Wachstumsanstöße kontrollieren
könnten.238
Hier setzt dann auch die Aufgabe der politischen Theorie im Wohlfahrtsstaat
ein. Die Reflexionstheorien könnten nicht wie bisher ein Leitungsinstrument sein,
das »den Kurs vorschreibt«, sondern müssen eine »Anleitung zur Reflexion auf den
Sinn, auf dieMöglichkeiten, auf die Grenzen von Politik unter heutigen und künfti-
gen Bedingungen« bieten.239 Mit der Systemtheorie könnte diese Selbstreflexivität
in die Theorie der Politik und darüber in die Politik eingeführt werden. Ein hinrei-
chend abstraktes, technologisches Vokabular, das auf Selbstreferenz und System-
begriff beruhe, »könnte zu anderen Sprachformen in der politischen Kommunika-
234 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 155; vgl. auch Lange:Niklas Luhmanns Theorie
der Politik, S. 193.
235 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 156.
236 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 122.
237 In Luhmann/Hagen: »Es gibt keine Biografie«, S. 22, hat er diese Präferenz auch selbst be-
stätigt. Nassehi: »The Person as an Effect of Communication« und Reckwitz: »Die Grenzen
des Sozialen und die Grenzen der Moderne« haben sie als romantische Neigung interpre-
tiert. Dass Luhmanns Theorietechnik gut in den Stil der Counterculture passte, hat Felsch:
Der lange Sommer der Theorie herausgearbeitet (insb. S. 232-235).
238 So wörtlich bei Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 111.
239 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 156f.
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tion führen, vielleicht nach und nach zu einem anderen intellektuellen Zuschnitt
der politischen Diskussion.«240
Was Luhmann hier vorschlug, war kein technokratisches Modell – dagegen
hat er sich stets gewehrt, wenn er seinen Vorschlag ausführte.241 Technokra-
tische Modelle würden behaupten, dass man auf jede Herausforderung stets
eine richtige Antwort finden kann (one best way) – gerade mit diesem Punkt-
zu-Punkt-Verständnis von System und Umwelt sind sie in Luhmanns Sicht völlig
unterkomplex. Diese Anklage weitete er gegen alle Formen der rationalistischen
Planungstheorie aus. Sie würden zwar die schöne Möglichkeit zupackender Politik
suggerieren, gehen damit aber an der sachlichen Komplexität der Probleme vorbei.
Die Probleme lassen sich eben nicht in einfache Kausalketten und isolierte Varia-
blen dekomponieren, wie etwa Herbert Simon glaube. Diese Fiktion unterschlage
die Interdependenz und Polykontexturalität der Probleme.242
Die dringend nötige Reflexionsfähigkeit konnte daher für Luhmann kein Va-
riablenwissen sein, und sie suche auch nicht eine, sondern möglichst viele Antwort-
optionen. Gerade dafür könnte eine systemtheoretischeTheorie der Politik die not-
wendigen Verfahren zur Selbstreflexion liefern.Mit ihr ziehe der »kognitive Stil ei-
ner Gesellschaftsdiagnose« ein, der »Bereitschaft zum Lernen signalisiert«.243 Für
»gute Politik« und für »Theoriepolitik« gilt laut Luhmann dann dasselbe: Sie müs-
sen »Fähigkeit zur Aufnahme von Anregungen und Fähigkeit zur Selbstkritik« be-
reithalten und dadurch »Verständnis für Alternativen aufbringen, ja systematisch
erzeugen können.«244
Wie die Systemtheorie lehnte also auch das restriktive Politikverständnis den
Dogmatismus von Werten (fixes Programm) und Rationalität (endgültige, ratio-
nale Lösungen) ab. In ironischer Anverwandlung des alteuropäischen Vokabulars
plädierte Luhmann stattdessen für Opportunismus.245 Ein restriktives Politikver-
ständnis bedeutet situative Politik246 zu betreiben, in der jedes Problem ständig neu
240 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 153; siehe auch Luhmann: »DerWohlfahrts-
staat zwischen Evolution und Rationalität«, S. 104; Luhmann: »Theoretische und praktische
Probleme der anwendungsbezogenen Sozialwissenschaften«, S. 333.
241 Siehe etwa Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 82, 130, 156; Luhmann: »Theore-
tische und praktische Probleme der anwendungsbezogenen Sozialwissenschaften«, S. 333.
242 Das ist Luhmanns Variante der wicked problems-These. Siehe zu den Kritikpunkten vor allem
Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 57-59, und Luhmann: »Probleme eines Par-
teiprogramms«, S. 168-176, 181; zur Kritik an Simon desWeiteren Luhmann: Ökologische Kom-
munikation, S. 162-164.
243 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 157.
244 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 157 (alle Zitate).
245 Siehe z.B. Luhmann: »Positives Recht und Ideologie«, S. 249; Luhmann: »Theoretische Orien-
tierung der Politik«, S. 290; Luhmann: »Komplexität«, S. 215.
246 Den Begriff übernehme ich von Hartmut Rosa: Beschleunigung. Er verwendete ihn, um eine
These über den strukturellenWandel der Politik seit dem letzten ›Beschleunigungsschub‹ in
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bewertet wird, weil sich die Bedingungen permanent ändern und nie letztinstanz-
liche oder konstante Lösungen zulassen. Luhmanns Rat war daher auch, auf kleine
Veränderungen zu setzen, mit denen man sich Zeit kaufe, bis man die Folgen der
eigenen Entscheidungen beobachten und neu bewerten könne.247 Kognitive Flexi-
bilität wird in zeitlicher und sachlicher Hinsicht zum Leitkonzept des restriktiven
Politikverständnisses.
In diesem Schlussplädoyer seiner Streitschrift zum Wohlfahrtsstaat scheinen
auch die Paradoxa von Luhmanns eigener Theorie sehr deutlich hervor. Luhmann
nahm hier für die Systemtheorie in Anspruch, was er anderenTheorien verweiger-
te: gleichzeitig wissenschaftliche Theorie im Wissenschaftssystem und politische
Theorie im politischen System sein zu können. Was er unternahm, war nichts an-
deres als der Versuch, die Sicht des Wissenschaftssubsystems Soziologie einem
anderen System als Handlungsmaxime (oder Operationsweise) aufzugeben. In der
Theorie treten dann sofort Anomalien auf: Verstößt das nicht gerade gegen die
Polykontexturalität der Gesellschaft, in der jedes System mit guten Gründen eine
andere, eigene Logik hat? Und verstößt es nicht auch gegen die Nachträglichkeit
der Semantik, dass Luhmann über die Umstellung der Sprache die Operationswei-
se der Politik zu beeinflussen hoffte?248
Auch wenn Luhmann den Anspruch der Wissenschaftlichkeit nicht aufgeben
wollte, hat er den politischen Charakter seiner Theorie zumindest explizit zuge-
standen: »Man kann eine funktional differenzierte Gesellschaft nicht auf Politik
zentrieren, ohne sie zu zerstören. Aber es ist klar, daß diese Überlegung im poli-
tischen Raum nur als Option aufgenommen werden kann und daß sie als politische
Theorie auch politisch vertreten werden muß.«249
Indem Luhmann den evolutionär gewachsenen Code aktiv ersetzen will, wech-
selte er die Ebenen: Die dreistellige Konzeption des politischen Systems, die syste-
den 1970er Jahren zu skizzieren. Ich möchte dem hinzufügen, dass der strukturelle Wandel
durch die technologischen Narrative forciert wurde, in denen explizit ein Konzept situativer
Politik als Antwort auf die Krisenerscheinungen entworfen wurde.
247 Siehe Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 124f. Luhmann sprach daher – gegen
wertebezogene und rationalitätsbezogene Programme – auch von einer problembezogenen
Programmsprache (Luhmann: »Probleme eines Parteiprogramms«).
248 Vgl. zu der Kritik am fremdreferentiellen Interventionismus und am Verstoß gegen die Evo-
lutionstheorie auch Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 194f.
249 Luhmann: Politische Theorie im Wohlfahrtsstaat, S. 23 (Hervorhebung hinzugefügt). Einiges
deutet darauf hin, dass Luhmann die Paradoxie seiner Ausführungen nicht entgangen war:
»Der hier vorgelegte Text stellt an sich selbst und an den Leser den Anspruch eines Beitrags
zurwissenschaftlichen Entwicklung einer Theorie der Politik. In dieserHinsicht also keine Kon-
zession, die alles verwässern würde! Die Untersuchung geht in der dadurch bedingten Form
aber gerade der Frage nach, ob eine Theorie des politischen Systems im politischen System
möglich sei. Unser Text suggeriert durch seinen Inhalt eine positive, durch seine Form eine
negative Antwort auf diese Frage.« (S. 142).
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mische Machttheorie und der alteuropäische Code sind nicht (nur) Beschreibung
der regulären Operationsweise des politischen Systems, sondern Elemente in ei-
nem Deutungskampf, in den die Systemtheorie mit ihrem Beschreibungsapparat
eingestiegen ist. In diesemDeutungskampf hat Luhmann den technologischen Be-
griffsapparat dannmit einer beeindruckenden Konsequenz eingesetzt, um die Kri-
se des Wohlfahrtsstaates als »Kurzschluss« der Zirkulation zu interpretieren und
auf die systemische Interdependenz in modernen Gesellschaften zurückzuführen.
Allerdings haben die Krisendebatten auch Spuren in der wissenschaftlichen
Systemtheorie hinterlassen. Während hier die Abgrenzung zu teleologischen Poli-
tikkonzepten dazu führte, einen radikalen Steuerungsskeptizismus als eine politi-
sche Option zu präsentieren (die freilich bereits mit dem Anspruch der akkuraten
Gesellschaftstheorie daherkam), schrieb Luhmann wenige Jahre später die Steue-
rungsunfähigkeit sozialtheoretisch in derTheorie autopoietischer Systeme fest. Im
gleichen Zug verwies er,wie ich gezeigt habe, explizit auf die Gefahr umweltoffener
Systemtheorien, in alte, politiknahe Denkmuster zurückzufallen. In Soziale Systeme
wurde dann auch die Echtzeit-Reproduktion des Systems besonders hervorgeho-
ben, die mit dem Konzept situativer Politik korrespondiert.
Besonders stark zeichnet sich der Einfluss der politischen Auseinandersetzun-
gen aber in der binären Codierung von Kommunikation ab. Diese hatte Luhmann
schon seit 1974 anhand seiner kritischen Auseinandersetzung mit der Unterschei-
dung progressiv/konservativ entwickelt und dann sukzessive sozialtheoretisch ge-
neralisiert.Was Sozialtheorie wurde, stammte aber aus dempolitischenDeutungs-
kampf: Luhmann warb mit den kybernetischen Theoriefiguren für eine Neuord-
nung, eine Umcodierung der Politik. Sie sollte statt mehr Ausgaben lieber mehr
Rücksicht für die Umwelt aufbringen.
3. Ökologische Rationalität
Das kybernetische Vokabular prägt auch die Klima- und Umweltforschung nach-
haltig. Am Anfang des 21. Jahrhunderts ist es allgemeinverständlich, wenn hier von
Ökosystemen gesprochen wird. »Ökosysteme sind«, wie es in der typisch kyberne-
tischen Formulierung heißt, »hochkomplexe Netze«.250 Die Diversität dieser Netze
ist dann – wie in der Kybernetik – zugleich eine Stabilitätsbedingung, und daraus
folgt die inzwischen bekannte Erkenntnis der Ökosystem-Forschung, dass Biodi-
versität ein zentraler Faktor für die Leistungsfähigkeit von Ökosystemen ist, etwa
bei der Regulation von Schwankungen und Störungen (wie Krankheiten).251 Der
Verlust von Biodiversität könne daher zum Kollaps führen.
250 So etwa im populärwissenschaftlichen Artikel von Schaller: »Ökologische Netzwerke«.
251 Vgl. weiterhin Schaller: »Ökologische Netzwerke«.
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Bereits die Klimamodelle des Club of Rome, die Anfang der 1970er Jahre auf die
Grenzen des Wachstums aufmerksam machten, standen unter dem Einfluss der
Kybernetik: Das ganze Projekt wurde unter der Leitung des Computer-Pioniers
und Systemforschers Jay W. Forrester am MIT durchgeführt.252 Die computerge-
stützten Simulationen bedienten (und bedienen) sich daher in theoretisch-metho-
discher und in praktischer Hinsicht Techniken, die auf den Regelkreis-Konzepten
der frühen Kybernetik aufbauten, und sie forcierten darüber hinaus die Wahrneh-
mung der Welt als ›eine‹ Welt, als ein insgesamt vernetztes System.
Diese globale Interdependenz hat sich ikonografisch auf dem Cover der Buch-
ausgabe der Grenzen des Wachstums niedergeschlagen.253 Die Darstellungen der
Welt aus dem Weltraum, insbesondere die Fotos der Appollo-13-Mission, wurden
im Laufe der 1970er Jahre zu Ikonen, über die oft kybernetische Überlegungen
vermittelt wurden, wenn man hinter die Cover der Bücher oder Zeitschriften
schaute – so war es auch bei dem oben erwähnten, legendärenWhole Earth Catalog
von Stewart Brand. Auf diese Weise korrespondierte die Ökologie des Geistes, wie
Batesons berühmtes Buch hieß, mit der materiellen Kybernetik der Ökosysteme.
Auch Niklas Luhmanns Systemtheorie gehört in diesen Strang kybernetischen
Denkens, der die ökologische Dimension der Theorie besonders in den Vorder-
grund hob. Er begrüßte daher explizit, dass sich in den frühen 1980er Jahren ein
Wandel der politischenThemen abzeichnete, an dem er freilich –wie eben zu sehen
war – selbst mitgewirkt hat. Umso mehr nutzte er die stärker werdende Ausein-
andersetzung mit den Umweltrisiken und Nebenwirkungen der rationalistischen
Moderne, um seine Zeitdiagnose auszuweiten und den Umgang der Umweltbewe-
gungen mit ihrem Thema zu kritisieren.
Diese Auseinandersetzung soll im Folgenden rekonstruiert werden. Die erneu-
te, erweiterte Intervention von Luhmann dient dabei als Aufhänger, um eine Zu-
sammenfassung seiner Position zu entwickeln und in das Feld der Krisendiagnosen
einzuordnen. Luhmanns Plädoyer, so meine These, zielte darauf ab, soziale Syste-
me auf kognitive Innovationsfähigkeit auszurichten, indem permanent Selbstre-
flexion und Differenzproduktion angeregt werden.
252 Forrester entwickelte einen Vorläufer des RAM, mit dem Computer bis heute arbeiten, und
erste computergenerierte Animationen; zugleich entwickelte er am MIT die Kybernetik als
system dynamics weiter. Der Club of Rome selbst wiederum folgte schon in seinen ersten Pa-
pieren der kybernetisch inspirierten Diagnose, dass die Rationalität derModerne veraltet sei
und man daher einen völlig neuen Begriffsapparat bräuchte. Zur Geschichte dieser Organi-
sation vgl. Kupper: »›Weltuntergangsvisionen aus dem Computer‹«.
253 Vgl. dazu Kuchenbuch: »›Eine Welt‹ im Bild«.
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Luhmanns Krisennarrativ im Vergleich
Bereits in seiner Kritik des Wohlfahrtsstaates hatte Luhmann auf die Kosten der
modernen Lebensführung für die Natur aufmerksam gemacht. Was er dort für
das politische System formuliert hatte, reformulierte er nun mit Blick auf die Hi-
obsbotschaften über absterbendeWälder, erschöpfte Ölressourcen, Erderwärmung
und Meeresverschmutzung. So wie die Probleme des Wohlfahrtsstaates waren sie
laut Luhmann ein Sonderfall einer größeren, historisch einmaligen Situation, in
der die moderne Gesellschaft reflexiv von den Effekten ihrer eigenen Operations-
weise getroffen wurde. Ihr Wachstumsimperativ forderte nun unüberhörbar sei-
nen Tribut: »Auf sehr verschiedene Weise fühlt die heutige Gesellschaft sich durch
Effekte rückbetroffen, die sie in ihrer Umwelt selbst ausgelöst hat«, und »heute
erreicht es eine Intensität, die sich als nicht länger ignorierbares, störendes ›Rau-
schen‹ der menschlichen Kommunikation aufzwingt.«254
Allerdings war Luhmann sehr skeptisch, was die Reaktion der Gesellschaft auf
dieses Rauschen anging. Die Besonderheit seiner These bestand darin, dass die
Umweltprobleme gesellschaftlich nur existieren, insofern darüber im System der
Gesellschaft kommuniziert wird. Albrecht Koschorke hat Luhmann daraufhin vor-
geworfen, er liefere – ganz der Verwaltungsbeamte – »Unzuständigkeitserklärun-
gen« ab und verleihe der »ökologischen Betriebsblindheit […] einemethodologische
Weihe«.255 Nichts könnte aber weiter weg vom Sinn der Luhmann’schen Interven-
tion liegen. Denn seine These machte genau diese ökologische Betriebsblindheit
zum Thema, weil er besorgt war, dass die funktional differenzierte Gesellschaft
das Rauschen der Umwelt nicht angemessen interpretieren könnte.256
Aus gegenwärtiger Sicht erweist sich diese Sorge als enorm hellsichtig, muss
man am Beginn des 21. Jahrhunderts doch eher eine erstaunliche Trägheit im Um-
gang mit dem Klimawandel beobachten, den es für manche zudem schlichtweg
nicht gibt. Dass es in der Gesellschaft nur gibt, worüber die Gesellschaft kom-
muniziert, ist dagegen eine soziologische Binsenweisheit, die Luhmann auf das
Umweltproblem anwandte, um zu demonstrieren, dass die Gesellschaft sich selbst
zerstören kann.257
Diese Selbstzerstörung aufgrund ökologischer Inkompetenz sah Luhmann von
zwei Seiten kommen. Als Gesamtsystem bringe die Gesellschaft nicht genügend
Resonanz mit ihrer Umwelt zustande; im Inneren habe die Gesellschaft dagegen
254 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 11f.
255 Koschorke: »Die Grenzen des Systems und die Rhetorik der Systemtheorie«, S. 55f.; für eine
akkuratere Rekonstruktion dagegen Schimank: »Ökologische Gefährdungen, Anspruchsin-
flationen und Exklusionsverkettungen«, S. 137f.
256 Siehe Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 98-100, 218-223.
257 Sehr prägnant dazu Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 62f.
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einen zu hohen Grad an Resonanz.258 Hier bot die Netzwerkmetaphorik eine sehr
passende Illustrations- und Denkfigur an: Die extrem dichte Vernetzung in der
Gesellschaft führe dazu, dass jede kleinste Änderung eine immer größer werdende
Welle an Anpassungen und Reaktionen durch das Netzwerk schicke, deren Folgen
niemand auch nur im Geringsten abschätzen könne.259
Dieses Narrativ gehört unverkennbar zur Gruppe der technologischen Krisen-
narrative, und zwar nicht nur, weil Luhmann sich dafür der gleichen semanti-
schen Motive bediente (Systeme, Netzwerke, Interdependenz, z.B.). Auch der Plot
entspricht dem bei Michel Crozier oder bei Rittel und Webber: Die gegenwärti-
ge Krise wurde als ein Effekt der Erfolge der modernen Rationalität interpretiert,
die ein immenses Wachstum – an Optionen und an Effizienz – mit sich gebracht
hatte; jetzt aber scheitert die moderne Rationalität mit ihren Ursache-Wirkung-
und Zweck-Mittel-Kategorien an den Folgen ihrer eigenen Erfolge. Sie offenbart
so, dass sie die ganze Zeit bereits einem unterkomplexen Realitätsmodell gefolgt
ist.
Die Verabschiedung teleologischer und mechanistischer Argumentationen
prägte Luhmanns Werk von Anfang an, wie oben zu sehen war. Wie alle anderen
Varianten dieses Narrativs attackierte er die kausalistische Mechanik und die
Ontologie und stellte gegen diese veraltete Rationalität der Moderne einen neu-
en Begriffsapparat vor, der in seinen frühen Schriften als Systemtheorie mit
äquivalenzfunktionaler Methode skizziert wurde. Schon früh – in Grundrechte als
Institution (1965) – stellte er auch die entsprechende gesellschaftstheoretischeThese
auf, dass die Ausdifferenzierung und Rationalisierung jedes einzelnen Funkti-
onssystems zur Gefahr für die anderen Systeme werden kann. Der Alleinvertre-
teranspruch der Systeme birgt demnach stets die Gefahr der Entdifferenzierung:
»Die gesellschaftliche Differenzierung tendiert dazu, ihre eigenen Grundlagen zu
korrumpieren«.260
Der erste Kandidat für die imperialen Ansprüche eines Funktionssystems war
bei Luhmann die Politik, die sich als Kopf und Zentrum der Gesellschaft verste-
he. Das Regierungskonzept der Nachkriegszeit mit den Stichworten Souveräni-
tät und Modernisierung stand bei Luhmann daher durchgehend unter Beschuss.
Während bei Crozier und Foucault von hier aus eher die Unterwerfung der Indi-
viduen im Zentrum stand, blieb Luhmann – abgesehen von gelegentlichen Ver-
weisen auf die Gefahren von Persönlichkeitsmanipulation – auf der Ebene von
Organisations- und Funktionssystemen. Dabei verbindet alle eine gesellschafts-
theoretische Grundposition: Sie lehnen die Konzepte der Repräsentation, der uni-
258 Siehe, auch zum Folgenden, Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 220f.
259 Siehe explizit Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 98, 210.
260 Luhmann: Grundrechte als Institution, S. 72.
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versellen Intellektuellenmit ihrem Repräsentationsanspruch261 und die hierarchische
Steuerungstheorie rundheraus ab.
Die Kritik an diesen ›veralteten‹ Konzepten spitzt sich im Angriff auf institutio-
nalistische und neomarxistische Positionen zu, denen Luhmann – ganz wie Fou-
cault – ein Theoriedefizit und eine katastrophale Ideenlosigkeit vorwarf. Es han-
delt sich hier um ein typisches Merkmal des technologischen Krisennarrativs, das
rhetorisch eine Doppelfunktion bediente: Zunächst ließ sich behaupten, dass die
veraltete Rationalität mitverantwortlich für die aktuelle Krisensituation war, in der
sie auch noch analytisch hilflos agierte. Umso mehr konnte man dann den eigenen
Ansatz als fundamental neue und dringend notwendige Denkweise präsentieren.
Es ist genau dieses Narrativ, das Niklas Luhmann in seinen Beiträgen zur Kri-
sendiskussion um den Wohlfahrtsstaat nutzte – allen voran in Politische Theorie im
Wohlfahrtsstaat. Er griff hier die Wachstumskritik aus Grundrechte als Institution auf
und argumentierte, dass die auf Wachstum angelegte Politik des Wohlfahrtsstaa-
tes selbst ein Produkt der Evolution ist, gleichzeitig aber die Folgeprobleme dieses
Wachstums nicht kompensieren kann – einerseits aus faktischen Gründen,weil sie
die Folgen des Steuerungseingriffes nicht absehen kann, andererseits aus norma-
tiven Gründen, weil sie die Autonomie der Teilsysteme aufs Spiel setzt. Umsomehr
leide sie selbst am alteuropäischen Code, der das politische System zu immer wei-
teren Interventionen ansporne und einen overload herbeiführe, während andere,
ökologische Probleme nicht registriert werden. Teleologische Politikverständnisse
fallen damit ebenso wie rationale Modernisierungsprogramme aus: Es sind diese
Kontrollmechanismen der Moderne, die sie jetzt gefährden – das typische Argu-
ment des technologischen Krisennarrativs.
Man kann Luhmanns Ansatz daher nicht ohne Weiteres als konservatives Pro-
gramm sehen, wie bis in die aktuelle Forschungsliteratur immer wieder kolpor-
tiert wird.262 Diese Einordnung übersieht, dass Luhmann beide Seiten des Codes
konservativ/progressiv einer fundamentalen Kritik unterzog. Der Ruf des Konser-
vativen hatte ihn aus dem gleichen Grund wie Foucault ereilt: weil sie die linken
Utopien von einer wertenihilistischen Position aus attackierten. Beide argumen-
tierten dabei ähnlich, dass Utopien stets ein gesellschaftliches Steuerungszentrum
annehmen müssen und dadurch nicht nur die Komplexität der Gesellschaft igno-
rieren, sondern auch alternative Positionen unterdrücken.263 Zu diesen Utopien
zählte Luhmann auch die Utopie der Vernunft (oder wie Foucault sagen würde:
der Wahrheit), die er in einer ironischen Wende gegen Habermas sogar als barba-
risch bezeichnen möchte, wenn sie sich heute nicht schon mit appellativen Reden
261 Vgl. auch Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 160.
262 Vgl. etwaMalowitz/Selk: »Angst in Bielefeld«. Dort ist das definierende Kriterium die Vertei-
digung vonHierarchien,was nunmit Luhmanns Systemtheorie gerade nicht zusammengeht.
263 Siehe z.B. Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 16f.
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begnügen würde.264 Ein solch einseitiges Vernunftverständnis liefe auf Entdiffe-
renzierung hinaus und bedrohe die Eigenlogik der Systeme.
Auf der anderen Seite konnte Luhmann auch dem konservativen Humanismus
nichts abgewinnen, der nicht weniger als der linke Humanismus auf einen geteil-
ten Wertehorizont setze oder diesen, wo er nicht bereitsteht, durchsetzen müs-
se.265 Luhmanns ganze Theorieanlage lehnte diese wertebasierte Konzeption von
Politik und Gesellschaft ab. Dagegen versuchte er, Werte durch kognitive Erwar-
tungshaltungen zu ersetzen und so Lernen ins Zentrum zu rücken. Gerade diese
Lernfähigkeit müsse jeder wertebasierten Argumentation abgehen, weil sie sich
auf universelle Gültigkeit berufe. Besonders deutlich wird dies in Luhmanns Ab-
lehnung von Moralisierungen, weil der moralische Code gut/schlecht »nicht nur
fordert, daß [sic!] Gute zu lieben, sondern auch: das Schlechte zu hassen und zu
bekämpfen.«266 Diese Kritik prägte nun auch Luhmanns Appell an die Umweltbe-
wegung in Ökologische Kommunikation.
Dabei stellte sich seine Haltung zu den Neuen Sozialen Bewegungen als
hochgradig ambivalent dar.267 Denn Luhmann hatte schon vorher betont, dass
Widerstände einen Lerneffekt hervorrufen.268 Daher entdeckte er mehr und mehr
den Sinn von Protest darin, frühzeitig vor den Folgeproblemen funktionaler
Differenzierung zu warnen. Sie bieten eine praktische Selbstbeobachtung der
Gesellschaft, die einfängt, was den Funktionssystemen aufgrund ihrer Spezia-
lisierung entgeht.269 Andererseits missfiel ihm aber die Form des Protests, die
auf einen »neuen Stil von Moral« hinauslaufe.270 Dafür bedienen sich die Neuen
Sozialen Bewegungen der Angst, die den unschätzbaren Vorteil mit sich brin-
ge, »rechtlich nicht reguliert und wissenschaftlich nicht widerlegt« werden zu
können,271 weil sie bloße Kommunikation subjektiver Empfindung sei: »Angst-
kommunikation ist immer authentische Kommunikation, da man sich selbst
bescheinigen kann, Angst zu haben, ohne daß andere dies widerlegen können«.272
Wie die mehrfache Betonung der Unwiderlegbarkeit, der Unbestreitbarkeit
und Unanfechtbarkeit zeigt, wird in Luhmanns Augen durch Angst jedwedes
264 Siehe Luhmann: »Jenseits von Barbarei«, S. 219.
265 Vgl. dazu auch Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 175-185 und insb. S. 215.
266 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 261; zur erneuten Werte-Kritik S. 210-213.
267 Für eine sehr treffende Rekonstruktion der Luhmann’schen Ambivalenz vgl. Schimank: »Öko-
logische Gefährdungen, Anspruchsinflationen und Exklusionsverkettungen«, S. 139f.; dane-
ben auch Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 235-238, 177-180.
268 Siehe Luhmann: »Die Organisationsmittel des Wohlfahrtsstaates und ihre Grenzen«, S. 117.
269 Siehe Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 227-236; Luhmann: Soziologie des Risikos,
S. 150-153.
270 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 238.
271 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 238.
272 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 240.
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Lernen unterbunden. Stattdessen verlegen sich die Neuen Sozialen Bewegungen,
und insbesondere die Umweltbewegung, darauf, nach Schuldigen zu suchen.
Das habe zwei Folgen: Erstens forcieren sie das Misstrauen in der Gesellschaft,
weil sie für jede nicht-intendierte Folge und jede nicht-realisierte Forderung
einen Verursacher ausfindig machen wollen.273 Zweitens haben sie dann nur
das Verbotsrecht zur Verfügung, entweder müssen sie vorab verbieten – »keine
Atomenergie, keine Betonpisten, keine Bäume fällen, keine Häuser abreißen«274 –
oder sie müssen danach mit einem »adaptierte[n] Polizeirecht« gegen Verursacher
vorgehen.275 Diese Betrachtungsweise ökologischer Probleme folgte für Luhmann
einer veralteten Kausalitätslogik, die nicht nur kreativere Lösungen blockiere,
sondern auch (staatliche) Zwangsgewalt evoziere.
In Luhmanns Haltung zu den Neuen Sozialen Bewegungen könnte man einen
großenUnterschied zuMichel Foucault erblicken – aber der Schein trügt. Zwar war
Foucault ganz fraglos optimistischer, dass die Neuen Sozialen Bewegungen einen
Unterschied in der Beschaffenheit der politischen Praktiken machen könnten; die
Zweifel Luhmanns sind aber die gleichen Zweifel, die Foucault bestimmten, vor
allem marxistischen Organisationen entgegengebracht hatte, die mit juridischen
Schuldzuweisungen arbeiteten und als moralische Richter auftraten. »Keiner der
gewählten Anschnitte kann Letztgültigkeit oder richterliche Funktion über alle an-
deren beanspruchen«, kritisierte Luhmann ähnlich wie Foucault.276 Beide sahen in
der richtenden Moral mit ihren Verboten sachlich eine unterkomplexe Betrachtung
der Welt, die sozial zu Zwang mutiert, wenn man die alten, hierarchischen Me-
thoden auf die ausdifferenzierten, autonomiebedürftigen Gesellschaftsteilnehmer
anwandte. Diese antihierarchische, antilegalistische Position gehört zum Kernbe-
stand des technologischen Krisennarrativs.
An dieser Argumentation kann man auch sehen, warum Luhmann nicht als
Vertreter der Westminster-Demokratie verstanden werden kann, so wie es Stefan
Lange vorgeschlagen hat.277 Es ist natürlich richtig, dass Luhmanns Argumentati-
on deutlich näher bei institutionalistischen Fragen und Figuren steht, als dies etwa
für Foucault zutrifft. So argumentierte Luhmann nicht gegen Parteien per se, son-
dern nur gegen die wertebasierte Parteienlandschaft, die er vorfand, und er wusste
273 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 232-234.
274 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 177.
275 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 26.
276 Luhmann:DieGesellschaft derGesellschaft, S. 1132.Nochmals zur Kritik derRichter-Funktionbei
Foucault: Überwachen und Strafen, S. 392f. Zu Luhmanns Kritikverständnis vgl. auch Gebhard
et al.: »Kritik der Gesellschaft?«.
277 Vgl. Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 186f., 288, 292. Unklar ist, ob für Lange die
Verteidigung des Rechtsstaats des 19. Jahrhunderts und der Westminster-Demokratie zu-
sammengehören. Dem unbenommen stimmtm.E. Langes Zweifel, ob Luhmanns politisches
Systemmit der genannten Codierung überhaupt Konkordanzdemokratie umfassen kann.
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auch von Anfang an Grundrechte als autonomiesichernde Institution zu schätzen
– eine Position, zu der sich Foucault erst vorarbeiten musste. Schließlich scheint
Luhmanns binäre Codierung Regierung/Opposition tatsächlich eine gewisse ana-
lytische wie normative Präferenz für Zweiparteiensysteme zu haben, in denen die
alternative Weltsicht stets klar vor Augen steht, wie Lange argumentiert.
Zur Westminster-Demokratie gehörte allerdings mehr als die Zweiparteien-
ordnung von Politik und Regierung. Sie wurde nämlich –und das ist in den Krisen-
debatten der 1970er Jahre überaus präsent gewesen – von einem humanistischen
Wertekonsens mit konservativer Stoßrichtung getragen, die auf die hierarchische
Autorität von Status und Amt setzte. Sie hatte daher eine Präferenz für das Ständi-
sche im doppelten Sinn: als zu wahrender Rang und als zu bewahrende Vergangen-
heit. Genau das läuft aber sowohl gesellschaftstheoretisch als auch ideenpolitisch
gegen Luhmanns Argumentation. Eine Rückkehr zum 19. Jahrhundert schloss er
schon deswegen aus, weil die dortigen Konzepte der Komplexität der funktional
differenzierten Gesellschaft nicht gewachsen waren.
Mit diesem Argument lehnte er explizit ab, dass der Rechtsstaat eine Lösung
auf die Krisenphänomene bereithalten könnte.Das ständig wiederholte Argument,
das sich auch gegen revolutionäre Marxismen richtete, war, dass der Rechtsstaat
notwendig, aber nicht hinreichend sei. Schon 1965 hatte Luhmann argumentiert,
dass das »legeshierarchische[]«278 Modell nicht ausreiche, um die Funktion der
Grundrechte zu verstehen, weil es immer noch im Gegensatz von Staat und Gesell-
schaft denke, statt der Diversität der Gesellschaft gerecht zu werden. Der Rechts-
staat sei »ein retroaktives Modell«: »Abweichungen sollten, wo sie erkannt wurden,
ausgemerzt werden«.279 Schon dieWortwahl des Ausmerzens demonstriert die Di-
stanz von Luhmann, dessen Theorie auf die Produktion und das Management von
Alternativen abstellte.
Der rhetorische Schachzug bestand freilich darin, diesen Differenznormati-
vismus nicht einfach normativ zu präsentieren, sondern den Rechtsstaat in his-
torischer Dimension zu ›verabschieden‹, indem er als wichtige Errungenschaft er-
scheint, die aber strukturell für die gegenwärtigen Problemlage nicht mehr hinrei-
chend sei. Denn die Leistungsfähigkeit der funktional differenzierten Gesellschaft
entstehe laut Luhmann gerade dadurch, dass sie Abweichungen durch die Eigen-
logik der Funktionssysteme verstärke. Den daraus folgenden »Defizienzen in der
Umweltwahrnehmung« ist »mit Gewaltenteilung oder mit rechtsstaatlichen Kon-
trollen nicht abzuhelfen«.280 Darum sei es »wenig sinnvoll, auf Wiederherstellung
der offiziell vorgesehenen Macht und auf Eindämmung der Gegenmacht, also auf
278 Siehe z.B. Luhmann: Grundrechte als Institution, S. 27.
279 Luhmann: »Staat und Politik«, S. 100.
280 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 37.
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wiederherstellende Reformen zu plädieren.«281 Noch deutlicher kann eine Absage
nicht ausfallen.
Luhmanns politische Theorie als Wiederkehr des britischen Modells zu inter-
pretieren, hatte bei Lange freilich die Funktion, Luhmanns restriktives Politikmo-
dell aus der Schussbahn der Neoliberalismus-Kritik zu nehmen. Es ist kein Zu-
fall, dass Luhmann hier das gleiche Schicksal ereilte wie Foucault und Crozier, die
ebenfalls mal als Konservative, mal als Neoliberale angegangen werden.282 Dabei
scheint es besonders einfach, Luhmann als Neoliberalen zu präsentieren, da zu
seiner Aversion gegen politische Gesellschaftssteuerung noch hinzutrat, dass er di-
rektdemokratische Partizipation skeptisch sah und zugleich für Selbstregulierung
plädierte. Wie bei Foucault und Crozier gilt aber, dass eine solche Darstellung nur
darauf beruht, dass man die ideenpolitische Dynamik der 1970er Jahre nicht auf-
gearbeitet hat. Hat man diese aber im Blick, muss man gegen die Interpretation,
Luhmann sei ein Neoliberaler, schwerwiegende historische und systematische Ar-
gumente vorbringen.
Zunächst übersieht die Neoliberalisierung Luhmanns den historischen Kon-
text. In der Debatte stellten alle vier Krisennarrative den Staat als überdehnt dar.
Die Forderung nach einem restriktiveren Politikmodell war daher kein ausschließ-
lich neoliberales Merkmal, und sie richtete sich in vielen Fällen gegen das histo-
risch-spezifische Modell des Nachkriegsstaats, nicht gegen jeden Staat. Foucault
hatte nicht ohne Grund einen allgemeinen Trend der Staatsphobie ausgemacht,
gegen den er sich mit einiger Mühe abgrenzte.
Darüber hinaus lassen sich in systematischerHinsicht an zumindest drei Punk-
ten entscheidende Differenzen herausarbeiten. Erstens setzt das neoliberale Mo-
dell auf einen methodologischen Individualismus, der dem technologischen Argu-
ment bei Luhmann fremd war. Seine Theorie trug die klassischen Prämissen öko-
nomischer Theorie nicht mit, wie an seiner Kritik der Machttheorie zu sehen war.
Der grundlegendste Einwand ist dabei, dass Präferenzen nicht als fixe, hierarchi-
sche Werteordnungen erfasst werden können. Man müsse sich hingegen auf die
Instabilität, die Intransitivität und Zirkularität von Präferenzen einstellen, wie er
im Anschluss an die Kybernetik argumentierte.283 Gleichzeitig sind auch sachliche
281 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 48; ähnlich auch S. 147.
282 Vgl. etwa Bröckling: »Zukunftsmanagement zwischen Planung, Selbstorganisation und Prä-
vention«; älter: Nabamowitz: »Autopoiesis oder ökonomischer Staatsinterventionismus?«.
283 Siehe etwa Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 10; Luhmann: Die Gesellschaft der Ge-
sellschaft, S. 1090f.; oder: »Man wird sich dabei auf einen ständigen Wechsel des relativen
Vorrangs der Präferenzen einstellen, also Werte auf Situationen, auf historische Lagen rela-
tivieren müssen.« (Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit eines Gemeinwesens«, S. 61).
Verbunden mit einer scharfen Kritik an der Rational-Choice-Theorie auch Luhmann: »Me-
tamorphosen des Staates«, S. 129: Die »Reproduktion der Systeme [erfordert] ein ständiges
Lavieren im Netz [!] der Präferenzen«.
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Probleme nicht objektiv gegeben, sondern positionsabhängige Problembeschrei-
bungen. Aus diesen beiden Gründen scheitere auch die modifizierte Theorie der
begrenzten Rationalität und der Dekomponierbarkeit von Problemen.284 Der gan-
ze Optimierungsansatz war für Luhmann ein Beispiel für die Vernunftsutopie der
Aufklärung, gegen die sich seine soziologische Abklärung der Aufklärung wendete.
Gesellschaftstheoretisch beruhte Luhmanns Kritik des Neoliberalismus daher
zweitens auf dem gleichen Argument wie die Kritik an Institutionalismus und
Neomarxismus. Auch in den »neuesten Varianten des Neoliberalismus, der ›Neuen
Politischen Ökonomie‹ und des Neokorporativismus« dominiere die alte Vorstel-
lung, dass sich Staat und Gesellschaft gegenüberstehen.285 Dabei herrsche das
Vorurteil, die Marktgesellschaft funktioniere dezentral, während das politische
System zentralistisch sei. Diese Beschreibung der Welt beruht laut Luhmann
freilich (a) auf einer veralteten Gesellschaftstheorie, (b) auf einer veralteten
Theorie des politischen Systems, das keineswegs zentralistisch sei, und ist (c)
nur ein ideologisches Instrument, um die Wirtschaft von staatlichen Eingriffen
freizuhalten.
Damit brachte Luhmann das gleiche Argument wie Foucault, der den
(Neo-)Liberalismus ebenfalls ablehnte, weil er eine veraltete und moralisch
aufgeladene Gegenüberstellung von Staat und Gesellschaft vertrete. Dass die Ab-
lehnung bei Luhmann dabei noch radikaler ausfiel, dürfte auch daran liegen, dass
Gary Beckers Neoliberalismus den gleichen universalistischen Anspruch vertrat,
alle sozialen Phänomene erklären zu können. Dieser ökonomische Imperialismus
war damit ein Konkurrent von Luhmann, dem er zwangsläufig mangelnde Kom-
plexität nachweisen musste. Komplexitätsmangel war schließlich das ultimative
Argument des technologischen Krisennarrativs, und auch die eindimensionale
Rationalität der ökonomischen Theorie kann der gesellschaftlichen Diversität
schlichtweg nicht gerecht werden.
Da daher die sozialtheoretischen und die gesellschaftstheoretischen Prämissen
dem Neoliberalismus widersprechen, überrascht es nun auch wenig, dass drittens
Luhmanns Vorstellung von Selbstregulation dem neoliberalen Regulationsmodell wi-
derspricht. Wie auch oben anhand des neoliberalen Narrativs zu sehen war, führte
die Rationalitätsthese zu der Erwartung, dass durch die Selbstregulation automa-
tisch das neutral bestmögliche Ziel herauskomme. Die liberalökonomischeTheorie
284 Dazu nochmal Luhmann:Organisation und Entscheidung, S. 30-38. Auch gegen die These eines
rationalenWählers argumentierte Luhmannmit der Komplexität von Situationen (Luhmann:
Grundrechte als Institution, S. 157-159).
285 Luhmann: »Die Differenzierung von Politik und Wirtschaft und ihre gesellschaftlichen
Grundlagen«, S. 44f. Hier sprach er der Theorie sogar ab, dieWirtschaft angemessen darstel-
len zu können. Für die Kritik an der liberalen Gegenüberstellung von Staat und Gesellschaft
siehe z.B. Luhmann: »Politische Verfassungen im Kontext des Gesellschaftssystems (2. Teil)«,
S. 165f.; Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit eines Gemeinwesens«, S. 51.
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hielt für Konflikte in der Gesellschaft dann zwei probate Mittel parat: Wenn sie ge-
gen die wettbewerbliche Grundordnung verstießen, mussten sie durch die hierar-
chische Intervention des Staates gestoppt werden, während alle weiteren Probleme
automatisch durch Wachstum kompensiert werden können.
Luhmann vertrat offensichtlich die entgegengesetzte Position.286 Immer wie-
der kritisierte er den optimistischen Glauben an Rationalisierung und zeigte, dass
›mehr Informationen‹ keineswegs stets effizienter seien, sondern zunächst auf
mehr Bürokratie undmehr Zeitaufwand hinausliefen: »Mehr Information bedeutet
mehr interne Unordnung, mehr Probleme bei der Reproduktion«.287 In Ökologische
Kommunikation betonte Luhmann daher, dass Evolution eben kein Selbstläufer
sei. Die Selbstregulation der Gesellschaft kann schiefgehen, die Gesellschaft
kann sich selbst zerstören, und dabei ist das Wachstum durch Rationalisierung
keine Lösung, sondern das größte Problem der funktional ausdifferenzierten
Gesellschaft.288
Auf diese »Rationalitätsschäden«289 der Moderne hat der Neoliberalismus laut
Luhmann aber schlicht keine Antwort, weil er sich von dem linearen Denken erster
Ordnung, das die frühe Moderne kennzeichnete, nicht freigemacht hat. Der Neoli-
beralismus stelle darauf ab, Abweichungen von einem vermeintlichen Idealzustand
zu verhindern. Negatives Feedback ist der einzige Kontrollmechanismus. Dagegen
kann man die moderne Gesellschaft aber laut Luhmann nur richtig analysieren,
wenn man die komplexe Vielfalt gesellschaftlicher Rationalitäten – die Eigenlogi-
ken der Systeme – in Rechnung stellt. Foucault und Luhmann kennzeichnet hier
die gleiche Differenz zum neoliberalen Denken, wobei der eine auf die Subjekt-,
der andere auf die Systemebene abstellte: Ihr normativer Ansatz ist, dass das ›Spiel‹
möglicher Rationalitäten analytisch und praktisch in den Blick kommen muss.
286 Dazu der Hayek-Luhmann-Vergleich bei Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 212f.,
170.
287 Luhmann: »Staat und Politik«, S. 99.
288 Seine Auseinandersetzung mit neoklassischen (Wirtschafts-) und liberalökonomischen
(Politik-)Theorien ist inÖkologische Kommunikation derart umfangreich, dass sie hier nicht im
Detail rekonstruiert werden kann (siehe insb. S. 110-119 – dort auch die Kritik derWachstums-
prämisse). Dabei verwies er die ökonomische Theorie der Selbstregulation in die Schranken
ihres Funktionssystems: Es handele sich um eine Selbstbeschreibung der Wirtschaft, die da-
zu neige, alle Kosten auf die Umwelt abzuschieben. Ausgeklügelte Gleichgewichtsmodelle
(die Luhmann, wie oben gezeigt, ohnehin für unzureichend hält) dienen hier demnach nur
dazu, ihre eigenen Paradoxien zu enttautologisieren, indem sie eine Interpretation ihrer Sys-
temgeschichte zum Zwecke der Fortschreibung bieten (S. 111). Insgesamt handelt es sich wie
bei sozialistischenKonzepten umMuster des 19. Jahrhunderts, die nicht überzeugen: »Weder
die liberale Theorie, die Lösungen als nichtkontroverse Funktion privater Entscheidungen se-
hen möchte, noch die kollektivistische Theorie, die weiß, daß sie immer schon wissen wird,
was das Volk will, bieten überzeugende Antworten.« (S. 143).
289 Luhmann: »Die Organisationsmittel des Wohlfahrtsstaates und ihre Grenzen«, S. 112.
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Kognitive Innovationsfähigkeit: Luhmanns ideenpolitisches Projekt
Diesen Ratschlag erteilte Luhmann nun auch der Umweltbewegung. Ihr fehle eine
angemesseneTheorie, mit der der Protest sehen könnte, dass er »nur ein partielles
Phänomen sein und das Ganze im Ganzen weder sein noch repräsentieren« kön-
ne,290 ohne seine Funktion als Frühwarnsystem der Gesellschaft zu verneinen. Die
Grundvoraussetzung dafür ist, Distanz zur Moral zu wahren. Stattdessen sollte
die Umweltbewegung von einer substanziellen Rationalität auf eine differenzielle
Rationalität umstellen. Das ist – natürlich! – die Stunde der Systemtheorie:
»Die systemtheoretische Unterscheidung von System und Umwelt zielt, konse-
quent gehandhabt, genau auf die ökologische Problematik. Sie läßt es zu, mit Hilfe
des ›re-entry‹-Konzepts einen Rationalitätsbegriff zu formulieren. Ein System er-
reicht danach Rationalität in demMaße, als es die Differenz von System und Um-
welt in das System wiedereinführt und sich daraufhin nicht an (eigener) Identität,
sondern an Differenz orientiert. Gemessen an diesem Kriterium wäre ökologische Ra-
tionalität erreicht, wenn die Gesellschaft die Rückwirkungen ihrer Auswirkungen
auf die Umwelt auf sich selbst in Rechnung stellen könnte. Für jedes Funktionssys-
tem in der Gesellschaft wäre dieses Prinzip mit entsprechender Systemreferenz zu refor-
mulieren, wobei zu beachten wäre, daß es keine Aggregation solcher Systemratio-
nalitäten zu einer gesamtgesellschaftlichen Systemrationalität geben kann, weil
jedes Funktionssystemnur die Eigenrationalität kalkuliert unddieGesellschaft im
übrigen als Umwelt behandelt.«291
Das Konzept der ökologischen Rationalität weitet den Vorschlag aus, den Luhmann
vorher an die Politik gerichtet hatte. Es sollte nun in autopoietisch verfeinerter
Ausführung zum Prinzip für alle Funktionssysteme und für die Protestbewegun-
gen werden. Dabei stellt ökologische Rationalität einen sehr hohen Anspruch: Sie
begnügt sich nämlich nicht mit Systemrationalität. Zwar folgt jedes System seiner
eigenen Operationsweise, es müsste aber parallel eine Selbstreflexion laufen las-
sen, die sich nicht am System, sondern an seiner Differenzbeziehung zur Umwelt
orientiert. Die Differenz von System und Umwelt soll wieder in das System einge-
führt werden und das Operieren des Systems anleiten.292
Um dieses Differenzdenken in den Systemen zu realisieren, schlug Luhmann ei-
ne altbekannte Methode vor, nämlich die Suche nach funktional äquivalenten Op-
tionen, wie eine Beziehung zur Umwelt aussehen könnte. Der Äquivalenzfunktio-
290 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 251. Siehe dazu S. 234: »Den neuen sozialen Bewe-
gungen fehlt Theorie. Ihnen fehlt infolgedessen auchdieMöglichkeit, dieUnterscheidungen,
in die sie ihre Beobachtungen einzeichnen, zu kontrollieren.«
291 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 246f. (Hervorhebung hinzugefügt).
292 Für den Weg von der Bestandsorientierung zur Differenzorientierung vgl. auch Kneer: »Be-
standserhaltung und Reflexion«.
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nalismus sei eine Methode der Differenzerzeugung, die die »normative und eva-
luative Selbstsicherheit […] erschüttert«.293 Luhmanns Ratschlag läuft also auf ei-
ne permanente Selbstkritik der Systeme mithilfe von interner Differenzerzeugung
hinaus. Sie müssen »Fähigkeit zur Aufnahme von Anregungen und Fähigkeit zur
Selbstkritik« bereithalten und dadurch »Verständnis für Alternativen aufbringen,
ja systematisch erzeugen können.«294
Damit löste Luhmann das Vorhaben seiner Antrittsvorlesung ein, ein Ratio-
nalitätskonzept zu entwickeln, das die eindimensionale Vernunftsrationalität der
Aufklärung ersetzt. Das ökologische Rationalitätsmodell geht von der Vielfalt mög-
licher ›Vernunftsweisen‹ aus, die man faktisch in der Selbstreferenz der Systeme
findet. Sie richtet dann »alle Rationalitätsbemühungen« auf die Differenz der Ra-
tionalitäten aus295 und fordert eine permanente Reflexion auf diese Differenzen
ein: »Es geht nie um Einheit, immer um Differenz, und um die Auflösung aller
Einheit in Differenz«, postulierte Luhmann.296
Es dürfte kein Zufall sein, dass Foucaults reflexive Wendung der Aufklärung
zeitgleich einen sehr ähnlichen Weg wählte. Auch er interpretierte die Aufklärung
als eine Aufgabe zur permanenten Selbstkritik. In beiden Ansätzen schlägt das ky-
bernetische Differenzdenken gesellschafts- und ideenpolitisch voll durch: Inspi-
riert von Schaltkreisen kamen hier wie dort die überbordende Vielfalt von potenzi-
ellen Verknüpfungsvarianten und die stets nur begrenzt und nur in Echtzeit aktua-
lisiertenVerknüpfungen in den Blick. Alles könnte auch anders verbunden sein: tools
können in verschiedenen Kontexten eingesetzt werden oder unterschiedliche tools
in einem Kontext – sie sind dann funktional äquivalent. Diese Polyvalenz steht in
krassem Kontrast zu den Erwartungen rationaler und normativer Richtigkeit.
Im Unterschied zu Foucault arbeitete Luhmann aber die Idee permanenter
Selbstkritik nicht für Körper- und Subjektpraktiken aus. Bei ihm stehen vielmehr
kognitive Kapazitäten im Vordergrund: »Kognitives Erwarten sucht sich selbst,
normatives Erwarten sucht sein Objekt zu ändern. Lernen oder Nichtlernen – das
ist der Unterschied«.297 Diese Umstellung auf Lernfähigkeit läuft dabei, um dies
noch einmal in Abgrenzung zu neoliberalen Modellen zu betonen, nicht darauf
hinaus, die eine bestmögliche Version zu generieren, sondern möglichst viele Optio-
nen zu schaffen und Gelegenheiten zum Experimentieren auszunutzen. Diese Form der
Kreativität werde laut Luhmann in hochkomplexen Systemen immer wichtiger.298
293 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 255.
294 Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 157.
295 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 254.
296 Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 258.
297 Luhmann: »Die Weltgesellschaft«, S. 55.
298 Siehe Luhmann: »Über ›Kreativität‹«. Hier ist also wiederum eine Parallele zu Foucault. Da-
bei betonte Luhmann, dass dieses Kreativitätskonzept ein anderes als das des Bürgertums
im 18./19. Jahrhundert sei, weil es nichts mit Genialität zu tun habe. Stattdessen handele es
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Der Imperativ der Differenzproduktion macht aber auch ökologische Rationa-
lität selbst zu einer Art Ethik. Luhmann dürfte das nicht entgangen sein; jedenfalls
endetÖkologische Kommunikation nicht mit der Vorstellung des neuen Rationalitäts-
konzeptes, sondern führt final zu einer Diskussion über Umweltethik.299 Obwohl
Ethik eigentlich die Reflexionstheorie der Moral sei, scheitere sie bisher an ihrer
Aufgabe, die Paradoxien der Moralphilosophien zum Problem zu machen. Solan-
ge es eine solche Ethik aber nicht gebe, müsse ökologische Kommunikation ihren
Platz einnehmen und vor der Moral warnen, schloss Luhmann seine Ausführun-
gen.
Ökologische Rationalität, das ist sein Vorschlag, bietet nun eigentlich eine Um-
weltethik an: Sie führt das Verhältnis des Systems zur Umwelt wieder in das System
ein und verhält sich dabei ethisch dazu, indem sie fixe (moralische) Wertungen in
einer permanenten Reflexion auf das flexible Verhältnis von System und Umwelt
auflöst. Auch in dieser verhaltenen, keineswegs dogmatischen, aber doch erkenn-
barenWende zur Ethik in derMitte der 1980er Jahre liegt eine Parallele zu Foucault.
Während es sich hier auf der Ebene des Systems Gesellschaft tatsächlich um
eine fast moralphilosophische Überlegung aus der Perspektive zweiter Ordnung
handelt, hat Luhmann im Laufe seiner Schriften auf der Ebene der Organisati-
onssysteme immer wieder konkrete Vorschläge gemacht, wie man Lernfähigkeit
institutionalisieren könnte. Schon in seinen frühesten Schriften, wo es noch um
Systemrationalität, nicht um reflexive Differenzrationalität oder ökologische Ra-
tionalität ging, hieß es: »Alle Planung von Entscheidungsprämissen sollte daher
ihre Auswirkungen auf die Lern- und Innovationsfähigkeit des Systems im Auge
haben.«300 Dass es sich dabei um einen Kulturwandel in Organisationen handelt,
sich »umdie Fähigkeit zumAusnutzen vonGelegenheiten; oder in anderer Formulierung: um
die Verwendung von Zufällen« (S. 17). Zum ›Experimentieren‹ siehe auch Luhmann: Politische
Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 125.
299 Siehe, auch zum Folgenden, Luhmann: Ökologische Kommunikation, S. 262-266. Die Ver-
bindung von Vorschlag und Zurückhaltung wird in der Finalstruktur des Textes und in
Konjunktiv-Wendungen schön deutlich: »Man könnte auch zu bedenken geben, ob nicht ge-
rade in der Anerkennung der Paradoxie derWeg liegt, auf den die Ethik sich zu begeben hät-
te, wenn sie der neuen Problemlage gerecht werden will.« (S. 264). Luhmann gestand auch
in einem Interview zu, dass man seine Ablehnung von Borniertheiten und seine Suche nach
Alternativen auch »als Ethos bezeichnen« kann, »wenn auch der Begriff etwas altmodisch
ist« (Luhmann et al.: »OFF«, S. 115). Lange:Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 160-163, kriti-
siert Luhmann für diese versteckte Moral harsch, übersieht dabei aber, dass Luhmann diese
Ambivalenz durchaus gezielt ins Spiel bringt.
300 Luhmann: »Politische Planung«, S. 78; ähnliche Statements finden sich auch in den weiteren
Beiträgen des Bandes Politische Planung. In den 1970er Jahren schlug er vor, funktionale Posi-
tionsgruppen statt hierarchischer Statusgruppen zu stärken, um Flexibilität in sozialer und
sachlicher Hinsicht sicherzustellen (siehe oben), und die systemische task analysis einzufüh-
ren (siehe Luhmann: Politische Theorie imWohlfahrtsstaat, S. 99).
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wurde dann in seinem 1978 vorgelegten Vortrag Organisation und Entscheidung be-
sonders deutlich.
Dort stellte er die häufig kritisierte Starrheit von Bürokratien als eine Folge ih-
rer gesteigerten Sensibilität für die Annahme oder Ablehnung ihrer Entscheidun-
gen dar. Bürokratien neigen daher dazu, Entscheidungen auszufertigen, die eine
große Annahmewahrscheinlichkeit haben, verlieren dadurch aber Innovationsfä-
higkeit.301 Als Innovation verstand Luhmann dabei einen Entscheidungsprozess,
der zu unerwarteten Entscheidungen führt und dadurch in der Lage ist, Erwar-
tungshaltungen zu ändern – also kognitives Lernen zu induzieren. Weder Anreiz-
strukturen noch ›rationales‹ Entscheiden leisten dazu einen Beitrag, wie Luhmann
hier – mitten in der Krisendebatte – ganz dezidiert gegen das neoliberale Instru-
mentarium erklärte: Vieles spricht dafür, »daß Analyse und Bestehen auf Rationa-
litätsansprüchen zur Vorgehensweise derer gehört, die Innovationen verhindern
wollen.Wer Innovationen vorantreiben will, muß kühner vorgehen und sich selbst
Kredit geben.«302
Innovationsfähigkeit ist daher in Luhmanns Darstellung auf zwei Aspekte
angewiesen: Erstens muss es gelingen, »ein Alternativenbewußtsein zu schaffen
und wachzuhalten«.303 Man dürfe Alternativen nicht voreilig an Moralisierungen,
Mehrheitserwägungen oder Rationalisierungen scheitern lassen. Es kommt eben
auf das Experimentieren mit Möglichkeiten an, dessen Folgen man ohnehin
nicht vorhersehen kann. Man müsse dafür zweitens sowohl der Sache als auch
sich selbst »Kredit geben«, das heißt Vertrauen entgegenbringen. Risiko, so
argumentierte Luhmann schon seit den 1960er Jahren, ist jeder Entscheidung
inhärent. Der Grund dafür liegt in den Prämissen der Theorie: »Komplexität […]
heißt Selektionszwang, Selektionszwang heißt Kontingenz, und Kontingenz heißt
Risiko.«304
Daher wandte er sich später in seiner Soziologie des Risikos erneut gegen einen
ökonomischen Risikobegriff.305 Während dieser suggeriere, man könne absolute
Sicherheit erreichen, Risiko und Sicherheit wären also ein Nullsummenspiel, ver-
trat Luhmann die Auffassung, dass der Gegenbegriff zu Risiko Gefahr ist. Alles
Entscheiden ist immer ›riskant‹ oder ›gefährlich‹, weil man immer mit der Un-
sicherheit leben muss, dass man nie weiß, was die konkreten Folgen sind, wenn
301 Hier und zum Folgenden siehe Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 64.
302 Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 67f.
303 Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 66.
304 Luhmann: Soziale Systeme, S. 47. Schon die frühen Schriften Luhmanns enthalten oft ein Kapi-
tel zudenRisiken einer Strukturentwicklung, z.B. Luhmann: »Wirtschaft als soziales System«,
S. 272-275.
305 Siehe die ausführliche Kritik des Rational-Choice-Modells in Luhmann: Soziologie des Risikos,
S. 21-37. Dazu bereits explizit Luhmann:Ökologische Kommunikation, S. 135f.: »Die übliche Ent-
scheidungsregel der Maximierung des erwarteten Nutzens […] versagt.«
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man so oder anders oder gar nicht entscheidet; stets schränkt man Möglichkeiten
ein, ohne das genaue Ausmaß überblicken zu können. Hat man dies einmal akzep-
tiert, ist es natürlich einfacher, »kühner vorzugehen« und innovativen Alternativen
»Kredit zu geben«.
Luhmann empfahl dann auch zwei kühne Taktiken, um Innovationen erfolg-
reich durchzusetzen: Die eine bestehe darin, Veränderungen bis zur Irreversibili-
tät vorzunehmen, dabei aber ihren innovativen Charakter zu leugnen; die ande-
re bestehe umgekehrt darin, »die Innovation nur noch als Vollzug einer bereits
beschlossenen Sache« darzustellen.306 Damit beschrieb Luhmann ironischerwei-
se sein eigenes Vorgehen, in dem seine semantischen Innovationen nur noch als
Nachvollzug des ohnehin längst vollzogenen Strukturwandels dargestellt wird.
Das Plädoyer für Innovationen zieht sich so thematisch und performativ durch
Luhmanns Werk. Dabei empfahl er, eine »Kultur provisorischer Verständigungen«
aufzubauen.307 Sie hält fest, dass jede Entscheidung nur temporär ist und jederzeit
geändert werden kann, und sie organisiert sich dahingehend, dass diese Verände-
rung durch permanente Selbstkritik ermöglicht wird: »In entscheidendenHinsich-
ten wird damit der Zeitaspekt wichtiger als die sachliche Festlegung und kogniti-
ve Offenheit wichtiger als normative oder emotionale Bindungen.«308 Statt stabile
Identitäten auszubilden, plädierte Luhmann stets für Situativität (zeitlich), Flexibi-
lität (sozial) und Innovation (sachlich) – kurz: für reflektierte Differenzproduktion.
Risikomanagement: Neue Aufgaben für den Staat?
Im ›Fall‹ Luhmann hat sich gezeigt, wie sich mit kybernetischen Figuren gegen die
tragenden Wahrnehmungs-, Denk- und Handlungsschemata der Nachkriegszeit,
gegen Souveränität und Modernisierung, argumentieren ließ, indem sie eine neue
Weltsicht anboten, die dieWelt als ein komplexes Netzwerk von Kommunikationen
und Kausalitäten beschreibt. Systeme sind hier Netzwerke von Kommunikationen,
die sich selbst von einer Umwelt operativ abgrenzen, ohne dass sie von dieser Um-
welt abgeschnitten wären. Die Kybernetik führt in diesem Fall analytisch und nor-
mativ dazu, die Theorie auf die Selbststeuerung der Funktionssysteme durch ihre
Codes und die autonomen Regulierungsprozesse in Organisationen auszurichten.
Dabei werden hierarchische und statische Organisationsweisen (oder: Operati-
onsweisen) zurückgewiesen. Vor allem die systemische Machttheorie verdeutlicht
Zirkularität und Reflexivität: Nicht nur Vorgesetzte üben Macht auf ihre ›Unterge-
306 Luhmann: Organisation und Entscheidung, S. 68.
307 Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit eines Gemeinwesens«, S. 61.
308 Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit eines Gemeinwesens«, S. 61. Zur Kultur der Ver-
ständigung auch das Schlussplädoyer von Luhmann: Soziologie des Risikos, S. 244-247.
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benen‹ aus, auch die ›Untergebenen‹ üben Macht auf die Vorgesetzten aus,309 und
wer das berücksichtigt, kann seine Organisation besser aufstellen, als wer immer
wieder mit viel Aufwand hierarchische Befehlsstrukturen durchsetzen will. Dazu
gehört auch, Möglichkeiten für Innovationen zu schaffen. Innovationen als solche
sind demnach zwar nicht planbar, sondern ein Produkt des Zufalls, das sich evolu-
tionär bewähren muss, aber die Offenheit für Zufälle lässt sich reflexiv einbauen.
Das wichtigste Mittel ist dafür, permanente Selbstreflexion durch die Beobachtung
zweiter und dritter Ordnung zu generieren, um so blinde Flecken der bisherigen
Operationsweise aufzudecken.
Dieser Ansatz ist in der Organisations- und Unternehmensberatung sehr
populär geworden: »Die Systemtheorie Niklas Luhmanns hat sich zu einer
Leittheorie des systemischen Managements und der systemischen Beratung
entwickelt.«310 Auch an Niklas Luhmann selbst kann man beobachten, wie er
sich den Organisations- und Unternehmensberatungen zuwandte, nachdem
seine politische Beratungstätigkeit in der Reformkommission oder für die CDU
wenig Wirkung zeigte. Ironischerweise importierte die Politik bald das syste-
mische Denken durch den Rückgriff auf systemische Beratungsagenturen. Dort
fielen seine Vorschläge auf fruchtbareren Boden, so die Selbstwahrnehmung
Luhmanns. Er etablierte nicht nur einen kontinuierlichen Austausch mit einer
Gruppe österreichischer Berater:innen, sondern flog etwa auch nach Mexiko,
um dort Manager:innen in systemischem Denken zu beraten.311 Ende der 1980er
Jahre witzelte Luhmann, dass inzwischen sogar die Unternehmensberatungen
theoretisch weiter seien als die politikwissenschaftliche Handlungstheorie.312
Auf theoretischer Ebene verläuft ein ähnlicher Wandel, der Luhmann von ei-
ner gesellschaftstheoretisch fundierten Skepsis hin zu einer sozialtheoretisch un-
termauerten Unmöglichkeit von politischer Steuerung führte. Damit entstand ein
Problem in der politischen Theorie Luhmanns: Zwar vertrat er immer wieder die
Position, dass das politische System in der Gesellschaft die Funktion hat, kollek-
tiv verbindlich entscheiden zu können. Das System – und mit ihm der Staat als
Ort der Ausfertigung dieser Entscheidungen – war daher unabkömmlich. Aber
wie werden kollektiv verbindliche Entscheidungen durchgesetzt, wenn dem Sys-
tem gesellschafts- oder sozialtheoretisch Eingriffe in andere Systeme untersagt
sind? Läuft das politische System so nicht leer?
309 Luhmann: »Unterwachung oder Die Kunst, Vorgesetzte zu lenken«, S. 96f.; Luhmann: »Klas-
sische Theorie der Macht«, S. 161.
310 Kühl: »Die fast unvermeidliche Trivialisierung der Systemtheorie in der Praxis«, S. 327.
311 Siehe die Berichte zur Beratungstätigkeit von Luhmann: »›That’s not my problem‹«, S. 24-27;
Königswieser: »›Gefühle spielen doch eine Rolle!‹«; Wimmer: »Begegnungen mit Beratern«;
Glanville: »Scenes«.
312 Luhmann: »Politische Steuerung«, S. 7.
V. Die Politik der Systemtheorie: Niklas Luhmann 367
Auf dieses Problem machte ihn auch die Handlungstheorie aufmerksam. Fritz
Scharpf wies Luhmann darauf hin, dass die Relevanz kollektiv verbindlichen Ent-
scheidens bei ihm völlig unklar sei. Letztlich verflache Politik doch derart, dass
sie nur noch politics sei, aber nicht mehr polity oder gar policy. Politik verliere bei
ihm jede institutionelle oder programmatische Relevanz.313 Dieser Relevanzverlust
der institutionellen Prozesse wurde infolge der Krisen und dann nach dem Ende
der Sowjetunion von zwei Seiten diagnostiziert und vielfach begrüßt: Von unten
sahen Forschende und politisch Engagierte gleichermaßen das Ende der staatli-
chen Politik durch ›Subpolitik‹ kommen, und von oben löse sich der Staat durch
Globalisierungsprozesse langsam auf.314
Luhmann reagierte auf beide Herausforderungen, die theoretische und die
ideenpolitische. In seiner Auseinandersetzung mit Fritz Scharpf verbuchte er
zunächst einmal den großen Erfolg, den kybernetische Theorien in den zurücklie-
genden Jahren gehabt hatten. Sie hatten »ein blasses, begrifflich unscharfes, aber
traditionsgesättigtes Konzept der ›Herrschaft‹« abgelöst und die Aufmerksamkeit
auf die Grenzen der Steuerung gelenkt.315 Luhmann wusste, dass die kyberneti-
schen Theorien auch auf die handlungs- und steuerungstheoretischen Gegenseite
Eindruck gemacht und diese zu Korrekturen gezwungen hatten.316
313 Scharpf: »Politische Steuerung und Politische Institutionen«, S. 10-12. Er deckte weitere Wi-
dersprüche auf, zum Beispiel dass Luhmann Adressaten von Steuerung oft für sehr steuerbar
halte, während er Politik für steuerungsunfähig halte (S. 16f.). Allerdings geht seine Kritik
teils an Luhmann vorbei, weil er zum Beispiel nicht sieht, dass dieser das politische System
nicht als ein Nullsummenspiel konzipiert. Scharpfs Plädoyer lautet, die Funktion kollekti-
ver Entscheidung in Kollektivgütern zu verorten und Politik spieltheoretisch zu konzipieren.
Scharpf, der ursprünglich aus der rationalistischen Planungstheorie kam, übernahm damit
neoliberale Konzepte, die er immer wieder in die Diskussion einbrachte. Man kann hier sehr
gut die zwei Richtungen der Erneuerung nach den Krisen der 1970er Jahren beobachten. Die-
se spiegeln sich in den zwei Richtungen desNeoinstitutionalismus, der neoliberalismusnahe
RC-Theorien (Scharpf) und Netzwerk-Theorien anbietet. Luhmann stand dabei eher aufsei-
ten der Netzwerk-Theorien und kritisierte Scharpfs Rationalitätsglauben: »Heute lösen sich
[…] die Hoffnungen auf eine rationale Kalkulation des Risikos auf«. (Luhmann: »Politische
Steuerung«, S. 7).
314 Die Bezüge sind explizit Aufhänger bei Luhmann: »Das Ende der alteuropäischen Poli-
tik«; Luhmann: »Die Unbeliebtheit der politischen Parteien«; Luhmann: »Metamorphosen
des Staates«; Luhmann: »Staat und Staatsräson im Übergang von traditionaler Herrschaft
zu moderner Politik«. Zusammen mit den größeren, teils unveröffentlichten Schriften der
Zeit entstand so ein Torso neuer Auseinandersetzung mit dem politischen System. Vgl. zur
oben/unten-Formulierung und zu diesem Kontext Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik,
S. 276-286, der auch einzelne Positionen nachzeichnet (z.B. Ulrich Beck).
315 Luhmann: »Politische Steuerung«, S. 4; s.a. Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit eines
Gemeinwesens«, S. 50.
316 Vgl. in einer allgemeinen Würdigung Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 234.
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Andererseits schien auch sie einen Treffer gelandet zu haben, denn Luhmann
nahm nun die Radikalität seiner Steuerungsaversion zurück: »Mein Argument ist
nun nicht, daß Steuerung ein schrecklicher Irrtum ist und besser unterbleiben
sollte.«317 Man brauche aber eine Theorie, die die Probleme von Gleichzeitigkeit,
Differenz und Komplexität berücksichtigt, forderte Luhmann. In seinen Antworten
auf die Gegenseite machte Luhmann dann zwei Punkte stark.
Die erste Argumentationslinie nahm eine Idee auf, die er schon in Ökologische
Kommunikation angerissen hatte: Der Staat wird hier als die Selbstbeschreibungs-
formel des politischen Systems vorgestellt, die Einheit und Kontinuität suggeriert,
wo freilich operativ weder Einheit noch Kontinuität ist. Während Luhmann diese
Selbstbeschreibungsformel andernorts ja gerne auch attackierte, kam ihr hier eine
latente Funktion zu: ›Der‹ Staat diene den anderen sozialen Systemen als Adresse
für Probleme und als Symbol, auf das man sich in der Kommunikation beziehen
konnte. Auf diese Weise absorbiere schon die Rede vom Staat Unsicherheit.318
Während die erste Argumentationslinie Steuerung mittels rhetorischer Irrita-
tion oder Beschwichtigung dachte, öffnete die zweite Argumentationslinie einen
Weg für effektives Steuerungshandeln. Luhmann präsentierte nämlich den Staat
nun selbst als Organisation.Diese Organisationsperspektive veränderte Luhmanns
Blick auf die Binnendifferenzierung des politischen Systems. Einerseits wird der Be-
reich des Politischen nun explizit auf alle Kommunikationen ausgeweitet, die sich
auf kollektiv verbindliche Entscheidungen beziehen; andererseits rückt gerade da-
durch der Staat wieder ins Zentrum des politischen Systems, weil er die einzige
Organisation sei, die verbindliche Entscheidungen ausfertige; alle anderen Orga-
nisationen wie Parteien oder Interessensgruppen befinden sichmehr oder weniger
weit davon entfernt. Das politische System erhält auf diese Weise eine Zentrum-
Peripherie-Differenzierung, die Luhmann aber explizit nicht als Hierarchie ver-
standen wissen will.319
Den Staat als Organisation zu definieren, bot Luhmann außerdem die Mög-
lichkeit, die Umweltbeziehungen neu zu formulieren. Dafür führte er kurzerhand
eine Unterscheidung ein: Seine resolute Steuerungskritik habe sich auf die Steue-
rung von Funktionssystemen bezogen, auf der Ebene von Organisationssystemen
sei dies eine andere Sache. Organisationen können demnach direkt mit anderen
Organisationen und sogar über Funktionsgrenzen hinweg kommunizieren.320 Das
317 Luhmann: »Politische Steuerung«, S. 7.
318 Siehe z.B. Luhmann: »Staat und Politik«, S. 95-100; Luhmann: »Metamorphosen des Staates«,
S. 122-128. Vgl. Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 247-249, 259-260.
319 Siehe Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 852f.; Luhmann: Die Politik der Gesellschaft,
S. 244f. Vgl. Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 238-247 (insb. S. 244f.).
320 Siehe Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 826-847 (insb. S. 840-847); Luhmann: Die
Politik der Gesellschaft, S. 241-243; Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit eines Gemein-
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ergibt natürlich ein immenses Potenzial für Verhandlungs- und Steuerungsversu-
che zwischen Organisationen, die dem politischen System angehören, sobald sie
mit dessen Zentralorganisation, dem Staat, ausgetragen werden.
Diese Überlegungen haben viele in Luhmanns Nachfolge nicht überzeugt, weil
sie in ihrer Ansicht quer zur Systemtheorie stehen und Luhmann dabei deutlich zu
nah an Handlungs- und Entdifferenzierungstheorien heranrücke.321 Dennoch blei-
ben auch Organisationen autopoietische Systeme, die selbstreferentielle komplexe
Netzwerke sind und in die daher nicht einfach fremdreferenziell eingegriffen wer-
den kann. Die Frage ist also, wie (politische) Steuerung funktionieren kann, wenn
der direkte Durchgriff nach wie vor versperrt ist.
Luhmanns sehr vager Vorschlag ist, Steuerung nur noch als Differenzsteuerung
zu theoretisieren. Die Idee der Differenzsteuerung kommt – wie könnte es an-
ders sein – ausThermodynamik und Elektrotechnik. Eine Differenzsteuerung ver-
gleicht Differenzen (also zumBeispiel Temperaturen) daraufhin, ob Energie von ei-
nem Ort zu einem anderen transportiert werden kann, und schaltet dann erst eine
Aktion ein (zum Beispiel eine Pumpe). Diese Idee übertrug Luhmann (allerdings
ohne weitere Erläuterung): »Das heißt: eine Chance, Problem zu werden, ergibt
sich für eine Differenz nur dort, wo Möglichkeiten der Veränderung der Differenz
erkennbar sind und es praktisch dann nur noch um Mobilisierung von Konsens
und um Durchsetzung geht, also um spezifisch politische Könnerschaft.«322
Diese Konzeption schloss an Luhmanns Vorschlag aus PolitischeTheorie imWohl-
fahrtsstaat an:Wie restriktive Politik steuert Differenzsteuerung nur dann,wenn sie
tatsächlich erfolgreich sein könnte. Damit versuchte Luhmann auch jetzt eine ge-
wisse Ehrenrettung des Inkrementalismus, insofern man die Auswirkungen eines
Schritts beobachtet, um die eigene Position neu zu bestimmen und die Richtung
neu zu justieren. Seine Form des »Inkrementalismus« zielte aber explizit nicht auf
eine kleinformatige Politik, nicht zuletzt weil die anstehenden Probleme durchaus
groß seien.323 Vielmehr kennzeichne diesen Steuerungsstil, dass es eben nur um
die »Spezifikation der Differenz« gehen könne und niemals um die »Festlegung
künftiger Systemzustände«.324 Auch seiner Abgrenzung von fixen Steuerungszie-
len und teleologischen Regierungsprogrammen blieb Luhmann also treu.
wesens«, S. 52f.; vgl. Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 228-234 (insb. S. 233); allge-
meiner auch Kneer: »Organisation und Gesellschaft«.
321 Vgl. Kneer: »Organisation und Gesellschaft«; Nassehi: »Die Theorie funktionaler Differenzie-
rung imHorizont ihrer Kritik«, S. 107-110. Darin eine (womöglich unzulässige) Annäherung zu
sehen, macht aus systemtheoretischer Perspektive Sinn, denn auch Scharpf hatte Luhmann
die Organisationsebene in seiner Kritik vorgeschlagen.
322 Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit eines Gemeinwesens«, S. 56.
323 Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit eines Gemeinwesens«, S. 57.
324 Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit eines Gemeinwesens«, S. 57. Noch 1989 hatte er
die These aufgestellt, bei Differenzsteuerung ginge es immer um eine Differenzminderung;
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Um die Optionen politischer Steuerung etwas konkreter zu machen, verwies
Luhmann auf einen Vorschlag, den zwei seiner Schüler unter dem Begriff der
Kontextsteuerung gemacht hatten.325 Gunther Teubner und Helmut Willke hatten
ihren Vorschlag im direkten Anschluss an unterschiedliche kybernetische Überle-
gungen von Ashby über Todd LaPorte und Forrester bis zu Luhmann entwickelt.
In einer »postmoderne[n]«326 und »post-liberalen Gesellschaft«327 sind demnach
die Alternativen Markt und Staat unzureichend geworden. Stattdessen könnten
sich die Teilbereiche die Rahmenbedingungen letztlich dezentral setzen: »Eine
Stärkung der Teilbereichsautonomie und der Steuerungswirkung von Kontexten
scheint möglich zu sein, wenn die Kontrolle der Kontrolle verlagert wird auf die
Organisation der Interaktionsbeziehungen zwischen den Teilsystemen, etwa in
der Form von Verhandlungssystemen«.328
Diese Idee war Teil eines sich gerade formierenden Diskurses, der auf die Re-
gierbarkeitskrise und ihre neoliberale Therapie antwortete und seitdem unter dem
Begriff network governance politikwissenschaftlich und politisch große Wirkmäch-
tigkeit entfaltet hat. Wie in dem Papier von Teubner und Willke meint network
governance dabei zunächst Netzwerke zu bilden, in denen sogenannte stakeholder
miteinander interagieren, um so politische Rahmenbedingungen zu formulieren,
anstatt das dem Staat zu überlassen.329 Andererseits wurde gleichzeitig das Netz-
werk als eine Organisationsform jenseits von Hierarchie und Markt etabliert, die
auch andernorts als in der Politik große Vorteile für die Steuerung von Prozessen
mit sich bringe, weil sie Kooperation, gegenseitiges Lernen und den Transfer von
Wissen und Innovationen fördert.330 In beiden Richtungen kommt die Suche nach
einer institutionentheoretischen Erneuerung mit einer Organisationstheorie zu-
sammen, die ihrerseits die Kybernetik schon seit dem Zweiten Weltkrieg intensiv
rezipierte.331
Luhmann wiederum lobte den Vorschlag zur Kontextsteuerung, weil er »die
selbstorganisierte Sensitivität der Funktionssysteme« ausnutze, um ein Konzept
der Steuerung zu entwerfen, das »weder Transparenz der Wirkungsketten noch
1993 sprach er hingegen von »Vergrößerung oder Verringerung spezifischer Differenzen« (S. 56;
zum Vergleich dagegen Luhmann: »Politische Steuerung«, S. 5f.).
325 Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit eines Gemeinwesens«, S. 55. Das Verhältnis von
Organisationsperspektive und Differenzsteuerung ebenso wie von Differenzsteuerung und
Kontextsteuerung blieb allerdings unbestimmt.
326 Teubner/Willke: »Kontext und Autonomie«, S. 20.
327 Teubner/Willke: »Kontext und Autonomie«, Zitat S. 31; zur Argumentation S. 15-33.
328 Teubner/Willke: »Kontext und Autonomie«, S. 30 (Hervorhebung entfernt).
329 Dafür bereits Teubner/Willke: »Kontext und Autonomie«, S. 30.
330 Klassisch zu dieser Debatte der neoinstitutionalistische Vorschlag von Powell: »Neither Mar-
ket nor Hierarchy«; vgl. dazu den Vorschlag von Teubner: »The Many-Headed Hydra«.
331 Vgl. Schreyögg: Organisation, S. 67-81; Hasse/Krücken: Neo-Institutionalismus.
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Prognostizierbarkeit der Erfolge vorsieht«.332 In seiner Sicht bildet sich in den
Funktionssystemen ein »Netzwerk[] der Organisationen«, das eine Eigendynamik
entfaltet.333 Weder bestimmen dabei die Funktionssysteme die Organisationen
noch die Organisationen die Funktionssysteme. Auch ihr Verhältnis müsse man
vielmehr wieder über »eine Art Netzwerk-Konzept« begreifen.334 Dieser mehr-
fache, teils unscharfe Gebrauch des Netzwerk-Begriffs ist freilich ein typisches
Vorgehen, wenn man einmal die konnexionistische Epistemologie übernommen
hat.
Mit seinen tastenden Überlegungen zum Wo und Wie von Steuerung bewegte
sich Luhmann auf den neu entstehenden Diskurs zu. Dabei vermerkte er sogar,
dass Handlungs- und Systemtheorie konvergieren.335 Vor allem stellten beide die
Folgen der Interdependenz in Rechnung – die eine über die nicht-intendierten Ne-
benfolgen des Handelns, die andere im Begriff des evolutionären Risikos. Auf diese
Problemstellung reagierten laut Luhmann auch die neuen Vorschläge zu Differenz-
steuerung und provisorischer Verständigung. Dass die Risikoproblematik mit dem
»›Altwerden‹ der funktionalenDifferenzierung«336 immer dominanterwerdenwür-
de, glaubte Luhmann schon seit Ökologische Kommunikation. Daher leitete er auch
dasWas politischer Steuerung von dieser Problemstellung ab: Risikomanagement,
so Luhmanns Vermutung, würde das großeThema des Staates nach dem Ende des
Wohlfahrtsstaates werden.337
Wie die obigen Vorschläge bleibt auch diese Idee relativ vage. Luhmann ar-
gumentierte, dass bei denen, die von den unschönen Folgen hoher Interdepen-
denz betroffen sind, der Anspruch entstehe, vor den Risiken funktionaler Diffe-
renzierung geschützt zu werden. Dafür fehlen aber letztlich die Mittel, weil so-
wohl das Entscheiden als auch das Nicht-Entscheiden Risiken beinhalte. Daher
332 Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit eines Gemeinwesens«, S. 55.
333 Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 842.
334 Luhmann:Die Gesellschaft der Gesellschaft, Zitat S. 846, insg. S. 842-846. Der erkennbar expan-
sive Gebrauch des Netzwerk-Begriffs führt auch zu interessanten Distinktionsproblemen,
wenn etwa Organisationen komplexe Kommunikationsnetzwerke sind, aber im Gegensatz
zu Protestbewegungen nicht »netzwerkförmig« organisiert seien (S. 851).
335 Hier wie im Folgenden Luhmann: »Politische Steuerungsfähigkeit eines Gemeinwesens«,
S. 59-63. Diese Konvergenz steht hinter der vielfach beklagten Konventionalität des späten
Luhmann, so etwa bei Lange:Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 240f.; Kastner: »Luhmanns
Souveränitätsparadox«, S. 75. Neben den Produkten seiner Schüler (Willke, Teubner, Ladeur)
rezipierte er insbesondere den ›soziologischenNeoinstitutionalismus‹ vonMarch, Olsen und
Brunsson. Dieser Neoinstitutionalismus wiederum teilte viele Prämissen mit Luhmann, was
an der gemeinsamen Grundierung in der kybernetischen Regelungstheorie liegt.
336 Schimank: »Ökologische Gefährdungen, Anspruchsinflationen und Exklusionsverkettun-
gen«, S. 132, in Anlehnung an Luhmann: Soziale Systeme, S. 516.
337 So seine Antwort auf die selbstgestellte Frage, »welche Rolle […] der Staat künftig spielen
kann«; siehe Luhmann: »Metamorphosen des Staates«, Zitat S. 116, insg. S. 113-118.
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würden »Risikomanagement und die laufende Erneuerung von Sicherheits- und
Kontrollillusionen ein Hauptproblem künftiger Politik werden«.338 Hieran lassen
sich dann Luhmanns Steuerungsoptionen anschließen: Während das Risikoma-
nagement mithilfe von Differenzsteuerung und Organisationsnetzwerken ange-
gangen werden konnte, war die utopische Rede vom ›Staat‹ eine Strategie, um für
die Betroffenen Sicherheit zu simulieren.
Mit diesem Ausblick hatte Luhmann den Staat gegen die Idee verteidigt, er
würde ›von unten‹, von den Betroffenen, aufgelöst werden.339 In ähnlicher Weise
galt dies auch ›von oben‹, weil die funktional differenzierte Weltgesellschaft auch
global neue Probleme produziere, wie zum Beispiel »Migrationsbewegungen von
riesigem Ausmaße« und die »Entstehung religiöser bzw. ethnischer Fundamenta-
lismen als Reaktion auf Globalisierungen«.340 Der Regionalstaat »ist und bleibt un-
entbehrlich«, formulierte Luhmann scharf.341 Die regionale Autonomie sei notwen-
dig, weil man erstens kollektiv bindende Entscheidungen nur durch lokale Orga-
nisationen durchsetzen kann. Um dabei Konsenschancen zu erhalten, müsse man
sich zweitens auch an regionale Besonderheiten anpassen können.Man brauche den
Staat als »organisierte Kommunikationskompetenz«.342
Luhmann sprach in seinem Aufsatz über die zukünftige Rolle des Staates daher
sehr treffend von einer Metamorphose, also einem Formwandel. Seinen Erzählun-
gen zufolge war der Staat stets in erster Linie ein Sicherheitsgarant, und diese
Rolle sollte er auch in Zukunft spielen. Dafür brauchte er aber eine Form, die der
Weltgesellschaft angemessen ist. Die alten Formen der Souveränität kamen hier
nicht mehr in Frage, »[w]eder in der Form von ›Herrschaft‹ noch in der Form von
›Kultur‹ oder ›Werten‹«.343 Denn dieWeltgesellschaft ist »eine heterarchische, kon-
nexionistische, netzwerkartige Verknüpfung von Kommunikationen auf der Ebene
von Organisationen und Professionen – ein Typus, der sich durch den Gebrauch
von Computern in Zukunft noch verstärken wird.«344 Die neue Form der Staaten
fügt sich in diese Netzwerk-Metaphorik ein: Sie sind hier nicht mehr, aber auch
nicht weniger, als die »regionale[n] Adressen einer Weltgesellschaft, die in sich
selbst für die Erfüllung der politischen Funktion zu sorgen hat«.345 In Luhmanns
Analogie zum Computer: Sie sind IP-Adressen im Netzwerk.
338 Luhmann: »Metamorphosen des Staates«, S. 117.
339 Vgl. nochmals Lange: Niklas Luhmanns Theorie der Politik, S. 285f.
340 Luhmann: »Metamorphosen des Staates«, S. 118.
341 Luhmann: »Metamorphosen des Staates«, S. 118.
342 Luhmann: Die Politik der Gesellschaft, S. 227.
343 Luhmann: Die Politik der Gesellschaft, S. 221.
344 Luhmann: Die Politik der Gesellschaft, S. 221. Wichtigkeit zeigt sich hier in Redundanz: Diese
Stelle findet sich nahezu identisch auch in Luhmann: »Metamorphosen des Staates«, S. 117,
und Luhmann: Die Gesellschaft der Gesellschaft, S. 31.
345 Luhmann: »Metamorphosen des Staates«, S. 117.
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Diese neue Form des Staates habe mit der Souveränität nichts mehr zu tun,
proklamierte Luhmann. Auch in seinen Überlegungen zur Zukunft des Staates
blieb sein Appell gegen die alten Semantiken der Nachkriegszeit klar und deutlich:
»Der ›Geist‹ hat sie verlassen. In einer solchen Umbruchsituation muß auch über
Begriffe neu disponiert werden.«346 Und er war optimistisch: »Man kann durchaus
erkennen, daß die allgemeine intellektuelle Diskussion am Ende dieses Jahrhun-
derts dafür Handhaben bietet.«347 Diese Handhaben kamen aus dem kyberneti-
schen Denken in Systemen und Netzwerken.
346 Luhmann: »Metamorphosen des Staates«, S. 131.




Die gesellschaftliche Selbstbeschreibung des Netzwerk-Denkens ist seit den 1940er
Jahren bis in Regierungskonzepte vorgedrungen. Das demonstriert das OECD-
Papier Governance im 21. Jahrhundert, mit dem diese Studie begonnen hat und in
dem der OECD-Planungsstab – in dieser Hinsicht ähnlich wie Niklas Luhmann
und Michel Foucault – eine kreative, sich immer wieder neu erfindende Politik
fordert, die natürlich nur durch Netzwerke geschaffen werden könne. Aber auch
im Weißen Haus hörte man bis vor kurzem den ›Sound‹ des Netzwerk-Denkens.
So sprach Barack Obama imRahmen der Sicherheitsstrategie seiner Regierung von
einer »complex world« und einer »interconnected world«, in der einerseits »inter-
connected systems«1 eine hohe Vulnerabilität haben und andererseits nur noch die
›Diversität‹ untereinander vernetzter Partner erlaube, die schwierigen Probleme
der Gegenwart zu bearbeiten.
Diese Studie ging von der übergeordneten Frage aus, was dieses neue Netz-
werk-Denken kennzeichnet, woher das technologische Regierungsdenken kommt
und welche Folgen es hat, wenn Politik und Gesellschaft in den Begriffen von Netz-
werken und Systemen neu geordnet werden. In diesem Schlusskapitel soll versucht
werden, die großen Linien der Argumentation so nachzuzeichnen, dass der Ertrag
für diese übergeordneten Fragestellungen deutlich wird.2 In einer Verbindung von
Rückblick und Ausblick sollen soThesen zugespitzt werden, von denen die wissen-
schaftliche Debatte weitergeführt werden kann.
Dafür werde ich zunächst den Aufstieg einer technologischen Begriffs- und
Wissensordnung rekapitulieren, sodass die Genese eines neuen Wahrnehmungs-
schemas hervortritt, das hinter dem Selbstverständnis des technologischen Regie-
1 Obama:National Security Strategy, für die Zitate in der Reihenfolge S. iv, 3, 4. ZurDiversitätsof-
fensive in den Streitkräften siehe Obama: Presidential Memorandum. Zur kriegstheoretischen
Relevanz vgl. Wassermann: Asymmetrische Kriege, S. 322f.
2 Das heißt, ich verzichte darauf, die Ergebnisse der Kontext- und Fallstudien noch einmal
chronologisch und im Detail zu rekapitulieren, auch wenn sie, so hoffe ich, ebenfalls neue
Perspektiven auf ihren jeweiligen Gegenstand erschlossen haben.
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rungsdenkens steht (Teil 1 und 2). Auf dieser Basis können dann die Konturen, de-
mokratietheoretischen Probleme und Praxisfelder des technologischen Regierens
nachgezeichnet werden (Teil 3 und 4). Durch diese Konturierung wird es schließ-
lich möglich sein, das Netzwerk-Denken vom Neoliberalismus abzugrenzen und
eine historisch-kritische Analyse der Gegenwart vorzuschlagen (Teil 5).
Die Genese des technologischen Regierungsdenkens
In dieser Arbeit wurden die untersuchten Texte als Dokumente gesellschaftlicher
Selbstinterpretationen gelesen.Dabei habe ich zunächst gezeigt, dass die Beschrei-
bung der Welt in den Begriffen von Systemen und Netzwerken ein historisch kon-
tingentes und zudem recht junges Phänomen ist. Nach dem Zweiten Weltkrieg
stand die Ordnung der Welt zwar ebenfalls zur Diskussion, das Netzwerk-Denken
war aber noch keine verfügbare Alternative. Stattdessen verlief die Konfliktlinie
zwischen Ablehnung und Befürwortung von Souveränität –mit dem erstaunlichen
Ergebnis, dass sich die Souveränitätstheorien erneut als das dominante Deutungs-
muster durchsetzen konnten, obwohl sie eigentlich bereits verabschiedet worden
waren (Kap. 1).
Das Regierungsdenken der Souveränität war aber für die Genese des technolo-
gischen Regierungsdenkens von zentraler Bedeutung (Kap. 2). Gerade der Steue-
rungsanspruch der Politik in diesem Deutungsmuster motivierte dazu, die inter-
disziplinären Teams zu fördern, die zu Steuerung, Kontrolle und Planung forsch-
ten.Man brauchte die technischenMittel, um die staatlichen Versprechen auf Frie-
den, Partizipation und Wohlfahrt umsetzen zu können. Infolgedessen entstanden
aber zwei sehr unterschiedliche Technologiken: Eine Technologik kreiste um die
Umsetzung des souveränen Steuerungsanspruchs. Während darin die einen nach
den Effizienzgewinnen durch technische Planungsverfahren wie das Planning, Pro-
gramming, Budgeting System (PPBS) suchten, entfaltete sich unter dem Stichwort
der Technokratie zugleich eine Selbstkritik des souveränen Regierungsdenkens: Es
ging darum, die humanistische Zielsetzung und die technischenMittel in der rich-
tigen Balance zu halten, damit man organisatorisch die Souveränität der Politik
und teleologisch die Souveränität des Menschen wahrte.
Während beide Perspektiven in dieser Debatte über die Stellung technischen
Wissens weiterhin im Bann der Souveränitätstheorie standen, entwickelte sich in
den kybernetischen Forschungsverbünden selbst aber eine gänzlich andere Tech-
nologik. Entscheidende Teile der Kybernetik unterzogen das moderne Steuerungs-
denken einer fundamentalen Kritik und lehnten dabei sowohl den humanistischen
als auch den mechanistischen Strang dieses modernen Denkens als unterkom-
plex und veraltet ab. Dagegen setzten sie ein neues Regierungsverständnis, das
informations-, system-und kommunikationstheoretische Ansätze zusammenband
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und die Konnektivität und Zirkularität, Flexibilität und Komplexität von Netzwer-
ken ins Zentrum stellte.
Diese neuen Konzepte diffundierten durch die interdisziplinäre Zusammen-
setzung der kybernetischen Forschungsverbünde allmählich in unterschiedliche
Richtungen: Auf der einen Seite wanderte ihr Begriffsapparat etwa in die Infor-
matik, deren Institutionalisierung von dem Kybernetiker Joseph Licklider voran-
getrieben wurde. Auf der anderen Seite beeinflusste der neue Begriffsapparat aber
auch unterschiedlichste Gebiete der Geistes- und Sozialwissenschaften wie die Or-
ganisationssoziologie, die Soziometrie, die Linguistik und die Ethnologie. Zudem
wirkten die kybernetischen Figuren auf die Counterculture, wo sie ein Instrumen-
tarium für die Kritik der konformistischen, hierarchischenNachkriegskultur anbo-
ten.Mit den kybernetischen Konzepten verbreitete sich der Ruf nach einem ›neuen
Zeitalter‹, mit dem sich schon kybernetische Schriften gegen das mechanistische
Steuerungsdenken profiliert hatten.
Der kritische Punkt, der diesem Netzwerk-Denken als gesellschaftliche
Selbstbeschreibung zu seinem Durchbruch verhalf, kam, als das Paradigma der
Souveränität in die Krise geriet (Kap. 3). Mit den immer stärker werdenden
gesellschaftlichen Konflikten, der tiefgehenden Wirtschaftskrise und der Wie-
derkehr der Gewalt verfehlte man in den 1970er Jahren die Versprechen von
Integration, Wohlstand und Frieden, die die Leitidee der Souveränität nach 1945
abgegeben hatten. Selbst die ›klassischen‹ institutionalistischen und neomarxis-
tischen Deutungsmuster diagnostizierten die Dilemmata der Souveränität und
eine Überdehnung des Staates. Dadurch rissen die Fragen nach der sozialen und
politischen Ordnung wieder auf, die man gerade erst beigelegt hatte, und es
verschwand die optimistische Gewissheit eines Fortschritts zum Besseren, die die
Modernisierungstheorie der Nachkriegszeit getragen hatte.
In dieser Staats- und Modernekrise griffen nun ideenpolitische Interventio-
nen auf die kybernetischen Figuren zurück und brachten sie gegen das Deutungs-
muster der Souveränität in Stellung. Die Kybernetik bot ihnen ein konzeptionelles
und rhetorisches Arsenal, um gegen die ›veralteten‹, ›kraftlosen‹ und ›ideenlosen‹
Deutungsmuster der klassischen Moderne zu argumentieren. Das technologische
Krisennarrativ entwickelte eine Antwort auf die Krisenwahrnehmungen, indem es
die ›Komplexität‹ der sozialen Beziehungen mit der ›Simplizität‹ des modernen,
souveränen Steuerungsdenkens kontrastierte. Das moderne Denkmuster sei zwar
bisher erfolgreich gewesen, hätte aber gerade dadurch die Interdependenzen und
Verflechtungen immer weiter verdichtet, sodass es nun zwangsläufig an den kom-
plexen Bedingungen scheitere. Solange man dieses Scheitern nicht einsehe, wür-
den die starren, hierarchischen Interventionen immer weiter in die Krise führen.
Dies werde durch die Unterdrückung der Subjekte und die Blockade der Institutio-
nen greifbar. Dagegen, so das Narrativ, helfe nur eine grundsätzliche Neubestim-
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mung von Politik und Gesellschaft in den Begriffen von Systemen undNetzwerken,
von Komplexität und Diversität, von Experimentier- und Risikobereitschaft.
Mit Niklas Luhmann undMichel Foucault wurden abschließend zwei Fälle einer
solchen Neubestimmung im Detail untersucht (Kap. 4 und 5). Die beiden Fallstu-
dien haben parallel die Kritik und Neubestimmung der epistemischen Ordnungen
(1. Teil der Kapitel), die politischen Auseinandersetzungen (2. Teil) und die jewei-
ligen Ordnungsvorschläge (3. Teil) nachvollzogen. Indem ich die beiden Theorien
durch das historisch-systematische Gegenmodell der Souveränität, die intellektu-
ellen Ressourcen der kybernetischen Technologik und den historischen Umschlag-
punkt in der Krise der Moderne kontextualisiert habe, traten einerseits Aspekte
hervor, die in bisherigen Untersuchungen unterbelichtet worden waren. Sie las-
sen Luhmanns und Foucaults Theorien in einem neuen Licht erscheinen, das sie
– ohne ihre Eigenständigkeit zu leugnen – als Vertreter einer breiten Strömung
technologischer Antworten auf die Krise der Moderne präsentiert und dazu auf-
fordert, nach den Folgen dieser Strömung zu fragen. Für die Rekonstruktion dieser
Strömung boten die beiden Fallstudien andererseits die Möglichkeit, die Rezepti-
on, konzeptionelle Verarbeitung und politische Positionierung der technologischen
Denkfiguren auf individueller Ebene und in ihren engeren Umgebungen nachzu-
vollziehen. Auf diese Weise betonen sie gerade auch die unterschiedlichenWege, auf
denen sich das Netzwerk-Denken als Selbstbeschreibung der Gesellschaft durch-
setzen konnte.
Diese Geschichte vom Aufstieg des Netzwerk-Denkens liefert einen Beitrag zur
Selbstaufklärung der vernetzten Gesellschaft. Denn sie demonstriert, dass die Ge-
nese der Netzwerk-Gesellschaft keineswegs nur ein struktureller Selbstläufer des
technischen Wandels ist. Die Gesellschaft als Netzwerk zu beschreiben, war längst
vor Internet, Smartphone und Social Media möglich. Das technologische Regie-
rungsdenken ist ein eigener Entwicklungszweig, der sich weitgehend unabhängig
von technologischen Artefakten wie Mikroelektronik und Internet aus den kyber-
netischen Ideen von Systemen und Netzwerken entwickelt hat. Die ›vernetzte Ge-
sellschaft‹ ist daher maßgeblich auch das Produkt ideenpolitischer Interventionen, die
erfolgreich waren, als der gesellschaftspolitische Deutungsrahmen der Souveräni-
tät zusammenbrach.
Für die aktuellen gesellschaftspolitischen Debatten muss diese Einsicht in den
kontingenten, ideenpolitischen Charakter des Netzwerk-Denkens Ansporn sein,
um über Digitalisierung und vernetzte Gesellschaft neu nachzudenken. Denn hier
kommt oft das Instrumentarium des Netzwerk-Denkens selbst zum Einsatz.Wenn
Diagnosen ausgestellt werden, die einen höheren Grad an Vernetzung, steigende
Komplexität oder eine neue Qualität der sozialen Beziehungen sehen, kann dies
ein Artefakt der eigenenWissensordnung sein. Es stellt sich daher aus methodolo-
gischen und aus politischen Gründen die Frage, welche epistemischen Prämissen
und soziopolitischen Folgen diese Perspektive hat – und welche Alternativen es
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gibt, um ein dezidiert anderes Licht auf diese gesellschaftliche Transformation zu
werfen.
Netze, Ströme, Spiele: Die technologische Begriffs- und Wissensordnung
Blickt man auf die epistemischen Prämissen des technologischen Regierungsden-
kens, wie es hier untersucht wurde, zeigt sich ein ganz spezifischer Begriffsapparat
und eine Wirklichkeitswahrnehmung, die sich klar von anderen, etwa souverä-
nitätstheoretischen Wahrnehmungsmustern abgrenzen lässt. Souveränität und
Netzwerk-Denken stellen gewissermaßen zwei unterschiedliche Formen der Welt-
aneignung dar. Dabei ergibt sich auf den ersten Blick ein irritierender Befund:
Denn das Netzwerk tritt in den Dokumenten gleichzeitig in sozialtheoretischer,
gesellschaftstheoretischer und organisationssoziologischer Form auf. Netzwerke
können zum Beispiel eine spezifische Organisationsform sein, die seit den 1970er
Jahren immer weiter zunehme und sich von Hierarchie und Markt abgrenze.
Gleichzeitig werden sie – und zwar oft sogar von den gleichen Personen – in
quasi-ontologischer Fassung verwendet: Die Gesellschaft wird als Netzwerk be-
schrieben. Luc Boltanski und Ève Chiapello interpretieren diesen Prozess als eine
Naturalisierung und Idealisierung des Netzwerks: »Das Netz ist die natürlichs-
te Form. Sie ist sowohl für menschliche, wie für nicht-menschliche Einheiten
zwingend, auch ohne dass sich die Akteure dessen bewusst wären«.3
Dieses Changieren zwischen generalisierten und spezifizierten Netzwerkbe-
griffen demonstriert die immense Strukturierungsleistung, die durch die kyber-
netischen Metaphoriken und Ordnungsmodelle erbracht wird. Etwas zugespitzt
formuliert: Beginnt man einmal, die Welt als Netzwerk zu sehen, lassen sich im-
mer mehr Netzwerke finden. Dies ließ sich auch an den beiden Fallstudien beob-
achten. So konzipierte Foucault Macht als ein Netzwerk, unterschied dann aber
eine hierarchische Form des Netzwerks wie sie in den Disziplinierungsformen der
Moderne vorkäme und eine neue, komplexere, flexiblere, man möchte sagen: netz-
werkförmige Form des Netzwerks, für die es sich in analytischer und politischer
Hinsicht zu kämpfen lohnt. Noch deutlicher wird die Proliferation der Netzwerke
in LuhmannsTheorie, der einerseits das Netzwerk der Operationen als Definitions-
merkmal für autopoietische Systeme verwendet, gleichzeitig aber auch Netzwerke
als Organisationsformen unter anderen behandelt.
Das gleiche Phänomen konnte aber auch im ersten Kapitel anhand des Paradig-
mas der Souveränität beobachtet werden. Hatte man einmal die Vorstellung ent-
wickelt, politische Ordnungen beruhen auf einer höchsten Autorität und werden
3 Boltanski/Chiapello: Der neue Geist des Kapitalismus, S. 174f. (Zitat); s.a. S. 202-204.
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infolgedessen von einemhierarchisch übergeordneten Steuerungszentrum koordi-
niert, ließen sich diese Aspekte der Realität stets hervorheben und andere abblen-
den. Man konnte dann die Idee der Souveränität bis in die Antike hinein verlän-
gern. Gleichzeitig wurde aber diese Überdehnung des Begriffs innerhalb des Sou-
veränitätsparadigmas auch beklagt, etwa von Francis H.Hinsley. In ähnlicherWei-
se wird auch in der soziologischen Netzwerkforschung über die Überdehnung und
Unschärfe des Netzwerk-Begriffs gestritten, weil sie für eine analytische Handhab-
barkeit des Netzwerkkonzeptes problematisch ist.4 Wissenssoziologisch betrach-
tet, zeigen sowohl das Changieren zwischen naturalisierten und spezifischen Be-
griffsverwendungen ebenso wie die umfangreichen Investitionen in die Begriffs-
und Methodenarbeit an, dass das Netzwerk-Denken zu einem eigenen Muster der
Weltwahrnehmung geworden ist.
Im technologischen Regierungsdenken stehen dabei neben der Metapher des
Netzes weitere Begriffe, die zum Beschreiben und Durchdenken der Wirklichkeit
herangezogen werden. Sie bilden in den Texten einen Verweisungszusammen-
hang: Die Metaphern werden verwendet, um sich gegenseitig zu erklären und ihre
Deutung der Realität zu plausibilisieren. Durch die Varianz der Begriffe wird es
möglich, abwechslungsreiche Beschreibungen anzufertigen, ohne auf ein anderes
Deutungsmuster zurückgreifen zu müssen.
Zu diesen Metaphoriken gehört im kybernetischen Denken das Diagramm und
die Matrix, die als grafisches bzw. mathematisches Modell für komplexe Interde-
pendenzen herangezogen werden können. Ein besonders prominenter Begriff ist
und bleibt aber der des Systems, der für LuhmannsTheorie namensgebend war und
auch lange Zeit bei Foucault im Vordergrund stand. Während bis heute in der so-
ziologischen Netzwerkforschung ein Konflikt darum besteht, ob man System und
Netzwerk als parallele Begriffe führen kann (und wenn ja, in welchem Verhältnis),5
steht am Beginn dieser Entwicklung eindeutig ein enger Bezug der beiden Meta-
phern: Die Kybernetik behandelte sie als analoge Modelle.
Die Metaphern des Systems und des Netzwerks konnten hervorragend das
grundlegende Anliegen des technologischen Ansatzes zum Ausdruck bringen: Sie
etablierten eine abstrakte Sprache, die auf Organismen und Maschinen, Indivi-
duen und Gesellschaften angewandt werden konnte. Der Systembegriff eignet
sich dabei ganz besonders, um diese Unbestimmtheit zu betonen und zugleich
4 Vgl. z.B. den Versuch einer integrativen Netzwerktheorie von Laux: Soziologie im Zeitalter der
Komposition. Wie bei der ›Souveränität‹ ging es auch beim Netzwerk-Denken nicht darum,
diese Definitionsarbeiten zu katalogisieren. Die Perspektive der Arbeit zielte auf die vorgän-
gige Frage, wie es dazu kam und was es überhaupt bedeutet, in Netzwerkbegriffen zu spre-
chen. Denn erst wenn diese etabliert sind, lohnt sich der Definitionsstreit.
5 Vgl. dazu Holzer/Fuhse: »Netzwerke aus systemtheoretischer Perspektive«; Holzer:Netzwer-
ke, S. 93-104.
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die Spannung zwischen dem losen Ensemble der Elemente und ihrem funktional
zusammenhängenden Charakter hervorzuheben, der Effekte produziert, ohne
dass diese in der Intention der Elemente gelegen haben müssen. Komplementär
dazu konzentriert der Netzwerk-Begriff die Aufmerksamkeit auf das Aktivieren
von Verbindungen und Mustern, kurz: auf Offenheit, Aktivität und Konnektivität.
Neben diese beiden ›Zentralmetaphern‹ tritt eine dritte: das Spiel. Es wurde
schon in der Kybernetik herangezogen, prägte organisationssoziologische Adap-
tionen wie die von Michel Crozier und erhielt auch in Michel Foucaults Netzwerk-
theorie der Macht eine prominente Stellung. Die Spiel-Metapher hat dabei zwei
entscheidende Vorteile: Zum einen kann sie die Gleichzeitigkeit von autonomen,
kontingenten Spielzügen und dennoch beobachtbarer, emergierender Regelhaftig-
keit verdeutlichen. Sie eröffnet damit die Möglichkeit, die agency der Elemente im
Netzwerk zu thematisieren, sie aber so zu konzipieren, dass sie stets in Abhän-
gigkeit von anderen Spielzügen stattfindet. Zum anderen verdeutlicht die Spiel-
Metapher den strategischen Charakter der Beziehungen in einem Netzwerk. Un-
abhängig von der Intention des Handelnden, hat jedes Handeln eine strategische
Dimension, weil es die Situation im Netzwerk verändert, die wiederum die Optio-
nen aller anderen beeinflusst. Nichts liegt außerhalb dieses strategischen Spiels.
Die Metapher betont damit auch die radikale Immanenz dieses Ansatzes.
Am Beginn stand schließlich neben Systemen, Netzwerken und Spielen auch
das Denkmodell derMaschine. Es eignete sich besonders gut, um gegen die huma-
nistische Position der Souveränität zu polemisieren, hatte aber gleichzeitig auch
das Risiko, als klassischeMechanikmissverstanden zu werden. In diesem Fall wür-
de die eigentliche Stoßrichtung verloren gehen, die das neue, postmechanistische
Regelungsverständnis vertrat. Im Laufe der Zeit ist der Begriff der Maschine da-
her sukzessive in den Hintergrund getreten. Er wurde durch die Referenz auf den
›Nachfolger‹ der Maschine, nämlich den Computer, die Kommunikationstechnolo-
gie und das Internet ersetzt, die in technikdeterministischen Auslegungen oft zum
strukturellen Grund für die Umstellung auf das Netzwerk-Denken erklärt werden.
Außerdem blieb ein Assoziationsfeld des Stroms erhalten, das in den untersuch-
ten Dokumenten sehr präsent ist. Dass die Metaphorik oft genutzt wird, um den
Strukturwandel der Moderne generell zu erfassen, zeigt die immense Wirkmacht,
die das technologische Denken entfaltet hat.6 Das Assoziationsfeld des Stroms um-
schließt erstens den Bezug auf den elektrischen Strom, der durch Maschinen fließt.
Dadurch erschließt es ein zusätzliches Referenzangebot des Fluiden, das wieder-
um seit der antiken Steuermannsmetapher mit dem Regierungsdenken verbunden
ist. Es enthält zweitens die Referenz auf Schaltpläne und Stromkreisläufe,mit denen
die lineare Steuerungskonzeption verstellt und auf Zirkularität umgestellt wird.
Schließlich schlägt dieMaschinen- und Strommetaphorik den Bogen zuHard- und
6 Vgl. exemplarisch Bauman: Liquid Modernity.
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Software der Computer, einschließlich ihres Informationsflusses, der durch Codierun-
gen gelenkt wird.
Dieser Begriffsapparat mit seinen zentralen Metaphern von Netzwerken und
Systemen, Strömen und Spielen, Informationen und Codes wurde explizit gegen
den mechanistischen Begriffsapparat der Newton’schen Mechanik und gegen den
humanistischen Begriffsapparat der Souveränität entworfen.Wie das erste Kapitel
nachgewiesen hat, kreiste der Begriffsapparat des Souveränitätsdenkens um das
wahre Sein und das reflektierte Selbst-Bewusstsein einer gebildeten Persönlich-
keit. Die Kybernetik stellte ihren Begriffsapparat im direkten Gegensatz dazu auf:
Es ging hier nicht um dasWesen der Elemente, sondern stets um den Vorgang der
Relationierung und Organisation, der die Form der Elemente erst hervorbringt.
Die Verschiebung vomWas zumWie, vom being zum doing ist der charakteristische
Zug des posthumanistischen und postmechanistischen Denkens, der sich auch den
Sozial- und Gesellschaftstheorien bei Luhmann und Foucault aufgeprägt hat.
Der Kontrast zum Souveränitätsdenken eignet sich auch besonders, um die
unterschiedliche Wahrnehmung der Wirklichkeit zu konturieren, die in den Zeit-,
Raum- und Subjektkonstruktionen des technologischen Regierungsdenkens zum
Ausdruck kommt.Wie das erste Kapitel anhand der drei Narrative gezeigt hat, ver-
fügten die handelnden Personen im Souveränitätsdenken – so unterschiedlich ihre
Ansichten in politischer Hinsicht waren – über ein geteiltes Verständnis von der
Beschaffenheit der Welt. Sie konzipierten das Subjekt als souveränes Bewusstsein
oder Gewissen, sie verstanden den Raum als eine parzellierte Fläche und entwar-
fen Zeit als ein lineares Kontinuum, das einer Entwicklung von der Vergangenheit
in die Zukunft folge. Dabei eröffnete sich durch den Bezug auf ein objektives Ziel
eine teleologische Perspektive, die sich entweder anthropologisch durch das We-
sen des Menschen (Hennis, Fanon) oder theologisch durch Gott (Jouvenel, Brun-
ner) begründen ließ. Beide Aspekte wurden als Rahmenbedingungen in das Regie-
rungsdenken der Souveränität eingeschrieben: Das teleologische Entwicklungsziel
wurde zur normativen Aufgabenstellung der Regierung, und das Flächenmodell
des Raumes lagerte sich in der ›Verantwortung‹ für die Integration und Gestaltung
eines Territoriums ab.
Hiervon unterscheiden sich die Zeit-, Raum- und Subjektkonzepte des techno-
logischen Regierungsdenkens grundlegend, wie ich ausführlich bei den kyberneti-
schenTheorien (Kap. 2.2),Michel Foucault (Kap. 4.1) und Niklas Luhmann (Kap. 5.1)
gezeigt habe. Idealtypisch gesprochen,7 verabschiedet sich das technologische Re-
7 Damit sei betont, dass man nicht davon ausgehen muss, dass bei jeder Verwendung des
Netzwerk-Modells diese Zeit-, Raum- und Subjektkonzeptionen auch immer und in Reinform
auftauchen. Es ist m.E. eine zu starke Prämisse, dass Akteure stets ›reine‹ oder konsistente
Weltbilder hätten. Deutlich überzeugender scheintmir die pragmatische These, dass Akteu-
re über unterschiedliche frames oder Rechtfertigungslogiken verfügen, die sie situationsspe-
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gierungsdenken von der territorialen Bindung des Raumes.Das wird besonders bei
Niklas Luhmann deutlich, der mit seiner These der Weltgesellschaft immer wieder
gegen die Rückständigkeit der Territorialität polemisierte. Das Netzwerk-Denken
stellt eine andere Raumkonzeption zur Verfügung: In ihr gibt es keine Raumflä-
chen, sondern im Grunde nur einen Gesamtraum, in dem sich ›Orte‹ oder ›Knoten‹
und ihre vielfältigen Verbindungslinien befinden. Über die Anordnung und Dich-
te der Knotenpunkte und Verbindungen lassen sich dann operativ eigenständige
Netzwerke (oder Systeme) in dem Gesamtnetzwerk beschreiben.8 Es entsteht ein
Mehrebenenmodell, in dem der soziale Raum als ein vielfach vermaschtes Netz-
werk von Netzwerken erscheint.
Der Netzwerkbegriff trägt also bereits ein relationales Raummodell in sich,mit
dem das territoriale Raummodell der Moderne ersetzt wird. Dies hat in politischer
Hinsicht einerseits zur Folge, dass Territorialität als Kriterium der Zugehörigkeit
zu einem Staat an Relevanz verliert. Das demonstriert etwa die eingangs zitierte
Initiative einer e-Residency in Estland, auch wenn diese nicht alle Rechte der Staats-
bürgerschaft umfasst, sondern vor allem auf Wirtschaftsförderung abstellt. Ande-
rerseits verändern sich in der technologischen Sichtweise auch Sicherheitsimpera-
tive, wie die oben angesprochene Sicherheitsstrategie der Obama-Administration
illustriert: Auch hier verliert dann die Kontrolle über ein Territorium an Relevanz
und stattdessen tritt die Regulation von Kommunikations- und Informationsströ-
men ins Zentrum der Aufmerksamkeit.9 Gleichzeitig öffnet sich die Perspektive
dafür, dass die Regulation des sozialen Raumes aber keineswegs von zentraler po-
litischer Steuerung im klassischen Sinne bestimmt werden könne, sondern genuin
über eine dezentrale undmultiple Selbstregulation laufe. Es kommen also ganz an-
dere Akteure als die Staaten in den Blick. An diesen kurzen Andeutungen lässt sich
bereits sehen, wie stark die Reformulierung der epistemischen Ausgangsposition
die Denk- und Handlungsmuster des Regierens verändert.
Ebenso radikal wie vom Raummodell verabschiedet sich das technologische
Denken vom Zeitmodell der Souveränität. Anstatt Zeit als ein lineares Kontinuum
zu denken, wird sie als ein Prozessieren von Ereignissen konzipiert, das sich in
Echtzeit vollzieht. Zwischen den Ereignissen bestehen dabei Lücken, und zwar so-
wohl zwischen den gleichzeitig stattfindenden Ereignissen als auch zwischen den
aufeinanderfolgenden Ereignissen. Anders gesagt: Zeit ist in synchroner und dia-
chronerHinsicht von derDiskontinuität der Ereignisse geprägt.Das bedeutet, dass
in operativer Hinsicht jedes Ereignis eine ›Singularität‹ mit eigener Komplexität ist: Es
zifisch zusammenfügen. Wie die Verhältnisse ausfallen, ist eine empirische Frage, die aber
nur auf Basis einer idealtypischen Heuristik untersucht werden kann.
8 Siehe dazu etwa auch Boyer: »Netzwerke und Geschichte«, S. 48f.
9 Vgl. Münkler: »›Raum‹ im 21. Jahrhundert«, S. 320-330.
384 Technologisches Regieren
ist einmalig und hat eine Vielzahl von nicht-linearen Relationen zu anderen Ereig-
nissen. Die Ereignisse können dann nur in der Beobachtung als ein kontinuierlicher
Zusammenhang erscheinen. Das gleiche Ereignis kann daher aber in unterschiedli-
che Zusammenhänge eingeordnet werden (›Sequenzen‹, ›Dauern‹).10 Dieses digi-
talisierte Zeitverständnis ist offensichtlich stark von der (quanten-)physikalischen
Revision der Newton’schen Mechanik geprägt, die von der Kybernetik explizit auf-
genommen wurde.
Die ideenpolitische Stoßrichtung dieser Zeitkonzeption richtet sich erstens ge-
gen die Stabilität, die die klassische Ontologie den Dingen (vermeintlich) unter-
stellte. Die ›Ontologie‹ des Netzwerk-Denkens sieht eine solche wesenshafte Sta-
bilität nicht vor:Was stabil erscheint, ist nichts anderes als eine immerwieder neue
(Re-)Produktion eines Zusammenhangs, bei der sich die Elemente und Relationen
effektiv ständig verändern. Um der Unterstellung von Kontinuität, Konstanz und
Kohärenz zu entgehen, haben kybernetische Überlegungen im Übrigen einen neu-
en Begriff stark gemacht: den der Resilienz.11 Er stellt auf das Paradox ab, dass
Systeme nie sie selbst sind, weil sie sich in Relation zur Umwelt intern umbauen
(müssen). Differenz ist die neue, quasi-ontologische Prämisse.
Auf Basis der differenztheoretischen, digitalen Temporalität polemisierte das
technologische Denken – zweitens – gegen die Dominanz linearer Kausalität. Li-
neare Kausalität sei nicht der Regelfall, sondern allerhöchstens ein Grenzfall des
Zusammenhangs zwischen zwei Zuständen. In den allermeisten Fällen gebe es hin-
gegen keinen zwingenden Zusammenhang zwischen zwei Ereignissen. Um diese
prozessuale Vorstellung auszuarbeiten, übernahm das kybernetische Denken zwei
Konzepte, die dann auch bei Luhmann und Foucault weitergeführt wurden, näm-
lich Emergenz und Evolution.12
In den frühen kybernetischen Schriften diente diese Perspektive dazu, den
Weltkriegen eine optimistische Entwicklungsperspektive abzutrotzen. Denn in
10 Foucault bringt dies in die Formulierung, dass es eineMultiplizität von Dauern gibt. Konzep-
tionell geht Luhmanns Systemtheorie hier aber deutlich weiter, weil er darstellt, wie Syste-
me einerseits operativ ihre Eigenzeit haben und diese andererseits durch die Produktion von
Selbstbeschreibungen sinnhaft werden lassen. Die Vorstellung von einemZeitstrahl, der von
der Vergangenheit über die Gegenwart in die Zukunft hineinreicht, kann in diesen Selbstbe-
schreibungen aufgehoben werden.
11 Siehe Holling: »Resilience and Stability of Ecological Systems«, der aus seinen ökologischen
Thesen direkt einen Management-Vorschlag ableitet, der typisch für das Netzwerk-Denken
ist, läuft er doch auf den Rat hinaus »to keep options open« (S. 21). Vgl. zur Stabilitätstheorie
ausführlich August: »Hierarchie, Markt, Netzwerk«.
12 Trotz der deklarierten Offenheit der Entwicklungsrichtung bleibt ein modernistischer Rest:
Wie bei Luhmann herrscht oft eine Vorliebe für Höherentwicklung. Sie wird dann standard-
mäßig mit einer Verdichtung der Verbindungen bzw. einer Steigerung der Komplexität ›er-
klärt‹. Das zerfallende Muster macht Platz für eines mit höherer Komplexität.
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dieser Theorie können auch aus weniger komplexen Systemen neue, komplexere
Systeme entstehen. Dies war die informationstheoretisch abgesicherte Alter-
native zu jener Verfallsthese, die organologische und physikalische Modelle der
Entropie seit dem 19. Jahrhundert motiviert hatten. Information wurde das op-
timistische Gegenmodell zur Atombombe, der Entropie in Reinform.13 In den
späteren Adaptionen konnte diese Perspektive hingegen zu einer Neubewertung
von Kontingenz dienen, die gegen die Einheits- und Kontinuitätskonzeptionen
des Souveränitätsdenkens in Stellung gebracht wurde. Denn wenn Stabilität eine
Selbstbeschreibung des Systems vor dem Hintergrund permanenter Neuproduk-
tion ist, dann verlieren die ›alten‹ humanistischen Identitätsanforderungen ihre
Legitimationsgrundlage.
Man kann an diesen Argumentationsgängen sehr gut beobachten, wie die Neu-
beschreibungen der Realität eine gesellschaftliche Sprengkraft entfalten: Die neuen
Strukturbeschreibungen werden zur Kritik normativer Muster herangezogen. Da-
bei konnte sich das technologische Denken auf einen ähnlichen Zusammenhang
in der Souveränitätstheorie beziehen. Denn hier war in der Zeitkonzeption eine
normative Anforderung an die Individuen eingelassen. Sie forderte ein, dass man
eine kohärente, prinzipienbewusste und aufgeklärte Persönlichkeit ausbildet. Die
Differenz- und Kontingenztheorie der Kybernetik unterläuft aber diese Vorstel-
lung einer konstanten Identität: Das System ist nie mit sich identisch, weil es sich
in jedemMoment als Funktion von System und Umwelt neu herstellen muss. Auch
Identität oder Subjektivität werden so zu einem kontingenten, veränderlichen Ef-
fekt ständiger Reproduktion: »Das Selbst ändert sich […] in jedemMoment, in jeder
einzigen Sekunde.«14
Vor allemMichel Foucault griff diese Argumentationskette auf und richtete die
Re-Modellierung des Selbst gegen die normativen Anforderungen der humanisti-
schen Souveränitätslehren. Foucaults Polemik gegen die Zeit-Konzeption der Mo-
derne steht in erster Linie imDienste einer Zerstörung des zugehörigen Subjektbil-
des: »Man frage mich nicht, wer ich bin, und man sage mir nicht, ich solle der glei-
che bleiben: das ist eine Moral des Personenstandes«, pointierte er diese Haltung
bereits am Eingang der Archäologie des Wissens.15 Gegen die Moral des Personen-
standes erarbeitete Foucault am Ende seines Lebens eine neue Subjekttheorie. Das
Subjekt tritt hier als eine ästhetische Form auf, die durch Selbst-Technologien im-
mer wieder neu modelliert werden kann. Das Subjekt ist dabei von seiner Position
im Netzwerk abhängig, hat aber auch selbst einen Einfluss auf die Umgestaltung
seiner Selbst und des Netzwerks.
13 Zur Atombombe als Entropie-Symbol Foerster (Hg.): Cybernetics of Cybernetics, S. 181.
14 So Heinz von Foersters Pointierung in Foerster/Pörksen: Wahrheit ist die Erfindung eines Lüg-
ners, S. 94.
15 Foucault: Archäologie des Wissens, S. 30.
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Metaphorisch wird der Abschied von der Subjekt-/Objekt-Dichotomie im Be-
griff des Relais erfasst, das im Netzwerk sowohl angesteuert wird als auch weiter-
leitet und damit selbst steuert. Alternativ tritt das Subjekt, etwa bei Foucault, als
Spieler auf, der strategische Spielzüge im Netzwerk der Interaktionen vollzieht.16
Der springende Punkt ist dabei, dass das Subjekt nicht einer Rationalität folgen
muss (etwa wie der homo oeconomicus), sondern mit einer Vielzahl von Rationali-
täten und Formen experimentieren kann. Im technologischen Regierungsdenken
wird damit genau der subjekttheoretische Wandel vorformuliert und in den 1970er
Jahren durchgesetzt, der laut Hartmut Rosa als die dominante Subjektform der
Spätmoderne gelten kann: »Der ›Spieler‹ überwindet die lineare, verrechnende und
verplanende Zeitorientierung der Moderne und ersetzt sie durch eine […] situati-
onsoffene und ›ereignisorientierte Zeitpraxis‹«.17
Diese technologische Konzeption eines situativen Subjekts steht einerseits im
Kontext von Design-Theorien und Kunst-Projekten, die in der Counterculture an
die Kybernetik anschlossen. Andererseits trifft sie sich mit den Selbst-Konzepten,
die im Rahmen der Systemtheorie entwickelt wurden. Wie Heinz von Foerster
bestand auch Luhmann darauf, dass das System nie das gleiche bleibt, sondern
sich stets neu und anders entwirft. Identität ist daher ein Produkt der Selbst- und
Fremdbeschreibung der Systeme ohne den ›wahren‹, ›authentischen‹ Kern, auf den
die Subjektphilosophie der Moderne stets bestand. Wie dies illustriert, arbeite-
ten Foucault und Luhmann die kybernetischen Begriffe nicht zuletzt ein, um die
humanistische Ontologie und die gesellschaftliche Selbstbeschreibung der Nach-
kriegszeit anzugreifen und ein ›neues Denken‹ durchzusetzen.
Dabei entwickelten beide ihren ›neuen‹ Denkansatz in der Auseinandersetzung
mit Aufklärung und Modernisierung, auf die sich das Nachkriegsdenken der Sou-
veränität verpflichtet hatte. Einerseits verabschiedeten sie sich von dem philoso-
phischenHumanismus, der auf einem souveränen Subjekt aufbaut, kritisierten die
politischen Ideologien von Liberalismus und Marxismus und zerlegten den Mach-
barkeitsglauben, der einem unzureichenden, simplizistischen Verständnis kausa-
ler Steuerung nachlaufe. Andererseits versuchten sie aber zugleich, den kritischen
Impuls der Aufklärung zu retten. Gerade für diese Operation bot das kybernetische
Denken Figuren an, die eine Radikalisierung durch rekursive Revision der Begriffe
möglich machte. Schon die second-order cybernetics hatte versucht, genau den radi-
kal kritischen Impuls der Kybernetik zu erhalten, indem die Begriffe noch einmal
16 Als weitere Sozialfigur könnte man bei Foucault den Lebenskünstler (in der dargestellten
Form von Lebenskunst) ausmachen. Eine weitere Alternative jenseits der untersuchten Fälle
sind die Synapsen eines neuronalen Systems. Diese Metapher war schon in der Kybernetik
leitend und prägt noch den Management-Diskurs der 1990er Jahre (Boltanski/Chiapello: Der
neue Geist des Kapitalismus, S. 165).
17 Rosa: Beschleunigung, S. 368.
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auf sich selbst angewendet wurden. Der neue Begriffsapparat wurde bei Luhmann
und Foucault daher auch als eine reflexiveWendung der Aufklärung präsentiert, in
der die epistemischen und moralischen Verkürzungen durch einen Blick zweiter
Ordnung aufgehoben werden. Der formale Imperativ einer reflexiven Revision der
eigenen Begriffe wird dann in die praktische Anforderung übersetzt, dass Systeme
und Subjekte eine ständige Selbstkritik üben sollten. Die differenztheoretische Flexi-
bilisierung des Denkens erscheint als eine neue aufklärerische Rationalitätsnorm.
»Regieren«: Konzeption und demokratietheoretische Folgen
Von der technologischen Begriffs- und Wissensordnung aus ließ sich eine grund-
sätzliche Kritik der modernen politischen Theorie formulieren, einschließlich ih-
rer Souveränitäts-, Kontinuitäts-, Integrations- und Identitätsvorstellungen. Aller-
dings sind Kybernetik, Governance und Gouvernementalität nicht zufällig Varia-
tionen auf die Etymologie des Regierens. Denn im Grunde ist die technologische
Begriffs- und Wissensordnung selbst das Ergebnis steuerungs- bzw. regulations-
theoretischer Problemstellungen. Sie erst veranlassten eine Revision dermodernen
Selbstbeschreibungen, die dann wiederum eine Reformulierung des Regierungs-
denkens ermöglichte. Diese konnte daraufhin in politische, wirtschaftliche oder
sozialtheoretische Kontexte (re-)importiert werden.
In den 1970er Jahren konnte diese Reformulierung des Regierungsdenkens
wirkmächtig werden, weil das bestehende Deutungsmuster Risse entlang seiner
Selbstwidersprüche zeigte. Dadurch konnte das technologische Krisennarrativ die
veraltete Rationalität der Moderne kritisieren. Je nach Ausgangspunkt rückten in den
Interventionen unterschiedliche Folgen der ›veralteten Rationalität‹ ins Zentrum:
In sozialer Hinsicht wurde die Unterdrückung der Subjekte thematisiert (Foucault,
Crozier), zeitlich rückte die Desynchronisierung der Systeme in den Blick (Luhmann)
und sachlich wurde die mangelnde Offenheit, Kreativität und Problemlösungsfähigkeit
kritisiert (Foucault, Luhmann, Crozier, Rittel/Webber). Daher, so die allgemeine
Schlussfolgerung, müsse man eine Konstruktionslogik grundsätzlich in Zwei-
fel ziehen, die Politik und Gesellschaft gegenüberstellt, die die Repräsentation
der Gesamtgesellschaft verspricht und damit hierarchische Ordnungsmuster
legitimiert – das technologische Krisennarrativ der 1970er Jahre zielte auf die
Souveränitätskonzeption der Nachkriegszeit.
Das politische Netzwerk-Denken setzte daher auf eine Neubestimmung des Ver-
hältnisses von Regieren, Politik und Gesellschaft. Indem die Gesellschaft in den Begrif-
fen eines ausdifferenzierten Netzwerkes beschrieben wurde, büßte die Politik ihre
Stellung als ›Steuerungszentrum‹ (mechanistischer Strang) oder ›Kopf der Gesell-
schaft‹ (organischer Strang) ein. Erstens wird das klassische Institutionensystem
›Politik‹ im Verhältnis zur Gesellschaft de-hierarchisiert und im Netzwerk der Ge-
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sellschaft dann auch noch de-zentriert. Zugleich werden Politik und Staat – zwei-
tens – nicht länger als Einheit aufgefasst, sondern in eine Vielfalt interdependenter
Prozesse disaggregiert. Im Gegenzug zur Abwertung politischer Steuerung wird –
drittens – der Begriff ›Regieren‹ von seiner Kopplung an Staat und Politik gelöst
und entgrenzt: ›Regieren‹ findet nun überall in der Gesellschaft statt. In den Ver-
ästelungen des Netzwerks vollzieht sich ständig eine soziale Selbstregulierung, die
eigene Codes und eigene Technologien (oder Medien) anwendet.
Für die Neubestimmung von ›Politik‹ lassen sich im technologischen Regie-
rungsdenken dann zwei Varianten ausmachen: Für die eine steht exemplarisch
Niklas Luhmann. Er entwarf Politik als ein Subsystem, das selbst in Subsysteme
aufgeteilt ist.Die zweite Variante nutzt den Begriff ›Politik‹ hingegen für Auseinan-
dersetzungen um die Regulationsmechanismen in den dezentralen Verästelungen
des Netzwerkes, was eher dem Foucault’schen Ansatz entspricht.18 So unterschied-
lich die beidenHerangehensweisen imDetail ausfallen: Beide gehen von einerWelt
aus, in der es keine gesamtgesellschaftliche Steuerung mehr gibt. Dort, wo eine
solche zentralistische Steuerung versucht wird, wird sie zur Gefahr für die Selbst-
regulation von Systemen und Individuen.
Der neue Regierungsbegriff ist dabei von der quasi-ontologischen Prämisse der
Kybernetik getragen, nach der es kein System ohne Regulation gibt. Damit wird
eine Position eingenommen, mit der die klassischen Theorien von Herrschaft und
Herrschaftsfreiheit abgelehnt werden. Deren Unterscheidung von Herrschaft und
Freiheit gehe an der Realität von Regulation vorbei: Modelle wie Befehl und Ge-
horsam, Herr und Knecht, Subjekt und Objekt unterschätzen demnach nicht nur
die Komplexität der meisten Abhängigkeitsverhältnisse, sie übersehen auch, dass
in allen sozialen Interaktionen gegenseitig aufeinander Einfluss genommen wird.
Regieren müsse daher mithilfe eines Netzes von Relationen beschrieben werden, das
durch Interaktions- oder Kommunikationsakte aufrechterhalten wird, in denen sich
die Seiten stets gegenseitig beeinflussen. Weil die einzelnen Beziehungen immer
in einen systemischen Zusammenhang eingebettet sind, lässt sich Regieren nur als
ein reflexiver, zirkulärer Prozess beschreiben – als eine ›Führung der Führungen‹, wie
Foucault treffend formulierte. Die Zirkularität führt dazu, dass Subjekt und Objekt
von Regulation nicht mehr unterschieden werden können. Vorgesetzte, wie es bei
18 Die beiden Perspektiven sind zu einem gewissen Grad spiegelbildlich angelegt: Denn die
Systemtheorie bezieht das Politische definitorisch auf das ausdifferenzierte Teilsystem Poli-
tik, während sie alle anderen Regelungsvorgänge mit Begriffen wie Codierung und Selbstor-
ganisation belegt. AndereAdaptionen des technologischenDenkenswie etwadie vonMichel
Foucault nennen gerade diese Selbstorganisation in den verschiedenen Feldern politisch, weil
sie kollektive Verbindlichkeiten festlegt, die prinzipiell veränderlich sind. Dadurch entsteht
eine gewisse Komplementarität: Während die eine Seite größere Probleme hat, die klassi-
sche, institutionelle Seite der Politik zu erfassen, kann die andere nicht recht die Politizität
auf anderen Ebenen als der des ›politischen Systems‹ erfassen.
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Luhmann heißt, werden von ihren Mitarbeitenden ebenso reguliert wie diese von
ihren Vorgesetzten.
Besonders deutlichwird diese Rekonfiguration daher auch an den neuen, syste-
mischen Machttheorien, die hier ausführlich am Beispiel von Luhmann und Fou-
cault dargestellt wurden. Wenn im Paradigma der Souveränität die Machtfrage
gestellt wurde, dann zielte sie stets auf eine Besitztheorie oder auf eine Legitimati-
onstheorie der Macht. Wie auch die Dokumente aus dem ersten Kapitel der Arbeit
nachgewiesen haben, fragten sie nach dem Inhaber und dem Inhalt von Macht.
Demgegenüber fokussieren die technologischen Theorien auf die Operationswei-
se von Macht. Dazu werden soziale Beziehungen als zweiseitige Bedingungsver-
hältnisse modelliert: A und B verfügen über eine Vielzahl von Alternativen, aus
denen sie auswählen müssen. Durch diese je autonome Selbst-Organisation üben
sie gleichzeitig Macht aufeinander aus. Macht ist daher eine nicht-kausale, mehr-
seitige Machtbeziehung, die eine gewisse Freiheit auf jeder Seite voraussetzt. Der
Aufstieg dieser systemischen Machtmodelle ist eine der erkennbarsten ideenge-
schichtlichen Folgen des Strukturwandels.
Dabei liegt der enorme analytische Mehrwert dieser Neubestimmung des Regierens
auf der Hand. Sie erlaubt, Machtverhältnisse auch jenseits der politischen Insti-
tutionen zu thematisieren und zudem unterschiedliche Formen der Machtbezie-
hungen auszumachen. Zugleich befreit sie die Analyse von anthropologischen oder
moralischen Vorannahmen über das ›Wesen‹ der Akteure. Stattdessen verlangt sie,
die Reproduktionsprozesse empirisch nachzuweisen und ihre Existenz ausgehend
von der Unwahrscheinlichkeit und Kontingenz ihrer Entstehung zu erklären. Da-
durch eröffnete sie eine ganz neue Breite an Forschungsfragen, wie der Erfolg von
Governance- und Gouvernementalitätsstudien demonstriert.
Konzeptionell liegt außerdem ein großer Gewinn dieser Perspektive darin, den
Begriff der Autonomie so neu gefasst zu haben, dass er nicht weiter im Widerspruch
zu Abhängigkeiten steht. Das ewige Dilemma der Souveränitätstheorie, in ihrer ei-
genenOntologie Bindung an ›souveräne‹ Vorgaben und ›souveräne‹ Bindungslosig-
keit zugleich erfassen zu müssen, wird im Netzwerk-Modell aufgelöst. Autonomie
kann dann gerade mit dem Überschuss der Verbindungen und der Selektionsnot-
wendigkeit begründet werden. Selektion bedeutet dann wiederum, zwangsläufig
eine bestimmte Art der Formung und Regulation auszuwählen. Dabei ist die be-
sondere Leistung von Luhmann, diese Selbstregulation für die gesellschaftlichen
Teilsysteme ausbuchstabiert zu haben, während Foucault den Führungsbegriff auf
das einzelne Individuum bezog und so die politische Qualität der Selbstverhältnis-
se herausgearbeitet hat.
Die Neubestimmung des Verhältnisses von Politik, Gesellschaft und Regieren
bringt jedoch auch erhebliche demokratie- und politiktheoretische Herausforderungen
mit sich, die sich aus den normativen Implikationen dieser Selbstinterpretation
ergeben.Wie im Laufe der Untersuchung immer wieder gezeigt wurde, speist sich
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die Kritik an den Steuerungstheorien der Moderne stets auch aus den persönli-
chen Erfahrungenmit einer »politischen Gesellschaft« oder den Zumutungenmar-
xistischer wie bürgerlicher Souveränitätsmodelle. Bereits die Kybernetik und der
Strukturalismus waren Versuche, die Denkpfade zu verlassen, die in ihren Augen
den Totalitarismus möglich gemacht hatten. Jenseits dieser intentionalen Stoß-
richtung der neuen Begriffe hat die Umstellung aber zwangsläufig auch normative
Effekte, weil sie das sozialtheoretische Fundament der Demokratietheorie unter-
läuft – vor allem dann, wenn die Demokratietheorie eine Souveränitätstheorie ist.
Besonders deutlich wird dies an der Ablehnung von Repräsentation. In den Augen
der radikalen technologischen Ansätze, wie sie Foucault und Luhmann vertraten,
beruht Repräsentation auf der Vorstellung, dass die sozialen Beziehungen entwe-
der normativ oder organisatorisch eine integrierte (oder integrierbare) Einheit bil-
den. Genau gegen diese Konzeption stellt sich aber die Differenztheorie: Aufgrund
der Diversität und Komplexität der Welt sei es prinzipiell unmöglich, die Gesell-
schaft als einheitliches Ganzes zu repräsentieren, und zwar »[w]eder in der Form
von ›Herrschaft‹ noch in der Form von ›Kultur‹ oder ›Werten‹«.19 Es ist daher fol-
gerichtig, dass die technologischen Ansätze konzeptionell und politisch in Konflikt
mit den beiden Dimensionen der Repräsentationsidee geraten, die ich im ersten
Teil anhand der Souveränitätstheorie rekonstruiert habe.
Die Präferenz für Differenzen und Diversität unterläuft zunächst den teleologi-
schen Repräsentationsanspruch, der sich auf ein höheres Gemeinwohl und ein all-
gemeines Entwicklungsziel beruft. Diese höhere Ebene läuft dem Denken in Sys-
temen und Netzwerken zuwider: Sie weisen eine verbindliche Moral und damit
zusammenhängende Lebensweisen zurück. Aus diesem Grund polemisieren Luh-
mann und Foucault immer wieder gegen die universellen Intellektuellen, die dia-
lektische Vernunft und die moralische Dogmatik von Konservativen und Neomar-
xist:innen. Denn sie suggerieren, dass es eine höhere moralische Ordnung gebe,
an die man sich dialektisch annähere. Das Netzwerk-Denken lehnte aber substan-
ziell die Vorstellungen eines Gemeinwohls und prozedural die dialektische Ver-
nunft ab. Interessanterweise bemerkten auch Boltanski und Chiapello diese Ab-
lehnung moralischer Standards.20 An ihre Stelle tritt gewissermaßen die usability.
Das Netzwerk-Denken verabschiedet die starke Gemeinwohlorientierung der Sou-
veränitätstheorie, die im ersten Kapitel deutlich auffiel: Weder das Gerechte noch
das Gute, sondern das situativ und subjektiv Brauchbare zählt.
Die Einsicht in die Singularität und Komplexität konterkariert zudem den or-
ganisatorischen Repräsentationsanspruch der Souveränitätstheorie. Man hat stets
nur seine partielle Perspektive, die an einem Punkt im Netzwerk sitzt. Die Diffe-
renztheorien wenden sich daher grundsätzlich dagegen, dass ein gesellschaftliches
19 Luhmann: Die Politik der Gesellschaft, S. 221.
20 Vgl. etwa Boltanski/Chiapello: Der neue Geist des Kapitalismus, S. 151.
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Ganzes hergestellt (Integration) und dargestellt (Repräsentation) werden könnte.
Demokratietheoretisch trifft diese Kritik vor allem die politischen Parteien, die als
Willensbildungs- und Integrationsinstanzen im Souveränitätsdenken fungierten.
Besonders scharf fällt die Parteienkritik bei Foucault aus. Er distanzierte sich
grundsätzlich von ihnen, weil sie für die alten Organisationsformen und Konfor-
mitätsnormen der Moderne stehen würden und man in ihnen stets gezwungen
sei, Positionen einzunehmen, die gar nicht die eigenen seien. Gleichzeitig wandte
sich Foucaults Kritik aber auch an die Vorfeldorganisationen dieser Parteien wie
etwa Gewerkschaften. Sein eigenes Engagement in der Groupe d’Information sur les
Prisons schuf eine netzwerkartige Organisationsform, in der die einzelnen Akti-
onseinheiten lokale und autonome Knotenpunkte sind. Der größere Effekt würde
sich nicht durch die einheitliche, hierarchische Struktur einer übergeordneten Or-
ganisationsebene, sondern durch die Vielzahl der Kritiken ergeben. Nicht nur der
institutionalisierte Politikbetrieb, sondern auch die ›alten‹ Institutionen der Sozi-
alkritik werden so infrage gestellt.21
Auf den ersten Blick scheint Luhmanns Kritik an den Parteien zurückhalten-
der, weil er sie nicht prinzipiell ablehnte. Doch bei genauerem Hinsehen fällt die
Radikalität von Luhmanns Kritik auf: Denn er bezweifelte grundsätzlich die Sensi-
bilität politischer Parteien.Daher verabschiedete er die ›progressiven‹ und ›konser-
vativen‹ Parteien, die für ihn den gleichen, veralteten politischen Code vertraten.
Diese Sichtweise teilte er mit Foucault ebenso wie die Diagnose, diese politischen
Richtungen stünden den Herausforderungen der 1970er Jahre völlig ideenlos ge-
genüber. Gegen die moderne Prinzipientreue empfahl Luhmann einen politischen
Opportunismus. Für ihn war Opportunismus nur ein ›altes‹ Wort für eine norma-
tiv befürwortete Eigenschaft, nämlich die kognitive Offenheit für Alternativen und
Lernprozesse. Diese kognitive Offenheit und Flexibilität werde aber durch Hierar-
chien und durch Normbindung blockiert.
Das technologische Regierungsdenken zielt damit allgemein formuliert auf die
Loslösung von den Zwängen, die durch die Organisationsformen der Moderne ge-
neriert werden, fordert aber zugleich die Grundlagen der repräsentativen Demo-
kratie heraus. In subjekttheoretischer Hinsicht führt die Figur des Spielers zur Ver-
haltensempfehlung in der Politik. Einerseits passt opportunistisches Verhalten zur
Echtzeitgesellschaft, zur Befürwortung von Diversität und zu dem (immer noch
modernen) Streben nach Autonomie und Wahlmöglichkeiten. Andererseits erfor-
dert dies auch flexiblere Organisationsformate, in denen die Organisationspraxis
21 Auch Boltanski und Chiapello wiesen darauf hin, dass sich die Netz-Metaphorik in alternati-
ven Arbeiterbewegungen verbreitete. Dadurch kommt es auch zu der paradoxen Situation,
dass sich die Kritik der Arbeitgeber und der Management-Diskurs selbst auf die Netzstruk-
tur beziehen (vgl. Boltanski/Chiapello: Der neue Geist des Kapitalismus, S. 417, 560f.). Dieses
Ergebnis kann hier unterstrichen werden.
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variabel und experimentell sein soll. Diese Experimentier- und Innovationsfähigkeit
ist das normative Markenzeichen des technologischen Regierungsdenkens, das so-
wohl auf die Selbstführung einzelner Subjekte als auch auf die Selbstorganisation
von Systemen, sowohl auf die sozialen Praktiken als auch auf die sachlichen Ideen
angewandt wird.
Offenheit wird dabei zu einer Leitidee. Denn Innovations- und Experimentier-
fähigkeit hängt davon ab, dass Informationen frei flottieren können. Es müsse ein
Rauschen des Wissens geben, ohne dass dieses Wissen vorab moralisch oder ratio-
nalistisch bewertet werde.22 Die Offenheit der Informationen ist das Gegenstück
zur kognitiven und praktischen Offenheit. Die Forderungen nach einem ›offenen
Zugang‹ zu Informationen, wie sie am Beginn des 21. Jahrhunderts oft zu hören
sind, haben daher eine ihrer Wurzeln im technologischen Regierungsdenken. Eine
andere Wurzel liegt allerdings in der neoliberalen Vorstellung, dass Informations-
vollständigkeit eine neutrale, rationale Wahl des bestmöglichen Weges erreichen
würde. Im Gegensatz dazu geht das technologische Regierungsdenken aber davon
aus, dass mit Mehr-Wissen immer Nicht-Wissen einhergeht, und zwar nicht nur,
weil man neue unbekannteWissensgebiete entdecke, sondern weil es sich stets nur
um ein bestimmtes, perspektivisches Wissen handele, das an eine prinzipiell kon-
tingente Funktionslogik (Luhmann) oder Epistemologie (Foucault) gebunden ist. In
sachlicher Hinsicht seien daher alle Probleme wicked problems, deren Beschreibung
stets schon die Problemlösung vorzeichnet. Mehr Wissen kann daher nie zum one
best way, sondern nur zu neuen möglichen Wegen führen, die sich gestalten, desi-
gnen und ausprobieren lassen. Die Offenheit für das Experiment geht daher mit
Risikoakzeptanz einher, die sich zu Risikoaffinität steigern kann.23
DieUmstellung des politischenDenkens auf Differenz problematisiert auf dieseWei-
se die gängigen Bewertungskriterien des Regierens, nämlich Legitimität und Ef-
fizienz; es legt das wohlfahrtsstaatliche Ziel sozialer Sicherheit ab; und es kriti-
siert die Träger dieses formal und inhaltlich ›modernen‹ Politikverständnisses, also
die Parteien und den Staat. Das technologische Differenzdenken weist moralische
und organisatorische Repräsentationsansprüche ebenso zurück wie die einfache
Zweck-Mittel-Rationalität, die ihren klarsten Ausdruck in ökonomischen Kalkula-
tionen findet. Organisatorisch werden demgegenüber nicht-hierarchische, nicht-
22 Auch soziale Netzwerke wie Facebook und YouTube funktionieren in gewissen Bereichen
nach diesemMuster: Das primäre Ziel ist die Verteilung von Informationen. Dabei zählt nicht
ihr moralischer Status (etwa ob sie fake news sind), sondern die Aktivität und Lust, die sie
erzielen. Dieses ›engagement‹ wird u.a. in Shares, Likes und Kommentaren gemessen (vgl.
Lischka/Stöcker: Digitale Öffentlichkeit, S. 18-27).
23 In ökonomischer Hinsicht bestehen hier Anschlusspunkte für Risikokapital und eine Start-
up-Kultur.
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repräsentative und dafür hochgradig flexible Formen gesucht, die zu einem Zeit-
punkt eine Vielzahl unterschiedlicher Rationalitäten einbinden können und über
die Zeit durch permanente Selbstkritik zu Innovationen und Veränderungen fähig
sind. Nachdem das Gute und Gerechte – ob es dogmatisch oder ökonomisch be-
stimmtwurde – argumentativ verabschiedet war,werden imNetzwerk-Denken die
situative Praktikabilität und Kreativität zu einem Maßstab von Entscheidungen.
Praxisfelder des Regierens: Ökologie, diversity, network governance
Mit dieser Ausrichtung des Regierungsdenkens auf Differenz, mit der Situativi-
tät (zeitlich), Flexibilität (sozial) und Innovationen (sachlich) normativ hervorge-
hoben werden, treten auch neue Praxis- und Themenfelder des Regierens in den
Vordergrund. Niklas Luhmann stand dabei exemplarisch für eine breite Strömung
innerhalb des technologischen Regierungsdenkens, die die Ökologie als zentrales
Problem benannte.Neben Luhmannwäre dabei insbesondere der Ansatz der system
dynamics um Jay W. Forrester zu nennen, auf der auch die berühmten Berichte des
Club of Rome beruhen.24 In Deutschland hat Frederick Vester bereits in den 1980er
Jahren versucht, diesen Ansatz auch auf städtische Planungsprozesse zu übertra-
gen, während er eine breitere Öffentlichkeit zugleich mit dem Brettspiel Ökolopoly
für die Interdependenzen sensibilisieren wollte.25
Die Unterscheidung von System und Umwelt und die Betonung fortwähren-
der Rückwirkungen (Feedback/Zirkulation) prädestinierte das technologische Re-
gierungsdenken dafür, Ökologie auch als politisches Thema zu entdecken. Dabei
konnte Ökologie in zwei unterschiedlichen Weisen relevant werden: Sie stand ei-
nerseits für die innergesellschaftliche Ökologie der Teilsysteme, andererseits aber
auch für die ›natürliche‹ Umwelt des Gesellschaftssystems. Damit bot das tech-
nologische Regierungsdenken in den 1970er und 1980er Jahre paradoxerweise be-
sonders attraktive Anschlusspunkte für ›Konservative‹, die ein restriktives, inkre-
mentelles Politikverständnis vertraten, das beständig auf die Grenzen politischer
Steuerung hinweist, und für die grünen Alternativbewegungen, die sich von der
Normalgesellschaft abgrenzten.
Die Betonung von Differenzen wiederum dürfte einen wichtigen Anteil daran
haben, dass diversity politics und diversity management eine prominente Stellung in
24 Vgl. zum Durchbruch der ›Ökologie‹ auch Bühler: Ecocriticism, S. 17-22.
25 Vester hat zahlreiche Publikationen dazu vorgelegt. Einen guten Überblick bietet Vester: Die
Kunst vernetzt zu denken. Das Brettspiel erschien bei Ravensburger; in der PC-Variante eco-
policy bildet das Spiel heute die Grundlage für einen bundesweiten Schülerwettbewerb, die
Ecopolicyade. Vgl. dazu ausführlich Kuchenbuch: »Ökolopoly«.
394 Technologisches Regieren
politischen Debatten seit den 1970er Jahren zukommt. Auch hier zeigen die unter-
schiedlichen Rezeptionen des kybernetischen Differenzdenkens, die im Laufe der
Studie untersucht wurden, dass die Einsicht in die Produktivität von Differenz so-
wohl in den alternativen sozialen Bewegungen als auch in Organisations- bzw.Ma-
nagementansätzen durch die Übernahme kybernetischer Figuren eingebaut wer-
den konnte; vor allem über die Lebensläufe der Counterculture-Generation kann
beides sogar miteinander verbunden werden.
Die Betonung von Diversity schlägt sich infolgedessen auch in policy-
Vorschlägen nieder.26 In Deutschland gehört hierzu zum Beispiel die Initiative
Orte der Vielfalt, mit der Städte und Gemeinden bei der Implementierung von
diversitätsfördernden und -erhaltenden Maßnahmen unterstützt werden. Diver-
sität wird hier aktiv als Wertungsmaßstab guter Politik herausgehoben. Ähnliche
policy-Konzepte finden sich auch in anderen europäischen Staaten, etwa in Groß-
britannien. Dort wurden zum Beispiel für den öffentlichen Dienst (civil service) ein
Diversity Practitioners Network (!) und ein Diversity Champions Network geschaffen,
das best practice-Ansätze für Diversität ventiliert. Auch im privaten Management
von Unternehmen gibt es entsprechende Ansätze. So haben zahlreiche EU-Länder,
darunter auch Deutschland und Frankreich, eine Charta for Diversity, in der sich
Unternehmen selbst verpflichten. Dabei steht freilich außer Frage, dass im Laufe
der Diffusion und Implementation von diversity-Konzepten Modulationen der Ide-
en stattfinden, weil sie auf andere Einflüsse treffen, in verschiedene Richtungen
übersetzt und letztlich in Praktiken übertragen werden müssen. Diese Prozesse
könnten Anlass zu Detailstudien geben.27
26 Zu allen folgenden Beispielen vgl. Vertovec: »›Diversity‹ and the Social Imaginary«; zum Er-
folg von diversity politics vgl. auch Reckwitz: Die Gesellschaft der Singularitäten, S. 383-393. Selt-
samerweise ist die Relevanz des kybernetischen Denkens für die Ventilierung von diversi-
ty-Ansätzen bisher kaum thematisiert worden. In der Literatur findet sich üblicherweise der
Hinweis auf die amerikanische Bürgerrechtsbewegung und auf die später auftauchendeMa-
nagementperspektive, diewiederum für dieÖkonomisierung von (vermeintlicher) Diversität
kritisch betrachtet wird. Dabei scheintmir die Verbindung von kybernetisch inspirierten Dif-
ferenztheorien zu (a) Counterculture und dem differenzaffinen Silicon Valley und (b) zu den
network governance-Ansätzen einschlägig. Damit soll, um Missverständnisse zu vermeiden,
keineswegs gesagt werden, dass es sich hier um den einzigen oder den einflussreichsten
Entstehungsweg von diversity politics handelte; vielmehr will ich anregen, dass weitere For-
schung auf dem Gebiet auch hier ansetzen könnte.
27 Die Ergebnisse solcher Studien können ernüchternd sein. So hat Mark Bevir gezeigt, dass es
bei administrativen Reformen des Polizeisektors in Großbritannien vorkam, dass die lokalen
Akteure die neuen community policing-Ansätze begrüßten, weil sie sie ohnehin seit jeher so
praktizierten. Dies hatte freilich den Effekt, dass sich nichts an der Praxis änderte: Die Um-
setzung der Reform ist hier auf Widerstand gestoßen, ohne auf Widerstand zu stoßen. Vgl.
Bevir: Democratic Governance, S. 241f.
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DassDiversität ein zentrales Anliegen des staatlichen Regierens im 21. Jahrhun-
dert sein muss, fordern folgerichtig auch network governance-Ansätze ein: »The ne-
glect of diversity as a special and important characteristic of social-political sys-
tems is probably at the root of many governance and governability problems.«28
Die politischen network governance-Ansätze diskutieren insbesondere die veränder-
ten Praktiken des Staates im technologischen Regierungsdenken. In der Studie
ist deutlich geworden, dass der Staat in den 1970er Jahren von den unterschied-
lichsten Seiten kritisiert und angegriffen wurde. Keines der vier Krisennarrative
hat allerdings den Staat verabschiedet – auch nicht das neoliberale und das tech-
nologische Regierungsdenken, die sich gegen die in ihrer Sicht mangelnde oder
veraltete Regierungsrationalität des souveränen Staates stellten. Der technologi-
sche Strang ging zunächst auf Distanz zur Kategorie des Staates, weil dieser in
den Souveränitätstheorien der Nachkriegszeit ein Repräsentant des Allgemeinen
war – und genau diese Repräsentationsidee kritisierte ja das Netzwerk-Denken.
Die technologische Abgrenzung zeigt sich dabei darin, dass ›der‹ Staat bei Luh-
mann und Foucault anfangs systematisch de-thematisiert wurde, entweder indem
der Begriff durch den des politischen Systems weitgehend verdrängt wurde, oder
indem ganz gezielt nicht ›der‹ Staat, sondern die Vielzahl dezentraler Machtme-
chanismen in den Blick genommen wurde.
Wie in den anderen Krisennarrativen stand außerdem die Überdehnung des
Staates im Zentrumund die technologischen Interventionen forderten vielfach, die
staatlichen Eingriffe in die Selbstregulation der Systeme und Individuen deutlich
zurückzufahren. Erneut können die beiden untersuchten Fälle als Beispiele dafür
dienen: Während etwa Luhmann eine solche Neuausrichtung der wohlfahrtsstaat-
lichen policy mit dem Begriff des ›restriktiven Politikverständnisses‹ verteidigte,
sah auch Foucault im alten Politikverständnis »eine Ordnung von Werten«, in der
»eine unendliche Nachfrage mit einem endlichen System« konfrontiert ist, und ar-
gumentierte für die Eigenverantwortung der Einzelnen.29
Diese doppelte Distanz zum Staat war jedoch kein prinzipieller Einwand ge-
gen Staatstätigkeiten. Gedrängt von den immer lauteren Debatten um die Krise
des Staates und die Unregierbarkeit der Gesellschaft, entwickelten auch Luhmann
und Foucault je ein eigenständiges Verständnis, für das sie die kybernetisch-tech-
nologische Terminologie benutzten. Foucault trennte dabei die imaginäre Einheit
›des‹ Staates in einen beweglichen, veränderlichen Effekt unterschiedlicher Regie-
rungsrationalitäten und -technologien auf. Zugleich verteidigte er immer stärker
eine neue ›nicht-disziplinarische‹ Form des Rechts, mit der das Recht zur Ermög-
lichung individueller und gesellschaftlicher Experimente beitragen konnte. Luh-
mann wählte hingegen einen anderen Weg. Er stellte einerseits den ›Staat‹ als
28 Kooiman: »Governance and Governability«, S. 41.
29 Foucault: Dits et Ecrits, IV, 325, S. 457.
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ein Artefakt gesellschaftlicher Kommunikation und darin eingeschlossener Erwar-
tungen dar; andererseits nahm er den Staat als Organisation in den Blick, und
schließlich ließ er ihn als einen Schutzgarant der Netzwerk-Gesellschaft auftreten,
der seiner Kommunikation durch den Verweis auf das Gewaltpotenzial Nachdruck
verleihen könne.
In den network governance-Ansätzen wird dieses noch recht vage Profil, wie man
die Rolle des Staates vor dem Hintergrund einer technologischen Weltsicht kon-
zipieren könnte, im Laufe der 1990er und 2000er Jahre zu einem administrativen
Programm konkretisiert, auch wenn es freilich unterschiedliche Akzentsetzungen
in der network governance-Debatte gibt. Grundlegend für die politiktheoretischen
Entwürfe des network governance ist dabei die bekannte gesellschaftstheoretische
Perspektive: Demnach gebe es kein Zentrum der Gesellschaft (centreless society) und
auch ›der‹ Staat bzw. ›die‹ Politik werden als ein in sich ausdifferenzierter Bereich
interpretiert, in dem unterschiedliche Rationalitäten und Institutionen miteinan-
der interagieren (differentiated polity).30 Diese Sichtweise richtet sich nach wie vor
unmittelbar gegen das souveränitätstheoretische Modell des Regierens: »But since
a constitutive feature of governance networks is self-regulation, it is not possible to
regulate governance networks by means of traditional sovereign forms of detailed,
hierarchical and bureaucratic regulation. Sovereign forms of regulationwould inevitably
undermine the self-regulating capacity of the networks.«31
Damit wird das ›Standardnarrativ‹ des technologischen Regierungsdenkens
wieder aufgerufen. Ein paradigmatisches Beispiel die Ausgestaltung des techno-
logischen Narrativs im network governance ist dann Jan Kooiman: Für ihn hat die
Welt eine »complex, dynamic and diverse nature«, die »new forms of governing
and governance« erfordert.32 Um diese neuen Governance-Formen zu entwerfen,
berief er sich explizit auf kybernetische Konzepte – von Warren Weaver und
Todd La Porte über Ilyai Prigogine bis hin zu Niklas Luhmann. Im Einklang
damit wird auch hier die Idee des one best way zurückgewiesen.33 Der network
governance-Ansatz verstehe sich als eine »revolution against simplicity« und betone
die »change aspects of interactions«, also die Notwendigkeit einer permanenten
Dynamik.34 Insgesamt wird aus der ›Natur‹ der komplexen, diversen und dyna-
mischen Gesellschaft direkt auf die Anforderungen des Regierens geschlossen:
»governing and governance itself should be dynamic, complex and varied.«35
30 Siehe z.B. Rhodes: Understanding Governance, S. 3.
31 Sørensen/Torfing: »Theoretical Approaches to Metagovernance«, S. 169 (Hervorhebung
hinzugefügt).
32 Kooiman: »Governance and Governability«, S. 35; zum Folgenden etwa Kooiman: Governing as
Governance, S. 197-202.
33 Kooiman: »Governance and Governability«, S. 39.
34 Kooiman: »Governance and Governability«, S. 41.
35 Kooiman: »Governance and Governability«, S. 36.
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Dieses Regierungskonzept zeichnet sich dann durch drei wichtige Aspekte aus:
Erstens wird explizit ein Fokus auf eine Politik der Dynamik und Diversität ge-
legt. Dahinter steht einerseits die bekannte Idee, dass mehr Variation auch eher
zu einem sachlich tragfähigen und sozial akzeptierten Umgang mit einem kom-
plexen Problem führt;36 andererseits wird zugleich anerkannt, dass die Diversi-
tät der Identitäten in der Gesellschaft einen ausgeprägten Raum der Selbstregu-
lation brauchen (self governance).37 Zweitens findet deshalb der Staat auch hier eine
klare Grenze in den nicht überschaubaren und nicht steuerbaren Dynamiken der
Gesellschaften.38 Das hierarchische Planungs- und Steuerungsdenken der Nach-
kriegszeit wird deutlich zurückgetrimmt. Staatliche Politik sollte zunächst darauf
hinauslaufen, »to disperse macro responsibilities to social actors«.39 Dennoch soll
der Staat drittens eine eigene Rolle erhalten, indem er die gesellschaftlichen Aus-
handlungsprozesse der diversen Organisationen und Gruppierungen anregt und
unterstützt. Er trage die Verantwortung »for organizing social-political interac-
tions which enables social-political systems to organize themselves.«40
Damit wird das ›nachhaltige‹ Design vielfältiger co-arrangements zur Aufgabe
von Regierungen. In der Literatur hat sich für diese neue Praxis des Regierens der
Begriff des network management (Walter Kickert, Rod Rhodes) oder des metagover-
nance (Jan Kooiman, Bob Jessop) durchgesetzt.41 Diese Governance-Praxis betrifft
zunächst das Design der Netzwerke. Die öffentlichen Akteure sollen die Zusam-
mensetzung und das Setting der Netzwerke so entwerfen, dass eine aktive und
kooperative Situation entsteht, in der die sogenannten stakeholder ihre Ressourcen
zusammenführen können.
Neben dem Design des Netzwerks gehört zum metagovernance aber auch, die
selbstregulativen Aushandlungsprozesse durchgehend zu begleiten. Die öffentli-
chen Instanzen sind zum Beispiel für die Sinnstiftung und Aktivierung der Be-
teiligten und für die Mediation von Konflikten zuständig.42 Gleichzeitig sollen sie
auch ein Auge auf die Innovationsfähigkeit im Netzwerk haben. Da selbstregulati-
ve Prozesse zu einem »dynamic conservatism« neigen könnten, müsste in diesem
Fall neue beziehungsweise mehr Varianz eingeführt werden, um neue ›Kreativi-
36 Kooiman: »Governance and Governability«, S. 40f.
37 Kooiman: Governing as Governance, S. 194f.
38 Kooiman: Governing as Governance, S. 205f. Wie Luhmann lehnt Kooiman Hierarchien nicht
prinzipiell ab, reduziert jedoch ihren Anwendungsbereich stark, weil sie nur mäßig mit der
Diversität und fast gar nicht mit der Dynamik der Gesellschaft mithalten könnten.
39 Kooiman: »Findings, Speculations and Recommendations«, S. 261.
40 Kooiman: »Findings, Speculations and Recommendations«, S. 260f.
41 Zusammenfassend Sørensen/Torfing: »Theoretical Approaches to Metagovernance«, S. 169.
42 Dazu ausführlich mit weiteren Aufgaben Klijn/Edelenbos: »Meta-governance as Network
Management«; Sørensen/Torfing: »Theoretical Approaches to Metagovernance«.
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tät‹ zu generieren.43 Der Staat ist somit gewissermaßen für das change management
zuständig, das aus der zugehörigen Organisations- und Unternehmensberatung
bekannt ist.
In einer typischen Formulierung zusammengefasst, geht es bei metagovernance
also darum, die »rules of the game« und die »games within networks« zu gestal-
ten.44 Dabei können öffentliche Institutionen selbst in den Netzwerken aktiv sein,
treten dann aber eben als ›Spieler‹ im Netzwerk auf.45 Hinter den Design- und
Spielmetaphern wird so das tiefere Selbstverständnis des Staates für die Regierungs-
praxis deutlich: In einer komplexen vernetztenWelt nehmen Regierungen und Ver-
waltungen die Rolle eines ›facilitator‹ ein. Weil sie keine direkte Kontrolle ausüben
können (oder sollen), sollen sie eine reflexive Führung der Interaktionen leisten.
Der Staat versteht sich als Unterstützer und Schützer der Selbstregulation.46
Daraus folgt sogleich ein spezifisches Anspruchsprofil an die Subjekte: Die Ange-
stellten des öffentlichen Dienstes sollen nicht mehr hierarchischen Ordnungsmus-
tern folgen, sondern auf Kreativität und Aktivität verpflichtet werden: »the tradi-
tional ideal typical image of public administrators as rule-following bureaucrats
should be exchanged with an image of them as creative, pragmatic, and engaged
process facilitators and network participants.«47
43 Kooiman: »Findings, Speculations and Recommendations«, S. 261; einschließlich des explizi-
ten Zusammenhangs von Varianz und Kreativität siehe Klijn/Edelenbos: »Meta-governance
as Network Management«, S. 204.
44 Derartige Formeln sind ubiquitär. Siehe etwaKlijn/Edelenbos: »Meta-governance asNetwork
Management«; Sørensen/Torfing: »Theoretical Approaches to Metagovernance«; Kooiman:
»Findings, Speculations and Recommendations«, S. 258f.; Rhodes: Understanding Governance.
45 Siehe Sørensen/Torfing: »Theoretical Approaches to Metagovernance«, S. 170. Dies wird
hands-on metagovernance genannt.
46 Klijn/Edelenbos: »Meta-governance as Network Management«, S. 199: »As networks are
made up of many actors with different resources and are characterized by complex inter-
action processes, they cannot be easily controlled; this is why we prefer the word ›guidance‹
or ›facilitation‹.«
47 Sørensen/Torfing: »Theoretical Approaches to Metagovernance«, S. 171. Hier wird dies als Ei-
genschaft von sogenannten interdependency theoristsdesMetagovernance eingeordnet. Aller-
dings ist die dortige Unterteilung der Ansätze nicht überzeugend, weil widersprüchlich. Zum
Beispiel stellen Sørensen und Torfing die Interdependenztheorien als Vertreter von hands-on
metagovernancemit deskriptiver Ausrichtung vor. Im Teil über Interdependenztheorien wird
dann aber ausdrücklich gesagt, dass nach ihnen der öffentliche Dienst in eine bestimmte
Richtung entwickelt werden soll und sie sowohl hands-off- als auch hands-on-Strategien the-
matisieren.Darüber hinaus lässt sich auch stark bezweifeln, dass Scharpf undMayntz zusam-
men mit Kooiman eine Gruppe der ›Regierbarkeitstheoretiker‹ bilden. Zum einen konzen-
trierte sich Scharpf auf Rational-Choice-Modellierungen, zum anderen grenzteMayntz ihren
Ansatz immer wieder explizit von Governance-Theorien ab (Mayntz: »Governance Theory als
fortentwickelte Steuerungstheorie?«).
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Wie in den anderen Fällen technologischen Regierungsdenkens bedeutet die-
se Abkehr von teleologischen Regierungsverständnissen auch hier eine Abkehr von
Konzeptionen des Gemeinwohls und des Allgemeinen. Network governance ist da-
mit eine weitere Variation des technologischen Regierungsdenkens, bei der sich
die historische Entstehung und die systematischen Elemente im Hinblick auf Un-
terschiede und Gemeinsamkeiten mit anderen Varianten im Detail untersuchen
ließen. Bereits bei oberflächlicher Betrachtung fällt natürlich auf, dass die verwal-
tungswissenschaftliche Einbindung zu einem stärkeren Fokus auf die Effizienz des
Regierens führt. Es handelt sich gewissermaßen um das verwaltungstechnische
Gegenstück zu Foucaults kritischer Konzeption einer Führung der Führungen.48
Der neuerliche Fokus auf Regierungseffizienz unterstreicht, dass bei der Über-
setzung des radikalen kybernetischen Denkens in praxisnähere Zusammenhänge
Konflikte und Verkürzungen entstehen, wie sie auch bei Foucault und Luh-
mann aufgefallen waren. Dennoch sieht man auch an diesem Beispiel, dass der
Netzwerk-Ansatz keine einfache Fortschreibung und auch keine Abkehr, sondern
eine Revision der Moderne bedeutet. Es wird weiterhin nach einer Steigerung der
Möglichkeiten gesucht. Das Netzwerk-Denken ist aber insofern ›post-modern‹, als
es die Moderne durch eine reflexive Wende des Begriffs- und Normhaushaltes neu
ausrichten wollte. Dieses Projekt steht hinter der Rhetorik des ›neuen Zeitalters‹
und des ›neuen Denkens‹.
Die Geschichte des Netzwerk-Denkens zeigt, dass dieses postmoderne, diffe-
renznormative Regierungsdenken keineswegs nur das Ergebnis radikaler linksli-
beraler Intellektueller ist, wie es etwa Andreas Rödders Geschichte des 21. Jahr-
hunderts in durchaus polemischer Absicht suggeriert.49 Vielmehr bildete es sich
in einem heterogenen, interdisziplinären und technologischen Forschungszusam-
menhang. Dessen Ideen konnten dann in so unterschiedlicher Weise verarbeitet
werden, dass Management-Theorien und alternative Bewegungen, dass ›Konser-
vative‹ mit Umweltbewusstsein und postmarxistische ›Linke‹ daran anschließen
konnten. Auch wenn hier im Schluss die Gemeinsamkeiten vorgehoben wurden,
48 Im network governance ist die seltsame Nähe zu Foucault und den Governmentality Stu-
dies nicht unbemerkt geblieben, auch wenn dieser Zusammenhang (natürlich) nicht syste-
matisch untersucht wurde. Siehe etwa Esmark: »Systems Theory«, S. 95; Sørensen/Torfing:
»Theoretical Approaches to Metagovernance«, S. 178-180; eher beobachtend Sack: »Gover-
nance undGouvernementalität«; Biebricher: »Foucault, Gouvernementalität und Staatstheo-
rie«, S. 15-22.
49 Vgl. noch einmal Rödder: 21.0, S. 100-107, 116-126. Die polemische Stoßrichtung wird dann
insbesondere in Interviews deutlich. Hier neigt Rödder dazu, dem postmodernen Dekon-
struktivismus einen moralischen ›Rigorismus‹ und eine ›repressive Toleranz‹ zu attestieren
und dies zum Auslöser des Rechtspopulismus zu erklären. Siehe Rödder: »›Als Historiker
kann ich nur sagen, es kommt nichts zurück‹«.
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muss daher noch einmal betont werden, dass die konkreten Ausprägungen tech-
nologischer Figuren sehr unterschiedliche, ja geradezu gegensätzliche Formen an-
nehmen können.Wie auch beim Souveränitätsdenken zu sehenwar, ist diese breite




Die 1970er Jahre waren der Schauplatz einer tiefen Krise des Selbstverständnisses
der westeuropäischen Gesellschaften, die eine große Transformation der Struktu-
ren, Praktiken und Selbstbeschreibungen nach sich zog. Während die Geschichts-
wissenschaften vor allem Krisenphänomene wie die Jugendarbeitslosigkeit und die
Ölpreiskrise detailliert untersuchten, undwährend jüngere Gesellschaftstheorien50
diese Wandlungen zu größeren Thesen bündelten, hat die Politikwissenschaft bis-
her verhältnismäßig wenig zum Verständnis dieses Strukturwandels beigetragen
– und das obwohl die Krise eine ganze Reihe neuer politischer Ideen freisetzte und
damit die politische und politikwissenschaftliche Realität grundlegend verschob.
Vielleicht liegt dies auch daran, dass eine solche Analyse nur als eine integrative So-
zialwissenschaft betrieben werden kann, die das Verhältnis und den Wandel von
politischen und gesellschaftlichen Ordnungsvorstellungen untersucht.
Um diesen tiefgehenden Wandel des Regierungsdenkens deutlich zu machen,
habe ich das Regierungsdenken der Nachkriegszeit und die konfligierenden Deu-
tungsmuster in den Krisendebatten der 1970er Jahre herausgearbeitet. Die Kri-
sendiskurse der 1970er Jahre räumten die ›älteren‹ Begriffs- und Konfliktschemata
zwischen ›Konservativen‹ und ›Progressiven‹ ab, die die Konflikte im Rahmen des
Souveränitätsparadigmas dominiert hatten, und sie führten zum Aufstieg neuer
Deutungsansätze. Diese Analyse der Deutungsmuster kann dabei als eine Ergän-
zung zu den soziologischen Wandlungsthesen verstanden werden, die stärker auf
strukturelle Dynamik und Effekte abstellen. Sie liefert einen Ansatz, um die Rich-
tung des Strukturwandels mithilfe der Selbstdeutungen der Akteure noch weiter zu
erklären.
Dabei hat sich gezeigt, dass sich die so oft kolportierte Diagnose einer totalen
Neoliberalisierung von Politik und Gesellschaft nicht halten lässt. Denn in den Kri-
sendiskursen der 1970er Jahre erleben zwei konkurrierende Deutungsmuster ihren
Durchbruch (Kap. 3.2, 3.3): Das neoliberale Regierungsdenken, das die mangelnde
Rationalität des keynesianischen Staates anprangerte, und das technologische Re-
gierungsdenken, das die veraltete Rationalität derModerne für die Krise verantwort-
50 Insb. Reckwitz: Die Gesellschaft der Singularitäten und Rosa: Beschleunigung.
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lich machte. Die historische Situation, die eine Abgrenzung vom Nachkriegsmo-
dell der Souveränität erforderte, führte dabei freilich zu einer Konvergenz dieser
beiden Deutungsmuster: Beide richteten sich gegen die souveräne Stellung der Po-
litik, in der der Staat als moralisch höher gestellter Treuhänder des Gemeinwohls
agiere. Vor diesemHintergrund entwickelten beide eine ausgeprägte Skepsis gegen
die Steuerungskapazität des Staates und versuchen, den Regierungsbegriff zu er-
weitern. Es ist daher auch kein Zufall, dass beide Strömungen an den Governance-
Begriff anschließen konnten. Die Governance-Perspektive fängt die Rekalibrierung
des Regierens auf, indem sie einerseits ›Regieren‹ für jedwedes Regelsystem ver-
wendet und solche Regelsysteme andererseits in allen Arten von Organisationen
und selbst auf der Interaktionsebene auffindet, zum Beispiel in Verhandlungen.
Aber diese historisch bedingte Konvergenz darf nicht über die grundlegenden
Unterschiede dieser beiden Deutungsmuster hinwegtäuschen. Nicht nur dass die
Krisennarrative die sozialen und politischen Probleme anders deuten, auch die ide-
engeschichtlichen Ressourcen für ihre Interpretationen sind völlig verschieden: Der
Neoliberalismus steht in der Tradition des liberalökonomischen Denkens, wie es
von Jeremy Benthams Utilitarismus begründet und in der Rational- und Public-
Choice-Theorie der Nachkriegszeit reformuliert wurde. Dieser Ansatz ist von der
klassischen Mechanik geprägt, die Bentham explizit auf die moralischen und poli-
tischen Fragestellungen übertragen hatte, um liberale Lösungen für die politischen
und sozialen Probleme am Beginn der Moderne zu formulieren.
Demgegenüber griff das technologische Deutungsmuster auf jene kyberneti-
schen Figuren zurück, die einer Kritik genau dieser Mechanik und ihrer Steue-
rungskonzepte verschrieben waren. Aus dieser Perspektive musste der neoliberale
Ansatz daher selbst als ein Relikt der veralteten Rationalität der Moderne erschei-
nen, und es ist daher nur folgerichtig, dass sich viele Positionen des technologi-
schen Regierungsdenkens immer wieder explizit vomNeoliberalismus und seinem
New Public Management abgegrenzt haben – von Michel Crozier und Michel Fou-
cault über Niklas Luhmann bis hin zum network governance.51
Auch in systematischer Hinsicht sind daher die Differenzen zwischen den
Wahrnehmungs-, Denk- und Handlungsmustern der beiden Ansätze nicht zu
übersehen. Sie haben eine grundsätzlich andere Perspektive auf das Verhältnis
von Gesellschaft und Politik. Der Neoliberalismus belässt es bei einer Gegen-
überstellung dieser beiden Einheiten, dreht aber die Hierarchie im Vergleich zu
den Nachkriegstheorien der Souveränität um: Nicht mehr die Politik ist für die
Steuerung der Gesellschaft zuständig, sondern die Gesellschaft steuert nunmehr
die Politik. Märkte dienen in der Gesellschaft dazu, eine Präferenzordnung auszu-
bilden, die dann durch den Staat durchgesetzt werden muss. Dem teleologischen
Staatsverständnis der Nachkriegszeit wird ein instrumentelles Staatsverständnis
51 Für das network governance etwa Rhodes: Understanding Governance, S. 55-59, 110.
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entgegengesetzt, in dem der Staat eine Schutzfunktion (protective state) und eine
Kollektivgutfunktion (productive state) zu erfüllen hat, damit die individuellen
Transaktionen abgesichert sind. Dabei wird den politischen Eliten grundsätz-
lich Misstrauen entgegengebracht, weil sie als Nutzenmaximierer unter dem
permanenten Verdacht stehen, ihre institutionelle Macht zu eigenen Zwecken
auszubeuten. Daher setzt das neoliberale Regierungsmodell des New Public Ma-
nagement auf Praktiken der Transparenz, mit denen permanent Informationen
über das Handeln der Beauftragten generiert werden. Dies ermöglicht einerseits
eine straffe Kontrolle und Sanktionierung von ›Agenten‹ durch ihre ›Principale‹,
während andererseits die Zunahme der Informationen zu einer rationaleren,
neutralen Politik führen soll.
Wie bereits zu sehen war, setzt auch das technologische Regierungsdenken auf
den offenen Zugang zu Informationen, allerdings aus völlig anderen Gründen. Das
Netzwerk-Denken löst die Gegenüberstellung von Politik und Gesellschaft auf und
verortet erstere in der Gesellschaft, die zudem nicht als ein moralisch höherwerti-
ger Akteur auftreten kann. Die Option kausaler Steuerung kann weder von ›der‹
Politik noch von ›der‹ Gesellschaft in Anspruch genommen werden, weil es erstens
diese Einheiten gar nicht gibt und es zweitens unmöglich ist, ein repräsentatives
oder rationales Urteil im Sinne des one best way zu generieren. Die Utopie vollstän-
diger Erkenntnis und das Modell kausaler Steuerung werden durch die Vorstellung
intransparenter Interdependenz und zirkulärer Führungsprozesse ersetzt. Daher
dient die Offenheit der Informationen hier auch nicht der Reduktion von Unge-
wissheit, sondern der kreativen Revision und Innovation. Sie gewährleistet die Au-
tonomie der Subjekte und Systeme, ohne dass ein methodologischer Individualis-
mus in Anschlag gebracht wird: Das Subjekt ist ein vernetzter User von Informa-
tionen, kein atomisierter Nutzenmaximierer. Die Konzeptionen von Gesellschaft,
Politik und Selbstführung unterscheiden sich damit fundamental vomneoliberalen
Ansatz.
Daher muss man auch Andreas Reckwitz’ Diagnose noch einmal qualifizie-
ren. Er argumentiert, dass wir uns nach dem Strukturwandel in einer Gesellschaft
bewegen, deren Politik durch einen ›apertistisch-differenziellen Liberalismus‹ ge-
prägt werde. Darin sieht er eine »Form des Regierens […], die sowohl an Wettbe-
werbsstrukturen als auch an kultureller Diversität orientiert ist«, indem sie sich ei-
nerseits einer wirtschaftlichen und sozialen Öffnung verschreibe und andererseits
kulturelle und soziale Differenzen fördere.52 Damit hat er richtig erfasst, dass der
Neoliberalismus keine ausreichende Erklärung für die politischen Praktiken der
Gegenwart liefert, aber er überzieht diese These zugleich. Vor allem trägt gera-
de der Neoliberalismus nicht die Züge der Singularisierung, die für Reckwitz die
52 Reckwitz: Die Gesellschaft der Singularitäten, S. 371.
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Moderne nach dem Strukturwandel charakterisiert. Insbesondere das New Pub-
lic Management zielt vielmehr auf eine Formalisierung und Standardisierung, um
Kontrolle zu erlangen und hierarchische Rangordnungen erstellen zu können.53
Dieser Ansatz ist durch und durch modernistisch. Ganz anders sieht dagegen das
technologische Regierungsdenken aus. Dieses bringt tatsächlich starke ästhetisie-
rende und singularisierende Impulse in die Politik nach dem Strukturwandel.
Nur wenn man daher diese beiden Strömungen heuristisch und historisch auseinander-
hält, kann auch eine Analyse ›spätmoderner‹ Politik gelingen. Das Verhältnis von neoli-
beralen und technologischen Ansätzen muss dabei Gegenstand empirischer Un-
tersuchungen sein. Dabei sind unterschiedliche Möglichkeiten denkbar. Eine evi-
dente Option wären fundamentale Differenzen, die in der Praxis zu politischen Kon-
flikten um die Interpretation von neuen Problemstellungen und bestehenden In-
stitutionen führen. Im Zweifelsfall kann dies sogar auf den Versuch einer feind-
lichen Übernahme hinauslaufen. Ein Beispiel dafür ist die Leitlinie zum network
governance, die von PriceWaterhouseCoopers und dem ›Internationalen Centrum
für Franchising und Cooperation‹ herausgegeben wurde.54 Hier werden einerseits
die Vorteile des Netzwerk-Ansatzes bei der Akquise von Ressourcen betont, an-
dererseits zielt der daraufhin entwickelte Good-Governance-Kodex aber darauf, die
Netzwerk-Beziehungen erst in den Begriffen von Principal-Agent-Beziehungen zu
reformulieren und dann neoliberale Prinzipien für das Verhalten in Netzwerken
vorzugeben. Dazu gehören etwa ›transparente‹ Berichterstattungen und weitere
Kontrollmechanismen, mit denen die Agenten an die Interessen des Principals
gebunden werden. Dadurch wird gerade die Diversität des Verhaltens auf einen
formalisierten, vorab definierten Handlungsspielraum begrenzt und hierarchisch
sanktioniert. Der Neoliberalismus überformt die Netzwerk-Idee.
Eine andere Ausprägung des Verhältnisses von Neoliberalismus und Netzwerk-
Denken sind Überschneidungen. Diese können als nicht-intendierte Effekte oder
als Kooperationen auftreten, in deren Verlauf sich die Logiken auch verbinden
können. Effektive Überschneidungen kämen dann nicht durch ein gemeinsames
Projekt zustande, sondern weil sich die je einzeln anvisierten Zielstellungen
überlappen. Ein Beispiel dafür ist die oben erwähnte Skepsis gegen die staatliche
Steuerungskompetenz, die im einen Fall aus einem anthropologisch begründeten
Misstrauen und im anderen Fall aus dem Komplexitätstheorem gespeist wird.
Allerdings können solche effektiven Überschneidungen auch in Kooperationen
transformiert werden. Dies könnte in politischer Hinsicht etwa für Forderun-
gen nach Transparenz und Open Government gelten, die zwar unterschiedlich
motiviert sind, aber in der Lobbyarbeit durchaus zusammenwirken. Für die-
53 Zur Homogenisierung durch Rankings vgl. Mau: Das metrische Wir, S. 225-239.
54 Siehe Ahlert et al.: Network Governance.
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se Kooperationen bieten die Informations- und Spiel-Metaphoriken (trotz der
unterschiedlichen Auslegungen) eine gemeinsame Verständigungsgrundlage.55
Das Mit-, Neben- und Gegeneinander der beiden Regierungsrationalitäten öffnet außer-
dem einen neuen Blick auf gesellschaftliche Probleme nach dem Strukturwandel. Darun-
ter ist eine Pathologie, die sozialwissenschaftlich breite Aufmerksamkeit gefunden
hat, bisher aber fast immer dem Neoliberalismus zugeschrieben wurde: die Über-
forderung des Subjekts. Durch die Neoliberalisierungwerden demnach die Subjek-
te zu ›Unternehmern ihrer selbst‹, die ihr Leben auf Profitmaximierung ausrich-
ten sollen und gleichzeitig alle Risiken von Fehlschlägen abfedern müssen.56 Nach
der Analyse des technologischen Regierungsdenkens zeigt sich aber, dass hier eine
effektive Überschneidung vorliegt: Denn auch das Netzwerk-Denken fordert von
dem Subjekt eine permanente Aktivität in Form von Selbst-Kritik, Konnektivität
und Kreativität, wofür es das Subjekt eigens vom Sicherheitsdenken des Wohl-
fahrtsstaates befreien will.
Auch Luc Boltanski und Ève Chiapello haben darauf in ihrer Einschätzung der
Netzwerk-Polis hingewiesen. Sie argumentieren, dass der konnexionistische Geist
von den Subjekten verlange, »anpassungsfähig, flexibel« und »polyvalent« zu sein,
keine Risiken zu scheuen und auf alles zu verzichten, was diese Flexibilität beein-
trächtige, insbesondere auf moralische Bindungen.57 Dafür führen sie nicht nur
die Management-Literatur an, sondern auch Michel Crozier und Gilles Deleuze.
Dass auch diese Reaktion auf den Strukturwandel die Subjekte überfordern kann,
liegt auf der Hand. Die polemische Kritik am Neoliberalismus reicht in diesem Fall
55 Ein Beispiel für eine derartige Verständigung zeigt sich in theoretischer Hinsicht bei
Netzwerk-Ansätzen, die sich spieltheoretischerModellierungen der Interaktionen bedienen.
Damit kaufen sie sich potenziell die Konzeption des Nutzenmaximierers ein, deren eindi-
mensionale Tauschrationalität vom Netzwerk-Denken eigentlich kritisch gesehen wird. Der
Übertritt bietet aber den policy-nahen Ansätzen einen Ausweg, weil die Betonung des Eigen-
verhaltens im Netzwerk-Denken schlicht keine eigenständige, prognosefähige Handlungs-
theorie bereithält. So beschrieb Rhodes: Understanding Governance, S. 9, anfangs die Spiele
auch als ein Ressourcentausch, in dem es um Nutzen geht; ähnlich auch Boyer: »Netzwer-
ke und Geschichte«, S. 53. Zu unterschiedlichen Adaptionen des Spiels siehe auch Klijn/Teis-
man: »Strategies and Games in Networks«; eine typische Referenz für die spieltheoretische
Modellierung ist dann Scharpf: »Games Real Actors Could Play«.
56 Namensgebend für eineVielzahl von FolgestudienwarBröckling:Dasunternehmerische Selbst.
Methodologisch verbindet Bröckling laut Kap. 1 dabei übrigens Foucault’sche und system-
theoretische Ansätze. Vgl. jüngst auch Fuchs et al. (Hg.): Das überforderte Subjekt, wo sich
auch breitere, beschleunigungstheoretisch grundierte Beiträge finden. Zum Sinnverlust in
neoliberal rationalisierten Verwaltungen aus anderer Perspektive auch August: »Theorie und
Praxis der Transparenz«, S. 140f.
57 Boltanski/Chiapello: Der neue Geist des Kapitalismus, Zitate S. 158 (Hervorhebung entfernt),
insg. 158-173.
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weder aus, um die Selbstbeschreibungen der Subjekte zu verstehen, noch um ei-
nen Ausweg aufzuzeigen. Deshalb haben Boltanski und Chiapello eine Kritik der
Sozialkritik formuliert, denn diese richte sich bisher immer noch auf die Konstella-
tion der »bürgerlichen« Moderne und übersehe daher die Herausforderungen der
Netzwerk-Logik.58
DieseHerausforderungen lassen sich vor allemdort finden,wo die gesellschaft-
liche Selbstbeschreibung des technologischen Ansatzes blinde Flecken aufweist,
durch die sie konfligierende Selbstbeschreibungen übersieht. Schon weil die tech-
nologische Selbstbeschreibung ihre Subjektkonzeption als eine freiheitliche Praxis
sieht, in der dem Subjekt zahlreiche Möglichkeiten des Selbstentwurfs bereitge-
stellt werden, ohne diese der moralischen Beurteilung auszusetzen, kann sie die
überfordernde Wirkung eines solchen Entwurfes für so manche Subjekte nicht er-
fassen.
Besonders scharf – und politisch heikel – wird dieses Problem konfligierender
Selbstbeschreibungen aber dort, wo der konkurrierende Selbstentwurf auf Krite-
rien aufbaut, die das technologische Regierungsdenken explizit zurückweist, wie
zum Beispiel einen Rückbezug auf Kontinuität und Territorium. In ihrer Studie
über den Aufstieg der neuen Rechten in den USA zeigt Arlie Russel Hochschild et-
wa, dass sich gerade in ländlichen Regionen das Selbstwertgefühl der Menschen
aus territorialer Herkunft und kontinuierlicher Anstrengung speist, man dort aber
gleichzeitig den Eindruck hat, dass diese Qualitäten des Landes keine Anerken-
nung mehr finden.59
Tatsächlich besteht im technologischen Regierungsdenken sowohl ideenge-
schichtlich als auch systematisch eine gewisse Distanz zum Ländlichen. Nicht
zuletzt bilden die Planungs- und Steuerungsprobleme urbaner Regionen wie
San Francisco oder Los Angeles einen Hintergrund der Konzepte; vor allem aber
werden Flächen im relationalen Raum des Netzwerkdenkens nicht repräsentiert.
Durchaus paradigmatisch für dieses Selbstverständnis heißt es daher bei Luh-
mann: »Das Zentralproblem politischer Herrschaft liegt schon lange nicht mehr in
den Unterschieden der Lebensformen auf dem Lande und in der Stadt.«60 Doch
dies steht in Spannung zu anderen Selbstbeschreibungen in der Gesellschaft, die
das womöglich anders sehen.
Die zentrale Herausforderung für das technologische Regierungsdenken be-
steht dabei aber weniger in der Vernachlässigung vonThemen, man könnte sagen:
in seiner mangelnden Umweltsensibilität. Denn die Stärke des Netzwerk-Denkens
ist ganz zweifelsohne, dass es um die blinden Flecken eines jeden Ansatzes weiß
58 Vgl. z.B. Boltanski/Chiapello: Der neue Geist des Kapitalismus, S. 450, 569.
59 Vgl. Hochschild: Fremd in ihrem Land, S. 291f.
60 Luhmann: »Staat und Staatsräson im Übergang von traditionaler Herrschaft zu moderner
Politik«, S. 146.
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und zu einer Aufklärung dieser Flecken aufruft – auch wenn dieser Aufruf zu ei-
ner historischen Kritik des Netzwerk-Denkens selbst selten aufgenommen wurde.
Die Schwäche des Ansatzes besteht daher vielmehr darin, dass es keinen Rahmen
bereitstellt, um die subjektiven Defiziterfahrungen in kollektive Handlungserfah-
rungen zu transformieren. Der Begriffsapparat des Netzwerk-Denkens ist hervor-
ragend geeignet, um Paradoxien zu erfassen, um Alternativen zu produzieren und
Autonomie gegen Normierungen zu verteidigen. Er bietet aber rhetorisch und kon-
zeptionell eine offene Flanke im Bereich kollektiver Selbstverständigung und kollektiven
Handelns.
Auch in dieser Hinsicht fällt die Kritik von Boltanski und Chiapello überaus
scharf aus. Denn sie attestieren der Vorstellungswelt des Netzwerks, dass sie »kein
geeignetes Prinzip [hat], um die Zahl der Personen zu benennen, zwischen de-
nen eine Gerechtigkeitsrelation hergestellt werden kann«.61 Daher »braucht die
Gerechtigkeitsfrage gar nicht erst gestellt zu werden«, und die soziomoralischen
Anforderungen reduzieren sich darauf, den Bestand des Netzwerkes zu sichern.62
Es kommt also allenfalls durch die Netzwerkstandards eine gerechtigkeitstheore-
tische Stoßrichtung in das Netzwerk-Denken, weil es die paralysierenden Folgen
von Marginalisierung und Normierung aus der Perspektive der konstitutiven Di-
versität und Konnektivität von Netzwerken thematisieren kann.
Dadurch fokussiert man sich aber auf die Freiheit des einzelnen Akteurs. Schon
Heinz von Foerster und Gregory Bateson argumentierten für eine Heterarchie der
Werte und gegen die Idee eines summum bonum. Bei Michel Foucault wird die glei-
che Haltung in seiner Kritik an den normierenden Praktiken der Moderne und sei-
ner vehementen Verteidigung des Singulären deutlich. Ihm gelingt es zwar sogar,
eine neue Konzeption von Subjektivität zu gewinnen, eine kollektive Dimension
fehlt ihr aber: Ihre Politizität besteht gerade in der individuellen Freiheit zur experi-
mentellen Selbstführung. Schließlich verwies auch Niklas Luhmann die Vorstellung
eines Gemeinwohls oder Gerechtigkeitsideals in die (vermeintlich) untergegangene
Welt der Vormoderne und erklärte, dass eine funktional-differenzierte Welt gera-
de nicht auf normativer Integration aufruhen kann. In der neusten Variante fordert
auch Armin Nassehi, »mit möglichst sparsamen Formen von Gemeinschaftlichkeit
aus[zu]kommen«.63
61 Boltanski/Chiapello: Der neue Geist des Kapitalismus, S. 150f.
62 Boltanski/Chiapello: Der neue Geist des Kapitalismus, S. 151.
63 Nassehi: »Das Politische der politischen Gesellschaft«, S. 139. Dabei gibt es in weiten Teilen
des technologischen Regierungsdenkens Formen von ›Gemeinschaft‹, nämlich jene, die an
die Praxis der gegenkulturellen Kommunen angelehnt sind. Paradoxerweise handelt es sich
hier aber gerade umweitgehend homogene Gemeinschaften, die gewissermaßen eigeninter-
essiert auf ihr Ziel ausgerichtet sind: Es sind lokale Singularitäten im Netzwerk, die gerade
nicht auf kollektivesHandeln oder eine kollektive Verantwortung abzielen (wieman auch bei
Foucaults Organisationsvorstellung gesehen hat). Wie Fred Turner beobachtet hat, neigten
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Die vorliegende Untersuchung plausibilisiert diese Ablehnung des Gemein-
wohls, weil sie historisch als Reaktion auf die erdrückende Normativität und
den selbstzerstörerischen Interventionismus eines Souveränitätsdenkens gesehen
werden kann, das mit guten Gründen in den 1970er Jahren für gescheitert erklärt
wurde. Vor diesem Hintergrund sind die Freiheitsgewinne des Netzwerk-Denkens
ebenso enorm wie die Erkenntnisgewinne, die man durch die Umstellung der
analytischen Herangehensweise auf Differenz und zirkuläre Regulation erhält.
Gleichzeitig kann aber die ganz alteuropäische Erwartung an eine kollektive
Selbstgestaltung auf der einen und an eine normative Orientierungsfunktion der
Politik auf der anderen Seite gesellschaftlich nicht aufgegebenwerden. Sie ist funk-
tional notwendig, wie Luhmann durchaus wusste.64 Diese kollektive Dimension
braucht allerdings nicht in der Form eines substanzialistischen Gemeinwohls oder
homogener Gemeinschaften daherzukommen, die nicht nur im technologischen
Regierungsdenken immer wieder zur Abgrenzungsfolie reicht, um das Problem
schnell beiseite zu legen. Denn womöglich ist man gerade wegen der Diversität mo-
derner Gesellschaften sowohl auf die kollektive Konstitution und Verhandlung von
Problembeschreibungen als auch auf die Einübung und Ausübung von Gemeinsinn
angewiesen.
Wenn es aber nicht gelingt, den faktisch vorhandenen Erwartungen an Politik
Ausdruck zu verleihen, kann ein fundamentaler Konflikt zwischen den Selbstbe-
schreibungen in einer Gesellschaft entstehen. Die Sprengkraft dieses Konfliktes
ist enorm, wie seit der Finanzkrise 2008 und noch einmal verschärft seit der so-
genannten Flüchtlingskrise 2015 zu sehen ist. Denn an die verwaiste Stelle kollek-
tiver Erfahrungen können nationalistische und rechtsextremistische Strömungen
treten, die den Begriff der Souveränität mit seinem Pathos von Integration und
Machbarkeit in verkümmerter Form wieder aufgreifen. Sie werden dann zu einer
Projektionsfläche für die gesammelten Problemlagen nach dem Strukturwandel
der Moderne. Dadurch steht das technologische Regierungsdenken vor einem Pa-
radox: Gerade die differenztheoretisch begründete Verweigerung von Gemeinwohl
und Gemeinsinn könnte zur Gefahr für die differenzierte Gesellschaft werden.
Die Risse im Regierungsdenken der Spätmoderne haben dabei auch jenseits
rechtsextremistischer und linkspopulistischer Positionen den Raum für souverä-
nitätstheoretische Argumente wieder geöffnet. Intellektuelle Interventionen aus
die Kommunen historisch zu Elitarismus, Homogenität und einer Ablehnung formaler Poli-
tik, die nicht selten zu einem Führerkult führte (vgl. Turner: From Counterculture to Cybercul-
ture, S. 256f.). Eine solche Form – ummit McLuhan zu sprechen – ›tribaler‹ Gemeinschaftlich-
keit hat mit reflektierten, souveränitätskritischen und diversitätsbewussten Modellen des
Gemeinsinns, wie man es etwa bei Hannah Arendt findet, tatsächlich wenig gemein.
64 Für eine ähnliche Kritik der Systemtheorie, freilich in anderem Zusammenhang, vgl. Rosa:
Resonanz, S. 380.
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einem eher sozialdemokratischen Spektrum werben etwa dafür, den souveränen
Nationalstaat als eine politische Ordnung wiederzuentdecken, weil er gerade we-
gen seiner territorialen Verankerung soziale Integration, demokratische Partizi-
pation, internationale Kooperation und ökonomische Gerechtigkeitserwägungen
besser verbinden könne, als dies in den vergangenen 30 Jahren gelungen sei.65
Und auch auf zentralen Politikfeldern gewinnt die Rationalität der Souveräni-
tät wieder an Boden, was sich bei der Digitalisierungspolitik besonders deutlich
zeigt.66 Dieses ursprünglich stark am Paradigma der Vernetzung orientierte Feld
wird nun mit Fragen politischer Souveränität konfrontiert, und zwar sowohl mit
Blick auf die Inhalte (policies) als auch mit Blick auf Akteursstruktur (polity) und
Verfahren (politics). Dabei geht es häufig um Probleme, die aus den Kernideen des
technologischen Paradigmas folgen, wie zum Beispiel die Frage, ob das ›Rauschen
des Wissens‹ im Netz im Falle von ›Hate Speech‹ und ›Fake News‹ nicht doch einer
klareren, normativ grundierten Regulation bedarf, die den Staat als repräsentative
Ordnungsinstanz auf den Plan ruft.
Das Paradigma der Souveränität kann also genau dort wieder aufgerufen wer-
den, wo die spätmodernen Paradigmen problematisch werden. Insbesondere bei
den Erwartungen an kollektive Handlungsfähigkeit bietet es vertraute Denkfiguren
und ermöglicht so eine schnelle Reaktion auf eine freilich neue Problemlage. Die-
se Problemlage ergibt sich gerade aus den Folgen des Strukturwandels und macht
deshalb eine einfache Rückkehr zum Souveränitätsparadigma unwahrscheinlich.
Denn die Reaktionen auf den Strukturwandel der Moderne haben schon jetzt in-
stitutionell und ideenpolitisch zu starke Spuren hinterlassen, als dass dies oh-
ne Weiteres zurückgedreht werden könnte. Das gilt in besonderer Weise für das
Netzwerk-Denken, das sich tief in die Wahrnehmungs-, Denk- und Handlungs-
muster der Spätmoderne eingeschrieben hat. Seine blinden Flecken und nicht-
intendierten Folgen schaffen aber neue Zerwürfnisse. Darauf gilt es eine Antwort
zu finden.
65 Siehe z.B. Jörke: Die Größe der Demokratie.
66 Vgl. zum Folgenden Pohle/Thiel: »Digitale Vernetzung und Souveränität: Genealogie eines
Spannungsverhältnisses«, insb. S. 75.
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52, 80, 112, 126, 128, 135, 143, 154, 163f., 
178, 193, 203, 214, 216, 221-298, 305-
306, 312, 315-320, 323-326, 332, 336-
3389, 353-363, 375, 378-401, 406 → im 
Vergleich mit Niklas Luhmann 20-24, 
31-33, 222-224, 229, 234, 238, 299-302, 
305f., 312, 315f., 319f., 322-324, 326, 
335-339, 354-360, 362f., 378-392, 395, 
406   
Friedman, Milton 194, 196, 198  
 
G 
Gegenkultur siehe Counterculture 
Gemeinsinn, Gemeinwohl 62-66, 85f., 
99, 197f., 390, 399-401, 406f. 
Gerechtigkeit 61-69, 85, 104, 296, 390, 
393, 406f., 408 
Gewalt 13, 20, 40f., 43, 45f., 50, 52-57, 
59, 64, 72f., 78, 82-84, 98, 107, 173f., 
178-180, 208, 262-264, 285, 337, 356, 
377, 396 
Gewaltenteilung 41, 336, 344, 357 
Gewerkschaft 175-177, 195, 271, 247, 277, 
345, 391 
governance 9, 13-15, 22, 25, 31, 166f., 
207, 212f., 219, 282, 287, 289, 300, 370, 
375, 387, 389, 393-399, 401, 403f. siehe 
auch network governance 
government 11f., 22, 31, 88, 176, 185-187, 
206, 215, 287, 403 siehe auch Westmins-
ter-Modell 
10, 31, 224, 248, 253, 265, 267, 269f., 
275f., 282f., 287-289, 296, 387, 389, 399 
Granovetter, Mark 15, 207 
Groupe d’Information sur les Prisons 
(GIP) 257-260, 262, 280, 391 
 
H 
Habermas, Jürgen 9, 105f., 111, 118, 123-
125, 127, 132, 188-193, 211, 213f., 263, 
283, 300, 354  
Handlungsfähigkeit 36, 69, 78, 165, 408 
Handlungstheorie 254, 286, 317, 366f., 
404 
Hennis, Wilhelm 51, 62, 71-82, 85-88, 
90-93, 95, 99, 101f., 179-188, 191f., 194, 
300, 382 
Heterarchie 157, 219, 301, 309, 329, 372, 
406 
Hierarchie 17-22 → im Souveränitätspa-
radigma 36, 64, 68, 79, 84f., 88, 100, 
107, 117 →  im neoliberalen Denken 
157, 199-201, 211-214, 403 → Hierar-
chie-Kritik 11, 13f., 17-22, 156f., 199-
201, 204, 206, 258-260, 272f., 279, 
283, 304, 310f., 330-336, 340, 346, 354-
358, 363-366, 370, 377-379, 387, 391f., 
396-398, 401-403 siehe auch Heterarchie 
Register 471
Gouvernementalität, governmentality 
Horkheimer, Max 91, 114, 118, 120f., 124 
  
36, 51f., 58-60, 70f., 77-82, 85-92, 95, 
101-104, 107, 121-126, 137, 143, 145f., 183, 
225, 230, 237, 239-243, 249-264, 266, 
271, 278, 289, 294, 312, 319-325, 331f., 
343, 346, 355, 357, 376, 381f., 385f. 
→  Antihumanismus 13, 312 
 
I 
Inflation 168-170, 174f., 181, 194, 199, 342, 
345 → Anspruchsinflation 186, 302, 
310, 338-345 → Machtinflation 338 
Information, Informationstheorie 17, 106, 
111-113, 131, 136, 147-150, 153, 156, 159, 
197, 199, 201, 210, 213f., 218, 221f., 
225-235, 239, 246, 258, 279, 290, 303, 
312-314, 335, 338, 343, 360, 376, 382f., 
385, 391f., 402, 404 → Informationsge-
sellschaft 22 → Informationstechnolo-
gie 18f., 210, 216 siehe auch Computer  
Innovation 23, 126, 133f., 141, 207, 215, 
218, 223, 271, 296, 301f., 351, 361, 363-
366, 370, 392f., 397, 402   
Institutionalismus 20, 180-182, 184-188, 
204f., 210, 215, 223, 273f., 300, 354, 
356, 359, 377 → Neoinstitutionalismus 
367, 370f. 
instrumentelle Rationalität 113, 116, 
120f., 125, 212, 214, 218 siehe auch Mittel-
Zweck-Verhältnis, Teleologie, Zweck 
instrumentelles Staatsverständnis 211f., 
401 siehe auch Neoliberalismus, Public-
Choice-Theorie 
Intellektuelle 20, 23, 27-29, 33, 43, 52, 
58, 60, 62, 70, 102f., 112, 128, 173, 
192f., 215, 221, 226, 348, 373, 399, 407 
→ universelle / spezifische Intellektu-
elle 126, 215, 258, 280, 319f., 354, 390 
Internet 11, 18f., 106, 130, 155, 217-219, 
299, 378, 381 siehe auch ARPANET 
 
J 
Jacob, François 229, 244  
Jakobson, Roman 131, 226  
 
K 
Kalifornien 13, 105, 206f., 219, 221, 234, 
261, 296, 409 → Bay Area 14, 207, 297, 
409 
Kausalität (lineare, zirkuläre) 17-19, 22, 
80, 107, 129, 133, 138, 151, 162, 164, 202, 
207, 214f., 232-236, 243f., 250, 255, 
257, 260, 284, 303-306, 326, 328, 331f., 
336, 347f., 353, 356, 365, 384, 389, 402 
siehe auch Zirkulation 
Kelsen, Hans 41-43, 49, 73f. 
Keynes, John M. 48, 100 
Keynesianismus 13, 47f., 100, 146, 174f., 
197f., 214, 270, 274, 400 
Kielmansegg, Peter Graf 72, 88, 174-176, 
182-187, 194, 199f. 
Komplexität 19-23, 376-380, 383-385, 
388, 390, 403 → in der Kybernetik 131, 
134, 145f., 152, 154-159, 162-164, 200-
207, 209, 215, 219 → bei Foucault 238, 
243, 248, 251, 254-260, 263f., 277f., 
282, 288, 297 → bei Luhmann 303-308, 
314, 320, 323, 325, 330, 334, 348, 356-
359, 364, 368f., 371 
Konnektivität 19f., 140-142, 145, 251, 257, 
329, 377, 381, 404, 406 → konnexionis-
tisch 14, 22, 301, 371f., 404  
Konservative, konservativ 44f., 91, 119, 
149, 175-177, 180f., 184f., 190f., 199, 
206, 209, 300f., 330f., 343f., 346, 350, 
354f., 357f., 390f., 393, 400 
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Humanismus, (nicht-)humanistisch 17f., 
Kontingenz 19f., 92, 128, 134, 145, 159, 
173, 192, 208, 215, 234, 243, 252, 294, 
337, 364, 385, 389 siehe auch Zufall 
Kontinuität, 21, 23, 146, 162, 172, 209, 
237f., 243-245, 248f., 325, 368, 383-
385, 387, 405 → Diskontinuität 162, 
229-234, 237f., 243-245, 383 
Kooiman, Jan 31, 395-398 
Kreativität 11, 23f., 126, 133f., 160, 162, 
224, 293, 295-298, 356, 362, 375, 387, 
393, 397f., 402, 404 
Kybernetik 9, 14, 17-21, 28, 70f., 106f., 
111-113, 117, 125, 127-164, 200-206, 215, 
217, 219, 222-231, 234-245, 249-256, 
260, 269, 282, 284, 286, 289f., 294, 
296f., 299f., 305, 312, 317, 223, 335, 
350f., 358, 365, 370, 376f., 377, 380-




La Porte, Todd 200, 207f., 370, 396  
Lacan, Jacques 225 
Laclau, Ernesto 192 
law of requisite variety 155, 306 
Legitimität 17, 39, 50, 74, 85, 87, 91, 122, 
187f., 190-192, 199f., 218, 262, 283, 338, 
342, 385, 387, 389, 392 
Lernen, Lernfähigkeit 134, 152, 201, 314, 
342, 348, 355f., 362-364, 364, 370, 391 
Lévi-Strauss, Claude 143, 225f. 
Liberalismus 44, 66-69, 90, 192-200, 211-
214, 266-271, 274-297, 322, 386, 402 
siehe auch Neoliberalismus 
LSD 281 siehe auch Drogen 
Luhmann, Niklas 10, 20-24, 31-33, 80, 
126, 128, 138, 155, 203, 209f., 210, 216, 
222-224, 229, 234, 238, 256, 299-375, 
378-401, 405-407 siehe für Vergleich 
auch Foucault, Michel 
M 
Macht 17, 21f., 28, 32, 43, 45f., 49, 55, 57, 
61, 63f., 74, 80, 85, 117f., 124, 183, 195, 
197, 205, 214f., 379, 381, 389, 395, 402 
→ im Foucault-Kapitel 221-226, 236f., 
239, 242, 247-272, 277-291, 293, 295, 
312, 317 → im Luhmann-Kapitel 330f., 
335-338, 346, 350, 357f., 365f. → Ver-
gleich Macht bei Luhmann/Foucault 
21f., 335-339, 389 → Vertrags- und Be-
sitztheorien 206, 250, 252, 260, 332, 
335, 389 
Marcuse, Herbert 108, 115, 118-121, 124f., 
127, 262 
Markt 13f., 16, 20, 47, 100, 113, 146, 195-
199, 207, 210, 212, 215, 217f., 267, 276, 
359, 370, 379, 384, 401 
Marxismus 52f., 57f., 80, 118, 188f., 
192f., 223, 226, 249, 262-264, 271, 273, 
275, 320, 331, 356, 359, 386, 390, 399 
siehe auch Neomarxismus  
Maschine 18f., 70f., 106f., 112f., 120-122, 
127, 129-131, 134-139, 141f., 144-147, 
150-153, 158-162, 165, 218f., 228, 234, 
238, 244, 246, 249, 252, 254, 259, 307f., 
312, 320, 336, 380f. 
Matrix, Matrize 142, 246, 256, 259, 380 
Maturana, Humberto 134, 137, 153, 161f., 
223, 284f., 300, 311f., 315, 319 
Mayntz, Renate 132, 398 
McCulloch, Warren 130f., 134, 136, 138-
141, 143, 149f., 156f., 253 
Mead, Margaret 131, 135, 143 
Mechanik, mechanistisch 80, 107, 128f., 
133f., 138, 163, 199, 202, 204f., 214f., 
243-236, 243f., 249f., 250, 253, 256, 
260, 272f., 304, 331, 353, 376f., 381-
384, 387, 401 
metagovernance 31, 396-399 
Meynaud, Jean 108f., 113-118, 125, 127 
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Mikroelektronik 19, 130, 216-218, 221, 
256, 378 
Mittel-Zweck-Verhältnis 120-125, 133, 
151f., 331, 353, 392 siehe auch instrumen-
telle Rationalität, Zweck 
Moderne 17-20, 23f., 28, 32f., 106-108, 
120-122, 127f., 376-379, 381, 383, 385-
389, 391f., 399-408 → und Souveränität 
51, 70, 82, 84, 89, 92-95, 99, 111, 127, 
187 → und Kybernetik 18f., 107f., 128, 
132-137, 143, 152, 154, 158, 163f., 204-
207, 376f. → und Foucault 230, 240, 
245f., 255, 259f., 262, 264, 270-274, 
280f., 291-294, 297f., 385-387 → und 
Luhmann 300-303, 307, 310, 316, 332, 
344f., 347, 350-354, 360, 387 → Krise / 
Strukturwandel der Moderne 19-21, 
23, 28, 108, 164-180, 187f., 190, 194, 
200, 204-209, 213-216, 221-225, 272f., 
352-354, 377f., 381, 389, 399-408  
Modernisierung 18, 36, 38, 84, 92, 94f., 
101, 103, 109-111, 127f., 135-137, 208, 
210, 213, 260, 331, 353f., 365, 377, 386 
Moral 23f., 35f., 44, 51f., 60, 65-69, 76, 
82-86, 91f., 97, 103, 118, 126, 191, 214, 
223, 253, 276f., 291-295, 301, 319f., 343, 
355f., 359-364., 385f., 389-392, 399-406 
Morgenthau, Hans 43-46, 49, 95, 98, 114 
Mouffe, Chantal 192, 211 
Münkler, Herfried 27f., 32, 42f., 90, 92, 





Neoliberalismus 12-16, 20, 23f., 32, 111, 
166, 174, 181, 191, 194-199, 204, 210-
218, 223, 240, 267, 271, 274-279, 287-
289, 293, 296, 300f., 358-364, 367, 
370, 376, 392, 395, 400-404 → und Fou-
cault 274-279, 287-289, 293 → und 
Luhmann 358-364 → Ordoliberalismus 
47, 62, 68, 275  
Neomarxismus 20, 180f., 188-192, 195, 
199, 204, 210, 215, 300f., 354, 359, 377, 
390  
network governance 11, 31, 207, 219, 287, 
289, 370, 393-396, 399, 401, 403 → und 
Foucault 31, 289, 399, 401 → und 
Luhmann 31, 370, 396, 401 
Netzwerk-Gesellschaft 18, 378, 396 
Neue Linke 108, 135, 178f., 188, 192f., 208 
Neue Soziale Bewegungen 31, 175, 177f., 
280, 355f., 361, 394 
Neumann, John von 130f., 139, 145-147, 
156-158, 226 
New Public Management 14, 212-214, 
276, 401-403 
Newton, Isaac 107, 109, 127-129, 133, 163, 
202, 214f., 249, 382, 384 
Newtonianismus 129, 133, 163 
noise siehe Rauschen 
 
O 
Offe, Claus 109, 127, 180, 188-191, 263 
Offenheit 23, 80, 199, 301. 365f., 384, 
387, 391f., 402 
Öffentlicher Dienst, civil service 175, 
330f., 394, 398 
Ökologie, ökologisch 17, 21, 127, 178, 182, 
301f., 340f., 350-356, 360-364, 368, 
384, 393 
Ölpreiskrise 168, 171, 173, 178, 400 
one best way 23, 127, 203, 282, 297, 330, 
348, 392, 396, 402 
open government 403 
Operations Research 109-112, 129f., 
133f., 218 




Parteien 23, 55, 57, 80, 88, 178, 184-188, 
193, 209, 274, 279-281, 343, 356f., 
367f., 391f. 
Planung 11, 17, 29, 38, 70, 84, 94f., 99-
101, 104, 109, 115, 123, 126-132, 139, 165, 
173, 191, 201-203, 207, 219, 261, 297, 
330, 348, 363, 367, 375f., 393, 397, 405 
Pluralismus 41, 45, 79, 165, 175, 192  
postindustrielle Ordnung 171 
Poststrukturalismus 164, 192, 233f., 312, 
323  
PPBS (Planning, Programming, Budget-
ing System) 111, 165, 376 
Principal-Agent 213, 402f. 
progressiv 181, 330f., 343-346, 350, 354, 
391, 400 
Public-Choice-Theorie 20, 194f., 212, 401 
 
R 
RAND Corporation 17, 70, 110f., 132, 158, 
202, 217 
rational choice 101, 111, 157, 194, 199, 204, 
212-215, 219, 289, 296, 308, 358, 364, 
398, 401 
Rationalisierung 57, 68, 110f., 128, 132-
134, 190, 202-206, 214, 260, 283, 286, 
325-327, 353, 360, 364 
Raum 24, 139, 172, 202, 209, 216, 224, 351, 
382f., 405 → im Souveränitätsparadig-
ma 61, 94f., 99f. → bei Foucault 239, 
245-247, 250, 257, 271, 282, 296 → bei 
Luhmann 307, 327-329 → ›Großraum‹ 
46, 49  
Rauschen, noise 149, 153, 230, 235, 237, 
241, 313, 352, 392, 408 → Rauschen des 
Wissens 241, 279, 281, 296, 392, 408 
Reckwitz, Andreas 134, 167, 181, 231-234, 
238, 295-297, 316, 347, 394, 400, 402 
Reflexivität, reflexive Wende 19, 24, 134, 
154, 159, 223, 227, 231-235, 242, 250f., 
271, 283, 287, 288, 294, 302, 305, 307, 
317f., 322, 337, 345, 347, 352, 362f., 
365f., 387f., 398f. 
Regierbarkeit siehe Unregierbarkeit 
Regierungsdenken (Def.) 12 
Regulation 12, 17, 18-22, 107, 112, 129f., 
146, 151-153, 204-206, 223, 228, 335, 
350, 359-360, 383, 387-389, 395-398, 
407f.  
Repräsentation, Repräsentativität 17, 22f., 
65f., 87f., 94-96, 105, 143, 172f., 184f., 
253f., 257-259, 280f., 296, 317-320, 330-
333, 353f., 387, 390-395, 402, 408 
Risiko 146, 218, 268f., 327, 364-367, 371f., 
378, 381, 392, 404 
Rittel, Horst 201-206, 215, 272, 281, 297, 
353, 387 
Romantik, Romantizismus 113, 293, 303, 
316, 322, 347 
Rosa, Hartmut 9, 23-27, 84, 91f., 102, 
164, 167, 181, 193, 208f., 216, 316, 348, 
386, 400, 407, 409 
 
S 
Schaltkreis, Schaltplan 21, 139-144, 219, 
251-253, 343, 362, 381 
Scharpf, Fritz 201, 367, 369, 398, 404 
Schelsky, Helmut 108f., 112, 114, 118-127, 
306 
second-order cybernetics 134-136, 145, 
153, 234, 284, 297, 311-313, 386 siehe 
auch Kybernetik 
Selbstführung 224, 286f., 291-296, 392, 
402, 406 siehe auch Subjekt, Selbstorga-
nisation 
Selbstorganisation, Selbstregulation 20, 
99, 107, 113, 186, 383f., 388f., 395, 397f. 
→ in der Kybernetik 146-149, 151-154, 
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158-160 → bei Foucault 236f., 244-247, 
250-253, 278, 297 → bei Luhmann 311f., 
358-360 siehe auch Autopoiesis, Regulati-
on 
Sender 149, 153, 233, 252, 312 
Serres, Michel 15, 234, 271, 314 
Shannon, Claude 130f., 142, 148-150, 153, 
156, 226 
Simon, Herbert 201, 348 
Simson, Werner von 36, 43, 45, 77-82, 
85-95 
Situativität 23, 157, 163, 198, 209, 215f., 
296-298, 324, 348-350, 365, 386, 390, 
393 → situative Politik 23, 209, 348-
350, 390, 393 → situatives Subjekt 23, 
209, 296-298, 386 
Skinner, Quentin 27, 38 
Souveränität 9f., 16-24, 35-104, 165-221 
→ souveränes Regieren 82-87, 95-104 
→ und Technokratie 106-110, 117f., 122-
128 → und Kybernetik 137, 143, 157, 160 
→ im Vergleich mit Netzwerk-Denken 
16-24, 376-391, 395-397, 400f., 407f. sie-
he auch Raum, Zeit, Subjekt 
Spiel, Spieler, game 203-210, 212, 215, 
221f., 226, 297, 360, 381f., 386, 391f., 
398, 404 → in der Kybernetik 145-147, 
156-158, 297, 381f. → Spieltheorie 111, 
116, 119, 145-147, 156-158, 196, 212, 218, 
226, 288f. → bei Foucault 229-233, 245, 
253-256, 267, 272, 283-289, 297, 319, 
386 → im network governance 398, 404 
Staatskritik → Kritik des technokrati-
schen Staates 115-128 → in den Krisen-
narrativen 180-206 → neoliberale 
Staatskritik 192-200, 213f., 267 → bei 
Foucault 247-269 → Kritik des Wohl-
fahrtsstaates bei Luhmann 338-343 
siehe auch network governance, New Pub-
lic Management 
Staatsphobie 263-269, 276, 358 
Stagflation 173f., 198 
Start-up-Kultur 392 
Steuerungsdenken 19, 105-107, 128, 164, 
221-223, 311, 376f., 397 siehe auch Ky-
bernetik, Planung, Souveränität, Techno-
kratie 
Steuerungsfähigkeit 22, 99, 127f., 166, 
189, 194, 316, 333, 354f., 361-367, 401 
siehe auch Differenzsteuerung 
Steuerungsskepsis 250, 311, 350 
Steuerungszentrum 17f., 85, 354, 380, 
387 
Strategie (Metapher) 24, 206, 185, 209f., 
216, 381, 386 → in der Kybernetik 112, 
147, 150, 155 → bei Foucault 246, 251, 
253-258, 288-291, 296f. → bei Luh-
mann 306f., 326 siehe auch Spiel, Tak-
tik, usability 
Strukturalismus 15, 225-227, 230-234, 
271, 289, 304, 390 siehe auch Poststruk-
turalismus 
Subjekt 9f., 14, 22-24, 27-29, 209, 382-
392, 398, 402-406 → souveränes Sub-
jekt 17, 22-24, 58-61, 74, 78, 87-95, 107, 
173, 192, 209, 237-253, 313, 382, 385f. 
→ situatives Subjekt 23, 209, 296-298, 
386 → in der Kybernetik 107, 140, 154 
→ bei Foucault 229-231, 237-253, 266-
276, 281, 284-298, 360, 362 → bei Luh-
mann 313-315, 320-322, 360, 362 siehe 
auch Selbstführung 
system dynamics 351, 393 
 
T 
Taktik 55, 147, 253-255, 288f., 365 
Teleologie, télos 17, 50, 52, 61, 67, 70, 
75f., 85-88, 101, 138, 144, 176, 183-187, 
197, 209-214, 243, 376, 382, 390, 399-
401 → bei Foucault 228, 241, 255, 286, 
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292 → bei Luhmann 304, 326, 331, 350-
354, 369 siehe auch Mittel-Zweck-
Verhältnis, Zweck 
Technokratie 17, 32, 104-135, 165f., 182, 
188, 191, 226, 240, 261, 283, 297, 300, 
348, 376 
tool, tools approach 24, 135, 142, 204, 
206, 217, 269f., 282, 293, 296, 362 siehe 
auch Werkzeugkiste 
Transparenz 68, 155, 163, 212-214, 218, 
272, 316, 321, 370, 402-404 siehe auch 
Offenheit, open government 
 
U 
Unregierbarkeit 155, 166-198, 311, 339, 
344, 395 
usability 24, 296, 299, 390 
 
V 
Varela, Francisco 15, 134, 137, 161-164, 
284, 311f. 
Verantwortung 13, 17, 51f., 57-60, 69, 73-
82, 86-97, 104, 108, 117, 185, 209, 278, 
289, 346f., 382, 395, 397, 406 
Vertragstheorie siehe Macht 
Vester, Frederick 393 
 
W 
Wachstum 13, 100, 165-167, 170-175, 
199f., 301, 331, 343-354, 360 
Wahrheit (Konzept) 66, 152, 215, 229f., 
235-237, 252, 259, 283, 290, 295, 303f., 
313, 331, 337f., 354 siehe auch Wissen 
Webber, Melvin 201-206, 215, 272, 281, 
353, 387 
Weltgesellschaft 327-329, 362, 372, 382 
Weltkrieg 16f., 35f., 39, 45, 49, 51, 54, 82, 
92-94, 102, 108f., 119, 129-133, 171, 174, 
370, 376, 384 
Werkzeugkiste 135, 293, 296 siehe auch 
tools 
Westminster-Modell 68, 88, 301, 356f. 
White, Harrison 15, 31 
Whole Earth Catalog 135, 351 
wicked problems 202f., 281, 348, 392 
Wiener, Norbert 111-113, 127-151, 156f., 
226, 228 
Wissen 24, 163f., 197, 376, 392, 408 
→ Wissensordnung 88f., 174f., 378f., 
387f. → bei Foucault 223f., 227-243, 
249-265, 279-284, 290, 296, 392, 408 
→ bei Luhmann 303f., 313, 317, 327, 370, 
392, 408 siehe auch Bewusstsein, Rau-
schen (des Wissens), Wahrheit 
Wohlfahrtsstaat 13, 174, 186-189, 259, 
268f., 273, 279, 300, 331f., 338-354, 
369-371, 392, 395, 404 
 
Y 
YouTube 219, 392 
 
Z 
Zeit 17, 21, 24, 127, 208-210, 271, 279, 
382-386, 391-393 → im Souveränitäts-
paradigma (lineare Zeit) 17, 92-95, 99, 
208-210, 382f. → in der Kybernetik 127, 
129, 141, 153f., 157, 162, 383f. → bei Fou-
cault 224f., 231, 237, 243-248, 257, 271, 
279, 384f. → bei Luhmann 307, 320f., 
323-328, 365, 384f. → Echtzeit 11, 21, 154, 
257, 324f., 350, 362, 383, 391 siehe auch 
Emergenz, Evolution, Situativität 
Zirkulation, Zirkularität 18f., 21, 26, 107, 
377, 381, 388, 393, 402, 407 → in der 
Kybernetik 130, 140-142, 145-147, 150-
157, 162, 218f. → bei Foucault 221-224, 
246-251, 258, 284-288, 297 → bei Luh-
mann 315, 337, 350, 358, 365, siehe auch 
Regulation, feedback, Kausalität 
Register 477
Zivilgesellschaft 11, 90, 192-194, 199, 211, 
213, 276f., 280 
Zufall 132-134, 153, 229-233, 237-239, 241, 
244, 246, 288f., 319, 326, 366 siehe auch 
Kontingenz, Evolution 
Zukunft 17, 53, 58, 60-62, 69-71, 80, 92-
94, 99, 108, 110f., 116, 123, 129-132, 164, 
166, 184f., 208f., 218, 280, 323, 336, 
372f., 382, 384 siehe auch Zeit 
Zukunftsforschung 17, 62, 70f., 110, 132, 
209 
Zweck 17, 120-125, 133, 138, 143, 147, 
151f., 179, 185-187, 240f., 304f., 331, 353 
siehe auch Mittel-Zweck-Verhältnis, Te-
leologie 
Zweiter Weltkrieg siehe Weltkrieg 
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